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Heute in der WEXT 

Report Städtebauförderung 

Wohneigentum bleibt der klassische Schnittpunkt von privater 
Vermögensbildung und individuellem Lebenskomfort. Die 
Qualität des Wohnens mißt sich heute nicht mehr an umbau- 
ten Kubikmetern, sondern zunehmend an anderen Motiven: 
der lebenswerten Stadt mit famiHenfreundUchem Umfeld. Der 
liebevoll modernisierte Altbau verdrängt das „Haus von der 
Stange“. Anläßlich des „Volksheimstättentages 7 86“, der heu- 
te und morgen in Konstanz stattfiridet, beleuchtet dieser 
umfangreiche WELT-Report Probleme der Städtebauförde- 
rung und Vermögensbildung. Seiten I-XIV 
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POLITIK 


Innerdeutsch; Vom neuen Treffen 
Reagan-Gorbatschow erwartet 
der Minister für innerdeutsche 
Beziehungen, Windelen (Toto), 
positive Auswirkungen auf die 
deutsch-deutschen Beziehungen. 
Das Umwelt- und das Wissen- 
schaftsabkommen könnten bald 
unterzeichnet werden. Ein 
WELT-Interview. (S. 5) 



Verschoben: Der französische Au- 
ßenminister Raimond hat seinen 
für heute geplanten Besuch in 
Bonn verschoben. Er wird statt- 
dessen, wie in Paris mitgeteilt 
wurde, Premierminister . Chirac 
nach Marokko begleiten. 

Moskau: Der „DDR“ -Staatsrats- 
vorsitzende Honecker reist beute 
zu einem „Freundschaftsbesuch“ 
nach Moskau. Er folgt einer Einla-. 
düng des ZK der KPdSU und des 
Obersten Sowjet* Themen und 
auch ' Dauer- des -Aufenthalte- 
wurden nicht bekannt 


Kampagne: Die Post hat nach den 
Worten von Minister Christian 
Schwarz-Schilling keine Privati- 
sierungspläne. Er verurteilte eine 
Kampagne der Deutschen Fostge- 
werkschaft Sie wisse, daß die 
Bundespost als Einhflitsuntemeh- 
men erhalten bleiben solle. Die 
Gewerkschaft verunsichere die 
Kunden. (S. 2 und 12) 

Test* Die USA haben auf dem 
Testgelände in der Wüste von Ne- 
vada in 600 Meter Hefe den zehn- 
ten nuklearen Versuch in diesem 
Jahr unternommen. Der Spreng- 
satz entsprach der Explosion von 
.etwa 50 000 Tonnen herkömmli- 
chen Sprengstoffe TNT. 

Raketen: In Würzburg und in der 
Nähe von Trier sind Hawk-Luft- 
ab wehrraketen beim Transport 
von ihren Fahrzeugen, gefallen 
lind beschädigt worden. Nach An- 
gaben der US-Streilkräfte waren 
sie nicht atomar bestückt . 

Abgestürzt Eine MrG-21 sowjeti- 
scher Bauart die bei Einsätzen in 
Angola .verwendet wird, ist . nahe 
der Grenze auf zairischem Gebiet 
abgestürzt Der kubanische Pilot 
konnte ach mit dem Fallschirm 
retten. Er wurde festgenommen. 

Terror: Der Chef der rechtsradi- 
kalen französischen Nationalen 
Front, Le Pen, hat bei einem Tref- 
fen von Europa-Parlamentarier in 
Atfimi der sozialistischen griechi- 
schen Regierung vorgeworfen, die 
r Rechte, aus dem Land „herauster- 
rorisieren“ zu wollen. 


WIRTSCHAFT 


Sfeiijikrtj^-Zhr - Sicherung ' des 
deutschen Steinkohleabsatzesfor- 
dert IG Bergbau-Chef Meyer zu- 
sätzhehe Subventionen der öfr 
fenüichen Hanrtfordei Export in 
die^EGuiKiemlmixjrtverbot für 
südafrikanische Kohle. Die morgi- 
ge Energiedebatte dürfe nicht „zu 
einer. Wahlschlacht um die Kem- 
j : energie .werden“. (S. 13) 

-Börse: Kräftig verbessert zeigte®, 
sich gestern die deutschen Akti- 
enmärkte. Am Rentenma rkt w ar 
die Tendenz freundlich. WELT- 
Aktiemndex 273,97 (289,85). BHF- 
Rentenlndex - 108,976 (106,813). 
B HF-Perib rmance-Index 107,150 
(106,958). Dollarmittelkurs 2,0275 


(2,0207) Mark. Goldpreis je Fein- 
unze 425,00 (423,20) Dollar. 
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KULTUR' 


Kunsthistoriker. Das Motto „Be- 
wahren - erklären - gebrauchen“ 
verweist' auf die Zielsetzung, die 
auf dem 20. Deutschen Kunsthi- 
storikertag in Berlin gesteckt ist: 
Es geht darum, das historische Er- 
be zu bewahren, alte Funktionen 
zu erklären und für Baudenkmä- 
ler neue Geb rau ch sm öglichkeiten 
zu finden. (S. 22) 


Fragen: „Wovon werden wir mor- 
gen geistig leben?“. Dies war die 
Frage im Salzburger Humanis- 
mus-Gespräch. Kardinal König 
meldete sich mit der Forderung 
an die Theologie, aufgeschlossen 
zu sein gegenüber den Fragen der 
Zukunft Er will den Menschen im 
Mittelpunkt von Glauben und 
Wissenschaft sehen. (S. 23) 


SPORT 


Fußball: Die Mitgliederzahl im 
Deutschen Fußball-Bund (DFB) 
ist mit rund 50 000 Neuamneldun- 
gen wahrend der vergangenen 
zwölf Monate auf 4,7 Millionen ge- 
stiegen. Besonders erfreut regi- 
strierten die DFB-VerantworÜi- 
chen 32 000 Neuzugänge im Be- 
reich des Jugendsports. 


Sportpolitik: Schweden hat vor 
der V. Europäischen Sportmini- 
sterkonferenz Boykottmaßnah 
men der Regierungen gegen Süd 
afrikas Sport gefordert. Bundesin 
nenminister Zimm ermann erklär 
te, die Bundesregierung respek 
tiere die Autonomie der Sportor 
ganisationen. (S. 10) 



AUS ALLER WELT 

l^es^O: Es ist nicht allem ein Ort 
ungetrübter Freude zwischen 
Bierzelt und Geisterbahn. Eine er- 
ste klinische Oktoberfeststudie 
„mit richtungweisenden Ergeb- 
nissen“ belegt es. Zu den gefährli- 
chen Gerätschaften zählt der 
M&ßkrug (Foto). (S. 24) 

t Nbthüfe: Sechs Kinder zwischen 
zehn und 15 Jahren, die im mörde- 
rischen Afghanistan-Krieg ver- 
letzt wurden, finden medizinische 
Hilfe in der Diakonie-Kinderkli- 
nik in Düsseldorf Eine Aktion der 
u Af ghan«tan- Npthilfe“. (S. 24) 


Leserbriefe und Personalien 
Umwelt- Forschung -Technik 
Fernsehen ‘ . - 

Wetter: Meist trocken 


Seite 6 
Seite 8 
Seite 22 
Seite 24 


Reagan erntet Lob und Kritik 
für Arrangement mit Moskau 

Kissinger. Ich hätte vom Island-TrefFen abgeraten / Shultz: Gutes Ergebnis 


FRITZ WIRTH, Washington 

Der Vor-Gipfei von Reykjavik zwi- 
schen Ronald Reagan und Michail 
Gorbatschow soll den Weg zu Ab- 
kommen zwischen beiden Ländern 
im Bereich der Rüstungskontrolle eb- 
nen und nach Losungsmöglichgkei- 
ten anderer Weltkonflikte suchen, 
doch er soll kein Gipfel-Vorgriff auf 
das geplante Washingtoner Treffen 
sein. Das ist die Marschroute, mit der 
Ronald Reagan am übernächsten Wo- 
chenende nach Island fahrt Man 
warnt deshalb im Weißen Haus vor zu 
hohen Erwartungen, die an das Tref- 
fen geknüpft werden könnten. 

Außen minis ter George Shultz ver- 
teidigte gestern das Vor-Gipfeltreffen 
von Island gegen eine wachsende 
Schar von Kritikern, die von Henry 
Kissinger angeführt wird. Kissinger 
ist vor allem besorgt darüber, daß das 
Treffen zu eilig arrangiert worden sei 
und daß die Gespräche sich wegen 
der mangelnden Vorbereitung fest- 
laufen und dem Abrüstungsdialog 
zwischen den Großmächten schaden 
könnte. „Ich hatte dem Präsidenten 
als Berater nicht empfohlen, nach Is- 
land zu gehen“, sagte er. 


Shultz wies dieses Argument zu- 
rück: „Wir haben in den letzten drei 
Monaten intensiv an Gipfelvorberei- 
tungen gearbeitet Es geht im übrigen 
bei rijgyg m Treffen nicht darum, wer 
gewinnt und verliert, sondern darum, 
Probleme in der Welt zu lösen. „Wir 
haben den Vorschlag Gorbatschows 
5 pm Vorbereitungstreffen in Island 
unter dem Aspekt geprüft, wie weit er 
unseren Interessen dient und kamen 

SEITEN 2, 3 UND 5: 

Weitem Beiträge 

zu dem Ergebnis, daß es eine gute 
Idee sei, angesichts des ausdrückli- 
chen Wunsches beider Regierungen, 
daß der Washingtoner Gipfel ein .pro- 
duktives Treffen* werden soll“ 

Er verteidigte im übrigen das Ar- 
rangement mit den Sowjets, das zur 
Freilassung des amerikanischen 
Journalisten Daniloff führte und vom 
rechten Flügel der Republikaner 
scharf kritisiert worden ist, als ein 
gutes Ergebnis. „Wir haben nicht nur 
Daniloff freibekommen, sondern ha- 
ben ihnen außerdem eindeutig klar- 


gemacht, daß wir den Gebrauch ihrer 
UNO-Mission in New York nicht als 
eine Plattform für Spionage dulden 
werden. Zugleich aber ist es wichtig, 
unsere Fähigkeit beibehalten zu ha- 
ben, mit ihnen die Probleme dieser 
Welt zu diskutieren und zu Lösungen 
zu kommen.“ 

Der republikanische Abgeordnete 
des Repräsentantenhauses und mög- 
liche Präsidentschaftskandidat Jack 

Kemp nannte das Arrangement „ei- 
nen schrecklichen Präzedenzfall“. 
Dagegen ernteten Reagan und Shultz 
Lob für ihre Vereinbarungen mit den 
Sowjets von den demokratischen Se- 
natoren Kennedy, Moynihan und 
Bradley. 

Obwohl das Islandtreffen vorwie- 
gend als eine Begegnung unter vier 
Augen zwischen Reagan und Gorba- 
tschow geplant ist, wird der amerika- 
nische Präsident mit einem großen 
Beraterteam nach Island fahren, dem 
auch Staatssekretär Perle aus dem 
Verteidigungsministerium angehört, 
der bisher allen Abrüstungsvereinba- 
rungen mit den Sowjets sehr skep- 
tisch gegenüberstand. 


GÜNTHER BADENG, Bonn 
Der DGB ist nach Ansicht von 
Bundeskanzler Helmut Kohl durch 
den Verkauf der Neuen Heimat nicht 
aus der wirtschaftlichen und politi- 
schen Verantwortung für den Nieder- 
gang des Unternehmens und für die 
Verwendung von mehr als zehn Milli- 
arden Mark an Steuerfeldern entlas- 
sen worden. Im Gespräch mit dem 
Geschäftsführenden Bundesvorstand 
des DGB verlangte der Kanzler eine 
„lückenlose Aufklärung“ und die Er- 
klärung von Widersprüchen im Zu- 
gBTnpienhang mit dem Neue-Heimat- 
Skandai, die der DGB bisher schuldig 
geblieben sei. 

: Bundesarbeitsmimster Blüm kriti- 

j siezte Äußerungen aus dem DGB, an- 
! geblich hatten politische Einflüsse 
die Konsolidierung der Neuen Hei- 
mat erschwert Es liege an der „Gren- 
ze der Selbstachtung“, noch zu einem 
solchen Gespräch mit der DGB-Füh- 
rong zusammenzukoznmen, „wenn 
ihr jetzt so tut als ob wir die Schuldi- 
gen wären“. 

Blüm wies nach Angaben von Re- 


gierungssprecher Ost bei dem Treffen 
darauf hin, daß niemand ein Interesse 
an einer Schwächung der Gewerk- 
schaftei habe. Der „Nacht-und-Ne- 
bel- Verkauf“ der Neuen Heimat habe 
aber auch beim Thema Mitbestim- 
mung Schaden angerichtet Do* 

SEITE 4: 

Interview mit Schlosser 
Die lege In Hessen und NSW 

DGB-Vorsitzende Breit verteidigte 
nach dem zweieinhalbstündigen Ge- 
spräch im Bundeskanzleramt die 
Verkaufsaktion der Neuen Heimat 
Er wiederholte dabei auch den Vor- 
wurC daß „palitisch motivierte Ein- 
flüsse" die Sanierung des Gewerk- 
schaftskonzems erschwert hätten. 
Diese Einflüsse - als Beispiel nannte 
er die von Bauminister Schneider im 
Sommer geäußerte Einschätzung, 
daß die Neue Heimat vor dem Kon- 
kurs stehe - seien „nicht nur aus der 
Bundesregierung, sondern auch aus 
den Landern“ gekommen. Erklärun- 
gen wie die Schneiders kosteten ein 


sanierungsbedürftiges Unternehmen 
„Mark und Pfennig“. 

Beim Gespräch mit dem Baumini- 
ster im Februar dieses Jahres hatte 
die Neue Heimat aus Eigentum und 
Verbindlichkeiten ein Guthaben von 
fünf Milliarden Mark angegeben. 
Beim Verkauf des Konzerns war jetzt 
von einem ausgeglichenen Verhältnis 
zwischen Schulden und Besitz die 
Rede. Breit versuchte in der Presse- 
konferenz den Differenzbetrag damit 
zu erklären, daß die Grundstücks- 
und Immobilienpreise schwankten, 
„vor allem, wenn wir uns den Zeit- 
punkt des Verkaufe nicht frei wählen 
können“. Der Wert des Neue-Hei- 
mat-Be sitzes sei durch die politische 
Stimmungsmache gesunken. Neben 
der Misere des Gewerkschaftskon- 
zems wurde im Kanzleramt ausführ- 
lich über die Entwicklung des Ar- 
beitsmarktes gesprochen, wobei die 
DGB-Spitze ihre Forderung nach 
staatlichen Konjunkturprogrammen 
wiederholte. Weitere Themen waren 
die Energiepolitik und die Sicherung 
der Montanmitbestimmung. 


„DDR 66 schiebt Drogenhändler ab 

Syrer wegen „guter Führung 4 * aus der Haft entlassen / Antrag auf Asyl gestellt 


WERNER KAHL, Bonn 
1 Die „DDR“ -Behörden haben einen 
syrischen Drogenschmuggler vorzei- 
. tig aus der Haft entlassen und nach 
West-Berlin abgeschoben. Dort stellte 
er Antrag auf Asyl Wie die WELT 
gestern erfuhr, ermitteln die Auslän- 
derbehörden bereits mehrere Wochen 
in dieser Angelegenheit, daß ein we- 
gen krimineller Delikte abgeurteüter 
Ausländer aus „DDR“-Haft unter 
Asylbewerber im Westen eingereiht 
wurde. 

Nach Verbüßung von vier Jahren 
Haft war der 3Qjährige Ouni Mustafa 
H. wegen „guter Führung" aus dem 
Gefängnis entlassen worden. Die 
„DDR“-Justiz schickte den aus Da- 
maskus stammen den Häftling nicht 
nach Syrien zurück. 

Angehörige des Staatssicherheits- 
dienstes schleusten ihn statt dessen 
über einen Berliner Grenzübergang, 
an den sich der Syrer angeblich nicht 
mehr erinnern kann, in den Westteil 
der Stadt 

Bei der Asylantragsstelle legte der 
Abgeschobene lediglich einen „Ent- 


lassungsschein“ mit dem gestempel- 
ten Staatswappen der „DDR“ vor. 
Der Text JL, Ouni Mustafa, geb. 
1956 in Damaskus, wurde nach Berlin 
(West) entlassen. Er befand sich seit 
11. Oktober 1982 im Strafvollzug.“ 
Daneben der Vermerk: „gültig in Ver- 
bindung mit dem Reisepaß Nr.: 
814 237.“ Der Entlassungsschein ent- 
hält keine Angaben über die ausstel- 
lende Behörde und den Registratur- 
angestellten. Gleiche Formulare be- 
nutzt das Ministerium für Staatssi- 
cherheit bei „DDR“ -Bewohnern, die 
wegen krimineller Delikte ebenfalls 
vom Geheimdienst über einen Berli- 
ner Grenzkontrollpunkt abgeschoben 
werden. Ihre Zahl hat sich nach Fest- 
stellungen in Bonn in den vergange- 
nen Jahren verdreifacht 

Der Syrer Ouni PL ließ seinen Asyl- 
antrag so protokollieren: „Ich bin 
nach Deutschland und beantrage 
Asyl, weil ich Angst habe, in meine 
Heimat zurückzukehren, weil ich 
schon seit Jahren außerhalb meines 
Landes bin. Weil ich von einem mei- 
ner Freunde gehört habe, daß meine 


Lage mich zum Gefängnis bringen 
könnte und da ich gerade aus dem 
Gefängnis entlassen worden bin, 
möchte ich nicht, daß das noch ein- 
mal passiert“ 

Nach Angaben des Antragstellers 
hatte er Damaskus nach Ableistung 
des Wehrdienstes 1981 verlassen. 
Mehrere Reisen hatten ihn über den 
„DDR“ -Flughafen Schön e feld nach 
Ost und West-Berlin geführt 

Damals hatte er nicht Asyl bean- 
tragt Bei der erneuten Einreise über 
Schönefeld nach Ost-Berlin war er 
1982 als angeblicher Chef einer syri- 
schen Drogenhändler-Gruppe verhaf- 
tet und abgeuiteilt worden. 

Gestern trat die neue Transitrege- 
lung der „DDR“ in Kraft Auswirkun- 
gen der Bestimmung, wonach Tran- 
sitreisende vom Z. Oktober an nur 
noch mit gültigen Anschlußvisum in 
den Westen ausreisen dürfen, werden 
nicht vor Ende nächster Woche er- 
wartet Der Berliner Senat registrierte 
für September eine neue Rekordzahl 
von 6400 Asylbewerbern. 


Ohne Onkel im Westen läuft nichts 


SA 


DIETER DOSE, Berlin 

Die einen haben es, die anderen 
nicht Die einen dürfen, die anderen 
nicht Erich Honeckers „Gesell- 
schaftsordnung, die allein den Inter- 
essen und dem Wohl des Volkes 
dient“, zeigt stärkere Züge einer 
Mehrklassengesellschaft Westgeld- 
besitzer, Westreisende und die davon 
Ausgeschlossenen. 

An Stammtischen, Werkbänken 
und beim Anstehen in der Kaufhalle 
gibt es nur ein Thema: Westreisen. 
Seit nicht nur Rentnern, sondern 
auch „DDR"-Bewohnem unter 60 
bzw. 65 Jahren in sogenannten drin- 
gend«! Familienangelegenheiten 
Reisen nach „drüben“ großzügig ge- 
währt werden, herrscht permanenter 
Andrang bei den Kreisamtem der 
Volkspolizei Plakate mit der Auf- 
schrift „Sonderreiseanträge“ weisen 
den Weg... 

Mit 200 bis 220 000 „DDR“-Besu- 
chern „unterhalb“ des Rentenalters 
wird bis Ende des Jahres gerechnet 
Bis Ende Juli waren es schon 107 000. 




Dreimal so viel wie im vergangenen 
Jahr. 

Selbst junge Leute erhalten immer 
häufiger Genehmigungen - vorausge- 
setzt, daß ihr Dienst bei der „Fahne“ 
(Nationale Volksarmee) länger als 
fünf Jahre zurückliegt. Staatsbedien- 
stete wie Lehrer und Mitarbeiter von 
Behörden, auch die Reinemachefrau 
des Bürgermeisters, müssen zwei An- 
träge stellen. Erst beim Arbeitgeber, 
dann mit dessen Einverständnis bei 
der Vopo. 

Doch ohne Onkel oder Cousine, 
und die darf nicht nur angeheiratet 
sein, geht nichts. Wer diesen Nach- 
weis und einen Anlaß, neuerdings 
muß es nicht unbedingt zum Beispiel 
ein runder Geburtstag sein, nicht 
bringen kann, bleibt von der Westrei- 
se ausgesperrt. Ebenso die große Zahl 
von „DDR u -Bewohnem, denen West- 
kontakte generell verboten sind. Die 
Praxis der Genehmigungen, „die ein 
Recht, das selbstverständlich sein 
sollte, zum Privileg verkommen 




laßt“, ist erst kürzlich vom Leiter der 
Evangelischen Akademie Sachsen- 
Anhalt, Pfarrer Hans-Jochen Tschi- 
che, kritisiert worden. 

Der kürzliche mehrstündige Sitz- 
streik von 3000. Arbeitern eines Kom- 
binats im Erzgebirge, die eine teilwei- 
se Bezahlung in Westgeld forderten, 
war Ausdruck einer allgemeinen Em- 
pörung. Denn immer mehr in der 
„DDR“ hergestellte Waren, aber auch 
Dienstleistungen (Handwerker) sind 
nur noch für Westgeld zu bekommen. 
Ein großer Teil der Bürger aber be- 
sitzt das nicht 

Dabei wird die Zahl der „Inter- 
shops“, in denen nur für „Kacheln“ 
(Westmark) oder die sogenannten Fo- 
rum-Schecks eingekauft werden 
kann, laufend erhöht Rund 1,2 bis 1,5 
Milliarden DM West sollen im vergan- 
genen Jahr in den „Intershops“ um- 
gesetzt worden sein. 

Deren Mitarbeiter erhalten aller- 
dings einen Teil ihres Lohnes in West- 
geld - 40 Mark monatlich .. . 
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DER KOMMENTAR 


Alte Heimatgefühle 


PETER GILLTES 


Kohl fordert Details über NH-Verkauf 

DGB beschuldigt Minister Schneider / Treffen im Kanzleramt bringt keine Annäherung 


D er Eigentümer von Europas 
größten Wohnungskonzem 
ist brandneu, von seinem Sanie- 
rungskonzept kann man dies 
nicht sagen. Der Berliner Groß- 
bäcker Schiesser erklärte, die Ret- 
tung der Neuen Heimat sei nur 
mit drei Partnern zu schaffen: mit 
den Banken, mit der öffentlichen 
Hand und - an-dritter Stelle - mit 
EigenkapitaL Just diese Reihen- 
folge erinnert an den Altbesitzer 
DGB, der auch sein Eigenkapital 
(sprich: -die Streikkasse) schonen 
wollte lind beherzt in die Steuer- 
kasse zu greifen gedachte. 

Der neue Konzernherr bekennt 
sich zum Grundsatz der Wirt- 
schaftlichkeit Es ist in der Tat das 
Überlebensprinzip des wanken- 
den Bauriesen. Aber die soge- 
nannte GemeinwirtschafUichkeit 
und die starre Kostenmiete wider- 
sprechen der Rentabilität Um sie 
herzustellen, bedarf es nicht nur 
massiver Wohnungs- und Grund- 
stücksverkäufe, sondern auch ge- 
waltiger Modernisierungsinvesti- 
tionen in den Bestand. Das erfor- 
derliche Kapital ist weit und breit 
nicht zu sehen. Sogar die Gläubi- 
gerbanken, an denen das Überle- 
ben hängt, haben sich noch nicht 


definitiv erklärt So beginnt die 
neue Ära mit vielen Aufklärungs- 
bedürftigkeiten und Risiken. Der 
alte wie der neue Eigentümer sind 
gefordert, Klarheit zu schaffen. 
Die Bemerkung von Frau Wulf- 
Mathies, der Verkauf sei die einzi- 
ge Alternative zum Konkurs ge- 
wesen, verschleiert die Tatsachen. 
In Wahrheit lautete die Alternati- 
ve zum Konkurs: MUliardenein- 
schuß des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes. 

Peter Glotz (SPD) beklagt wei- 
nerlich, das bürgerliche Lager 
nutze den Neue-Heimat-Skandal, 
um die Gewerkschaften zu „de- 
mütigen“. Er vertauscht Ursache 
und Wirkung. Das Unvermögen 
und die Heuchelei der „Gewerk- 
schafts-Unternehmer“ sind die 
Wurzel der Kritik am DGB. So 
stammt die „Demütigung“, felis 
es eine sein sollte, aus gewerk- 
schaftlicher Eigenproduktion. 

K ünftig soll es, so verkündete 
Schiesser, wieder Freude ma- 
chen, Mieter der Neuen Heimat zu 
sein. Wohlan, ein ehrgeiziges, 
wenn auch noch diffuses Konzept 
Es dauert wohl noch geraume 
Zeit bevor bei diesen Mietern 
wieder Freude aufkommt 


Widerstand gegen 
Gorbatschow 

DW. Moskau 

Die Kampagne von Parteichef Gor- 
batschow zur wirtschaftlichen und 
moralischen Erneuerung trifft nach 
Angaben der Partei auf den Wider- 
stand eigensinniger Bürokraten, 
„Gauner und unehrlicher Kommuni- 
sten“, die nur auf den Erhalt ihrer 
Privilegien bedacht seien. In einer 
von der Parteizeitung „Prawda“ ver- 
öffentlichten Resolution des Zentral- 
komitees heißt es weiter, die auf dem 
Parteitag im Februar beschlossenen 
Maßnahmen würden nicht mit der an- 
gemessenen Dynamik umgesetzt 

Auch die „DDR“ 
geht auf China zu 

DW. Berlin 

Unmittelbar nach dem Besuch des 
polnischen Staats- und Paiteichefs 
Jaruzelski in der Volksrepublik Chi- 
na bat Ost-Berlin unterstrichen, daß 
die bevorstehende Visite von SED- 
Chef Erich Honecker in Peking „eine 
neue Seite in den Beziehungen“ zwi- 
schen der „DDR“ und China „auf- 
schlagen wird“. Die Nachrichten- 
agentur ADN zitierte diese Worte in 
einer Meldung über ein „Staatstele- 
gramm“, das Honecker an die Pekin- 
ger Führung schickte. 

Sondersitzung 
zu Brokdorf 

dpa, Kiel 

Der Schleswig-Holsteinische Land- 
tag tritt morgen zu einer Sondersit- 
zung zum Kernkraftwerk Brokdorf 
an der Unterelbe zusammen. Das seit 
Jahren heftig umstrittene Kernkraft- 
werk wird in wenigen Tagen von der 
Landesregierung in Kiel die Geneh- 
migung zur Aufnahme des Betriebes 
erhalten. Der Reaktor soll etwa Mitte 
Oktober ans Netz gehen. Zuvor hat- 
ten die Bundesregierung und die Re- 
aktorsicherheitskommission grünes 
Licht gegeben. 


Chirac droht 
mit Vergeltung 

DW. Paris 

Der französische Premierminister 
Jaques Chirac hat Terroristen und 
jene, die sie unterstützen“ gewarnt 
Länder, die nachweislich Terroristen 
helfen, müßten mit „schwerwiegen- 
den politischen und wirtschaftlichen 
Vergeltungsmaßnahmen“ rechnen. 
Chirac räumte allerdings ein, gegen- 
wärtig könne Frankreich kein Land 
der Komplizenschaft bei Attentaten 
beschuldigen. Der Regierungschef 
begrüßte die Gelassenheit der franzö- 
sischen Bevölkerung nach der jüng- 
sten Welle von Attentaten. 
iS 

China regelt das 
Arbeitsrecht neu 

AP, Peking 

Die chinesische Regierung hat ge- 
stern das bisher geltende Anrecht auf 
einen unkündbaren Arbeitsplatz für 
Mitarbeiter abgeschafft, die von Ok- 
tober an in staatlichen Betrieben ein- 
gestellt werden. Gleichzeitig soll der 
Aufgabenbereich der chinesischen 
Gewerkschaften erweitert und eine 
staatliche Arbeitslosen- und Renten- 
versicherung eingeführt werden. 
Kündigungen sind nach der neuen 
Regelung nur nach mehrmaliger Er- 
mahnung des Beschäftigten möglich. 

Autorentreffen 
am WELT-Stand 

sta. Frankfurt 

Am WELT-Stand auf der Frankfur- 
ter Buchmesse fanden sich gestern 
unter anderen Hans-Peter Schwarz, 
Boris Chasanow, Hugo Loetscher 
und Gabriel Laub ein. Die Adenauer- 
Biographie von Schwarz steht im po- 
litischen Bereich im Vordergrund der 
Messegespräche. Der Politikwissen- 
schaftler über Adenauer „Dieser zu- 
packende alte Mann ist das politische 
Schicksal von uns allen geworden, 
die wir in der zweiten Jahrhundert- 
hälfte leben.“ 


Warschau verweigert das 
Gespräch mit „Solidarität“ 

Regierungssprecher Urban: Kein Dialog mit Walesa 


DW. Warschau 

Die verbotene polnische Gewerk- 
schaftsbewegung „Solidarität“ wül 
wieder zurück in die Legalität Das 
hat ihr Vorsitzender, der Arbeiterfüh- 
rer und Friedensnobelpreisträger 
Lech Walesa in Danzig mitgeteilt In 
diesem Zusammenhang kündigte er 
die Bildung eines „Provisorischen 
Rates“ der Gewerkschaft an, der fak- 
tisch die bisherige Untergrundfiih- 
rung TKK ab lösen soll Damit kommt 
die „Solidarität“ einer Forderung der 
Regierung entgegen, die eine Auflö- 
sung der Untergrundfuhrung ver- 
langt hatte. 

Gegen diese Abschaffung haben 
sich zwar 'mehrere andere „Solida- 
ritats“-Führer ausgesprochen, doch 
steht für Lech Walesa fest, daß es 
nicht zwei Führungsgremien inner- 
halb der Gewerkschaft geben kann. 
Die sieb«! Mitglieder des neuen 
„Provisorischen Rates“ wurden alle 
in den vergangenen Jahren wegen 
„versuchten Staatsstreichs“ verhaftet 
und erst im Rahmen der Amnestie für 
politische Gefangene vom 15. Sep- 
tember wieder freigelassen. 


Ganz wül die Solidarität ihre Un- 
tergrundtätigkeit aber noch nicht auf- 
geben. So sollen auch weiterhin zahl- 
reiche Aktionen in den Betrieben des 
Landes veranstaltet werden und die 
500 regelmäßig erscheinenden Publi- 
kationen der Gewerkschaft werden 
ebenfalls noch aus dem Untergrund 
heraus veröffentlicht Walesa stellte 
in Danzig fest, daß „die Rückkehr 
zum gewerkschaftlichen Pluralis- 
mus“ in Polen das erklärte Ziel der 
Solidarität bleibe. Dies sei eine uner- 
läßliche Voraussetzung, um „die Un- 
tergrundstrukturen aufzulösen. 

Gleichzeitig bekräftigte der polni- 
sche Arbeiterführer den guten Willen 
und die Bereitschaft seiner Organisa- 
tion zum Dialog mit der Regierung. 
Unterdessen erklärte der polnische 
Regierungssprecher Jetzy Urban auf 
einer Pressekonferenz in der Haupt- 
stadt Warschau, die politische Füh- 
rung seines Landes sei nicht bereit, in 
Gespräche mit der „Solidarität“ ein- 
zutreten. „Walesa ist ein Privat mann , 
und es ist nicht einzusehen, warum 
die Regierung mit ihm verhandeln 
soll“. 
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Sonderinteressen 


Von Bernt Conrad 

D ie Deutschen verbinden mit dem Reagan-Gorbatschow- 
Gipfel besondere Wünsche und Hoffnungen. Und dank 
des freundschaftlichen Verhältnisses zwischen Ronald Reagan 
und Helmut Kohl bestehen gute Chancen, daß diese Wünsche 
berücksichtigt werden. Denn der Präsident hat den Kanzler 
ausdrücklich um Anregungen für Reykjavik gebeten. 

Diese Anregungen werden sich vor allem auf das dringende 
Interesse Bonns an Fortschritten bei der Reduzierung der 
nuklearen Mittelstreckenwafien größerer und kürzerer Reich- 
weite sowie an einer Einigung über das weltweite Verbot 
chemischer Waffen konzentrieren. Das zwischen Kohl Gen- 
scher und Wömer vereinbarte Konzept in ein Zwischenab- 
kommen über Mittelstreckenwaffen die Verpflichtung zu wei- 
teren Verhandlungen über Kunstreckenraketen aufzuneh- 
men, wird bei den Amerikanern gewiß auf Verständnis stoßen. 

Weniger Verständnis hätte Reagan vermutlich für den 
Wunsch aufgebracht parallele Verhandlungen über Kurz- 
streckenraketen zur einer Art Vorbedingung für ein Zwischen- 
abkommen zu machen. Denn dies würde zumindest zu einer 
erheblichen Verzögerung der Mittelstrecken- Vereinbarung 
führen. Der Kanzler tat recht daran, derartige Erwägungen von 
Parteifreunden zu bremsen. 

Seltsam mutet es an, daß ausgerechnet aus den Reihen der 
SPD - die bisher alles getan hat um Reagan vor den Kopf zu 
stoßen - die Forderung kommt, Kohl solle „die deutschen 
Sonderinteressen gegenüber Reagan“ mit dem Blick auf Reyk- 
javik „selbstbewußt und energisch vertreten“. Soll das heißen: 
ohne Rücksicht auf Verluste? Ohne Aussicht auf Erfolg? 

Wenn von sozialdemokratischer Seite gar verlangt wird, 
Reagan solle Gorbatschow zu größerem Entgegenkommen in 
deutsch-deutschen Fragen drängen, dann sieht man, daß hier 
mehr an den Bundestagswahlkampf als an die sonst immer 
beschworene Entspannung gedacht wird. Denn in Reykjavik 
stehen andere Fragen auf der Tagesordnung. Das wissen natür- 
lich auch die SPD-Politiker, die bei ihren Separatvereinbarun- 
gen mit der SED sonst wenig Rücksicht auf die Amerikaner 
oder gar auf die Bundesregierung nehmen. 

BGB beim Kanzler 

Von Günther Bading 

B ei der Aussprache mit dem Bundeskanzler sei zum Skan- 
dalthema Neue Heimat „nur kurz berichtet worden“, er- 
klärte der DGB-Vorsitzende Emst Breit im Anschluß vor der 
Bonner Presse. Nur kurz? Volle sechzig Minuten des insgesamt 
zweieinhalbstündigen Gesprächs wurde über die „Nacht-und- 
Nebel-Verkaufsaktion“, wie sie der Arbeitsminister in seiner 
blumigen Sprache bezeichnete, konferiert. 

Es scheint typisch für das Verhalten der DGB-Spitze, Unan- 
genehmes derzeit zu verdrängen. Und es ist verständlich, wenn 
Ernst Breit sich gegen Angriffe, etwa gegen die Forderung 
nach seinem Rücktritt, mit den Hinweis auf die Zuständigkeit 
gewerkschaftlicher Gremien zur Wehr setzt Schließlich war es 
nicht er allein, der das Desaster einer in ihrer Anfangsphase 
sicherlich segensreich tätigen gemeinnützigen Wohnungsge- 
sellschaft zu verantworten hat 
Nicht hinnehmen kann man es allerdings, wenn die DGB- 
Oberen jetzt den Schwarzen Peter über den Tisch zurückzu- 
schieben. suchen. Breits Vorwurf, „politisch motivierte Ein- 
flußnahme“ habe die Konsolidierung der Neuen Heimat er- 
schwert. verläßt den Bereich des anständigen Umgangs mit- 
einander. Um so mehr, als der Bundeskanzler in der Unterre- 
dung mit dem Geschäftsführenden DGB-Vorstand seine Be- 
reitschaft zu erkennen gab, trotz all der bösartigen Angriffe aus 
dem DGB und seinen Einzelgewerkschaften - und nicht nur 
im Zusammenhang mit der Neuen Heimat sondern auch bei 
den Wahlhilfe-Einsätzen zugunsten der SPD in Niedersachsen 
- den Dialog mit den Gewerkschaften fortzusetzen. Ja, er sagte 
sogar zu, ihre Ansichten in künftige Gesetzesvorhaben wie 
Sicherung der Montanmitbestimmung, Minderheitenschutz in 
der Betriebsverfassung oder auch Änderung des Arbeitsförde- 
nuigsgesetzes mit der konkreten Absicht zur Verlängerung des 
Arbeitslosengeldes zu berücksichtigen. 

Sollte der DGB seine geplante Flugblattaktion vom Wochen- 
ende an unter dem Motto „Schuld ist Bonn* 4 wirklich veran- 
stalten, dann allerdings zwingt er die Bundesregierung zur 
Klarstellung der Schuldfrage. Und das kann dann wirklich 
peinlich für ihn und eine ihm nahestehende Partei werden. 

Linke und Generale 

Von Günter Friedländer 

L ateinairierikas Linke beklagt sich ständig darüber, daß die 
Generäle und Obersten des Subkontinents sich in die 
Politik einmischen, statt sich ausschließlich und gehorsam 
ihren beruflichen Pflichten zu widmen. War da nicht ein Auf- 
schrei der Empörung zu erwarten, als Ecuadors Parlament den 
Generalleutnant Frank Vargas Pazzos begnadigte, der vor 
sechs Monaten zweimal gegen die Regierung des konservati- 
ven Präsidenten Leon Febres Cordero putschte, um den Rück- 
tritt des damaligen Verteidigungsministers und des Heeres- 
kommandanten zu erzwingen, die er „korrupt“ nannte? 

Nun, der Aufschrei blieb aus, denn die Mehrheit des ecuado- 
rianischen Parlaments wird von Linksparteien gestellt. Sie 
fügten Spott zum Schaden und begnadigten den Generalleut- 
nant mit der kuriosen Begründung, daß er ja „nur ein politisch 
motiviertes Vergehen" begangen habe Die Linke erzielte, was 
Sie wollte: eine Erklärung des Heeres, daß es „in Gedanken 
und, Tat geeint“ gegen diese Begnadigung angehe. Es wird vom 
Präsidenten unterstützt, der die Veröffentlichung der Amne- 
stie im Regierungsanzeiger verbot, wodurch sie ohne Rechts- 
kraft bleibt. 

Wahrend der weiter inhaftierte Vargas nun mit einem Hun- 
gerstreik seine Freiheit zu gewinnen sucht, ging Ecuadors 
Parlament zum nächsten Punkt seiner Tagesordnung über, das 
Land unregierbar zu machen. Es hat „in Erfüllung des vom 
Volk erteilten Mandats“ den Finanzminister Alberto Dahik 
abgesetzt t das ist nach der Verfassung zulässig), weil er im 
August die Währung abwertete, um die durch die gefallenen 
Erdölpreise erlittenen Exportverluste auszugl eichen Und wo 
man gerade dabei ist, will das Parlament nun den Innenmini- 
ster Luis Robles Plaza absetzen, der wegen „Verletzung der 
Menschenrechte" angeklagt werden soll 
Man kann nur hoffen, daß Ecuadors Parlament und der seit 
August 1984 regierende, aus freien Wahlen hervorgegangene 
Präsident Febres Cordero Frieden schließen. Wenn das Parla- 
ment ihm das Regieren unmöglich macht, riskiert es eine neue 
Unterbrechung de^»gj^J579 wiederhergestellten demokrati- 
schen Prozesses. rnj-i I, || 



„Hey - gib mir sofort ein paar von deinen Reifen abl' 


Gorbatschow in Bedrängnis 


Von Carl Gustaf Ströhm 

I st der Vor-Gipfel von Reykjavik 
ein Erfolg für Reagan - oder ein 
propagandistischer Punktsieg für 
Gorbatschow? Ist der Austausch 
des sowjetischen UNO-Be amten 
Sacharow gegen den seit Jahren in 
der Verbannung festgehaltenen 
Bürgerrechtler Juri Orlow - eine 
überaus bedeutende Persönlich- 
keit. deren „Tauschwert" viele 
Spione ä la Gennadi Sacharow auf- 
wiegt - ein Sieg oder eine Niederla- 
ge für jene sowjetischen Kräfte, die 
den Versuch unternahmen, den 
US-Joumalisten Daniloff als Geisel 
und Tauschobjekt einzusetzen? 

Diese Fragen können nur schlüs- 
sig beantwortet werden, wenn man 
das Kräftefeld ins Auge faßt, aus 
dem heraus Reagan und Gorba- 
tschow agieren. Hier zeigt sich, daß 
der amerikanische Präsident über 
die günstigere Ausgangsposition 
verfügt. Er steht gewiß unter dem 
Druck der amerikanischen und 
westlichen öffentlichen Meinun- 
gen. wie jeder andere demokrati- 
sche Politiker auch. Aber er muß 
sich erstens nicht um seine Wieder- 
wahl sorgen und wird zweitens von 
einer patriotischen Grundstira- 
mung in seinem eigenen Volk ge- 
tragen. Er kann es sich also leisten, 
auf seinen Gnmdpositionen zu be- 
stehen. etwa in der SDl-Frage oder 
auch bei den Menschenrechten. 
Das einzige, was ihn vielieicht zur 
Eile antreiben könnte, wäre der 
Wunsch, dereinst als der Präsident 
des Friedens und des Ausgleichs in 
die Geschichtsbücher einzugehen. 

Eei Gorbatschow sehen die Din- 
ge anders aus. Er steht nicht am 
Ende, sondern am Beginn eines 
Weges, der für ihn sehr viele Gefah- 
ren und Fallstricke birgt. Er steht 
unter Zeitdruck, denn die Periode 
der Vorschußlorbeeren ist für ihn 
sowohl gegenüber der Bevölke- 
rung als auch unter den Funktionä- 
ren der Nomenklatura vorbei. Will 
er nicht als „Boltun" (Schwätzer) 
dastehen - dieser Ausdruck geht 
bereits in manchen Kreisen der So- 
wjetunion um so muß er mit 
handfesten Erfolgen aufwarten. 

Schnelle und spektakuläre Erfol- 
ge aber sind für Gorbatschow zu- 
nächst nur in der Außenpolitik zu 
haben. Mit einer nur auf den ersten 
Blick unverständlichen Zähigkeit 
hat Gorbatschow deshalb die Idee 
eines Vor-Gipfels vor dem eigentli- 
chen Gipfel verfochten - offenbar, 
weil er sich zweierlei erhofft: Er- 
stens den amerikanischen Präsi- 
denten doch noch von der Notwen- 


digkeit eines Entgegenkommens 
gegenüber der Sowjetunion zu 
überzeugen (vor allem in der Welt- 
raumrüstung). zweitens aber auch, 
um Kritikern im eigenen Lande zu 
demonstrieren, daß er mit den 
Amerikanern schon zu Rande kom- 
men kann und daß er Washington 
dazu bewogen hat, der im ökono- 
mischen und technologischen Be- 
reich katastrophal hinter dem We- 
sten zurückbleibenden Sowjetuni- 
on eine .Atempause“ und „Rege- 
nerationsphase“ zu gewähren. 

Der Zwang zu einer solchen 
Atempause wird für Gorbatschow 
um so drängender, als die wirt- 
schaftliche Entwicklung immer 
mehr in eine Sackgasse führt Das 
unerläßliche Modemisierungspro- 
gr amm , das ohne westliche Koope- 
ration, Kredite und Technologie so- 
wie ohne eine fühlbare Entlastung 
im Rüstungsbereich nicht zu ver- 
wirklichen ist, stößt aber jetzt auf 
zusätzliche Probleme: Durch den 
niedrigen Dollarkurs sind, die Erlö- 
se aus den sowjetischen Erdöl- und 
Gasexporten, die sechzig Prozent 
der Devisenein n a hmen ausma- 
chen, drastisch zurückgegangen. 
Die Weltmacht Sowjetunion ist in 
Gefahr - wie es die Denkschrift 
einer „sozialistischen Opposition“ 
aus Leningrad formulierte -, auf 
das Niveau eines Entwicklungslan- 
des abzusinken. 

Vielleicht hängt die weltpoliti- 
sche Aktivität Gorbatschows, ähn- 
lich wie bei seinem Vorgänger 
Chruschtschow, dem er in mancher 
Hinsicht immer ähnlicher wird, mit 
der immer deutlicher werdenden 
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Eine große Gegenleistung: Juri Or- 
low FOTO: DIE WELT 


Erkenntnis zusammen, die 
„Perestrojka“ (die vom Parteichef 
proklamierte „Umgestaltung“ der 
sowjetischen Gesellschaft, von der 
er sagte, sie müsse ..revolutionär“ 
sein) ungeheuer schwer zu bewerk- 
stelligen ist Wie sieht es in der 
KPdSU aus, wenn das Parteiorgan 
„Prawda“ jetzt von „Gaunern“ und 
vom „Modergeruch" spricht wo- 
von man gewisse Parteiorganisatio- 
nen befreien müsse? 

Schon wird gegen den Parteichef 
- auch hier ist die Parallele zu 
Chruschtschow geradezu beängsti- 
gend - der Vorwurf laut er unter- 
grabe mit seinen radikalen Reform- 
vorschlägen die Grundlagen des 
Systems. Bei seiner Rede in Kras- 
nodar richtete Gorbatschow vor ei- 
nigen Tagen einen ganz erstaunli- 
chen Appell an die Sowjetmen- 
schen, wobei er als Kronzeugen 
nicht Marx, Engels oder Lenin, 
sondern den großen christlich-or- 
thodoxen Dostojewski zitierte: Sei- 
ne Frau Raissa und er.-Garbfr- 
tschow, hätten Dostojewski' gele- 
sen, erklärte Gorbatschow, und da- 
bei festgestellt, daß auch Dosto- 
jewski für die „Vereinigung" aller 
russischen Menschen gewesen sei. 
Im Namen Dostojewskis forderte 
Gorbatschow die Russen dann zur 
Einigkeit auf - wobei nicht nur zu 
fragen wäre, was es dann mit den 
nicht-russischen Menschen der 
UdSSR auf sich hat 

Wie immer in solch kritischen 
Situationen für einen sowjetischen 
Parteichef steht der Westen vor der 
Frage, ob er dem Mann „helfen“ 
soll und kann. Sicher kann „Hilfe" 
rächt darin bestehen, eigene poli- 
tisch-moralische Positionen aufzu- 
geben oder gar eigene Sicherheits- 
interessen zu gefährden. 

Wenn Gorbatschow wirklich be- 
reit zu einer Neugestaltung ds?. T - 
Ost-West-Verhältnisses ist, würden 
voreilige Konzessionen des We- 
stens seine innere Position gegen- 
über Kritikern und Gegnern inner- 
halb des sowjetischen Apparats 
nur schwächen. Spielt -der Partei- 
chef aber ein falsches Spiel mit 
dem Westen, dann wäre ein Appea- 
sement erst recht gefährlich. Wenn 
der Westen also etwas erreichen 
wül, dann muß er das System und 
dessen Exponenten Gorbatschow 
mit den Konsequenzen einer fal- 
schen Ideologie und Praxis kon- 
frontieren. Wenn Reagan dies im 
Sinn haben sollte, erwiese er den 
Menschen im Westen wie im Osten 
einen großen Friedensdienst 
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IM GESPRÄCH Franz Kamphaus 

Wo die .Kirche verkommt : 


Von Gemot FaciusV- ' 

M itglieder desBundes der Deut- 
schen Katholischen Jugend 
marschierten an der Spitze von De- 
monstrationen gegen die NATO-Poli- 
tik Aus der Deutschen Pfadfinder- 
schaft St. Georg (DPSG) kamen Soli- 
daritätsbekundungen für Hausbeset- 
zer. Die Katholische Junge Gemeinde 
(KJG) forderte ihre Mitglieder im Mai 
1985 auf, Jegliche Art von Kriegs- 
dienst" zu verweigern. Dieser Appell 
richte sich „nicht nur an junge Män- 
ner, die sich zur Tatsache ihrer Wehr- 
pflicht verhalten müssen, sondern 
auch an alle Frauen und Männer, die 
in Gesundheitsdienst und Katastro- 
phenschutz, in der Wissenschaft und 
im Rüstungsbetrieb arbeiten“. 

Kirche, befanden die Bischöfe, 
verkomme bei diesen jungen Katho- 
liken zu einem „Instrument für so- 
zialkritisches Engagement“. Das ge- 
störte Verhältnis soll jetzt der Lim- 
burger Bischof Franz Kamphaus (54) 
in Ordnung bringen. Der ehe m alige 
Professor für Predigtlehre in Münster 
hat mit seiner Betonung der Dritt- 
weft- und Friedens-Problematik so- 
wie der Ökologie bereits viel Zustim- 
mung im Düsseldorfer Jugendhaus, 
der BDKJ-Zentrale, gefunden. Er soll 
„die Kirche bei den Jugendlichen 
glaubwürdig vertreten“, heißt es in 
der Bischofskonferenz. 

Daß sich die Vollversammlung der 
Bischöfe für Kamphaus entschied 
und nicht wie zeitweilig spekuliert 
wurde, für den Fuldaer Erzbischof 
Johannes Dyba, der während eines 
als tv»i n Hart- geschilderten Ge- 
sprächs mit dem BDKJ im Dezember 
1985 den Verbänden „sektiererische 
politische Enge" attestierte, ist eine 
Richtungsentscheidung. Man möchte 
nicht die Konfrontation, sondern 
setzt auf das Gespräch im Limburger 
Dialog-StiL 

Der Bauernsohn aus dem westfäli- 
schen Lüdinghausen, 1959 zum Prie- 
ster geweiht, seit 1982 Bischof der 
hessischen Diözese, ist ein Mann der 
Synode von Würzburg. Das verschafft 
ihm von vornherein Sympathien bei 
der Jugend. Negative Erscheinungen 
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Die Kirche bei den Jugeniiiche^ - . • 
glaubwürdig vertreten: Kärnphaus ' ■ 

\. TOTO: DPA : 

in seiner Kirche nennt er beim N'^ " 

men. Er forderte von seinen Mitbrü- 
dem stets „deutliche Zeichen des 
Verzichts, wenn wir unsererSendung ■* v 
treu bleiben wollen“. Aber wird seine 
Autorität ausreichen, um -angesichts 
der Parallelstrukturen auf Bundes-' 
und Pfarreiebene eine sinnvolle Neu- 
Ordnung der kirchlichen Jügendaf: -* . 
beit zu erreichen? . * 

Die Politisierung der Verbände isr . !-;• 
das eine, das Alleinlassen der Jugend 
das andere, weit gewichtigere Pro- 
blem. Den Kaplan, der sich der Ju* /• 
gendarbeit widmet, gibt es "kann 
noch. Die neuentstandenen . kirchlr- ’ . 
chen Jugendämter haben dieses Va- 
kuum nicht auffangen können. Es 
gibt zwar Tausende von Paslaralassi- *. " 
stenten. aber sie sind in den selten- 
sten Fällen für die Jugendarbeit acs- 
gebildet Viele streben gar nicht nach 
dieser Arbeit, wie man im Dürseldor- - ’ 
fer Jugendhaus kritisch anrrarid* -- 
„Sie wollen am liebsten in die-Kran^ 
ken- und Altenarbeit, da haben sie 
größere Erfolgserlebnisse." . • r;_ 

Auch das ist kirchliche Wirklich- ' 
keit. Kamphaus wird an seiner Tä- : 
higkeit gemessen werden, dieseJJea- r- : 
lität seinen Mitbrüdem in der Bh 
schofskonferenz zu vermitteln. - . ■ . .v. * 


DIE MEINUNG DER ANDEREN 


Ehr iXcto jjork Eimes 

Kl*» meint mm Treffen auf bland: 

iWaRn^hmpn , um die . Gefahr von 
Feindseligkeiten in Europa zu be- 
grenzen, sind vereinbart, und eine Re- 
duzierung der Mittel strecken waffen 
in Europa soll angeblich bevorstehen. 
Ein solcher Fortschritt ist ermuti- 
gend, aber der wesentliche Durch- 
bruch wäre eine umfassende, begriff- 
liche Vereinbarung zur Koordinie- 
rung von Reduzierungen bei den stra- 
tegischen Atomwaffen mit Begren- 
zung bei der Raketen- Verteidigung. 

IjamuiDnfdic Allgemeine 

Sic kommentiert norTft mfcme mc 

Selbst während der zurückliegen- 
den Jahre der Rezession geriet der 
Buchhandel nie ganz in den Schatten. 
Jetzt bewegt er sich mit fünf Prozent 
Umsatzplus deutlich auf der Sonnen- 
seite der Konjunktur. Niemand 
spricht mehr von der Angst, das Fern- 
sehen könne die Menschen vom Buch 
abziehen. Und an die gefürchtete 
Konkurrenz der neuen elektroni- 
schen Informationsraedien wie Bild- 
schirmtext und Multimediaplatten 
wird kaum noch ein Gedanke ver- 
schwendet 

AUGSBURGER 

ALLGEMEINE 

Sie meint za Brokdorf: 

Die vier Milliarden Mark teure An- 
lage, jahrelang Symbol des Wider- 
stand s gegen den „Atomstaat“ und 
Schauplatz gewalttätiger Auseinan- 
dersetzungen, darf ans Netz gehen . . . 
Im Grunde belegen Wallmanns und 
Barscheis Garantieerklärungen nur, 
daß es mittlerweile beim Anschalten 


neuer Kernkraftwerke jede" Menge - 
Bedarf an beruhigenden Zusichenu- - 
gen gibt Auch in Brokdorf freflichist 
das vielbeschworene ..Restririko“ aüi . ' 
noch sö beredte Weise nie ht'juszi r 
schalten. • 1 

jftpjH osnabrücker V 

vml ZEITUNG \ 

Sie sieht Han in der Zwickmühle: 

Als habe sich alles gegen ihn ver- 
schworen, wird Johannes Rau ir. är- 
mer neue Verlegenheit gestürzt. Dies- 
mal widerfahrt ihm Ungemach von 
einem bunten Aktionsbündnis, das 
über einen Volksentscheid die Stille- 
gung der Kernkraftwerke in Nord- ; 
rhein-Westfelen erreichen will. Dieses % 
Begehren hat er erst bekämpft und 
nun mit juristischem Zuspruch und 
Unterstützung seines Ka binetts 2 bge- 
blockt Das bringt ihn in Wider- ’ 
sprach, der zwar nur scheinbar ist 
doch gleichwohl an seiner Glaubwür- 
digkeit kratzt Als Kanzlerkandidat , 
der SPD propagiert er den Ausstieg 
aus der Atomwirtschaft, als Minister- 
Präsident lehnt er den Einstieg dazu ^ 
ab. 


Sv* schreiben zur Bundeswehr. 

In Bonn pfeifen es die Spatzen von 
den Dächern, daß General Alten bürg 
... aus Enttäuschung nach Brüssel 
zieht Enttäuscht ist er vom Regiment 
seines Oberbefehlshabers, Minister 
Wömer, der den Stäben auf der 
Hardthöhe aus Gründen politischer 
Opportunität eine realistische Pla- 
nung nicht gestattet. Wömers Credo, 
seine Streitkräfteplanung werde den 
Erfordernissen der Zukunft gerecht 
wird von Offizieren hinter vorgehalte- 
ner Hand nur allzugern angezweifelt. 
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Ausstieg ä la SPD, indem man hier verbietet und dort kauft 

Mittleres Ruhrgebiet: Jedes siebte Unternehmen sieht seine Wettbewerbsposition gefährdet / Von Heinz Heck 

D 1 ? .«SP 1 ® , Baust f i J e . A L uch so läßt sich der Ausstieg einst mit Sprtzenpreisen für Ener- Ruhrgebiets von dieser Entwick- auf die man sich im Aueust in 

rhem-Westfalens steht in Nie- proben. Die Düsseldorfer Landes- ae potentielle Ansiedler schreck- lune in ihrer national*« ^ n 




LJ rhein-Westfalens steht in Nie- 
dersachsen. Gemeint ist das Kern- 
kraftwerk Lingen. Die Vorstände 
der Elektriätätsversorgungsunter- 
nehraen (EVU) Elektro mark und 
Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen (VEW) hatten sich seit 
1975 lange erfolglos um einen 
Standort für ein Kernkraftwerk in 
Hamm bemüht Sie hatten nämlich 
den Appell des damaligen Bundes- 
kanzlers Willy Brandt ernst genom- 
men, der nach Ausbruch der Ölkri- 
se 1973 die Regierungschefs der 
Länder aufgelbrdert hatte, sie soll- 
ten Standorte für Kernkraftwerke 
ausweisen. um so wenigstens lang- 
fristig der Opec Paroli zu bieten. 

Als aus Hamm nichts wurde, 
weil der Leidensweg durchs Ge- 
nehmigungsverfahren kein Ende 
nehmen wollte, sind die beiden 
EVU ins niedersächsische Lingen 
ausgewichen. Wenn dieses Kern- 
kraftwerk - voraussichtlich 1938 - 
ans Netz geht, fließt der Strom zu 
hundert Prozent ins östliche Ruhr- 
gebiet und nach Westfalen. 


Auch so läßt sich der Ausstieg 
proben. Die Düsseldorfer Landes- 
regierung verwehrt Baugenehmi- 
gungen, wohl wissend, daß die 
Elektrizitätswerke schon aus Grün- 
den der Kostensenkung dringend 
auf den Strom aus Kernkraftwer- 
ken zur Deckung des sogenannten 
Gnmdlastbedarfs (für die Strom- 
versorgung rund um die Uhr) ange- 
wiesen sind. Denn die Strompreise 
in Nordrhein-Westfelen - einst am 
unteren Ende der Preisskala im 
Bundesgebiet - steigen seit einigen 
Jahren überdurchschnittlich und 
haben zum Beispiel den Stromrie- 
sen RWE (Rheirusch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk) in eine wenig 
komfortable Position im Spitzen- 
feld gebracht 

Der Grund liegt auf der Hand: 
Der hohe Anteil billiger Braunkoh- 
le an der Stromerzeugung in der 
Grundlast hatte einst dem RWE ei- 
nen saftigen Wettbewerbsvorteil 
verschafft Angesichts der kost- 
spieligen Umweltschutzauflagen 
ist davon nicht mehr viel zu spüren. 
Bayern und Niedersachsen, die 


einst mit Spitzenpreisen für Ener- 
gie potentielle Ansiedler schreck- 
ten, haben vorexerziert wie man 
solche Standortnachteile beseitigt: 
Sie melden seit Jahren Ruhe an der 
Preisfront und liegen inzwischen 
unter dem Bundesdurchschnitt 
Das hätte vor ein paar Jahren kein 
Mensch für möglich gehalten. 
Hauptursache ist der wachsende 
KemenergieanteiL 
Diese Entwicklung hat in der 
nordrhein-westfilischen Wirt- 
schaft besorgte Diskussionen über 
die Anziehungskraft des Raums 
auf Unternehmer ausgelöst So 
schrieb kürzlich zum Beispiel die 
Industrie- und Handelskammer zu 
Bochum von der „falschen landes- 
politischen Weichenstellung bei 
der Energiepolitik“ und ihren „fa- 
talen Auswirkungen“. Weiter heißt 
es: „Wenn zudem Versorgungsun- 
teraehmen in anderen Bundeslän- 
dern oder im Ausland gleichzeitig 
teilweise eine Konstanz der Strom- 
preise ankundigen, ist es verständ- 
lich, daß sich rund 80 Prozent aller 
Industriebetriebe des mittleren 


Ruhrgebiets von dieser Entwick- 
lung in ihrer nationalen wie inter- 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit 
zumindest beeinträchtigt sehen; je- 
des siebte Unternehmen betrachtet 
seine Wettbewerbsposition sogar 
als akut gefährdet“ 

Es paßt in dasselbe Verhaltens- 
muster, daß die schleswig-holstei- 
nische SPD jetzt gegen die von Re- 
gierungschef Uwe Barschei (CDU) 
bewilligte Inbetriebnahme von 
Brokdorf zu Felde zieht. Es ist im 
übrigen die gleiche Frontstellung 
wie bei der schleswig-holsteini- 
schen Landtagswahl 1979, die Ger- 
hard Stoltenbergs Herausforderer 
Klaus Matthiesen zum Volksent- 
scheid gegen Brokdorf hatte um- 
münzen wollen, allerding s vergeb- 
lich. 

Im Grunde bedarf es also keiner 
parteioffiziellen Ausstiegsbe- 
schlüsse der SPD mehr. Einige ih- 
rer Vertreter handeln bereits seit 
Jahren so, als sei der Sofortausstieg 
beschlossene Sache - und nicht 
nur die vergleichsweise moderate 
Form einer Zehnjahresperspektive, 


auf die man sich im August in 
Nürnberg geeinigt hat 
In dem Energiebericht der Bun- 
desregierung, den das Parlament 
morgen diskutiert, ward allerdings 
Ausstieg nicht ernsthaft in Be- 
tracht gezogen. Er sei weder kurz- 
noch mittelfristig zu verantworten 
Und langfristige Prognosen seien 
mit so großen Unsicherheiten bela- 
stet, daß man darauf heute noch 
keine wirtschaftspolitischen Ent- 
scheidungen stützen könne. 

So besteht immerhin die Hoff- 
nung, daß die zur Zeit im Bau be- 
findlichen Kernkraftwerke in den 
nächsten Jahren zügig fertigge- 
stellt werden können. Im Wahl- 
kampf läßt sich aus diesem Streit 
übrigens kein Kapital schlagen. So 
haben die Grünen in Lingen bei dei 
letzten Landtagswahl im Juni 
Stimmeneinbußen hinnehmen 
müssen. Lingen ist kein Einzelteil 
Im symbolträchtigen Lüchow- 
Dannenberg (Gorleben) waren die 
Stimmeneinbußen für die soge- 
nannte Umweltpartei noch emp- 
findlicher. 
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Tag in Washington. DieMe- 
.teorologen sagen, es sei der hei- 
ßeste 30. September seit 30 Jak. 
• rem 93 Grad Fahrenbet, fest 34 Grad 
Celsius. Die -Historiker werden -von 
diesem Tag vielleicht, einmal 
es sei der Tag gewesen, an dem eine 
spätsommerliche Frostperiode zwi- 
schen. Washington . und Moskau zu 
Ende ging. Leute, die keinen so wei- 
ten Ho mont haben, werden sagem Es 
war der Tag, an dem eine unaufge- 
räumte Welt noch unübersichtlicher 
wurde. Sie verstehen diese Welt nicht 
mehr, -weil sie die Sprache der Politi- 
ker nicht mehr verstehen,; die diese 
unaufgeräumte Welt regieren. 

Die Schwierigkeiten, diesen Tag 
und seine Ereignisse zu begreifen, be- ’ 
gannen am Morgen um fünf vor zehn 
im Magistratsgericht von Brooklyn in 
New York, als der Spion Gennadij 
Sacharow vor dem Richter Joseph 
McLaughlin erschien. Nach zwei Mi- 
nuten verwirrender juristischer Ma- 
■ növer vergewisserte sich der Richter 
fürsorglich bei Sacharow, ob er ver- 
stehe. was hier vor sich gehe. Sacha- 
row bejahte. Zwei Minuten spater 
war er ein freier Mann. Mit fünfjäh- 
riger Bewährungsfrist nach Moskau 
entlassen. 

Eine Minute danach erscheint Au- 
ßenminister Shultz im s tickig en, 
überfüllten Pressesaal des . Weißen 
Hauses, um das Ergebnis seiner ins- 
gesamt 24stündigen Verhandlungen 
mit seinem sowjet is chen Kollegen 
Schewardnadse zu enthüllen „Dani- 
loff iS out“, sagte er, und Gennadij 
Sacharow weide noch an diesem 
Nachmittag in die Sowjetunion zu- 
rückfliegen. Ob er dies einen Tausch- 
handel nenne, fragen ihn die Journa- 
listen. Shultz mit Buddha-Miene: „Es 
g gibt keinen Handel und" Austausch 
zwischen Daniloff und Sacharow. Es- 
gibt ein Arrangement“ 


Die Erfindung des 
„Vorgipfel-Gipfels“ 

Wenige Minuten später unterbricht 
Präsident Reagan die Vorstellung set ' 
nes Außenminister und verkündet, 
daß ersieh am übernächsten Samstag 
in Isl an d nüt Generalsekretär Gort»- . 
tschow treffel werden Ob dies ein 
Gipfel . sei, . wtdleri •äfe- Jöuniälisten- 
wissen. „Neuvdfes ist anVörbenri- ' 
tungsfreffen“, komgfertläeägan. / . 

Spätestens Jüer wfrddadHch, daß 
die verfcrautenSpi^h-Schablonen an 
d i es em. 30. September plötzlich nicht 
mehr passen. Bisher war jede Begeg- 
mmg der beiden wichtigsten Staats- 
männer dieser Welt ein Gipfel Seit 
heute jedoch gibt es „Vorgipfel-Gip- 
fel". Preise für diese neue Wortschöp- 
fung dürfen an Henry Kissinger ver- 
geben werden. Der Wanderer zwi- 
schen Welten und Gipfeln prägte das 


Wort am späten Nachmittag mit sor- 
genzerfiirchtem Gesicht 

' ' Er hat deutliche Schwierigkeiten, 
mit diesem neuen Phänomen der 
Weltpolitik fertig zu werden. „Ich bin 
über diesen VorgipfeLGipfel in Is- 
land aufs äußerste besorgt und be- 
unruhigt Dieses Treffen ist zu eilig 
und zu schlecht vorbereitet arrangiert 
worden. Die Fragen, die auf diesem 
Vorgipfel diskutiert werden, sind zu 
komplex; um auf einem so kurzfristig 
angesetzten Treffen behandelt zu 
. werden. Ich sehe die Möglichkeit, daß 
sich die Gespräche festfahren und am 
Ende den wirklichen Gipfel gefähr- 
den.“ Tfnd dann mit wnor pntsrhnldi. 
geraden Verbeugung in Richtung Wei- 
ßes Haus: „Ich kritisiere ungern diese 
Administration, die ich stets unter- 
stützt habe.“ 

Fliegender Wechsel auf 
dem Flughafen Dulles 

Am Nachmittag verlagert rieh die 
Szene d i ese r komplizierten Entwir- 
rung einer Affäre auf den Flughafen 
Dullesbei Washington. Um vier Uhr 
. gehört Gennadij Sacharow die Büh- 
ne. Er erscheint lächelnd, kühl und in 
Siegerpose. „Sind rie ein Spion?“ fra- 
gen Journalisten. „Ich habe mir in 
den USA nichts zuschulden kommen 
lassen“, erwidert Sacharow. „Sind 
Sie ein Spion?“ beharren die Journa- 
listen. „Nein“, sagt Sacharow, „sie ha- 
ben mir eine Falle gestellt“ Er spielt 
seine Rolle, bis der Vorhang fällt Um 
1621 Uhr hebt die „Aeroflot“ von der 
Startbahn ab, mit einem Spion an 
Bord, für den das 'Wort Arrangement 
an diesem Tag eine neue Bedeutung 
bekam. 

Um 16.43 Uhr landet auf dem glei- 
chen Flughafen die „PanAzn“ aus 
Frankfurt mit Nicholas Danüoff an 
BortL'Er zeigt sich zum ersten Mal, 
seit ' er in sowjetischer Gefangen- 
schaft zu einer öffentlichen Figur 
wurde, in festlicher Kleidung : dunk- 
lär Anzug, rot-weiß gestreiftes Hemd, 
honte Krawatte, ein Strauß gelber 
Rosen im Arm. Seine Worte sind 
narfatenkliphgr , besonnener als jene, 
die er im ersten Triumphgefühl wie- 
dergewonnener Freiheit gebrauchte. 

Er spricht von der „emotionalen 
Tortur“ seiner Haft und seiner 
SOstündigen Verhöre, und er spricht 
von seinem Land, in das er zurück- 
kehrte, weil „in diesem Land das 
.. Schicksal jedes Einzelnen eine so gro- 
.. J3e Ralle spielt“. „Das ist der Grund, 
" warum dies -eine Nation so großer 
Indiv idualisten ist 11 

Bevor Daniloff am Montag die 5o- 
• wjetunion verließ, hatte er das Grab 
seines Ur-Ur-Großvaters Alexander 
Frolov besucht, der in Moskau begra- 
sten wurde Er war 1825 zu 30 Jahren 
Exil in Sibirien wegen seiner Teilnah- 
. me am erfolglosen Aufstand gegen 
Zar Nikolaus L verurteilt worden. 
„Ich hoffe, daß ich irgendwann nach 
Moskau zurückkehren kann, um wei- 
tere Blumen auf sein Grab zu legen“, 
sagte Daniloff. Er hatte in Moskau ein 
■Buch über seine russischen Vorfeh- 
.ren begonnen und drei Tage vor sei- 
ner Verhaftung die ersten vier Kapitel 
bei seinem Verleger abgeliefert Er 
will in den nächsten Monaten dieses 
Buch beenden. Die Verleger drangen. 

Kurze Zeit nach Daniloffs Ankunft 


in Washington gibt Tass ihre Version 
der Ereignisse des 30. September be- 
kannt Gennadij Sacharow, so 
schreibt die Agentur, sei heute „be- 
freit“ worden, während Nicholas Da- 
nüoff aus der Sowjetunion Jhinausge- 
worfen“ wurde. 

Derweil haben zahlreiche amerika- 
nische Journalisten begonnen, die Er- 
eignisse dieses Tages auf ihren „High 
Noon“ -Gehalt hin zu red uziere n. 
„Who blinked first“, ist zur Standard- 
frage des 30. September geworden. 
Sie wollen den Sieger di e ser Affäre 
wissen und heraus finden, wer in die- 
sem diplomatischen Poker zuerst die 
Nerven verlor und nachgab. 

Ronald Reagan hat zunächs t keine 
Probleme, ihnen zu h alfen: „They 
blinked.“ Später aber korrigiert er 
rieh: „Kein Kommentar. Ich hätte das 
nicht sagen sollen.“ Eduard Sche- 
wardnadse ist vorsichtiger. Er will 
nicht frisch vernarbte Wunden aufrei- 
ßen und entgegnet* „Es spielt hier 
keine Rolle, wer nachgegeben hat 
Wichtig ist daß wir eh» Lösung fan- 
den.“ 

A rman d Hammer, der Wanderer 
und Händler zwischen Ost und West 
der sich selbst auch in die Lösung 
dieses Konflikts eingeschaltet hatte, 
beweist mit seiner Antwort, warum er 
zu einem so perfekten Seiltänzer zwi- 
schen den Ideologien wurde: „They 
both blinked“, und er fügt Hann eüig 
hinzu: „Sie hah pn ai gTairh aber auch 
beide gewonnen“, was zeigt daß auch 
die Logik an diesem heißen, schwü- 
len späten Septembertag Schaden 
nahm. „Gorbatschow bekam, was er 
wollte, und Reagan bekam, was er 
wollte, und das Ergebnis ist gut für 
die ganze Welt“ Hammer ist ein Mei- 
ster der schlichten Formeln geblie- 
ben. 


Der rechte Flügel spricht 
von einem „Freikauf 4 


Derweil regt sich Zorn auf dem 
rechten Flügel der Republikaner. Se- 
nator Waüop nennt den „Vorgjpfel- 
Gipfel“ von Island „das Lösegeld, das 
wir für den Freikauf der Geisel Dani- 
loff zahlen mußten“. Im Repräsentan- 
tenhaus dagegen gehen liberale De- 
mokraten ans Mikrofon und preisen 
Ronald Reagan für sein Verhand- 
lungsgeschick. 

Das RpltlpirnnpnA» an diesem ver- 
wirrenden Tag: Die wohl wichtigste 
Figur dieses 30. September bleibt ei- 
ne Neh pnfigirr dieser Affäre. Eis ist 
Jurij Oxiow, gefoltert, verurteilt und 
seit Jahren lebendig begraben in Sibi- 
rien. Weil er in seinem Lande nur ein 
wenig freier, unabhängiger und bes- 
ser leben wollte. Es war viel von Frei- 
heit die Rede an diesem 30. Septem- 
ber in Washington. In zehn Tagen 
wird Jurjj Orlow zum ersten Mal in 
s ein e m jährigen Leben ein freier 
Mann sein. 

Er ist der stille und wahrscheinlich 
einzige Sieger an diesem seltsamen 
■30. September, an dem ein Gipfel 
■kein Gipfel, ein Handel kein Handel 
und ein Spion kein Spion mehr war. 
Es waren 93 Grad Fahrenheit Es muß 
■bessere Gründe geben, die Unfähig- 
teit-zu erklären, in dieser unaufge- 
räumten Welt die Dinge beim Namen 
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Vigdh Hmbegadotdr Ist Präsidentin von 240 (MIO Isländern, von denen die Hälfte in der Hauptstadt Reykjavik lebt. 

Am Polarkreis soll das Eis 


FOTOS. DPA 



Island, die Insel im hoben 
Norden, wird für zwei Tage zum 
Zentrum der Weltpolitik. Der 
Wetterbericht prophezeit 
Reagan und Gorbatschow 
Kälte, Sturm und Finsternis. 

Von REINER GATERMANN 

D ie Nachricht verbreitete sich 
wie ein Sturm über die baum- 
lose »mH schafreiche Insel 
Bald waren die Telefonleitungen zu 
Präsidentin Vigdis Finnbogadottir 
und Ministerpräsident Steingrimur 
Hermansson blockiert Landsleute 
wollten ihnen mitteil en, wie über- 
rascht, stolz und glücklich man über 
die Wahl war. Überrascht war auch 
die iglSnHisehe Regierung. Sie war 
erst wenige Stunden, bevor das „Vor- 
bereitungsgespräch“ zwischen 
Reagan und Gorbatschow bekanntge- 
geben worden war, von der Standor- 
twahl informiert worden. 

Die meisten der 240 000 Isländer, 
das zeigten die ersten Reaktionen, 
sind hocherfreut - und besorgt Für 
zwei Tage, am 11. und 12. Oktober, 
wird ihre Insel im Nordatlantik, un- 
mittelbar unterhalb des Polarkreises, 
im Blickpunkt der Weltöffentlichkeit 
stehen. In ihrer Hauptstadt Reykjavik 
wird Weltpolitik gemacht werden, 
wenn sich dort in einer Woche US- 
Präsident Ronald Reagan und 

1CP HRTT-G pnpral«a>kr ptär Mi r hfl il 

Gorbatschow zum zweiten Mal inner- 
halb eines Jahres treffen werden. Die 
Isländer wissen nur noch gar nicht so 
recht, warum ihnen diese Ehre zuteü 
wird. Immerhin standen neben Rey- 
kjavik noch Genf, Wien und Hiroshi- 
ma zur Auswahl Sie waren jedenfalls 
von sowjetischer Seite vorgeschlagen 
worden. Aber der Mann aus dem Wei- 
ßen Haus gab der kleinen, wilden und 
einsamen Insel im großen Ozean, fest 
genau in der Mitte zwischen Moskau 
und Washington gelegen, den Vorzug. 

Wahrscheinlich hatten bei der 
Standortwahl auch die Außenmini- 
ster der beiden Supermächte ihre 
Finger mit im Spiel Rein zufällig 


machten sie im Herbst 1985 innerhalb 
einer Woche bei Flügen zwischen ih- 
ren beiden Hauptstädten in Reykja- 
vik Zwischenstation, allerdings ohne 
sich zu treffen. 

Ansonsten trat Island bisher nur 
zweimal bei großen internationalen 
Ereignissen als Gastgeber in den Vor- 
dergrund: Beim ersten Mal, als 1972 
der Amerikaner Fischer und der Rus- 
se Spaski herauszufinden versuchten, 
wer der beste Schachspieler der Welt 
ist Und 1973 wählten US- Präsident 
Nixon und sein französischer Kollege 
Pompidou die Insel als Treffpunkt 

In den Stolz mischt sich die Sorge 
der isländischen Organisatoren: „Wie 
sollen wir das bewältigen?“ Denn da 
kommen nicht nur zwei Super- 
macht-Delegationen mit je 200 Mann 
und mit allem, was da an Sicherheit 
erforderlich ist Da werden aber auch 
innerhalb weniger Stunden rund 1000 
Journalisten aus allen Himmelsrich- 
tungen über die nordatlantische Vul- 
kaninsel einst Trainingslager ameri- 
kanischer Astronauten, he remfallen 
Dabei hat die Hauptstadt, wenn rie 
alles mobilisiert, beste nfalls 1000 Bet- 
ten aufzubieten. 


Eine glückliche Mischung 
aus Tradition und Neuzeit 


fi leirherma Ben unüberwindbar 
scheint das Problem der internationa- 
len Ätherverbindungen zu sein. „Wir 
werden für unsere anreisenden Kolle- 
gen unser Bestes tun“, versichern die 
Techniker beim isländischen Rund- 
funk. Die Zweifel in ihrer Stimme 
sind jedoch nicht zu überhören. Ge- 
stern wußten rie jedenfalls noch 
nicht, über wieviel Kapazität sie über- 
haupt verfügen können. 

Man läßt sich aber nicht irre ma- 
chen. Die Isländer sind eine glückli- 
che Mischung aus Kulturbewußtsein 
und Tradition einerseits sowie Aufge- 
schlossenheit der Umwelt und dem 
Neuen gegenüber andererseits. Kein 
Land in der Welt produziert pro Kopf 


der Bevölkerung mehr Bücher als Is- 
land, sowohl was die Zahl der Titel als 
auch die verkaufte Auflage an betrifft 
Musik und Theater, alt wie neu. sind 
gleichermaßen fest verwurzelt und 
gefragt Ähnlich ist es in der Politik, 
in der einerseits die jahrhundertealte 
Thing-Tradition weiterlebt, anderer- 
seits aber seit 1983 die erste reine 
Frauenpartei der demokratischen 
Welt im Parlament vertreten ist 

Schließlich war Island im Juni 1980 
das erste Land, das mit ü bewältigen- 
der Mehrheit einer Frau, der Theater- 
direktorin von Reykjavik, das höch- 
ste Staatsamt anvertraute. 1980 hatte 
Vidgis Finngobadottir noch gegen 
männliche Konkurrenz anzutreten 
(darunter ein international bekannter 
Fußballer und späterer Finanzmini- 
ster), vier Jahre später brauchte sie 
sich nicht ei nmal einer Neuwahl zu 
stellen, weü es keinen Gegenkandi- 
daten gab. Bei der ersten Abstim- 
mung, die sie sehr knapp gewann, 
war nicht so sehr die Tatsache hinder- 
lich, daß rie eine Frau war. allerdings 
eine sehr gut aussehende und char- 
mante, die im Abendkleid wie in 
Jeans gleichermaßen attraktiv war 
und ist Bedenken wurden vielmehr 
dagegen geäußert daß sie nicht ver- 
heiratet war, dennoch eine Tochter 
hatte, allerdings ein Adoptivkind. 

Die Sowjets stört es bei diesem 
Gipfeltreffen nicht daß Island Mit- 
glied der NATO ist eine starke ame- 
rikanische Garnison beherbergt und 
auf der Basis Keflavik neben Kampf- 
flugzeugen auch fliegende Radarsta- 
tionen stationiert sind. Rund 3100 
Soldaten der US- Luftwaffe und -Ma- 
rine sind dort ständig stationiert. Hin- 
zu kommen 2500 Familienangehöri- 
ge. Das Kernstück der Basis bildet 
die riesige Start- und Landebahn, die 
es auch den größten US-Transportem 
erlaubt Island anzufliegea 

Diplomatisch sind die Sowjets auf 
der Insel genauso überrepräsentiert 
wie in der UNO. Ungefähr 80 Perso- 
nen beschäftigen sie hier, etwa vier- 
mal soviel wie die Amerikaner. Inoffi- 


ziell monieren die Isländer dies auch 
hin und wieder, von konkreten 
Schritten sahen sie bisher jedoch ab. 
Andererseits sind auch die Zeiten 
vorbei daß sie vor den Zäunen Kefla- 
\iks gegen die Anwesenheit der Ame- 
rikaner protestierten, einmal war 
auch die heutige Präsidentin dabei 

Allerdings ist die US-Basis jetzt ei- 
ne Insel auf der InseL Nur einmal pro 
Woche dürfen die Soldaten die zahl- 
reichen Kneipen und Discos. „Holly- 
wood“ ist eine der größten Europas, 
in der eine Fahrstunde entfernten 
Hauptstadt besuchen, und ihre Fern- 
sehsender wurden verkabelt damit 
die Isländer sie nicht empfangen kön- 
nen und allzu leicht der Amerikani- 
sierung verfallen. 


Die USA ersetzen eine 
isländische Armee 


Die Anwesenheit der Amerikaner 
erspart den Isländern jedoch die Auf- 
stellung eigener Streitkräfte. Woher 
soUten sie die Soldaten auch nehmen, 
bei einer offiziellen Arbeitslosenquo- 
ten vor. 0,8 Prozent? 

Ein anderes Scharmützel mit den 
USA liegt allerdings noch gar nicht so 
lange zurück. Vor ein paar Monaten 
drohten die Amerikaner mit einem 
Einfuhrverbot für isländischen Fisch. 
Ein Export, der für die Insel lebens- 
notwendig ist. Grund war die Weige- 
rung der hartnäckigen Insulaner, den 
Walfischfang aus ..wissenschaftlichen 
Gründen“ auizugeben. Inzwischen 
wurde auch dieser Konflikt beigelegt, 
ohne größere isländische Zugeständ- 
nisse. 

Reagan und Gorbatschow' haben 
sich - sieht man es meteorologisch - 
allerdings den denkbar ungünstig- 
sten Termin und Standort ausge- 
sucht. Laut Wetterbericht erwarten 
sie auf Island Temperaturen um null 
Grad, tiefe Wolken. Regen und star- 
ker Wind. Das bedeutet zu dieser Jah- 
reszeit auch viel Dunkelheit. 


DER KO ALA-KOMMENTAR: 




„Für Geschäftsreisen nach 
Australien seid Ihr leider unschla 

Qantas!“ 


■ t 




”16 x pro Woche mit 747-Jumbos direkt von Europa nach insgesamt sieben 
australischen Destinationea“ 

"Davon allein 3 x direkt von Frankfurt nach Melbourne und Sydney.“ 

”Zwischenstops in Bangkok und Singapur für nützliche Geschäftskontakte, für den, 
der es nicht so eilig hat“ 

”Rund-um-die-Uhr-Service an Bord in First Business und Economy dass mit aus- 
gesuchten Speisen und Getränken, Film- und Musiksendungen über elektronische, Kopf- 
hörer und vielen Extras, für die Eure Langstrecken-Dienste in aller Welt gerühmt 
werden.“ 

”Da eilige Geschäftsleute nur auf den Flugplan und nie nach Koalas gucken, ziehe 
ich den Hut vor ihnen und wünsche ihnen einen guten Qantas-Flug - hin und zurück!“ 


Generalagent der Ansett 

Düsseldorf 02 11/32 60 76, Frankfurt 0 69/23 00 41 Hamburg 0 40/33 01 55, 
München 0 89/29 20 71 Wien 02 22/5 87 77 71 Zürich 01/2 11 44 11, Btx *21577# 
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Werbung in 
„Saar DI“ 
möglich 


UFLBonn 

Mt dm jetzt vorgelegten Referen- 
tenentwurf für ein saarländisches Me- 
diengesetz „wird ein rundfunkpoliti- 
scher Konsens aller Bundesländer 
unmöglich gemacht". Die CDU-Op- 
position fürchtet, daß die Landesre- 
gierung einer Einigung der Minister- 
präsidenten auf einen Medienstaats- 
vertrag erhebliche Stolpersteine in 
den Weg gelegt hat Werbung im drit- 
ten Programm des Saarländischen 
Rundfunks wird nach den Vorstel- 
lungen der SPD grundsätzlich mög- 
lich sein. Die Zulassung von Werbung 
in Hessen m ist seit Monaten ein 
wichtiger Grund für das Scheitern 
der Ministerpräsidenten-Gespräche 
über den Staatsvertrag. 

CDU-Fraktionschef Schwarz 
glaubt, daß durch ein dem Entwurf 



Puma-Chef Armin Dassler in QUICK: 
So BMI das Geschäft mit Boris! 

Der Name Boris Becker ist Gold wem auf 
dem Tennis-Platz, in den Medien und in 
der Werbung. Alle wollen beidemMillionen- 
Spiel dabei sein. Und am erfolgreichsten 
ist Armin Dassler, der seinem Sportartikd- 
Konzem mit Boris zu einem sensationel- 
len Boom verhalf. ln QUICK erzählt der 
Firmen chef, nach welchem Leistungsprin- 
zip seine Verträge mit Boris laufen und was 
er mit dem Superstar noch alles vorhai! 


Vor 40 Jahren: 

Der letzte «feg der Nazi-FBlirer 

16. Oktober 1946: Die Todesurteile gegen 
zehn Nazi-Größen sind gesprochen, ln der 
Nacht werden sie vollstreckL Wahre späten 
QUICK veröffentlicht bisher unbekannte 
Einzelheiten von der Exekution bis zur 
restlosen Beseitigung aller Spuren. 

Verfolgen Sie in QUICK 

ein dokumentarisches 
Kapitel Zeitgeschichte! 


QUICK steht 
fiir Qualität! 


Q 

QUICK 


entsprechendes Gesetz „die Veran- 
staltung privaten Rundfunks im Saar- 
land unmöglich gemacht" würde. Der 
Anteil von Werbung soll bei den Pri- 
vaten auf 20 Prozent begrenzt blei- 
ben, der SR bekäme durch Werbung 
im dritten Programm weitere Einnah- 
mequellen. 

Der SPD-Entwurf beinhaltet, so 
Schwarz, eine „Anti-SZ-Klausel“. 
Zeitungsverlage mit „marktbeherr- 
schender Stellung“ (wie die „Saar- 
brücker Zeitung“) dürfen nach dem 
Entwurf nicht Alleinanbieter werden, 
sondern lediglich einen Anteil von 25 
Prozent bei einer Anbietergeraein- 
schaft einnehmen. 
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Hessen kauft für 300 Millionen, 
wofür Schiesser eine Mark bezahlte 

Land nbenmnmt NH-RegkHafeeseflsd»ft Südwest / Kabmrttsbeschhiß nach „Umfefl* der Grünen 


D.GURATZSCH, Wiesbaden 

Die rot-grüne Landesregierung von 
Hessen hat in einer Kabinettssi t zu n g 
am Dienstag beschlossen, die Regio- 
nalgesellschaft Südwest der Neuen 
Heimat für ein Finanzvolumen von 
300 Millionen Mark in eigene Regie zu 
übernehmen, ln dieser Summe sind 
nach den Worten des Sprechers im 
Finanzministerium, Peter Ochs, so- 
wohl da- noch festzusetzende Kauf- 
preis als auch eine für nötig befunde- 
ne Kapitalerhöhung enthalten. Zur 
Beschaffung der Mittel solle in der 
nä ch sten Plenarsitzung des Landtags 
Anfang November ein Nachtrags- 
haushalt 1986 eingebracht werden. Er 
könnte spätestens im Dezember ver- 
abschiedet werden. 

U nklar heiten bis zuletzt 

Über die Einzelheiten des Geschäf- 
tes hatte es bis zur letzten Minute 
Unklarheiten gegeben. So hatte Fi- 
nanzminister Hans Kroilmann (SPD) 
noch in der vergangenen Woche vor 
dem Landtag erklärt, die Südwest- 
Gesellschaft befinde sich bereits in 
den Händen der Gewerkschaftshol- 
Hing BGAG und sei von dieses- zum 
Kaufpreis von 300 Milli onen Mark 
von der Neuen Heimat Hamburg er- 
worben worden. Das Land Hessen 
werde sie seinerseits von der BGAG 
erwerben. Eist nachträglich war be- 
kannt geworden, daß sich im 300-Mil- 
lionen-Mark-Paket auch die beiden 
Regionalgesellschaften von Nord- 


rhdn-Westfelen befunden hätten, die 
der Regierung Rau zum Kauf angebo- 
ten worden sind. 

Nach neuesten Berichten ist aller- 
dings auch diese Darstellung falsch. 
Danach «fad sowohl die hessische als 
auch die beiden nordrhein-westfali- 
schen Gesellschafteil mit dem Ver- 
kauf der Neuen Heimat fiir den sym- 
bolischen Preis von einer Mark in das 
Eigentum des Brotfabrik anten Horst 
Schiesser übergegangen (WELT vom 
L 10.). Indessen soll vorgesehen sein, 
daß die DGB-Hcdding diese Gesell- 
schaften „bis zu einer gewissen Frist“ 
für den. Präs von 300 Millionen Marie 
von Schiesser zurückerwirbt 

Diese Version hat der Leiter der 
Abteilung Lardesvermögen im hessi- 
schen T ^nanzminiR tp rinw^ Hanns . 
Detl ef von Uckro, gestern gegenüber 
der WELT ausdrücklich bestätigt 
Das Land Hessen habe „nach wie 
vor“ die Absicht, die Regionalgesell- 
schaft Südwest von der Gewerk- 
schaftsholding, und nicht von Schies- 
ser zu erwerben. Die Option der 
BGAG zum Rückerwerb dieser Ge- 
sellschaft aus den Händen Schiessers 
sei bis zum 3L Dezember befristet 

Zum Kaufpreis meinte von Uckro, 
die mehrfach in der Öffentlichkeit ge- 
nannten 300 Millin nen würden nur 
für die Süd west-Gesellschaft berech- 
net Die beiden nordihein-westfali- 
schen Regionalgesellschaften hatten 
einen „symbolischen Preis von ein» 
Mark“. Diese Angabe steht in kras- 
sem Widerapruch zu den Fredsvarstel- 


hingen für diese beiden Gesellschaf- 
ten, die in den Kaufverhandlungen 
zwischen der NH und der Landesre- 
gierung Nordrhein-Westfatens ge- 
nannt worden waren. Danach hatten 
die Gewerkschaftsvertreter von der 
Regierung Rau 2J5 Milliarden Mark 
für die 43 000 NH-Wohnungen in die- 
sen B undesland verlangt Rau sei- 
nerseits war bereit, „höchstens" 24 
Milliarden zu «ahu»n_ 

„Solide Geschäftspolitik“ 

Nach den Worten von Uckros habe 
die Regionalgesellschaft Südwest ei- 
ne „recht vernünftige, solide Ge- 
schäftspolitik“ betrieben, so daß sich 
ein höherer Handelswert für ihre 
Wohnungen rechtfertige als für die 
der anderen Regionalges e llsc h afte n . 
Für eine Aberkennung der Gemein- 
nützigkeit gebe es keine Vorausset- 
zungen. Ins gesamt gehörten zum Be- 
stand 29 865 Wohnungen im Eigenbe- 
sitz und 18073 Wohnungen in der 
Verwaltung der Gesellschaft 

Der Kabinettsbeschluß zur Über- 
nahme der Neuen Heimat Südwest in 
das Eigentum des Landes Hessen war 
erst durch den „Umfall“ der Grünen 
ermöglicht worden, die noch in der 
vergangenen Woche erklärt hatten, 
die n hpTnahmp hpriin g un g en müßten 
gründlich geprüft werden. Gleichzei- 
tig hatten sie Vorbehalte gegen den 
Kaufpreis und eine erneute Kapital- 
beteiligung der Geweikschaftshol- 
ding angemeldet 


Abwartende Haltung in Düsseldorf 

„Keine HOfe für Neue Heimat, solange Kaufverträge unbekannt sind“ / CDU beantragt Sondersitzung 


HELMUT BREUER, Düsseldorf 
t Bin verantwortliches staatliches 
Handeln ist zur Zeit nicht möglich.“ 
Auf diese bereits vor einer Woche ge- 
troffene lakonische Feststellung des 
nordrhein-westfälischen Städtebau 
ministers Christoph Zöpel (SPD) 
wurde gestern jedermann verwiesen, 
der von der Düsseldorf»' Landesre- 
gierung eine Stellungnahme zu den 
jüngsten Entwicklungen im Fall des 
Wohmingsbauuntemehmens Neue 
Heimat erwartete. Am Vorabend hat- 
ten schließlich die Genossen der Ge- 
werkschaft erneut sowohl den zu- 
ständigen Fachminister Zöpel als 
auch das gesamte Kabinett des 

SFn .Knn7-TprkanHiHat*>n Rail mit der 
Feststellung düpiert, entgegen der öf- 
fentlichen Erklärungen des DGB- 
Vorsitzenden Emst Brät seien auch 
die 43 000 Sozialwohnungen der Neu- 
en Heimat an Rhein und Ruhr längst 
an den Berliner Brotfabrikanten 
Schiesser verkauft worden. 

Vorsprung der Journalisten 

Die Journalisten, die mit dieser 
Nachricht das verdutzte Kabinett 
Rau informierten, hatten auch ge- 
stern wieder einen Informationsvor- 
sprung vor der ratlos wirkenden 
nordrtein-westfalischen Landesre- 
gierung. Sie wußten nämlich nach 


der Pressekonferenz Schiessers in 
Hamburg, daß die BGAG inzwischen 
von Schiesser für 300 Millionen Mark 
die NH-Wohnungen in Hessen und 
NRW habe zurückkaufen müssen. 
43er Bäcker hat für eine Mark also 
263 000 Wohnungen bekommen und 
davon 73 000 an die früheren Eigentü- 
mer zurückverkauft - für 300 Milli o- 
nen! Das kann ich selbst meiner Frau 
nicht mehr klarmachen, geschweige 
denn den Wählern“, sagte ein ratloser 
SPD- Abgeordneter im Düsseldorf« 
Landtag, der offenkundig jeden 
Durchblick in das wohl ungewöhn- 
lichste Geschäft der Nachkriegszeit 
verloren hatte. 

In dieser auch von den Düsseldor- 
fer Regierungsexperten kaum noch 
überschaubaren Situation, wer nun 
juristisch, wirtschaftlich oder tat- 
sächlich zur Zeit rechtmäßiger Eigen- 
tümer der NH-Wohnungen an Rhein 
und Ruhr ist, wurde gestern nur deut- 
lich, daß die Regierung Rau im Ge- 
gensatz zur hessischen Landesregie- 
rung zu keiner Hilfe oder Vermittlung 
zugunsten der Neuen Heimat mehr 
bereit ist, „solange der Inhalt der 
Kaufverträge in Düsseldorf unbe- 
kannt ist", wie Zöpels Pressesprecher 
Gerd Seitmann gestern sagte. Sein 
Chef hatte am Morgen aufgrund der 


Zeitungsmeldungen ein frostiges 
Fernschreiben an den BGAG-Vorsft- 
zendenLappas geschickt, in dem eine 
„unverzügliche und kurzfristige Klar- 
stellung“ der jüngsten Informationen 
gefordert wurde. 

„Nichts hinzuznfogen“ 

Danach war Zöpel zu einer Wahl- 
kampfreise nach Ostwestfalen aufge- 
brochen. Und die Staatskanzlei Rau 
ließ lediglich verlauten, der Minister- 
präsident habe seiner letzten Öffentli- 
chen Erklärung zu diesem Thema 
nichts hinzuzufügen. Dabei hatte Rau 
vor einigen Tagen led igl ich erklärt, er 
fühle sich vom Deutschen Gewerk- 
schaftbund „düpiert“. 

Inzwischen hat die CDU-Landtags- 
fraktion eine Sondersitzung des Lan- 
despariamen ts in Düsseldorf bean- 
tragt, das sich in der kommende Wo- 
che mit dem Fall der Neuen Heimat 
beschäftigen muß. Die FDP-Fraküon 
forderte neben einer Regierungser- 
klärung auch, wegen der Verstöße 
der NH-Eigentümer gegen das Be- 
triebsverfassungsgesetz die Verant- 
wortlichen „persönlich zur Rechen- 
schaft" zu ziehen. Schließlich müsse 
jeder Unternehmer, der sich so wie 
der DGB verhalte, mit hohen Bußgel- 
dern rechnen. 
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Ja, das hört sich alles 
ein bißchen komisch an 

** . i haha ir! 


Der Neue-Heimot-Käufer Horst 
Schiesser besitzt offenbar noch kei- 
nerlei Rückversicherung des Stillhal- 
tens der Neue-Heimat-Giäublger- 
banken. & „vermutet“ lediglich de- 
ren Bereitschaft, ihn In seinem Sanie- 
rungsvorhaben zu unterstützen. Dies 
geht aus dem Gespräch hervor, das 
Ralph Lorenz gestern mH dem Berti- • 
ner Brotfabrikalten in Hamburg 
führte. 

Sie kaufen für eine Mar k die Neue 
Heimat und verkaufen für drei- 
hundert Millionen Mark die Neue 
Heimat Nordrhein-Westfalen und 
Hessen. Das klingt alles wie im 
Märchen und so, als würde sich 
die Neue Heimat am Schopf aus \ 


nmg abgegeben. Insofern habe ich 
meine Kapazität für neue Aufgaben 
zur Verfügung- eine davon ist eben 
die Neue Heimat 
Herr Havenstein, ihr Manager, 
sagt, die Gemeinnützigkeit sei der 
Geist des Vertrages zwischen Ih- 
nen und der Gewerkschaftshol- 
dingBGAG. Was geschieht eigent- 
lich, wenn sie weiterverkaufen? 
Schissen Wir haben uns ja dazu 
verpflichtet, daß die Gemeinnützig- 
keit in keiner Weise unterbrochen 
wird. Die Präambel sagt das ja aus. 
Ja sicher, Sie haben sich verpflich- 
tet Aber ist der Käufer, der von 
Ihnen Wohnungen abnimmt ge- 
nauso verpflichtet? Das ist der 
springende Punkt 



Hont Sch l o f f FOTO: S. HSNKOW 


dem Sumpf ziehen! - — o _ , , 

Schksser: Ja, das hört sich alles ein - Schiesser. Selbstverständlich, das 
bißchen ko rpi^h an. Das ist eben - ist doch gesetzlich alles vorgeschne- 
das Rechenwerk eines Konzerns, in - ben. 

dem frnprhflTh der Konzemgruppe Gibt es in diesem Vertrag um der 
sehr viele Verrechnungen statt&n- Gewerk schaft sholding auflösende 
Und sie können gar nicht eine Klauseln? 

Schkssen Es gibt 
keine auflösende 
Klauseln. 

Es soll aber in der 
Anfsichtsratssit- 

Tiing der zu die- 
sem Zeitpunkt 
noch gewerk- 
schaftseigenen 
Neuen Heimat ei- 
nen Vorgang ge- 
geben haben, der 
zu solch einer wie 
auch immer gear- 
teten Klause/ ge- 
führt haben soll! 

Seftiesser: Ich weiß 
von keines- Klausel. 

Platzt der Vertrag 
zwischen Ihnen 
und der Gewerk- 
schaftsholding, 
wenn die Gemein- 
nützigkeit aberkannt wenden soll- 
te. 

Schiessen Nein. 

' Der Hamburger Bausenator Wag- 
ner meldet Bedenken an gegen 
den zwischen Ihnen und der Ge- 
werkschafts-Holding getroffenen 
Vertrag. Können Sie sich vor, stel- 
len, welcher Art diese Bedenken 
sind? 

Schiesser Nein. 

Welche Unterstützung erwarten 
' Sie vom Bonner Wohnungsbaumi- 
nisterium: 

Schiesser: Zunächst mal konstrukti- 
ve Mitarbeit Das ist das Wesentli- 
che. Und daß natürlich diese Ab- 
=' wehrhaltung der Politiker auf hört 
Haben Sie die Gläubigerbanken 
} hinter sich? 

Schiessen Ich hoffe ja Und ich ver- 
mute auch, daß die hinter uns ste- 
hen. 

Sie haben gehört, daß die Düssel- 
dorfer Bank Trinkaus & Burk- 
hardt einen Neu e-Heimat-Kredit 
über 20 Millionen Mark gekündigt 
bat? 

Schkssen Das haben wir noch nicht 
gehört 


einzelne Gesellschaft herausneh- 
men, sondern müssen den Konzern 
als ganzes sehen 

Trotzdem kling t das, mit Verlaub 
gesagt, recht merkwürdig! 
Schkssen Es kommen natürlich un- 
mögliche Werte pro Gebäude raus, 

das kann man kanfinänniseh gdT- 

nicht so darstellen Das ist ein Re- 
chenwerk! 

Aber nochmals zurück zu den 
Wohnungen in Nordrhein-West&- 
3en und Hessen: Was geschieht mit 
diesen? 

Schiesser: Das habe ich ja eben 
schon beantwortet Diese Wohnun- 
gen sind mit an uns verkauft wor- 
den, and aber auch schon wieder an 
die BGAG verkauft 
Sie gestatten die despektierliche 
Frage: Weshalb wz/2 ein Bäcker- 
meister ausgerechnet mit 260 000 
Wohnungen seine Brötchen ver- 
dienen 

Schiesser Ein Geschäft, das man 
kauft, muß ja nicht unbedingt dem 
erlernten Beruf entsprechen Im 
übrigen habe ich meinen Berufsbe- 
reich 30 Jahre lang ausgeübt, abge- 
schlossen i»nd an eine andere Fiih- 


Streit um : § 
den Kampf 
gegen Drogen f- 

Gemeinsam mit den Grünen uzxK ' 
den Kommunisten haben sich die So- 
zialisten im Europäischen PariangQ».' 
für eine „Legalisierung der Drogen^'- 
im Hinblick auf die Ausmerzung 
Schwarzhandels“ eingesetzt Die j, *- . 
berale“ niederländische Drogenpoü- ' 
tik soll auch für dfe Bundesrepublik • ' 
Deutschland rechtsverbindlich " * 
den. 

Auf diesen Umstand machte der 
Obmann der EVP-Fraktion ün ■ . 

tersuchungsausschuß des Europki- • 
sehen Parlaments zum Diugeop^, , 
bien in der Europäischen Gemem-.- 
schaft“, der Abgeordnfete - Elmar 
Brok, gestern in Bonn beiderVödage -- - 
e in« Berichts dieses Ausschusses - 

aufmerksam. In dem von Grünen, 
Kommunisten und Sozialisten abge- 
gebenen Minderheitenvotum znm ; 
Bericht heißt es: „Anstelle Drogen 
schlechthin zu bekämpfen. soHte ^^ v 
Priorität darin bestehen, eineNonna- ^ . 
lisierung im gesellschaftlichen Dm- ■ 
gang mit Drogen anzustrebeiL" 
satzkulturen für den Landwirtschafüj. 
chen Anbau von Drogenpflanzen sind ' 
nach Auffassung der Untexzachsa 
des Minderbei ten vo toms nur dann ai . 
unterstützen, wenn sie „ethisch za 
verantworten“ sind. Nach Ansicht 
von Brok zielt dieser Text jn 
Konsequenz auf den Weg der völligen 
Freigabe aller Drogen einschlieülich 
von Heroin und Kokain“. 

Im Mehrheitsbericht des EGPada- . 
ments zum Drogenproblem wild tm* : 
ter anderem gefordert, daß die Emo-. . 
päische Gemeinschaft den „Fonds . 
der Vereinten Nationen zur Bekämp- 
fung des Drogenmißbrauchs fDNF.j - 
DAQ“ mit einer neuen _ Ha ushalte i . 
nie“ finanzieren soll 

„Rau nutzt nicht 
die goldene Brücke“ 

breu, Düsseldorf 

Die „Aktion Volksbegehren zur 
Stülegung aller Atomanlagen“ wiS 
beim Verfassungsgerichtshof in Mün- 
ster gegen die Ablehnung ihres An- : 
trags durch die nordrhein-westfili- 
sche Landesregierung klagen In ei- ’ 
ner ersten Stellungnahme bedauertet ; 
die Antragsteller, daß der SPD-Kanz- 1 
lerkandidat Rau „die goldene Brücke ~ 
nicht betreten wifl, die ihm weit über ' 
100000 Bürger gebaut haben". Die 
Jungsozialisten wollen sich^ •■aller- 
dings an einer Klage nicht beteiligen. 

Die durch Rechtsanwalt Schily berx- . 
tenen nordrhein - westfalischen Grü- 
nen hatten das Volksbegehnsn-^sao- 
tragt, weil nach dem Bundesatom^- 
setz die Länder in diesen Fragen ba- 
ue Kompetenz haben. DiezumArgB' 
der SPD auch von den Jungsoziafr 
sten unterstützten Antragsteller hat- 
ten mit der These operiert, ihre Initi- 
ative biete Rau die Möglichkeit, seine 
Forderungen nach Umstieg in der 
Kemenergiepoläik dort zu verwirkli- 
chen, wo seine Partei die Mehrheit 
ste Be . Innenminister Schnoor beton- 
te in Düsseldorf das Kabinett habe 
ffl ussgh)j i eßij rh aus rechtlichen Grün- 
den das Volksbegehren abgewiesen. 
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Verreisen Sie 
demnächst? 


Dann übermitteln Sie uns bitte mit 
diesem Reise-Service-Coupon 
spätestens 10 Tage vor Reisebeginn 
Ihre Wünsche. 



Dazu noch einige Hinweise: 

Vor allem in den Mittelmeerländem 
ist die Postzustellung an manchen 
Orten unregelmäßig. Wir haben 
darauf keinen Einfluß. Unsere 
Empfehlung: Lassen Sie sich die 
WELT nach dort nicht nachsenden, 
sondern kaufen Sie sie an einer 
örtlichen Zeitungsverkaufsstelle. 

Immer mehr WELT-Leser spenden 
ihr Abonnement für die Dauer ihrer 
Abwesenheit einem Krankenhaus, 
Heim oder Sanatorium. Wir danken 
Ihnen dafür bei einer Spende von 
mindestens 14 Tagen mit einem 
kleinen Geschenk 

Wir wünschen Ihnen eine gute Reise. 

DIE® WELT 

l-l ABHÄNGIGE TAGESZEITUNG FCR DEUTSCHLAND 


ServIceCoupon 

|~t Reisespende 

Für die Dauer meines Urlaubs möchte ich mein 
WELT-A bonnement einem Krankenhaus, Heim 
oder Sanatorium zukommen lassen. Zum Dank 
dafür erhalte ich einen Band mit Zeichnungen 
des WELT-Karikaturisten Klaus Bohle. 

fl Reisegutscheine 

Für die Dauer meines Urlaubs schicken Sic riiir bitte 
anstelle meines WELT-Abonnemenls Gutscheine, 
die ich an jeder inländischen WELT-Ver kaufssiel le 
für WELT-Exemplare einlösen kann. 

Meine Kunden-Nr. 


Bitte spätestens 10 Tage vor Rebtebeginii diesen Coupon 
oder die Ihnen mildem Reise-Service-Hcfl zugeschicktc 
Postkarte einsenden an: 

DIE WELT Vertriebsabteflung 
Postfach 30 58 30 / Postfach 1008 64 
2000 Hamburg 36/ 4300 Essen I 

| | Reisenachsendang 

Für die Dauer meines Urlaubs schicken Sie bitte die 
WELT täglich per Post an meine Urlaubsanschrift 
gegen Berechnung der Versand- und Bearbeitungs- 
gebühren (pro Tag im Inland DM 0,30; 
im europäischen Ausland DM0,90; 

Luftpostversand auf Anfrage). 

O An meine Heimatanschrift soll während dieser 
w Zeit nicht geliefert werden. 

O Das Abonnement an meine Heimatanschrift soll 
während dieser Zeit weitergeliefert werden. 

Die anteiligen Abonnementsgebuhren für 
die Reisenachsendung werden mir gesondert 
berechnet 


l 



Verreist vom 



bis 



Meine Heimatanschrift 


Hotel/Pension: 

Name: 



Straße/Nr.: 


PLZ/Ort: 

PLZ/Ort: 

•t 

Land- 
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Windeten: Neues Ost-West-Treffen 
kommt auch den Deutschen zugute 

yßundesrepabiik beteiligt sich finalmell an Werra-Entsalzung“ / WELT-Gespräch 


Oos neue Ost-West-Treffen kommt ■= 
auch den deutsch-deutschen Be- . 
Ziehungen zugute. Da* erklärte der-. 
Minister für. innerdeutsche Bede-.., 
hüngen, Heinrich Wlndeien, der 
WELT-Zwef Abkommen sind bereits 
unterschriftsreif. Mit Windeten 
sprach DlethartGoos. 

1 ■ • ■ ' i ! i. \ ’ • 

Was bringt das neue Treffen 
ßeagan/Gorbatschow Sk die Men- 
schen im geteilten Deutschland? 
Wi n d ete n; Die innerdeutschen Bezie- 
hungert Sibd rarijiriinh pingohAttp f iri 

die Ost-Wesfc-Beziehungen. Jede Ver- 
besserung in diesem Bereich kommt 

uns zugute. 

Wichtige neue 'Abkommen stehen 
kurz vor der Unt e r ze ich n un g . Wes 
bringt derUmweltvertrag? . . . 
Windeten: Es ist em Rehznenabkom- 
men, das mit EjnM»imaaTBihTnpTi aus- 
gefüllt weiden Esgeht um In- 
fbrmations- usd tSrfnhn n^g sa t^B- 
tausch sowie um grenzüberschreiten- . 
de Zusammenarbeitet Dran Um- 
weltbelastungen machen vor Stachel- 
draht und Maua- nicht Hall , :...• 
Wird dinxdi das Abkommen sicher- 
gestellt, dafl Emraehfainggn wtedaa. 
Umweltbundesamt in West-Berlin-', 
und die entsprechende Behörde 
drüben ihr Fachwissen au st a u - 
sehen? 

Windeten: Das ist «fr» bindendeVor- 
aussetzung für dra Abschluß des Ab- 
kommens. Schwierigkeiten in dieser 
Frage hatten bisher eine Unterzeich- 
nung verzögert Nach <fom Abschluß 
des Abkommens über wissenschaftli- 
che und tprfmwhp ”** **** 

mit JMbskau sollten- diese Problaae 
überwunden sein. Wir werden auf die - 


T5nVmiwpmg des Sach Verstandes des 
Umwdtbundesamtes in Beziin-West 
nicht verzichten. 

Können akute. Umweltbelastun- 
gen , Sk die Ost-Bedin verantwort- 
lich ist, bald verringert werden ? 

■ Windeten: SeJbstrorstindlich. Das ist 
der. Snm gin« solchen Ahknimnong. 
Wir wollen, daß es bei den Umweltbe- 
lastungen auf breiter Basis zur Entla- 
stung von Möisch und Natur kommt. 
Daher setzen wir große Erwartungen 
auf dieses Abkommen. 
Umweltschutz ist sehr teuer. Wird 
die Bundesrepublik Deutschland 
der DDR " bei technischer und fi- 
nanzieller Bewältigung ihrer gro- 


Kommt auch das Abkommen 
über wissenschaftliche und techno- 
logische Zusammenarbeit bald un- 
ter Dach und Fach? 

Windeten: Auch hier sind die Ver- 
handlungen über den Vertragstext 
weitgehend abgeschlossen. Und auch 
hier geht es um die volle; rechtliche 
und tatsächliche Einbeziehung Ber- 
lins. 

Was folgt, wenn diese beiden Ab- 
kommen unterschrieben sind? 
Windeten: Mit Ausnahme des Rechts. 

hiKeabko mmens «ind d flnn die we- 
sentlichen Folgeabkommen des 
Grundlagenvertrages unter Dach und 
Fach. Wichtig wären noch Vereinba- 


ßen Umweltprobleme behilflich - 3 rungen über Reaktorsicherheit und 
sein? - :,j Strahlen srhirt? mrt tjom no tw endigen 

Windeten: Sie sagen mit Recht, daß-J Informationsaustausch. Außerdem 


Umweltschutz teuer ist, sehr erhebli- 
che AufffEDdüngen erfordert. Wir ha- 
ben große Mühe, diese Beträge für 
Sdnztnna Bnahm#»n in der Bundesre- 
publik Iteutschland aufmbringen. 
Daher sind wir nicht in der läge, 
piifh noch U mweltschutzmaßnah- 
mwi fQr die DDR zu finanzieren. Den- 
noch wird es Möglichkeiten der Ko- 
operation geben, besonders dort, wo 
von DDR-Umwdtbelastungen Bür- 
ger de - Bundesrepublik und Berliner 
unnüttelbar betroffen sind. 

GSt das auch für die Werra-Entsal- 
jung? 

Windeten: Darüber wird seit lä n ge r er 


wünschen wir Verbesserungen im 
Reise- und Besucherverkehr. Denn 
damit wird dac 7 . \ 1 ganUPgngeh »rig- 
keitsgefühl der Deutschen weiter ge- 
stärkt Es geht außerdem um die Öff- 
nung weiterer Übergänge an der in- 
nerdeutschen Grenze und die Aus- 
weitung des Jugendreiseverkehrs. 
Auch der völlig unzureichende Sport- 
leraustausch muß verbessert werden. 
Hat die Bundesregierung der 
„DDR" politische und finanzielle 
Zusagen als Gegenleistung zur der 
A^lantenregedung.gemacht? 
Windeten: Nein, die gibt es nicht und 
kann es auch nicht geben. Es wäre 


Zeit verhandelt Der Bund und die unvertretbar, wenn wir die Zurück- 
betroffenen Bundesländer sind be- ^;nahme von Schikanen auchnoch ho- 
reit, ffaanzfpTlp Beiträge für die Werr^&orieren würden. Aber natürlich er- 
ra-Entsabaing zu leisten, obschontii^^lmchtert die Beseitigung von Störfak- 
VeruiMcher anaa^hiiAfil teh in desä^toren die Regdung gemeinsam inter- 
DDR ansässig sind. ‘.vffesierender Fragen. :• ; 


POLITIK 


„Der Kreml 
hat mir nichts 
mitgeteilt “ 

A. CHRISTENBEN, Moskau 
Irina Oriow wollte es zunächst 
nicht glauben, daß ihr nach Sibirien 
verbannter bemann, der Wissen- 
schaftler und Büigerrechtler Juri Or- 
iow, in Kürze freigelassen werde und 
mit ihr ins Ausland reisen könne. Sie 
war sich erst sicher, nachdem sie ge- 
stern eine kurze Notiz in der sowjeti- 
schen Parteizeitung „Prawda“ gele- 
sen hatte. US- Außenminister George 
Shultz hatte am Abend zuvor in Wa- 
shington mitgeteilt, daß der 62jährige 
Oriow im Zusammenhang mit der 
Daniloff-Affare von den sowjetischen 
Behörden freigelassen und am 7. Ok- 
tober in die USA ausreiaen werde. 

Jch hatte nicht einmal Sekt in der 
Wohnung. Ich weiß nicht, wo ich hin- 
fahren werde, wie ich reisen werde 
und wer das Flugticket bezahlen 
wird“, sagte Frau Oriow - immer 
noch aufgeregt - gestern in einem 
Telefongespräch- „Alles, was ich 
weiß, habe ich von amerikanischer 
Seite erfahren, die sowjetische Regie- 
rung hat mir nichts mitgeteilt“ Sie 
lebt in einem Appartement in einem 
großen Wohnkomplex für Mitglieder 
der Sowjetischen Akademie der Wis- 
senschaften am Rande Moskaus. 

Bis zu seiner Festnahme 1977 hatte 
Oriow die „Helsinki-Gruppe“ sowjeti- 
scher Bürgerrechtler geleitet Der 
Russe erhält jetzt auch den erstmals 
verliehenen Carter-Menfl-Menschen- 
rechtspreis. Das wurde in den USA 
am selben Tag bekanntgeben, an dem 
seine Übersiedlung in den Westen an- 
gekündigt wurde. Oriow teilt sich den 
mit 100 000 Dollar (rund 200 000 
Mark) dotierten Preis mit einer Men- 
schenrechtsorganisation. (dpa/UPI) 


So lange gefeuert, bisSMe Person verschwand ‘ 


A ufgrund der Ermittlungen an- 
läßlich des Todes des Bürgers 
der Bundesrepublik Deutschland 
Johann Dick sind die 
tschechoslowakischen Behörden zu 
folgenden Ergebnissen gelangt • 

Als am 18. & Wogegen 12.15 Uhr 
Erkenntnisse Vorlagen, daß zwei un- 
bekannte Personal ilie tschechoslo- 
wakische Staatsgrenze gesetzwidrig 
• in Richtung BRD zu überschreiten 
versuchten, wurde' im Raum süd- 
westlich der Gemeinde Broumov m 
einem Waldabechnitt in ■ Überein- 
stimmung mft den tschechoslowaki- 
schen Vorschriften eteeGrenz&hn- 
dtragsaktion- ' 'ztrr 'ffieBtoaltfue^ -der 
Gfeagyerietä ^ aogeMMi >■■■ r - f, „ ; 

foi^nde @^^^^ra^töigesetzt: • 
eine AkranwaChe' mit Eahridungs- - 
handt zwd (äpppen von Angehörir 
gen’ der Grenzwache, iißgesamt^SS 

vöteticer in enö^ ^ttfemung \äf>n 
300- 400 m zur Siäkfegrenze^zm Tfer- 
ramdisfoä^ wurden.:-- 

~ kn 'Verlauf der : Gutafahnäung 
winde um üM Uhr vim der Alarm- 
wache nngtrfShr im Rausrdes Plan- 
quadrats 72^ÄT«ner der Grenzver- 
tetz&.emBfirgerder Vo&srepublik 
Polen namens Andrzej Gwizdon, 
geh. am 19.5. 1967, gefoßt, der zwei-' 
te Grenzverletzer drang weiter in 
Richtung Staatsgrenze vor. 

Im Hinblick darauf; daß es dem 
zweiten Grenzverletzer gelang, den 
durch die Angehörigen der Grenz- 
wache blockierten Raum zu durch- 
dringen, beschlossen die leitenden 
Organe der Grenzfahndung, einen 
Teil der militärischen Kräfte zur. 
Durchsuchung des Gebiets in Rich- 
tung zur Staatsgrenze einzusetzen. 

Beim Vorrücken zur Staatsgrenze 
wurde in einer Entfernung von etwa 
88-100 m von ihr von den Angehöri- 
gen der Grenzwache eine Person er- 
blickt, die in Richtung zur Staats- - 
grenze floh. In Übereinstimmung 
mit den tschechoslowakischen Vcm- 
3chriften über den Vollzug des Dien- 
stes an der Staatsgrenze forderten 
Angehörige der Grenzwache die Fer- 


Don mit der Aufklärung des Zwischenfalles an der deutsch-tschechoslowaki- 
schen Grenze befaßten deutscher) Behörden - Außenamt, Innenministerium 
und bayerischen Dienststellen - BegUetzt der Text der von Prag gegebenen 
Darstellung schriftlich vor. Durch Saiösse der CSSR-Grenztnippen war der 
pensionierte Bundeswehr-Oberstleutnant Johann Dick getötet worden. In 
ihrär .Darstellung bleiben die CSSR-Behörden bei der Behauptung, man 
habe nicht gezielt auf Dick - der nahe der Grenze auf einer Wanderung war 
- geschossen. Er sei zufällig getroffen worden, als man die Flucht zweier 
Polen aus der CSSR nach Deutschland habe vereiteln wollen. Der Grenz be- 
auftragte der Bundesrepublik Deutschland hatte schon Im Gespräch mit 
seinem tschechoslowakischen Kollegen vergangene Woche (WELT v. 24.986) 
die Zweifel an der tschechoslowakischen Darstellung hervorgehoben und 
bedauert, „daß die Kernfrage offen geblieben ist", wieso überhaupt von 
der CSSR aus auf deutsches Gebiet geschossen wurde und wiedertatsach- 
Gehe Tathergang bei dem ZwisthenfaB am 18. September gewesen ist. 
.^SdüMheitsfcreise verwiesen dardüf^daß „steh das gesamte Bldärungsge- 
bdüde/ dof dteXSSR aufbaut, tmtöer nur .darauf stützt, was bei uns schon 
b«Gu^- i ^^/New' : BnreVwften?Crarden'-Yficfit < &öfcanntipegeben. Am 24. 
Sepf embör hatte der ^^1-GreraÖevoflmöchtigte die Übersendung des 
endgültigen Obdukflonsberichiefaus Pilsen innerhalb von 'zehn tagen an- 
gekündigt Der Bericht des. CSSR-Grentoevoilmächtigten hat in der von der 
deutschen Botschaft in Prag eretefffen Übersetzung folgenden Wortlaut: 


son auf, stehenzubleiben. Da die ; 
Aufforderung nicht befolgt wurde, 
wurden e ini ge Warnschüsse in die 
Luft gefeuert Da die Person auch 
nach dieser Aufforderung nicht ste- 
henblieb, wurde zu ihrer Festnahme 
gezielt geschossen. >2 

-CjJjji 

Gegen diese Person wurde so lan- 
ge gefeuert, bis sie in einer Entfer- 
nung von ungefähr 150-200 m voa» 
den eingreifenden Angehörigen der 
Grenzwache in dichtem unüber- 
sichtlichen Baumbestand ver- 
schwand. 

Der Leiter dieser Aktion nahm an, 
daß es dem Grenzverletz» wahr- 
scheinlich gelungen sei, über die 
Staatsgrenze in die BRD einzudrin- 
gen. Aus diesem Grund gab er den 
B efehl zu m Rückzug der Angehöri- 
gen der Grenzwache, die im anlie- 
genden Gebiet verstreut waren. 

Aua der Aussage eines Angehöri- 
gen der Grenzwache geht bevor, 
HnB er b eim VoiTÜCken entlang der 
Staatsgrenze im Raum einer Schnei- 
se, die von der tschechoslowaki- 
schen Staatsgrenze auf daa Gebiet 
der BRDführt, hörte, daß nach Hilfe 
-gerufen wurde. Der Angehörige der 
Grenzwache war überzeugt daß es 


sich um den verwundeten verfolgten 
Grenzverletzer handelte. Deshalb 
begab er sich unverzüglich zu der 
Stäle, von wo gerufen wurde, wo er 
ca. 50 m von der Staatsgrenze einen 
li egenden Mflnn fand. 

Nach Feststellung, daß die Person 
»in» Schußverletzung hatte »»ri «foß 
er selbst dem Verletzten keine wirk- 
same Hilfe leisten konnte, beschloß 
er entsprechend den gellenden Vor- 
schriften, diese mit einer in die Luft 
abgegebenen Salve aus seiner Ma- 
schinenpistole herbeizuholen. 

Kurz darauf traf im angegebenen 
Raum eine Gruppe von vier Angehö- 
rigen der Grenzwache ein, die dem 
Verletzten erste Hüffe durch Verbin- 
den der Wunde leistete. Sie brachte 
ihn auf das Gebiet der CSSR und 
stellte seinen sofortigen Transport 
ins Krankenhaus Tachov sicher. 

Erst im Verlauf weiterer Ermitt- 
lungen wurde festgestellt, daß der 
Verwundete nicht der Grenzverlet- 
zer War, nach dem man gefahnd et 
hatte, sondern der Bürger der BRD 
Johann Dick, der sich zu dte^r Zeit 
offensichtlich ■ in der .-Nähe "dar. 


Der zur Ermittlung herbeigerufe- 


ne gerichtliche Sachverständige aus 
dem Bereich der Ballistik, Antonin 
Khxc, druckte in einem Experten- 
Gutachten die Möglichkeit aus, daß 
beim Schießen gegen den Grenzver- 
letzer auf tschechoriowakischem 
Gebiet, das aus dem Laufen, unge- 
zielt und mit erheblicher Streuung 
erfolgte, ein Teil der Projektile auf 
das Gebiet der BRD gelangt sein und 
die gefundene Person verletzt haben 
könnte. 

Zu dem angegebenen bedauerli- 
chen Vorfall, für den sich die tsche- 
choslowakische Seite entschuldigt 
hat und für den sie die Verantwor- 
tung übernimmt, könnte es auch 
deshalb gekommen sein, weil dieser 
sich in einem völlig unübersichtli- 
chen' welligen Terrain, in dem der 
Verlauf der Staatsgrenze nicht deut- 
lich gekennzeichnet ist, ereignete 
Aus diesem Grund schließt die 
tschechoslowakische Seite auch 
nicht aus, daß irgendeiner der ein- 
greifenden Angehörigen der Grenz- 
wache entgegen den Dienstvor- 
schriften, die eindeutig die Tätigkeit 
der Grenzbehörden an der Staats- 
grenze regeln, während der Aktion 
in geringer Tiefe die Staatsgrenze 
der BRD verletzt haben könnte, oh- 
ne sich dessen bewußt gewesen zu 
sein. 

Zu den angegebenen Ergebnissen 
ist die tschechoslowakische Seite 
aufgrund der konsequenten Ermitt- 
lungen am Tatort, der Rekonstruk- 
tion des gesamten Verlaufs der Er- 
eignisse, aufgrund der Vernehmung 
von Zeugen wie auch aufgrund des 
Gutachtens des Ballistik-Sachver- 
ständigen gelangt 

Das Ausmaß des Verschuldens 
der tschechoslowakischen Grenzor- 
gane und die genannten Ereignisse 
sind Gegenstand weiterer Ermittlun- 
gen, die durch die militärische Pro- 
kuratur durchgeführt werden. Ge- 
gen die verantwortlichen Personen 
werden Konsequenzen in Überein- 
■ Sti mm u ng mit der tschechoslowaki- 
schen Rechtsordnung gezogen wer- 
den.“ 



Vor der Leidenszeit* luri Oriow und seine Frau 1976 in ihrer Moskauer 
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In all den Jahren ließ 
Oriow sich nicht beugen 

Neun Jahre Haft und Verbannung / Dissidenten auf Vorrat? 


CARL GUSTAF STRÖHM, Wien 

Mit dem 62jährigen Juri Oriow 
kommt der nach Andrej Sacharow 
prominenteste sowjetische Bürger- 
rechtler und Dissident nach vielen 
Jahren der Haft und Verbannung 
endlich frei. Oriow, ein anerkannter 
Physiker von Beruf, wurde 1978 als 
Begründer der Moskauer „Helsinki- 
Gruppe“ zu sieben Jahren Straflager 
und fünf Jahren Verbannung verur- 
teilt. Zuletzt lebte er als Zwangsver- 
schickter unter primitiven Umstän- 
den in Jakutien. Der schwerkranke 
Akademiker mußte hier Dienst als 
Nachtwächter versehen. Seine Straf- 
zeit wäre im Dezember 1988 abgelau- 
fen. Es gab bereits Befürchtungen, 
Oriow werde wegen seiner angeschla- 
genen Gesundheit den Tag der Frei- 
heit womöglich nicht mehr erleben. 

Oriow ist seiner Nationalität nach 
Russe und Sohn eines „proletari- 
schen“ Vaters. Als junger Mann trat 
in die KPdSU ein und war am Ende 
des Zweiten Weltkriegs Soldat an der 
ukrainischen Front. Nach dem Kriege 
studierte er Physik. Er wurde sogar 
als Berater für die sowjetischen Abrü- 
stungsverhandlungen mit den USA 
1955 herangezogen und von der Aka- 
demie der Wissenschaften der So- 
wjetrepublik Armenien als korre- 
spondierendes Mitglied aufgenom- 
men. Die Akademie schloß ihn aller- 
dings sofort aus, als er sich als Dissi- 
dent und Regimekritiker erwies. 

Als Oriow 1956 während der „Ent- 
stabilisierung“ eine liberalere Linie 
innerhalb der KPdSU forderte und in 
diesem Sinne auf einer Parteiver- 
sammlung auftrat, wurde er sofort 
aus der Partei ausgeschlossen. Weit- 
hin bekannt aber wur de er nach der 
Unterzeichnung' der KSZE-Schluß- 
akte durch die europäischen Staaten, 
die in der finnischen Hauptstadt er- 
folgte. Denn im Jahr darauf gründete 
Oriow die Moskauer Helsinki-Grup- 
pe, die sich zum Ziel setzte, die Ein- 
haltung vor allem der KSZE-Men- 
schenrechtsbestimmungen in der So- 
wjetunion zu überwachen. Der Mos- 

„Rache, Haß, 
Zynismus“ 

AP. Berlin 

Als „Gipfel des Unverstandes“ hat 
der Beauftragte der Evange lischen 
Kirche in Deutschland (EKD) für die 
Seelsorge an deutschen Kriegsverur- 
teilten, Theodor Schober, die Haftbe- 
dingungen für den ehemaligen Hitler- 
stellvertreter Rudolf Heß im Span- 
dauer Kriegsverbrechergefängnis kri- 
tisiert. Heß habe einen französischen i 
Seelsorger, weil ein deutscher nicht 
zugelassen werde. Schober zitierte 
den französischen Geistlichen ohne 
Namensnennung mit der Bemer- 
kung: .Mein Gewissen als Mensch 
und mein Glaube strauben sich gegen 
dieses Beispiel des Geistes der Rache, 
des Hasses, des Zynismus, der Absur- 
dität und der Geringschätzung des 
Menschen. “ Die weitere Haft von Heß 
entbehre jeglicher Vernunft und jeg- 
lichen Edelmutes“. 


kauer Gruppe folgten andere Grup- 
pen in mehreren Städten der Sowjet- 
union. Bereits damals wurde Oriow 
von sowjetischen Sicherheitsleuten 
mit den Worten gewarnt: „Falls Ihre 
illegale Gruppe fortfahrt, die friedlie- 
benden Absichten der Sowjetunion 
in Zweifel zu ziehen, werden gericht- 
liche Schritte gegen sie eingeleitet.“ 

Damit war klar, daß die sowjeti- 
schen Behörden die Helsinki-Organi- 
sationen nicht nur als „illegal“ be- 
trachteten - trotz der unter die 
KSZE-Schlußakte gesetzten Unter- 
schrift der Sowjetregierung - sondern 
darüber hinaus auch jede Kritik an 
der Sowjetmacht „gerichtlich“ ahn- 
den würden. Inzwischen sind alle sei- 
nerzeitigen Mitglieder der damaligen 
sowjetischen Helsinki-Gruppen ent- 
weder emigriert oder befinden sich in 
Haft. Am 10. Februar 1977 wurde Or- 
iow verhaftet und nach über einjähri- 
ger Untersuchungshaft am 18. Mai 
1978 verurteilt. Im Konzentrationsla- 
ger, in das er einge liefert wurde, be- 
handelte man ihn besonders schlecht 
und ließ ihn durch Kriminelleterrori- 
sieren und mißhandeln. 

Trotz angegriffener Gesundheit 
aber hat sich Oriow nicht brechen 
lassen. Aus der Verbannung, die auf 
seine Lagerhaft folgte, gelang es ihm, 
ein Manuskript in den Westen zu 
schmuggeln, in welchem er die Frage 
stellt, ob ein „nicht-totalitärer Sozia- 
lismus“ möglich sei Die Antwort des 
russischen Dissidenten: Ein klares 
Nein. 

Der „Freikauf“ Orlows - so erfreu- 
lich er ist - darf allerdings zweierlei 
nicht vergessen lassen: Erstens gibt 
es äußer Andrej Sacharow noch zahl- 
reiche andere russische Bürgerrecht- 
ler, die von der Sowjetmacht in Ver- 
bannung oder Haft gehalten werden - 
etwa Anatoli Martschenko oder der 
Psychiater Anatoli Koijagin, um nur 
zwei Namen zu nennen. Zweitens ver- 
stärkt sich der Eindruck, daß die So- 
wjets ihre Dissidenten auf „Vorrat“ 
verurteilen, um sie später gegen Spio- 
ne austau sehen zu können. 

Saarbrücken für 
„DDR“-Vorschlag 

dpa. Saarbrücken 

Die Ständige Vertretung der 
„DDR“ in Bonn hat der saarländi- 
schen Landeshauptstadt Saarbrük- 
ken vorgeschlagen, eine Städtepart- 
nerschaft mit der b randenburgischen 
Bezirkshauptstadt Cottbus einzuge- 
hen. Der Saarbrücker Oberbürger- 
meister Koebnick (SPD) begrüßte ge- 
stern den in einem Schreiben der : 
„DDR“-Vertretung unterbreiteten j 
Vorschlag und unterrichtete die drei | 
im Stadtrat vertretenen Fraktionen j 
von dem Fartnerschaftsangebot 
Koebnick, der Anfang September in 1 
einem Schreiben an den „DDR“- 1 
Staatsratsvorsitzenden Erich Honek- i 
ker den Wunsch nach einer Städtpart- 
nerschaft zwischen Saarbrücken und , 
einer Stadt in der „DDR“ geäußert 
hatte, regte „baldige Gespräche über 
das weitere Verfahren“ an. 


Reagan bat 
den Kanzler 
um Anregungen 

Co. Bonn 

Die Bundesregierung ist daran in- 
teressiert, daß auf dem „Vorberei- 
tungsgipfel“ in Reykjavik konkrete 
Fortschritte bei der Abrüstung, be- 
sonders im Bereich der Mittelstrek- 
kenwaffen größerer und kürzerer 
Reichweite, erzielt werden. Darauf 
wird Bundeskanzler Helmut Kohl in 
den nächsten Tagen in einem Brief an 
Präsident Ronald Reagan hinweisen. 

Reagan hatte Kohl in der Nacht 
zum Dienstag vorab über seine am 1 1. 
und 11 Oktober geplante Begegnung 
mit dem sowjetischen Parteichef Mi- 
chail Gorbatschow unterrichtet und 
um Anregungen für das Treffen gebe- 
ten. Im Kanzleramt wurde dies als 
eine besondere Geste freundschaftli- 
cher Verbundenheit bewertet. Kohl 
will dem Präsidenten nach vorliegen- 
den Informationen vor allem folgen- 
de drei Punkte als wünschenswert 
ans Herz legen: 

L Fortschritte bei der Reduzierung 
der Mittelstreckenraketen: 

2. eine möglichst baldige Einigung 
über ein weltweites Verbot der che- 
mischen Waffen; 

3. konkrete Vereinbarungen über die 
Verifikation als Mittel um Fortschrit- 
te auch in anderen Bereichen zu erzie- 
len. 

Für die Mittelstrecken-Verhand- 
lungen wird der Kanzler dem Präsi- 
denten den Wunsch übermitteln, daß 
in einem Zwischenabkommen die 
Absicht verankert wird, unverzüglich 
die Verhandlungen über Raketen 
kürzerer Reichweite fortzu setzen. 
Dieses Konzept war am Dienstag von 
Kohl, Außenminister Hans-Dietrich 
Genscher und Verteidigungsminister 
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Manfred Wömer festgelegt worden. 
Der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende 
Alfred Dregger stimmte dem gestern 
in einem „Positionspapier“ ausdrück- 
lich zu. Bonns Ziel müsse es sein, 
auch Mittelstreckensysteme mit einer 
Reichweite von 150 bis 500 Kilometer 
auf ein niedriges Niveau mit gleichen 
Obergrenzen zu bringen. 

CSU-Chef Franz Josef Strauß be- 
zeichnet den Gipfel von Reykjavik 
als eine Bestätigung der „Richtigkeit 
unserer - nicht zuletzt meiner - au- 
ßenpolitischen Vorstellungen“. Ober- 
stes deutsches Interesse wäre es, 
„den Sowjets kiarzumachen, daß ihre 
Deutschlandpolitik auf einer falschen 
Grundlage steht, daß ihre fortgersetz- 
te Verweigerung des nationalen 
Selbstbestimmungsrechtes für 
Deutschland als angebliche Folge des 
Zweiten Weltkrieges ein schwerer hi- 
storischer Fehler ist“. Man sei aber 
wohl noch nicht so weit, daß dieses 
Thema gründlich behandelt werden 
könne. 

Der deutschlandpolitische Spre- 
cher der SPD-Bundestagsfraktioa 
Hans Büchler, forderte Kohl auf, die 
„deutschen Sonderinteressen'* ge- 
genüber Reagan „selbstbewußt und 
energisch zu vertreten“. Vor allem 
müsse Moskau zu größerem Entge- 
genkommen in den deutsch-deut- 
schen Fragen gedrängt werden. Diese 
Thematik wird nach der Einschät- 
zung von Experten allerdings nicht 
auf der Tagesordnung des Gipfels in 
Reykjavik stehen. Bundesaußemräni- 
ster Hans-Dietrich Genscher meinte, 
eine Verbesserung des sowjetisch- 
amerikanischen Verhältnisses und 
Abrüstungsfortschritte würden „na- 
türlich auch das deutsch-deutsche 
Verhältnis im positiven Sinne beein- 
flussen“. 
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In Belgien flammt der 
Sprachenstreit wieder auf 

Ern Gerichtsurteil bringt Premier Martens in Bedrängnis 


HELMUT HETZEL. Brüssel 
Mit einem letztinstanzlichen Rich- 
terspruch des Staatsrates, des höch- 
sten belgischen Gerichtes, ist schlag- 
artig der schwelende Sprachenstreit 
zwischen Flamen und Wallonen in 
Belgien neu entfacht worden. Eine 
seit vier Jahren andauernde Affäre 
um den französischsprachigen Bür- 
germeister der verwaltungstechmsch 
zu Flandern gehörenden Gemeinde 
Voerden, Jose" Happart, ist der Anlaß. 
Die Richter haben entschieden: Jose 
Happart kann sein Amt als Bürger- 
meister der zwischen Maastricht und 
Lüttich gelegenen und aus sechs Dor- 
iern bestehenden „Gemeinde Voer- 
den“ nicht ausüben, denn Happart 
spricht kein Niederländisch. Die 
Richter folgten in ihrem Urteil weit- 
gehend der klageführenden Partei, 
der flämischen Minderheit aus der 
Gemeinde Voerden. 

Zwar entspricht dieser Richter- 
spruch ganz und gar dem Geist der 
belgischen Verfassung, die vor- 
schreibt, daß in einem zweisprachi- 
gen Gebiet, und um ein solches han- 
dele es sich bei der Gemeinde Voer- 
den, ein Bürgermeister auch beide in 
der Verfassung als gleichrangig gel- 
tenden Landessprachen beherrschen 
müsse. Doch gleichzeitig legt dieses 
formaljuristisch kaum angreifbare 
Urteil erneut die Lunte an das urbel- 
gische Problem, mit dem das Land 
seit seiner Gründung 1831 zu kämp- 
fen hat: die Rivalität zwischen Fran- 
zösisch und Niederländisch, zwi- 
schen Wallonen und Flamen. 

Im Königreich Belgien, einst als 
französischsprachiger Einheit sstaat 
gegründet, wurden die Flamen 
sprachlich lange diskriminiert und 
mußten sich ihre Gleichberechtigung 
mühsam erkämpfen. Deshalb legen 
die Flamen, die in Belgien die größte 
Bevölkerungsgruppe stellen, auf die 
in der Verfassung verankerte Gleich- 
berechtigung und sprachliche Gleich- 
wertigkeit größten Wert 

Koalition gefährdet 

Der Sprachenstreit hat politische 
Sprengkraft Er könnte sogar zu einer 
neuen Regierungskrise im flämisch- 
wallonischen Koalitionsbündnis in 
Brüssel führen „Die Sache ist noch 
lange nicht ausgestanden“, tönte der 
Vorsitzende der wallonischen Christ- 
demokraten (PSQ, die Teil des flä- 
misch-wallonischen Vierparteien- 


bündnisses im Kabinett „Marteis VI“ 
sind, sofort nach Bekanntwerden die- 
ses bei Wallonen als „Provokation“ 
empfundenen Richterspruches. Da- 
mit aber war die Angelegenheit hoch- 
politisch und das Kabinett „Martens 
VI“ insgesamt angesprochen. Das la- 
bile Gleichgewicht innerhalb der Re- 
gierungskoalition aus fl ä m is c hen 
(CVF) und wallonischen (PSQ 
Christdemokraten sowie flämischen 
(pW) und wallonischen (PRL) Libe- 
ralen steht vor einer neuen Zerreiß- 
probe. 

Rücktritt in Brüssel? 

Regierungschef Wilfried Martens 
(Flame, CVP) versuchte aus diesem 
Grund sofort zu schlichten und er- 
klärte: „Das ist noch lange keine Re- 
gierungsangelegenheit H Doch die 
wird es früher oder später unwillkür- 
lich werden. Denn der „Schwarze Pe- 
ter“ liegt jetzt erneut bei Innenmini- 
ster Charles Nothomb (Wallone, 
PSQ. Nothomb war es, der 1984 ent- 
schied. daß Jose Happart als Bürger- 
meister seine Pflichten im zweispra- 
chigen Voerden durchaus ausführen 
könne. Der Innenminister beschei- 
nigte dem frankophonen Bürgermei- 
ster seinerzeit sogar ausreichende 
Nieder ländisch-Kermtnisse Überein 
„Ja“ oder „Nein“, so behaupten die 
Flamen jedoch, gehen diese Sprach- 
kenntnisse nicht hinaus. Außerdem, 
so der umstrittene Bürgermeister, 
„will ich kein Niederländisch spre- 
chen oder lernen“. Denn Happart und 
seine Partei, die „Action Foumaise“, 
kämpfen für die Wiederangliederung 
der Gemeinde Voerden an die wallo- 
nische Provinz Lüttich. 

Der wallonische Innenminster No- 
thomb steht nun vor einem schwieri- 
gen Problem, muß er doch, will er 
dem höchstrichterlichen Urteil nach- 
kommen, einen neuen Bürgermeister 
für Voerden ernennen. Eine Hand- 
lung, die nicht nur seine wallonischen 
Wähler und seine Partei kaum ohne 
Gesichtsverlust hinnehmen könnte. 
Sollte der Innenminister aber die 
Konsequenzen ziehen und mit Rück- 
tritt drohen, wäre die Brüsseler Re- 
gierungskrise da. Es ist daher nicht 
verwunderlich, daß Premier Martens, 
der auch in der Wallonie hohes Anse- 
hen genießt, jetzt bereits öffentlich 
ankündigte: „Ich werde dieses Pro- 
blem persönlich lösen“ - nur wie, dar- 
auf ist jetzt ganz Belgien gespannt 


Für Botha ist das Risiko von Neuwahlen 
zu groß. Zulauf für die Konservativen 

Chris Heunis als Kronprinz des Premiers / Washington entsendet schwarzen Botschafter 


M. GERMANL Johannesburg 

Präsident Botha hatte noch zur Er- 
öffhung des nationalen Parteikon- 
gresses Anfang August in Durban 
überraschend auf die mögliche Ab- 
haltung von Wahlen, „früher als man- 
che denken“, hingewiesen. Jetzt hat 
er dieses Vorbaben auf dem letzten 
der vier Provinzparteikongresse in 
Bast London endgü lti g faUen gelas- 
sen. Beobachter in Südafrika fühlen 
sich bestätigt Die Lage in den einzel- 
nen Provinzen war zu komplex, das 
Risiko für Wahlen zu groß. 

Einer der offiziellen Gründe, war- 
um sich Botha mit seinem Reform- 
programm nicht der Wählerschaft 
stellt ist die Schwierigkeit die Wäh- 
ler überhaupt zu erfassen, da es in 
Südafrika keine Meldepflicht gibt 
Ein wichtiger Grund waren auch die 
trotz A osnahmpynpfo nri zu erwarten- 
den neuen Unruhen und Fragen in 
bezug auf die indischen und Kap-far- 
bigen Parlamente. Bei deren ersten 
Wahlen im August 1984 war die Welle 
der bis heute anhaltenden Unruhen 
ausgelöst worden. Auch die Frage, 
wie das weiße Parlament gewählt 
werden sollte, war weitgehend unbe- 
antwortet Die neue Verfassung vom 
September 1984 sieht frühestens für 
1989 Wahlen vor. 

Sicher jedoch ist daß Präsident 
Botha sich ein Mandat seiner Wähler- 
schaft holen muß, wenn er mit der 
geplanten Einbeziehung der Schwar- 
zen, in welcher Form auch immer, in 
den parlamentarischen Prozeß Ernst 
machen wüL Inzwischen wird ein 
weißes Referendum als wahrschein- 
lich angesehen. Doch auch gerade 
dort steckt der Teufel wieder im De- 
tail. Die Nationale Partei und das Mi- 
nisterium für Ver&ssungsfragen un- 
ter Chris Heunis haben sich deshalb 
noch über kein endgültiges Konzept 
für diese Plane einigen können. Au- 
ßerdem ist immer noch die Frage of- 
fen, mit welchen schwarzen Führern 
die Regierung eine solche erneute 
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wül und soll. 

Sowohl die Konservative Partei als 
auch die Progressive Partei, mit 26 
Sitzen heute die offizielle Opposition, 
hatten sich eine Stärkung ihrer Posi- 
tion durch eine Wahl erhofft. Beob- 
achter sind sich »inig daß aufgrund 
des nicht zu übersehenden Rechts- 
rucks unter den Weißen die Konser- 
vativen, die derzeit über 17 Sitze ver- 
fügen, den Sprung zur offiziellen Op- 


position erreichen würden. Das hätte 
automatisch eine Verzögerung der 
Refonnpolitik Botha« zur Folge, Bis- 
her hatten die Progressiven diesen 
Prozeß beschleunigen wollen. 

Die Verschiebung des gesamten 
Wähler büdes ergreift alle Parteien. 
Viele ehemalige progressive Wähler, 
denen die Partei zu intensiv eine 
künftige Machtbeteiligung der 
Schwarzen verteidigt, würden heute 
wahrscheinlich ihre Stimme der neu- 
en Nationalen Partei geben; sie ist 
seit dem Amtsantritt Bothas vor acht 
Jahren für sie attraktiv geworden. Die 
Nationalen haben in diesen Jahren 
den Pfad der von Verwoerd und Vor- 
ster vorgezeigten Parteipolitik verlas- 
sen und können heute als Nachfolger 
der ehemaligen United Party von Jan 
Smuts bezeichnet werden. Wähler, 
die mit dieser Entwicklung nicht ein- 
verstanden sind, und das betrifft ei- 
nen Großteil der Weißen im Norden 
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der reichsten Provinz, Transvaal, gel- 
ten heute als Anhänger der Konserva- 
tiven, wenn nicht gar der ultrarechten 
„Herstigten Nationalen Partei". Eine 
bisher nicht erfolgte Einigung zwi- 
schen diesen beiden, noch mehr eine 
gemeinsame Wählerliste, würde die 
Regierungspartei aufgrund des herr- 
schenden Mehrheitswahlrechts si- 
cherlich in Verlegenheit bringen, eine 
anhaltende Spaltung zwischen bei- 
den dagegen für die Botha-Partei 
Stimmvorteile bringen. 

Botha hat in East London auch sei- 
ne Bereitschaft zur Reform dokumen- 


tiert, inde m er, von dem Posten als 
Führer seiner Partei am Kap zurück- 
tretend, den äußerst liberalen Mini- 
ster für Entwicklungsfragen. Chris 
Heunis, mm Nachfolger und damit 
glpirhgÄHig zum Kronprinzen küren 
ließ. Doch wie so oft in Südafrika ist 
aimh hier das letzte Wort noch längst 
nicht gesprochen. 

D. SCHULZ, Washington 

Ein farbiger Berufsdipiomat, der 
58jährige Edward J. Perkins, wird 
künftig die Vereinigten Staaten als 
Botschafter in Südafrika vertreten. 
Präsident Reagan gab die Ernen- 
nung, die vom US-Senat noch bestä- 
tigt werden muß, jetzt bekannt. Per- 
lons löst den bisherigen Botschafter 
Herznan Nickel ab, der aus privaten 
Gründen um seinen Abschied gebe- 
ten hat Die Botha-Regierung hat Wa- 
shington zwar wissen lassen, daß es 
grundsätzlich gegen die Entsendung 
eines schwarzen Diplomaten nichts 
einzuwenden habe. Sie hat auch das 
Agrement für Perkins bereitwillig er- 
teilt, als sie darum gebeten wurde. 

Die Rpagan . AHTninijdT atmn möch- 
te Pretoria auf die Probe stellen und 
wissen, wie „farbenblind“ eine Regie- 
rung, die ihr Gesellschaftssystem auf 
rassischen Prinzipien aufgebaut hat, 
dem farbigen Botschafter eines gro- 
ßen Landes gegenüber sein kann. 
Schließlich benutzt die US-Regie- 
rung die Ernennung des Diplomaten 
auch als Waffe in der inneramerikani- 
schm Auseinandersetzung über die 
Verhängung neuer Wirtschafts- 
Sanktionen gegen Südafrika. 

Edward Perkins ist ein weithin ge- 
achteter Berufediplomat. Im Augen- 
blick vertritt er sein Land als Bot- 
schafter im westafrikanischen Land 
Liberia. Ursprünglich hatte das Wei- 
ße Haus andere Kandidaten für den 
Botschafterposten in Pretoria im Au- 
ge. Ein schwarzer Geschäftsmann aus 
dem Bundesstaat North Carolina, Ro- 
bert J. Brown, wurde als erster in die 
engere Wahl gezogen. Er verzichtete 
jedoch. Als nächster sah sich Terren- 
ce Tod man umworben. Er ist Ameri- 
kas Botschafter in Dänemark, er ge- 
hört zur Spitzenklasse der amerikani- 
schen Berufsdiplomaten. Todman 
gab dem Weißen Haus im Sommer 
öffentlich einen Korb, indem er dem 
Sinne nach eiklärte, er wolle nicht in 
Südafrika Botschafter werden, weü 
er die Politik seiner Regierung gegen- 
über Südafrika in wesentlichen 
Punkten für falsch halte. (SAD) 



Moskaus Ziel in GentVoj 

Europa aus 

Die Problematik der Zwischenlösung / 


c GRAF BROCKDORFF. Brös* 1 

Die jüngste Diskussion ui Homi 

über die Frage eines Zwischenäb- 
kommens bei üfittelsteckenwaffen 

ohne Einbeziehung des Kurzstrek- 
kenpotentials der Sowjetunion ist oei 
der NATO in Brüssel zwar aulmerk- 
sam registriert worden, m einer Re- 
aktion sieht sich jedoch niemand ver- 
anlaßt Mit Grand: Als die NATO- 
Staaten 1979 den DoppelbescWuh 

faßten, 572 US-Mittelstreckenwanen 
in Europa zu stationieren, gleichzeitig 
aber über eine ausgewogene beider- 
seitige Verringerung dieser Wanen- 
kategorie mit der Sowjetunion zu ver- 
handeln, verpflichteten sie sich, im 
Falle von Verhandlungen ihr Mittel- 
streckenaisenal zu reduzieren. Mit 
anderen Worten: Die Zahl ihrer Waf- 
fen konnte irgendwo zwischen Null 
und 572 liegen. So sehr war die NATO 
von der Bedrohung durch sowjeti- 
sche SS-20-Raketen (5000 Kilometer 
Reichweite) beeindruckt, daß im 
Doppelbeschluß die Existenz sowje- 
tischer Kurzstreckenraketen nur indi- 
rekt angesprochen wurde. 

Inzwischen hat Moskau seine Kuiz- 
streckensysteme als Antwort auf den 
Nachrüstungsbeschluß nach vorne 
verlegt Das Verhältnis zwischen so- 
wjetischen Kurzstreckenraketen und 
NATO-Waffen dieser Art beträgt 10: 1 
gugnnctpn der Sowjetunion. An die- 
ser Stelle kommt die Geographie ins 
Spiel: Bei einem völligen Abbau der 
sowjetischen SS-20 und der NATO- 
Mittelstreckenwaffen könnte die So- 
wjetunion noch imm er mit Raketen 
zwischen 500 und 1000 Kilo metern 
Reichweite hunderte von Zielen in 
Westeuropa bedrohen. Auf dem euro- 
päischen Kontinent aber wäre keine 
einzige US-Rakete mehr, mit der die 
Sowjetunion selbst unter Risiko ge- 
halten werden könnte. Die einzig ver- 
bleibenden Kurzstreckenwaffen, 72 
Pershing 1A der Bundeswehr, könn- 
ten mit 750 Kilometern Reichweite 
sowjetisches Gebiet nicht erreichen. 
Die Sowjetunion besäße das, was die 
NATO mit dem Nachrüstungsbe- 
schluß zu vermeiden suchte: Ein 
Sanktuarium, in dem sie unangreif- 
bar wäre, ihrerseits aber Westeuropa 
mit Atomwaffen bedrohen könnte. 
Nicht sie, nur ihre Satellitenstaaten 
wären noch von NATO-Atomwaffen 
bedroht 

Das widerspricht nicht sowjeti- 
scher strategischer Philosophie, die 
davon ausgeht daß das Kernland des 



Sozialismus besondere _ 
Privilegien genießen müsse. 
v.ieti scher Ansicht sind närc^u 
Atomwaffen, die sowjetisches 'tem- 
torium bedrohen, strategischer ^ 
tur. Auf Westeuropa geriete . 
waffen haben aus sowjetischer Sicht', 
dagegen nur tak ti s che n Charakter. 

Ein Abkommen zur Reduzierung" 
der Mittelstreckenwaffen wäre nach 
den Erklärungen der NAT&ßtaaten 
auf Waffen dieser Kategorie be- 
schränkt und zwinge nicht zur Em% 
Ziehung von Raketen unter Kilo- 
meter Reichweite. Zwar hat 

die 

NATO sich in Artikel neun des Kom- 
muniques über den Nachrüstun g^ 
Schluß eine Hintertür aufgebaheo, 
um alle US-Systeme eines möglichen 
Kriegsschauplatzes, worunter die 

Pie# Analyse 

Kurzstrecken waffen fallen, dem so- 
wjetischen Rüstungsstand anzupas- . 
sen. Jedoch hüSt das dem Westen aus 
den geographischen Gründen nicht 
aus seinem Dile mm a. Die von ihm 
angestrebte sowjetische Absichtser- 
klärung. in Zukunft auch über Kurz- 
streckenwaffen zu verhandeln, ent- 
hält für Moskau keine Verpflichtung, 
sein Arsenal zu reduzieren. Nur die 
Festlegung von Kurzstrecken-Ober- 
grenzen wird - mit einer gehörigen 
Portion Optimismus - angestrebt. 

Ein Zwischenabkommen, das der 
NATO 100 Gefechtsköpfe belassen 
würde, gäbe ihr die begrenzte Mög- 
lichkeit. die Sowjetunion von Westeu- 
ropa aus zu bedrohen und die strate- 
gische Ankoppelung an die US-In- 
terkontinentalsysteme zu sichern. 
Das war die eigentliche Absicht der 
Nachrüstung. Eine weitere Reduzie- 
rung ohne Einbeziehung der sowjeti- 
schen Kurzstreckensysteme aber 
würde Westeuropa sicherheitspoli- 
tisch von Amerika abkoppeln, Mos- 
kau hätte ein lang angestrebtes Ziel 
erreicht Die Sowjetunion hat in Genf 
durchblicken lassen, daß es die USA 
daran hindern will, in Alaska US-Mit- 
telstrecken waffen zu stationieren - 
als Gegengewicht zu den 100 (nach 
dem amerikanischen Vorschlag) oder 
171 (nach sowjetischer Vorstellung) 
in Asien östlich des 80. Längengrades 
verbleibenden SS-20. Ob Washington 
sich diese Hand binden läßt ist noch 
offen. (SAD) 
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Würdiger Preisträger 


„Frieden. Gerechtigkeit und Menschen- 
würde sind nicht teilbar'". Geistige WELT 
vom ü. September 

Mit großem Respekt habe ich das 
WELT-Gesprach mit dem Frankfur- 
ter Friedenspreisträger Wladyslaw 
Bartoszewski gelesen. Die darin von 
ihm geäußerten Grundsätze finden 
nicht nur auf Grund seines Lebens- 
weges, sondern mehr noch auf Grund 
seiner unbeugsamen Haltung gegen- 
über jedweder Diktatur meine unein- 
geschränkte Zustimmung. Barto- 
szewski ist in meinen Augen ein her- 
ausragender Vertreter jenes zutiefet 
europäischen, demokratischen und 
christüchen Polens, mit dem ein ech- 
ter Friedensschluß zwischen unseren 
beiden Völkern möglich und nötig 
sein wird. Auch Bartoszweski ist - 
wie die meisten Polen - für die Aner- 
kennung der Oder-Neiße-Linie. Ich 
sehe darüber nicht hinweg. Wir wer- 
den darüber mit diesem Polen in eu- 
ropäischem Geist zu verhandeln ha- 
ben, um zu einer wirklichen Ordnung 
des Friedens in Europa zu kommen. 

Aber: „Frieden, Gerechtigkeit und 
Menschenwürde sind nicht teilbar“, 
sagt Bartoszewski. Er ist gegen Dikta- 
toren in jeder Ausfertigung, gegen 
Alleinherrschaft einer politischen 
Partei Dieser Partei durch zweifel- 
haftes juristisches oder politisches 
Entgegenkommen Erfolge zumspie- 
len, stärkt nicht die Mehrheit der Po- 
len, mit denen wirklicher Friede an- 
zustreben ist. 

Deutschland und Polen haben ihre 
gemeinsame Bewährungsprobe noch 


vor sich. Bartoszewski stärkt die Ge- 
meinsamkeit auch indem er die men- 
schenrechtliche Lage nicht nur in sei- 
nem eigenen Land, sondern auch im 



Dt. Ottfried Hennig, MdB, CDU 


Vergleich der beiden Staaten in 
Deutschland deutlich anspricht So 
weist er in das Europa der Zukunft, 
von dem er mit so viel Mut schreibt 
und spricht Viele Deutsche, auch vie- 
le Politiker, können sich ein Beispiel 
an ihm nehmen. Er ist ein würdiger 
Träger des Friedenspreises. Man soll- 
te auf diese Stimme hören! 

Dr. Ottfried Hennig, MdB. CDU 
Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen 


Uberforderte Forschung? 

-Was William Shakespeare and die Ther- 
modynamik gemeinsam haben*; Geistige 
WELT vom 20. September 


Sehr geehrte Herren, 

westdeutsche Universitäts-Genfor- 
scher transplantierten nervenschwa- 
chen Mastschweinen ein menschli- 
ches Gen. um diese bis zum Errei- 
chen des Schlachtgewichts ruhigzu- 
stellen. 

Die Zukunft hat schon begonnen. 
Sie gehört den Unbesorgten. Das ein- 
zige, was ich weiß, ist, daß Verände- 
rungen nicht aufhaltbar sind. So auch 
nicht der Glaube an die manipulierte 
Evolution. 

Die Gentechniker sind in erster Li- 
nie Pragmatiker. Sie haben mit Teleo- 
logie nichts im Sinn. 

Ist die überzogene Genforschung 
noch zu stoppen? Zu spät Der Zug ist 
schon abgefahren. 

Wie heißt die Endstation der 
menschlichen Genmanipulation? 


..Rekonditionierte“ Menschheit Die 
Freiheit des Individuums und die 
Menschlichkeit werden auf der 
Strecke bleiben. Ein stark struktu- 
riertes autoritäres Regierungssystem 
dürfte als Sieger der Genforschung 
hervorgehen. 

Wie lange kann es noch dauern, bis 
man Widerstand gegen die überzoge- 
ne Genforschung als antisoziales Ver- 
halten auslegen wird, als einen Pri- 
ma-fade- Beweis für geistige Gestört- 
heit? Schließlich ist ein gestörter 
Geist eine potentielle Bedrohung der 
öffentlichen Sicherheit ... 

Die Fähigkeit der heutigen 
Menschheit ist weitgehend überfor- 
dert, sich vorzustellen, was da auf sie 
zukommL Menschheit am Scheide- 
weg. Würde sie es doch kapieren! 

Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Helmut R. KoUai, 
Nürnberg 1 


Abtreibung 

„Abtreflnoc » nf Kr ankenschein i*t riebt 
reefatawidrig"; WELT vom 23, September 

Die Begründung zur Klageableh- 
nung um die KranlrpnlrassPTifi na n^A. 
rang der Abtreibung ist unserer Auf- 
fassung nach ein Skandal und eine 
Verhöhnung des Rechtes auf Leben! 

Glauben die Richter, der Glaube 
und das Gewissen einer pin?gln pn 
Bürgerin sei der Grund zur Klage ge- 
wesen? Frau Zöllerist sicher Stellver- 
treterin für eine schweigende Mehr- 
heit und sie vertritt hier die Rechte 
von zigtausend ermordeten Kindern 
im Mutterleib, die sich selbst nicht 
wehren konnten und können. 

Der Ausspruch, eine solche Unter- 
lassungsklage könne nur jemand er- 
heben, der in seinen Rechten beein- 
trächtigt sei, zeugt von einer nieder- 
trächtig»! Mißachtung des werden- 
den Lebens! 

Haben Tausende gemordeter Kin- 
der mit ihrem stummen Schrei keine 
Rechte? 

Dieter und Elisabeth Bosenthai 
Christdemokraten flir das Leben 
(CDL), Meschede- Wennemen 
* 

-Abtrejbuac'; WELT vom ZS. September 
and „Ub er lg g ange o für andere 1 Kranken- 
kassen 11 : WELT vom 27. September 

Der Paragraph 217 besagt daß eine 
legale Abortion dann vorliegt wenn: 

1. die Frau durch eine Vergewalti- 
gung schwanger wurde, 

. 2. eine gesundheitliche Gefähr- 
dung der Mutter zu befürchten ist 

3. das Kind an schweren Behinde- 
rungen leidet 

4. wenn eine soziale Not vorliegt 
Es gibt keine Frau, die die Ent- 
scheidung leichtfertig trifft und die 
sich nicht bewußt ist was sie tut 

Daher dürfen Abtreibungsgegner 
nicht so weit gehen, einer Frau, die 
durch eine Vergewaltigung schon so 
viel leiden muß, noch ein Kind zuzu- 
muten oder dem Leben des ungebo- 
renen Kindes Vorrang vor dem der 
Mutter zu geben. 

Mit freundlichem Gruß 
Regina Schäfer. 

Velbert 


Wort des Tages 

99 Von einem Mann er- 
fahrt man die Wahrheit, 
wenn man ihm wider- 
spricht; von einer Frau, 
wenn man ihr zu- 
stimmt. 99 

George Bernard Shaw. 

Irischer Autor (1855-1950) 


Sachverstand 

„Scbildb Orger gibt es überall“ ; WELT 
vom 26. September 

Alle Jahre wieder muß der Bund 
der Steuerzahler die öffentliche Ver- 
schwendung anprangem. Immer 
neue Beispiele für mangelnden Sach- 
verstand und verantwortungsloses 
Handeln bezeugen, daß endlich ein 
Haftungsprinäp durchgesetzt wer- 
den muß, das es den Verschwendern 
nicht mehr erlaubt, sich unbeschadet 
nach abgeschlossener Legislaturpe- 
riode aus der politischen Verantwor- 
tung zurückzuziehen. Die Parteien 
werden bei ihrer Kandidatenauswahl 
viel mehr Wert auf Sachverstand und 
moralische Integrität legen müssen, 
wenn sie den zunehmenden Unmut 
der Bürger über Parteienmacht u nd 
Bürgerohnmacht nicht weiter .ver- 
stärken wollen. 

Dieter Pfeiffer, 
Berlin 33 

Nicht prüde 

»We . kfihnr Wicht 1 ndt Pumra. Domen 
und Kochen“; WELT vom 25. September 

Offenbar aus Übermut habe das 
psychologische Bataillon 800 wäh- 
rend des NATO-Manövers „kühne 
Wacht“ Plakate mit nackten Mäd- 
chen drucken lassen, schrieb die 
WELT. Die Plakate seien nicht verbo- 
ten worden, doch würden sie in der 
Truppe nicht gerne gesehen. So ent- 
spricht es den Tatsachen, fast jeden- 
falls. Tatsächlich habe ich als Kompa- 
niechef die Herstellung dieser Plaka- 
te befohlen und ihre Verteilung— un- 
ter der Hand - in Gang gesetzt, ohne 
vorher das Einverständnis höchster 
Stellen einzuholen. Das war wohl 
übermütig. Die in kleiner Auflage 
verteilten Pin-up-Girls waren in der 
Trappe sehr begehrt. Lediglich einige 
höhere Dienstgrade waren verärgert 
und betroffen, aus durchaus nach- ■ 
vollziehbaren Gründen. Um so be- 
merkenswerter ist es, mit welcher Ge- 
lassenheit die Generalität auf das 
kleine Störmanöver reagierte. Die Sa- 
che wurde keineswegs überbewertet 
Langer als einen Moment des 
Schmunzelns ließen sich weder Füh- 
rer noch Mannschaften durch die täg- 
liche Neuausgabe der barbusigen 
Mädchen von den ungleich wichtige- 
ren Dingen des Manövers ablenkeiL 
Wenn das kein gutes Zeichen für das 
gefestigte innere Gefüge dieser Ar- 
mee ist! Übrigens: Ob der spontane 
Einfall mit den nackten Mädchen und 
den flotten Sprüchen allerdings gut 
oder schlecht war, in dieser Frage bin 
ich mir selbst noch gar nicht so si- 
cher. Möglicherweise ging es anderen 
genauso. Wer weiß, vielleicht hätte 
auch mancher General erst dann zu 
einem abschließenden Urteil kom- 
men können, hätte er noch mehr von 
den entblößten Schönen gesehen. 

Hauptmann Dr. Manfred Maus. 

PS V-Druckereikompanie 
Clausthal-Zellerfeld 


Personen 


MILITÄR 

Herrmann Fraidei, gerade zum 
Brigadegeneral befördert, wird neu- 
er Verteidigungsattache an der deut- 
schen Botschaft in Paris. Erlöst Bri- 
gadegeneral Siegwart von Wieters- 
heim, einen Heeresoffizier, ab, der 
zum 30. September in den Ruhe- 
stand gegangen ist Erstmals seit 
zehn Jahren wird damit der für die 
Weiterentwicklung des deutsch- 
französischen Verhältnisses in der 
Militärpolitik wichtige Posten wie- 
der mit einem General der Luftwaffe 
besetzt 

UNIVERSITÄT 

Dr. Alfred Kuß, Professor am 
Fachbereich Wirtschaftswissen- 
schaft der Freien Universität Berlin, 
hat einen Ruf auf den Lehrstuhl für 
das Fach Betriebswirtschaftslehre, 
insbesondere Marketing, an der 
Fernuniversität Hagen erhalten. 

KIRCHE 

Franz Kamphaos, Oberhirte von 
Limburg, ist von den deutschen Bi- 
schöfen zum neuen Jugendbischof 
bestimmt worden. Kamphaus ist in 
dieser Funktion Nachfolger des 
Mainzer Weihbischofs Wolfgang 
Rolly. Rolly habe zugunsten diöze- 
saner Aufgaben nicht mehr für das 
Amt des Jugendbiscbofe kan didiert, 
teilte das Bischöfliche Ordinariat in 
Mainz mit. Weihbischof Rolly hat 
am 1. Oktober sein neues Amt als 
Domdekan angetreten. 

EHRUNG 

Der Schriftsteller Lodwig Harig 
ist mit dem „Lesezeichen-Preis für 
Poesie & Politik“ 1986 geehrt wor- 
den. Die mit 10 000 Mark dotierte 
Auszeichnung der Frankfurter Lite- 
raturzeitschrift „Lesezeichen“ wur- 
de dem saarländischen Autor für 
sein Gesamtwerk und seinen gerade 
erschienenen Roman „Ordnung ist 
das ganze Leben“ zuerkannt Der 
1927 geborene Harig ist durch Werke 
wie das Rousseau-Buch „Der Ro- 
man vom Ursprung der Natur im 
Gehirn" und die „Saarländische 
Freude“ bekannt geworden. 

MEDIEN 

Der Chefredakteur der vatikani- 
schen Tageszeitung „Osservatore 
Romano“, Elmar Bordfeld, verfaßt 
Anfang Februar 1987 nach löjähri- 
ger Tätigkeit die Redaktion der 
deutschsprachigen Ausgabe, die er 
13 Jahre lang geleitet hatte. Zum 1. 
März 1987 übernimmt er die Chef- 
redaktion der Wochenzeitung für 
das Bistum Essen, „RuhrworT. De- 
ren bisheriger Chefredakteur. Dr. 


Otto Kaspar, der das Blatt seit 
Gründung des Bistums geleitet hat- 
te. tritt in den Ruhestand. 

GEBURTSTAG 

„Eine meiner Hauptsorgen ist, ich 
könnte eine Maschine für Platituden 
werden“, erklärte Robert Ronde, 
als er vor »eben Jahren zum 102. 
Erzbischof von Canterbuiy e rnan nt 
wurde. Der höchste britische Geist- 
liche, der heute seinen 65. Ge- 
burtstag begeht, ist in der Geschich- 
te der anglikanischen Kirche, die 
nach wie vor den Rang der briti- 
schen Staatskirche emnimmt, eine 
ungewöhnliche Ersch einun g Der 
Erzbischof, der 64 Millionen Gläubi- 
gen in aller Welt vorsteht, unter- 
nimmt den Versuch, die Kirche der 



Robert Runde 


höheren Stände und des mittelstan- 
dischen Bürgertums wieder zu einer 
Kirche des Volkes zu machen. Er 
gehört zum katholischen Flügel des 
Anglikanismus, wendet sich gegen 
die Priesterweihe für Frauen, befür- 
wortet aber die kirchliche Trauung 
für Geschiedene. Verheiratet ist 
Runcie mit der angesehenen Piani- 
stin Angela Rosalind, die „eine 
Menge von dem religiösen Pomp 
schier unerträglich“ findet. Im Krie- 
ge war Runcie ein hochdekorierter 
Panzeroffizier. Zu seinen Hobbys 
gehören moderne Romane und das 
Züchten von Berkshire-Schweinen, 
eine beinahe ausgestorbene Rasse. 

VERANSTALTUNG 

Anlaß, über Staat und Kirche 
nachzudenken, gibt immer wieder 
der St.-Michael-Jahresempfang, zu 
dem emeut der Vorsitzende der 
Deutschen Bischofskonferenz, Kar- 
dinal Joseph HÖffber, in Bonn ein- 
lud. Daß zwischen Staat und Kirche 
zur Zeit „ein gutes Zusammenwir- 
ken“ besteht, bescheinigte der Gast- 
geber im Kommissariat der deut- 
schen Bischöfe den beiden promi- 
nentesten Staatsrepräsentanten, 
Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker und Bundeskanzler Hel- 


mut Kohl. Auf die Rolle des Ma- 
schen heute im technischen Zeital- 
ter und auf den -verantwortlichen 
Umgang mit der Macht“ ging in sei- 
ner Ansprache Salzburgs Erzbischof 
Karl Berg ein. Im Kreise von Politi- 
kern von rechts bis links verwies 
Berg darauf, daß „mit der Steige- 
rung aller technischen Mittel, die zu 
einer gefährlichen Versuchung ge- 
worden ist, dem Menschen alles zu 
gestatten, was er technisch kann“, 
Begriffe wie „Demut, Liebe, Verant- 
wortung wieder zur Geltung kom- 
men müssen“, wobei auch „die 
Schuldfrage“ nicht ausgeklammert 
werden dürfe. Am St Michaelstag 
bekundet Höflher traditionell auch 
Verbundenheit zu anderen Kirchen- 
vertretern: Herzlich begrüßt wurden 
der Präses der EKD Dr. Jürgen 
Schmade. der Metropolit Augoasti- 
nos, der Bischof der Altkatholiken 
Sigisbert Kraft und der ehemalige 
Militärbischof Hermann Konst. 

BUCHPREMIERE 

„Gegen den Ozean anzupfeifen“ 
ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land heute schwer: Heinz Kinns 
Mertes, stellvertretender Leiter des 
ARD-Magazins „Report“ in Mün- 
chen, hat es gewagt Seinem Anti- 
Waflraff-Buch, in Bonn vorgestellt 
gab er den Titel „Ali, Phänomene 
um einen BestseDer“. Was der Jour- 
nalist heute über Wallraffs Buch 
..Ganz unten“ zu sagen weiß, machte 
dm betroffen: Nach akribischen Re- 
cherchen fand er heraus, wie sich 
Wallraff des „Plagiats“ und der „Ma- 
nipulation“ schuldig gemacht hat 
In „Ganz unten“ verwandte er bei- 
spielsweise Zitate, die aus dem 
ZDF-Feature „Nebenwirkungen un- 
bedenklich“ vom August 1985 stam- 
men. Verlag und Autor gaben das 
Plagiat inzwischen zu. Uber die 
-Kunstfigur Ali“ hinaus geht es Mer- 
tes darum, aufzuzeigen, wie „Wirt- 
schaftsferne und Wirtschaftsfeind- 
lichkeit in Deutschland heute offen- 
bar allzeit bereite Heizen finden". 

GESTORBEN 

Der Mitbegründer der Arbeiter- 
pnesterbewegung in Frankreich, 
Yvan Daniel, ist im Alter von 77 
Jahren in Paris gestorben. Zusam- 
men mit Heim Godin hatte er im 
September 1943 das Buch „Frank- 
reich, ein Missionsland?“ veröffent- 
licht, das Generationen von Arbei- 
terpnestem und in der Arbeiterbe- 
wegung tätige Katholiken beein- 
flußt haL Papst Johannes XXHL 
hatte erklärt, dieses Buch habe ihn 
von der Notwendigkeit überzeugt, 
das Zweite Vatikanische Konzü ein- 
zuberufen. 
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Porsche hat auch zum 
Katalysator-Thema 
leistungsfähige Argumente. 


Forsche zählt nicht nur zu den 
Pionieren bei der Schadstoffredu- 
zierung, sondern bekennt sich 
klar zum Katalysator. Nicht durch 
viele Worte, sondern durch Täten: 
Die Katalysator-Ausstattung - bei 
ausschließlichem Bleifrei-Be trieb - 
kostet den Porsche 944 S nicht ein 
einziges PS Leistung. Darüber 
hinaus erlaubt die Serienversion 
des 944 S die wahlweise Verwen- 
dung von verbleitem oder unver- 
bleitem Superbenzin. 


EINLADUNG ZUM PORSCHEFAHREN 


Porsche ofmet der Begeisterung 
jetzt einige neue Ventile. 


./Genaugenommen insgesamt 16. 
Mit dem net^T» 4-Ventü-Zylinder- 
fcopf gewinnt der duzchzug- ' 
starke 2^-Xitei-4-Zyhnder -Motor 
nicht nur mehr Leistung (140 kW/ 
190 PS), sondern nochmehr an ! 

, geschmeidiger Laufkultur. Um sie 
za erleben, sollten Sie den neuen 
Porsche 944 S probefahren. 
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Antiblockier-System: 
das ABS bei Forsche. 

Ebenso wie das Antiblocüer- 
System (ABS) eine smnvolle Wei- 
terentwicklung einer normalen 
Bremsanlage ist, ist das ABS. bei 
Porsche eine smnvolle Weiterent- 
wicklung bisheriger Antäblockier- 
Bysteme.Bisms Detail wurde das 
speziell für Porsche entwickelte 
Antiblodder-Sy stem der ausgeprag- 


Ffir alle Pbrsche-Modelle besteht seit Modelljahr *86 eine 2-Jahres-Garantie auf das gesamte Fahrzeug ohne Kilometerbegrenzung, eine 3-Jahres-Garantie 
auf die Lackiarung ünd eine iO-.Xflhrpg-flarantip gegen das Durchrosten der Karosserie. Rufen Sie uns bitte an oder schreiben Sie uns. Wir nennen Ihnen 
einen Porschehändler in Ihrer Nähe für eine Probefahrt. Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG, Abt. VIOF, Porschestraße 15-19, 7140 Ludwigsburg. Telefon-Durchwahl 

07141/303-341, -209 oder -5 IS. 
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Die Niederländer preisen es als von 28 Jahren und Investitionen von 
Weltwunder, und Ingenieure spre- über 10 Milliarden Mark am 4. Okto- 
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chen vom Prunkstück der Wasser- ber 1986 seinen Betrieb aufnimmt, 
bautechnik. Gemeint ist das „Del- Mit diesem monumentalen Bauwerk 
ta-Werk“, das nach einer Bauzeit soll die niederländische Nordseekü- 


ste für alle Zeiten vor Flutkatastro- 
phen geschützt werden. Gleichzeitig 
wurde der Natur Respekt gezollt: Es 
entstand ein weiträumiger Lebens- 
raum für seltene Tiere und Pflanzen. 
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Von HELMUT HETZEL 


Tenn Königin Beatrix der 
Niederlande am 4. Oktober 


f V im 12.00 Uhr an der Ooster- 
schelde per Knopfdruck das Schleu- 
sentor „S 1" schließt dann ist nach 
einer Bauzeit von 28 Jahren und Inve- 
stitionen in Höhe von rund 10 Milliar- 
den Mark ein neues Wunderwerk, der 
Wasserbautechnik vollendet Die Hol- 
länder feiern die Delta- Werke jetzt be- 
reits als das „8. Weltwunder“. 


Das Ziel wurde erreicht: Mitten im 
Mündungsdelta der Oosterschelde 
können jetzt die zwischen den 45 Me- 
ter hohen und bis zu 18 000 Tonnen 
schweren Betonpfeiler hängenden 
Stahltore bei einer drohenden 
Springflut jederzeit geschlossen wer- 
den. Sie schützen nach Angaben ihrer 


Konstrukteure das dahinter um eini- 
ge Meter unter dem Meeresspiegel he- 
gende fruchtbare Ackerland optimal 
„Dieses Sturmflutwehr“, so seine Er- 
bauer selbstbewußt, „steht minde- 
stens 200 Jahre.“ Die Chance, daß es 
einer erneuten Springflut nicht stand- 
halten könnte, betragt nach den Be- 
rechnungen der Fachleute 1:4000 und 
ist damit marginal 
Das holländische „Mega-Projekt“ 
ist aber nicht nur aus bautechnischer 
Sicht bemerkenswert Nie zuvor 
mußten sich die Ingenieure bei der 
Küstensicherung den Einsprüchen 
der Umweltschützer und Naturfreun- 
de beugen. Sie waren gefordert den 
Milieuaspekt gleichrangig mit den 
Ansprüchen an die Sicherheit in ihre 
Planungen einbeziehen. Denn die 
jetzt für die Oosterschelde gefundene 


und realisierte Lösung eines beweg- 
lichen Sturmüutwehres mit Stahlto- 
ren gewährleistet neben dem Schutz 
vor Flutkatastrophen gleichartig, 
daß der Gezeiten wechsel ungestört 
ablaufen kann. Damit ist die Erhal- 
tung einer einzigartigen Flora und 
Fauna in diesem Meeresarm garan- 
tiert 

Aber wie kam dieses „8. Weltwun- 
der“, das selbst amerikanische und 
japanische Wasserbauingenieure im- 
mer wieder in sprachloses Staunen 
versetzt, eigentlich zustande? 

Stürme sind an der Nordseeküste 
nichts Außergewöhnliches. So dach- 
ten wohl die meisten Nieder länder , 
als sie am 31. Januar 1953 den Wetter- 
bericht hörten. Doch es kam anders 
als erwartet Das Zusammenwirken 
einer Springflut mit orkanartigen 


Westwinden entfachte in den Wasser- 
massen der Nordsee solche Kräfte, 
daß die meterhohen Wellen die 
seeländischen Deiche gleich an 589 
Stellen durchbrachen und sie hin- 
wegspülten, als seien es Streichholz- 
schachteln. Fast das gesamte Deicb- 
bauskherungssystem wurde mit ei- 
nem Mal zerstört Die Fhitmassen 
überspülten große Teüe der nieder- 
ländischen Provinzen Seeland und 
Südholland. Mehr als 200 000 Hektar 
Land wurden vernichtet 
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Das neue 
Deltawerk sichert 
£=»= rund 15 000 

Quadratkilometer 
i & Land. Es schließt 
sämtliche 

V Mündungsarme 
des Deltas mit 
Ausnahme des 
Bre ^ Nieuwe Waterweg 
im Norden und 
' der Westerschelde 
im Süden. Dadurch 
A wird die Linie der 
rdp Seedeiche um 700 
fh* Kilometer auf nur 
noch 33 Kilometer 
EN I verkürzt. Dämme 

B und Brücken 
verbessern die 
Verkehrswege 
zu den Inseln. 


Als das Ausmaß diasar todbringen- 
den Flutkatastrophe nach einigen Ta- 
gen bilanziert wurde, aaKifa» man 1835 
Tote und 10 000 Obdachlose. Tausen- 
de von Bauern hatten ihr Hab und 
Gut sowie ihren gesamten Viehbe- 
stand verloren. Mahr als 4000 Häuser 
hatte die Nordsee einfach wegge- 
spült. 

Die Niederländer faßten diese Na- 
turkatastrophe als technische und fi- 
nanzielle Hwa\isf brd<*nmg auf. Die 
Frage, wie ein Küstenschutz für alle 
Zeiten absolute Sicherheit gegen Na- 
turgewalten bieten kann, beschäftig- 
te (De Millionen Niederländer im gan- 
zen Land. 
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Whi Kolosse ragen (Sa 18 000 Tonnen schweren Betonpioito aus dem Trockoodock bwv or 
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Fachleute einer von der Haager Re- 

gfem ng Pto g pffAtzt en „ÜpHa . K'nTnmig . 

sion“ zerbrachen sich darüber jahre- 
lang den Kopf und glaubten dann 
1958 endlich das „Ei des Kolumbus“ 
zur Sicherung der g fidnipdpriänrii- 
schen Küste gefunden zu haben. Die- 
ser Plan sah vor, alle Meeresarme des 
Mündungsdeltas mit festen Dämmen 
abzuschließen. Nur für den Schiffs- 
verkehr sollte ein für den Rotterda- 
mer und den Antwerpens Hafen le- 
benswichtiger schmaW Wasserweg 

nffianhlAihg n 


werden. Drei SOHarden Gulden stan- 
den dam Haager Ministerium furVer-, 
kehr und Wasserbau anfangs zur Ver- 
fügung. Nach und nach wurde das 
ausgefranste Mündungsdelta herme- 
tisch abgeschlossen; wurden die ein- 
stigen gaelandis^han Inseln SchOU- 
wen-Duiveland, Goeree und Beve- 
land durch feste Dammverbindungen 
sozusa g en anemandtyr g eke ttet Die 
Küstenlinie wurde damit um 700 Ki- 
lometer verkürzt 


t et en, ihre wertvollen Fanggründe im 
Salzwasserreservoir der Oosterschel- 
de zu verlieren. Auch namhafte Wis- 
senschaftler, Biologen und Meeres- 
forscber warnten öffentlich und ein- 
dringlich davor, dieses einzigartige 
Naturgebiet mit seinem Vogel-, 
• Fisch- und Schalentier-Reichtum 
du rch das Anlegen eines festen Ab- 
7-schlußdeiches zu zerstören. Begrün- 
dete Proteste, wie sich dann später 
zeigen sollte. 


rutschten, sondern unbeweglich wie 
Felsen in der Brandung stehen blie- 
ben? 


Im Jahre 1967 begannen die eisten 
Arbeiten an diesem gigantischsten 
Deichbauprojekt aller Zeiten, den 
Delta-Werken. Acht verschiedene 
Dämme m u ßt en dpmnarh gebaut 


Alles vertief nach Plan. Mitte der 
siebziger Jahre - die Delta-Werke 
s o ll ten ursprün glich bereits 1978 ab- 
geschlossen sein - machte man sich 
dann daran, den letzten und größten 
noch offenen Mig gr p - sarm, die Ooster- 
schelde, mit pinpn festen Damm ab- 
zuriegeln. Doch plötzlich hagelte es 
von allen Seiten Proteste. Nicht nur 
die Muschel- »nd Austernfischer gin- 
gen auf die Barrikaden, weil sie furch- 


Die Oosterschelde gilt als eines der 
fischreichsten Gebiete der Niederlan- 
de. Jährlich fangen die Muschelfi- 
scher hier 60 000 bis 80 000 Tonnen 
der bei allen Feinschmeckern so be- 
liebten Nordseemuscheln vom Mee- 
resgrund. Und auch die Seeland- 
Auster wird von den internationalen 
Gourmets geschätzt 


Niederländische Werften schmie- 
deten und schweißten spezielle Schif- 
fe, die JVfytüus“ und die „Ostrea a ,die 
ausschließlich für den Transport und 
das Plazieren der Betonriesen kon- 
struiert worden waren. Die „Mytüus“ 
rüstete man, einer Meereskrake auf 
Stelzen gleich, mit riesigen Saugbag- 
gerköpfen und bis zu 25 Meter tief in 
den Meeresgrund reichenden Super- 
Vibratoren aus. Die Meeresstaubsau- 
ger hohen zunächst den Trübsand 
vom Boden der Nordsee. 


der blend-a-med Forschung: 


Eine heftige öffentliche Kontrover- 
se um die Oosterschelde entbrannte. 
Das Parlament mußte sich daraufhin 
erneut mit dem Delta-Plan befassen. 
Das Planungsteam erhielt von den 
Politikern «nrinhaih Jahre Zeit, um 
eine neue Lösung, die Sicherheit und 
Umweltschutz vereinbaren sollte, 
annTUflr b CTte n- 


Dann wurde mit Hilfe der Vibrato- 
ren der Meeresgrund so lange durch- 
gerüttelt, bis sich die Sandmassen 
verdichtet hatten und damit ein fester 
Untergrund entstand. Jetzt erst konn- 
ten auf diesen planierten Meeresbo- 
den die 60 Mieter langen, 29 Meter 
breiten und 36 Zentimeter dicken 
Gründungsmatten, die das eigentli- 
che Fundament für die Betonpfeüer 
bilden, verlegt werden. 
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- ■ Die holländischen Ingenieure nah- 
men diesen politischen Auftag, der 
gleichzeitig für sie eine technologi- 
sche Herausforderung darstellte, an. 
Sie entwarfen das kühnste Wasser- 
bauprojekt aller Zeiten. Ein mitten im 
.-Delta stehendes Sturmfiutwehr, das 
durch bewegliche Stahltore bei Be- 
Harf oder bei Flutgefahr jederzeit ge- 
. sc h loss en werden konnte. Bä ruhiger 
See aber bleiben diese offen, um den 
Gezeitenwechsel nach wie vor zu er- 
möglichen. Im wasserbautechm- 
schen Labor zu Delft wurde das, was 
heute als „8. Weltwunder“ gilt, in al- 
len Einzelheiten im Modell durchge- 
spielt, bevor die ftnahmpp mo- 
dertet wurden. 


Matte für Matte senkte sich auf den 
Meeresgrund und bescherte der 
Oosterschelde damit einen stabilen 
Teppichboden. Darm trat die 
„Ostrea“ mit ihren 9000 PS starken 
Motoren in Aktion. Dieses Spezial- 
schiff hievte die 65 je 18 000 Tonnen 
schweren Betonpfeiler Stück für 
Stück empor und schleppte sie exakt 
an ihren Bestimmungsort im Mün- 
dungsdelta. 
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So entstand in der Nordsee die 
künstlich angelegte Insel namens 
TiNeeltje Jans“. Auf ihr arbeiteten 
mehr als 7000 Fachleute rund um die 
Uhr, um das Wunder im Delta zu voll- 
bringen. 65 gigantische Tragepfeiler 
wuchsen wie „Kathedralen aus Be- 
ton“ auf der Insel empor 45 Meter 
-hoch und 18 000 Tonnen schwer war 
gedes einzelne Stück. Sie bilden heute 
'das Rückgrat des Stuimflutwehres. - 


Die Pfeiler -wurden mit Beton- 
schwellenbalken (39 Meter lang, acht 
Meter hoch) miteinander verbunden 
und verankert Die Stabilität dieser 
befestigenden Konstruktion wurde 
zusätzlich dadurch erhöht, daß man 
Hochofenschlacke und tonnenweise 
zentnerschwere Granitfalöcke und an- 
dere Natursteine als Doppelfunda- 
ment zwischen den Pfeilern zu einem 
neuen Verbindungsdamm unter Was- 
ser aufschüttete. Dieses zweite Stein- 
fUndament soll die Strömungsge- 
schwindigkeiten reduzieren und es 
muß außerdem dafür sorgen, daß kei- 
ner der Pfeiler je seine Position auch 
nur um einig e Zentimeter verändern 
kann. 
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■ r Wie aba- konnte man diese Beton- 
giganten transportieren? Und wie 
konnte man sie auf dem ständig von 
Strömungen aufgewühlten Meeres- 
boden plazieren, so daß sie auf dem 
sandigmi Untergrund nicht ver- 


Nach rund achljahriger Bauzeit ist 
das erste bewegliche Sturmflutwehr 
der Welt einsatzbereit Es hat - so 
sagen seine Erbauer- „die nötige Sta- 
bilität, den Fluten der Nordsee in je- 
der denkbaren Si tuati on standzuhal- 
ten, und ist gleichzeitig ein Umwelt- 
schutzprojekt erster Ordnung“. 


AUS LABORS UND INSTITUTEN 


Pille and Krebs 


Krebskranke Kinder 
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Berlin (DW.) - Den Verdacht auf 
einen möglichen Zusammenhang 
zwischen einer mindestens lQjäh- 
rigen Einnahme der Püle und der 
Entstehung von Brustkrebs ver- 
stärkt eine neue Studie, auf die das 
Bundesgesundheitsamt (BGA) 
jetzt hingewiesen hat Die Untersu- 
chung, ehe in den Jahren 1984 und 
1985 in Norwegen und Schweden . 
durchgeführt wurde, erfaßte 422 an 
Brustkrebs erkrankte Frauen. Wie 
das BGA mitteilte, ist nach den 
vorläufigen Ergebnissen keine Än- 
derung der Verordnungs- oder Ein- 
nahmegewohnheiten notwendig. 


Münster (dpa) - Die Bundesre- 
publik ist bei der Behandlung von 
Krebs bei Kindern führend in der 
Welt, wie auf dem Kongreß für 
Kinder h eilkunde in Münster be- 
kannt wurde. Von 1129 Kindern 


Samstag auf der 
Wissenschafts-Seite 


Gefehrstoffverordnung 



Bonn (Reuter) - Eine neue Ge- 
fahrstoSverordnung mit Vorschrif- 
ten zum Umgang mit Benzol, As- 
best, Blei, Formaldehyd und Di- 
oxin ist gestern auf Veranlassung 
des Bundesministeriums für Ar- 
beit und Sozialordnung in Kraft 
getreten. Danach werden Herstel- 
ler und Einführer von gefährlichen 
Stoffen verpflichtet, diese ord- 
nungsgemäß zu verpacken und zu 
kennzeichen. Hierzu gehören ne- 
ben dem Aufdruck eines Gefahren- 
symbols auch Hinweise auf das 
mögliche Risiko und empfohlene 
Schutzmaßnahmen Für die Abga- 
be sehr giftiger Stoffe wird eine 
Eriaubnispfiicht eingeführt. 


„Wie Chips die Sonne ein- 
fangen" - Arno Nöldechen 
beschreibt neuartige Hoch- 
leistungs-Solarzellen. 

* 

„Falschspieler Im Krabben- 
salat" - Uber die Entwick- 
lung von Rschfleisch-Kopien 
berichtet Harald Steinert. 

Weshalb so viele elnheiml- 
sch © Käferarten vom Aus- 
sterben bedroht sind, schil- 
dert Matthias Glaubrecht. 


mit bösartigen Tumoren litten 30 
Prozent an Blutkrebs und 20 Pro- 
zent an Hirntumoren. Die Medizi- 
ner stellten fest, daß krebskxanke 
Kinder eine deutlich größere Über- 
tebenschance haben als Erwachse- 
ne. Die besten Ergebnisse wurden 
bei der Behandlung von Lymph- 
drüsenkrebs (90 . Prozent) und 
Blutkrebs (70 Prozent) erzielt 
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DIE WELT 


Durch einen tragischen Unfall verloren wir meinen geliebten Mann, herzensguten 
Papi, meinen einzigen Sohn und unseren lieben Bruder 


C. Jörg Ruhnke 

geb. 25. 8. 1938 gest. 28. 9. 1986 


In tiefer Trauer teilen wir den unerwarteten Tod unseres Firmeninhabers 




Monika R uhnke 
Jnha C. Ruhnke 
Emma Ruhnke 
Doris Um£ 
Karen Marzoia 


Up de Worth 12 
2000 Hamburg 65 


Bitte keine Beileidsbesuche. 


Trauerfeier am Mittwoch, dem 8. Oktober 1986, um 12.00 Uhr Krematorium Hamburg-Ohlsdorf, Halle B. 

Statt zugedachter Blumen bitten wir die SOS-Kinderdörfer des Hermann G meiner Fonds Deutschland e. V. 
zu bedenken. Deutsche Bank München, Konto-Nr. 1211 111 (BLZ 700 700 10), Vermerk: Ruhnke. 


C. Jörg Ruhnke 

geb. 25. 8. 1938 gest. 28. 9. 1986 


Mit seinen großen Erfahrungen, seinem fachlichen Wissen und Ideenreichtum 
beeinflußte der Verstorbene seit über 25 Jahren maßgeblich die Entwicklung unseres 
Unternehmens. Bei allem erfolgreichen beruflichen Einsatz prägten Menschlichkeit 
und Verantwortungsbewußtsein sein vorbildliches Schaffen. 

Seine Leistung und seine Persönlichkeit bleiben uns Vorbild. 


Geschäftsleitung and Mitarbeiter 
der Firma 

Carl Ruhnke 


Traiierfeier am Mittwoch, dem 8. Oktober 1986, um 12.00 Uhr Krematorium Hamburg-Ohlsdorf. Halle- B. 

Statt zu gedachter Blumen bitten wir die SOS-Kinderdörfer des Hermann Gmeiner Fonds Deutschland e. V. zu 
bedenken. Deutsche Bank München, Konto-Nr. 1111 111 (BLZ 700 700 10). Vermerk: Ruhnke. 


Wir trauern um 


Jörg Ruhnke 


den Gründer unserer Dienstags-Runde; wir haben einen 
treuen Freund verloren. 


Axel Bertling 
Heinrich Heitzig 
Eckart Priesemuth 
Cord Tretau 


Hartmut Buns 
Michael Merker 
Peter Schweser 




An einem schönen Spätsommertag haben wir zusammen 
mit Freunden, Kollegen und Be kann ten meinen lieben 
Mann und guten Vater 

Walter Vonarb 

auf seinem letzten Weg begleitet. 

Dank sei allen, die seiner gedachten und uns trösteten. 

Inge Vonarb geb. Wohlfeil 
Franz-Stephan Vonarb 

Hamburg, im Oktober 1986 


•*." Gesucht werden Jmmobiüenagenten in allen deutschen 
. . ?:‘ T7 V • Bundesländern. 

- V Die- Firma Pidi GmbH aus Milano sucht im Namen der 
v^Grvippo Finanziario Castelf alfi“ aus Firenze 

einen Alleinvertreter 
-i“ für jedes Bundesland 

für die Entwicklung der Immobrliengeschafte in „Castelfalfi“ 
(20 km von S. Gimignano entfernt und 45 km vom Flughafen 

Pisa/Florenz). 


Die Vervollständigung der frn mobiltenprogram me betrifft die Restaurierung der Apartments einer 
mittelalterlichen Burg in einem 1500 Hektar großen Landgutsbesitz, davon 300 Hektar als 
Jagdreserve mH sportlichen Einrichtungen wie Golfplatz (18 Löcher), Tennisplätze, Reitstail, 
Schwimmbäder, Fischfang. Wir möchten uns mit Agenten oder Immobilien gesellschaften, die in der 
Lage sind, uns in Deutschland zu vertreten, in Verbindung setzen. Wir werden während einer 
Rundreise im Oktober einen ersten Kontakt aufnehmen, der nach einem Besuch in Castelf alfi zu 
einem vertraglichen Abschluß bis Ende November führen sollte. Wir versichern Unterstützung an 
Ort und Stalle mit deutschsprechendem geschultem Personal und eine finanzielle Hilfe für die 

Öffentlichkeitsarbeit in Deutschland. 

- Bitte schreiben Sie per Eilbotan an: 

Herrn Nicola Grassano c/o Pkfl Spa-16, Via C. BatUetf - Milano 
oder per Teiex-Nr. 5 74 201 lta&a 




Wahrsagerin Virchow 

Tel. 062 02 /l 64 S4 







Schweizer Gesellschaft 

mit besten Hef trennen empfiehlt 
für Beratung und Abwicklung 

Büro mit voller Infrastruktur (Compu- 
ter. Telex, Telefax usw.) vor han d en 
Anfragen bitte an Chiffre 44-131450. 
Publieitas, Postfach, CH-8021 Zürich. 



Kooperation mit Ifefstelter 

Wir suchen auf dem Heimwerloer- 
u. SanitSrsektor Artikel zur Abrun- 
dung des Vertriebsprogramms. 
rinri bestens ongefiihit 

Zuscbr. unter B 5600 an WELT- Ver- 
lag. Postf. 10 08 64, 4300 Essen. 



Kapitalgeber 

gegen 

Beteiligung 


gesucht, um ein neues 
Projekt auf den Spielwa- 
renmarkt zu bringen. Das 
Spiel ist durch Deutsches 
Patentamt geschützt 

Zuschriften unter Y 5597 
an WELT-Verlag, Postfach 
10 08 64, 4300 ßsen. 


Bosond. Chance für 
qvalHIz. Vertreter 

Vertrieb konkurrenzL. preisw. Or- 
ga-System m. Klein-EDV für Apo- 
theken; große Resonanz d. Fachver- 
öffentL u. Werbung; hohes Einkorn 
men, wenig Reiseaufwand, Schu 
hmg u. Verkaufshilfe; Kontaktaufn 
bitte m. Info üb. derzeit Tätigkeit: 
Tbermax KG, Reesendamm 3 
2M9 Hamborg 1 



Chancen in einem 

Technik-Verlag 

Ein angesehener, technisch orientierter Ver- 
lag mit mehreren Fachzeitschriften und 
eigenem Buchsortiment braucht noch 
einen Kopf für neue Ideen. Bücher und Zeit- 
schriften zu konzipieren, zu entwickeln und 
in den Markt zu bringen, fordert das Kön- 
nen eines kreativen Produkt-Managers mit 
Ma rketfng- und/oder Verlagspraxis. 

Dies ist eines von vielen interessanten Stel- 
lenangeboten am Samstag, 4. Oktober, in 
der BERUFS-WELT, dem groöen Stellenteil 
der WELT. 

Nutzen Sie alle Ihre Berufs-Chancen. 
Kaufen Sie sich die WELT. Nächsten 
Samstag. Jeden . Samstag. 


DIE ÜWELT 


Metallgießerei ' unabhängige Tageszeitung für Deutschland 


hat durch Rationalisienxag 
Kapazitäten frei von monatlich: 
ca. LS - 2 t Als und ca. 0.5 t 
Schwennetall 

SK-FormgnB 

Hamehicr Str. 8, 3015 Wennigsen 4, 
TeL 8 51 69 7 6837 


3000 Hannover 1. lange tnube 2, TeL (09 11) 
11911, Tele* 922019, Ait e r l pm: TeL 
(W 111 • 40 00 00. Tete* 0 ISO HK 

4000 nnweMwrf U Grnf-Adotf-Ptatx u, TeL 
(Dill) »30 43/44. Anzeigen: TeL 

(KU) »30(1, Telex 0901190 

0000 Ft nnMir l (Ibta) L VWadrinle B, 
TeL »n vi 7311, Telex 4 12449. F«ndm- 
plerar (000) 72 TO n, A na c ni g en: T ri ctoo 
(0 69) 77 90 U - U. Telex 4 US 939 


Ihre Firma - in der Krise 
Ihre Werbung - ohne Erfolg 

Untemehmens- 

Beratung 

liefert offen oder diskret, pro- 
fessionelle PR- Konzeption, öf- 
fentlich kertsartoert, Revisions- 

Management innerhalb realisti- 
scher Fristen. 

Wir antworten binnen Tagesfrist 
und erbitten Ihre Zuschriften un- 
ter E 5405 an WELT-Veriag. 
Postfach 100864, 4300 Essen. 


Tlnr p nna ion — Hundaa chul e 

oiniit. Teilhaber für Ge- 

werbe (Neubau). 

TeL- 07 11 /789580 a 071 27 /5 05 89 


Uwe Gesehöffadreue 
in Bremen 

uid IC mit e mm flunc 
und femaraco 

Serieiibriete 



Familienoit 
und Nachn 


Telefon: 

Hamburg (0 40) 3 47 - 43 80 

Berlin (0 30) 25 91-29 31 
Kettwig (0 20 54) 1 01-5 18 u. 5 24 


Telex: 

Hamburg 2 17 001 777 as d 
Berlin 1 84 611 
Kettwig 8 579 104 


Pleite - «as tun? 

bevor es zu spät Ist? 
PlpL- K a qf m.. -Ing. 

12 Jahre Sanierungserfahning 
hilft Omen. 

Telefon 0 44 71 7 62 69 


Ihre Gesellschaft 
in Luxemburg 


IxTiMBi piii wi ^ Postfach 15 56 
1015 Luxemburg l.TeL 6 83 52 / 49 18 08 


Tätiger Teilhaber (Hel) 

für Vertreibung eines lukrativen 
Projekts auf dem Schlankheits- 
sektor in der kosm. Branche ges. 
Zuschriften unter X 5618 an 
WELT-Verlag. Postfach 10 08 64. 
4300 Essen. 


Deutscher Geschäftsmann 

mit Kapital, sucht Vertretung für die 
Kanarischen Ense La. 

Zuschr. erb. u. G 5363 an WELT-Verlag. 
Postfach lOOe&t. 43ÜO Essen 


p Kunde kastei Sie der Außendienst, der ime 
1000 Kunden -mal p a. Besucht und s? mrnr 
Umsatz bnnjl. Fragen 5« an 0®' CADiCS. 
Miede (vveniQer Str. J9. 4300 Essen 15 


VericaufisdüfreEttoc’ 

pensioniert, Weherfaiirur.g, Vertrieb 
Investitionsgüter, Weltsprachen, berat 
Aufbau. Ausbau. Verkant. 
Zuschr. erb. u C 5337 an WELT- Verlag. 
Postfach 10 03 4300 Essen 


URternekrasir 

mit 1217-Mübelzrjg. V.'echjiObystem, 
sucht im Ir.- od. Auslr.r.-J Dc-jchaftfve.-- 
hindungn- öd. Aufträge . 

Tel. 07 1 1 > 79 95 60 cd. 0 7 j 27 • 6 05 W j 


Wmm 


Mn bCHAULN DES 
ZEVT71ALE'* 
NEKVLNSYSTtMS E.V 


ZNS-Schäden können jeden treffen 
- deshalb sollte auch jeder helfen. 

Unfälle verursachen jährlich bei etwa 
200.000 Menschen Kopfverletzungen. Be - 
troffen ist dabei vor allem das Zentrale 

Nervensystem (ZNS). Die seelischen. 

geistigen und körperlichen Schadensfolgen 
könnten oft genug gemildert oder sogar 
beseitigt werden. Tragen Sie mit Ihrer 
Spende dazu bei. 

fo* fl ÄCt 

Hannciorc Kohl . PmdRHiii - 
KL'RATOKIUM ZNS 

Unser Spendenkonlo 'KURATORIUM ZNS hai die 

Konto-Nr. 3000 

bei der Deutschen Bank Bonn 

bei der Dresdner Bank Bonn 

bei der Bayerischen Vereinsbank Ludwigshafcii 

bei der Sparkasse Bonn 

bei der Volksbank Bonn 

Konlo 3000-504 beim 

Postscheckamt Köln 

Ihre Spende ist »eimlkh ab* tzbn 

















WELT DES • SPORTS 


DES WELT - Nr, 229 - Donnerstag, fL-Qkfotieigsgft. 


FECHTEN / WELT-Interview mit dem neuen Cheftrainer Emil Beck: Alle Macht in seinen Händen 


• Angefangen, das erzählt er immer wieder gerne, hat es im 
Wortsinn im Kelter. Tief unten in einem Heizungskeller brachte er 
Schülern die ersten Schritte eines Sports bei, für den er selbst sich in 
einem Abenteuer-Film begeistert hatte. Fechten - dafür gab Emil 
Beck (Foto) aus Tauberbischofsheim seinen Friseur-Beruf auf, legte 
sich mit Funktionären und Verfechtern klassischer Schulen an und 
arbeitete unermüdlich, schlitzohrig und schließlich erfolgreich. Er ist 
umstritten wie kaum ein anderer, aber im deutschen Leistungssport 
geht kein Weg mehr an Emil Beck vorbei. 

• Sein Modell Tauberbischofsheim, seine Bemühungen, Leistungs- 
sportler sozial abzusichern, gelten als beispielhaft. So ist Beck 
neben seiner Trainerarbeit im Fechtdub und Im Deutschen Fechter- 
bund (DFB) auch Vorsitzender der Trainer-Kommission. Und er 
scheut nicht vor Kritik zurück. „Der deutsche Sport wird seinen 
vierten Platz in der Welt nicht halten", sagt Beck im sicheren Gefühl, 
daß Fechter an der Entwicklung nicht beteiligt sind. Die WELT sprach 
mit dem neuen DFB-Cheftrainer im neuen Olympiastützpunkt Tau- 
berbischofsheim. Das Gespräch führte Jörg Stratmann. 



„Tauberbischofsheim und ich behindern doch 
keinen - andere profitieren von unseren Siegen' 


WELT: Herr Beck, der Cheftrainer 
des Deutschen Fechterbundes 
und drei der vier Bundestrainer 
der einzelnen Disziplinen kom- 
men nun aus Tauberbischofsheim, 
dem neuen Olympiastützpunkt. 
Spielt sich die Sportart Fechten in 
der Bundesrepublik Deutschland 
demnächst nur noch hier ab? 
Beck; Sie hat sich doch auch schon 
vorher nur noch hier abgespielt 14 
von 15 Fechtern, die jetzt Weltmei- 
sterschafts-Medaillen gewonnen ha- 
ben, kamen aus Tauberbischofs- 
häm. 

WELT: Nur meinen viele, im 
Schatten dieses Klubs konnten 
andere kaum noch existieren. 
Beck: Aber wir behindern doch nie- 
manden. Im Gegenteil, andere Stütz- 
punkte und Vereine profitieren von 
unseren Erfolgen. Allen im Verband 
geht es besser, weil die erfolgreiche 
Sportart Fechten bä uns zum Förde- 
rungskonzept 1 gehört. Dies wird 
übernommen vom Bundesausschuß 
für Leistungssport und den Landes- 
sportbünden. So werden alle Lan- 
des-Fechtverbände gefördert Wenn 
die anderen nichts daraus machen, 
soll ich sagen: Wir machen auch 
nichts draus, weil wir früher auch 
ohne Medaillen gelebt haben? 
WELT: Wäre es also besser, tat- 
sächlich nur noch einen großen 
Stützpunkt zu haben? 

Beck: Nein. Wir brauchen minde- 
stens 400 Vereine, in denen Fecht- 
sport betrieben wird. Und ich hoffe 


immer, daß irgendwo ein Pflänzchen 
dazukommt Der Deutsche Fechter- 
bund braucht die Vereine, auch Tau- 
berbischofsheim braucht sie 
WELT: Auch um die anderen 
Fechtzentren, die der Deutsche 
Fechterbund noch hat? 

Beck: Aber ja. Es ist doch vernünf- 
tig, wenn sich welche, wie jetzt in 
Koblenz, zusammenfinden, die sa- 
gen: So, wir nehmen uns der Sache 
richtig an. Der Druck ist gut Ich 
habe diesen Druck selbst im Verein. 
Als' Bundestrainer muß ich in mei- 
nem eigenen Verein meinen Fech- 
tern und den anderen Trainern ge- 
genüber beweisen, daß ich der Beste 
bin, daß beispielsweise fünf meiner 
Schüler in der Nationalmannschaft 
stehen. Ich habe das erreicht 
WELT: Und wie werden Sie jetzt 
als Cheftrainer arbeiten? 

Beck: Jetzt will ich aus diesem Kon- 
kurrenzkampf heraustreten. Vor drei 
oder vier Jahren sollte ich schon ein- 
mal Cheftrainer werden, damals aber 
als Bundestrainer in allen vier Waf- 
fen. Das habe ich abgelehnt Ich 
wollte die große Lösung: den verant- 
wortlichen Cheftrainer und für jede 
Waffe einen besonderen Bundestrai- 
ner. Nur einen Titel ohne Mittel will 
ich auch nicht Ich habe mir ein Ve- 
to-Recht bei Mannschaftsaufstellun- 
gen ausbedungen. Und ich habe ei- 
nen Lästungsausschuß gegründet 
wo ich mit allen Heimtrainern von 
Kaderfechtem sprechen werde. Und 
denen werde ich einheizen - auch 


außerhalb Tauberbischofsheims. Je 
mehr Druck die Trainer bekommen, 
desto besser werden wir in der Spit- 
ze sein. Vielleicht mache ich das ja 
noch ein paar Jahre -so lange möch- 
te ich auch Erfolg haben. 

WELT: Weshalb ist denn Horst- 
Christian Teil aus Offenbach als 
Bundestrainer im Damenflorett 
abgelöst worden? 

Beck: Dies war nicht Sache des 
Fechtclubs Täuberbischofsheim 
oder des Emü Beck, sondern die des 
DFB-Prasidiums. Daß Teil nicht 
Bundestrainer bleiben würde, war 
aus verschiedenen Gründen schon 
lange klar. Die Entscheidung war 
unabhängig von den Ergebnissen 
der Weltmeisterschaften dieses Som- 
mers in Sofia. Nur wollte das Präsi- 
dium mit der Bekanntgabe bis nach 
der WM warten. Audi Offenbach 
wollte Teil nicht als Stützpunkttrai- 
ner behalten. Ich habe ihm angebo- 
ten, nach Tauberbischofsheim zu 
kommen und hier Weltmeisterin An- 
ja Fichtä und die WM-Zwäte Sabine 
Bau zu trainieren. Erst warereinver- 
standen. Aber jetzt soll er gesagt ha- 
ben, er wolle doch nicht Na gut 
WELT: Welches Ziel haben Sie 
sich noch gesetzt? 

Beck: Eigentlich habe ich alles er- 
reicht Der deutsche Sport wird zwar 
seinen vierten Platz in der Welt nicht 
halten können. Wenn aber andere 
Sportverbände nicht wissen, was sie 
1988 machen werden, müssen wir 
Fechter nicht überlegen, was wir 


1996 machen. Auch wenn ich dann 
nicht dabeisein sollte. 

WELT: Warum arbeiten Sie dann 
noch so weiter, obwohl Sie ge- 
melkt haben, daß es auf Kosten 
Ihrer Gesundheit geht? 

Beek: Mir macht die Arbeit auf der 
sportpolitischen Bühne einfach un- 
heimlich viel Spaß. Hafte kann ich 
sa ff pn , riflB uns intpmatinnal nie- 
mand mehr die Butter vom Brot 
nimmt Heute mischen wir mit, und 
das macht Spaß. Ich habe immer 
Motivation für das, was ich tue und 
wozu ich mich bekenne. Das tue ich 
richtig oder gar nicht Bis 1988 werde 
ich wertermachen, danach zu fünfzig 
Prozent meine jetzige Arbeit und zu 
fünfzig Prozent eines von drei ande- 
ren Dingen. 

WELT: Zählt die Politik dazu? 
B ede D arüber rede ich nicht 
WELT: Vieles in Tauberbischofc- 
heim und dem deutschen Sport ist 
unmittelbar von der Person Emü 
Beck abhängig. Was geschient 
wenn Sie einmal zurücktreten? 
Beck: Vieles habe ich immer schon 
delegiert, doch kann beispielsweise 
nicht irgend jemand morgen einfach 
B undeshmenmin ister Zimme rmann 
anrufen. Aber ich habe die Verant- 
wortung schon auf viele Gleise ge- 
streut Und außerdem ist fflr den 
Deutschen Fechterbund schon alles 
geschaßt Es ist alles da. Wir haben 
eigentlich viel zu viele Trainings- 
möglichkeiten. Das müssen wir jetzt 
mit Leben füllen. 
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11 t 20. OKTOBER 1986 

Öffnungszeiten von 9.30 bis 18.30 Uhr 
Montag 20. Schluß um 15 Uhr 


Hubschrauberdienst vom Flughafen zum Messegelände. 



INTERNATIONALE 

BOOTSAUSSTELLUNG 


Schirmherrschaft: U.C.I.N, A. ■ Veranstalter FIERA DI GENOVA - CONSORNAÜTICA 

Telex 271248 ConautI 


FUSSBALL / Bayern-Präsident Fritz Scherer. 


Mehr Professionalität 
und mit dem Verband 


keine Konfrontation 


sid, München 

Seine Vision von einer erfolgrei- 
chen Zukunft, sowohl des Deutschen 
Fußball-Verbandes (DFB) als auch 
der BundesHga-Veräne stellte Prot 
Fritz Scherer, Präsident des Bundes- 
ligaklubs FC Bayern München, in ei- 
nem Gespräch mit dem Sport-Infor- 
mations-Dienst (sid) dar. 

„Es ist meine Lksblingsidee seit 
Jahren, daß der DFB als größter 
Fachverband der Welt einen Präsi- 
denten für die Bundesliga hat und 
änen zwäten für die Amateure“, sag- 
te Scherer. JJFB-Präsident Hermann 
Neubeiger ist für mich ein echter Pro- 
fi, aber er muß bei Bundestagen 
Rü cksich t auf die überwältigende 
Mehrheit der Amateure nehmen. Des- 
balb dauert so eine Umstrukturie- 
rung noch einige Jahre. Das 
Grundgesetz ist leichter zu ändern als 
das DFB-Statut“ 

Doch nicht nur beim Dachveiband 
plädiert der 48 Jahre alte Betriebswis- 
senschaftler an der Fachhochschule 
Augsburg für mehr Professionalität, 
sondern auch in den Vorstandsetagen 
der Bundesliga. „Es ist ganz entschei- 
dend, daß die Vereine eine hauptamt- 
liche Führung erhalten”, erklärte 
Schäfer. Dabei ging seine Wunsch- 
vorstellung sogar bis zur Forderung 
wnas bestellten V orstandsvorsitzen- 
ripii, dessen Täti gkeit und Einkom- 
men wie bä einer Aktiengesellschaft 
am Erfolg gemessen wild. 

„Heute ist es doch so, daß einer als 
Präsident sagt Was interessieren 
mich die Schuldst, in zwei Jahren 
bin ich doch wieder abgewählt“, 
meinte Scherer. Allerdings räumte 
der Bayern-Chef ein, daß „die Mehr- 
heit der Vereine inzwischen einsieht, 

rinS wrip tranfinanm'g rhfr Führun g nö- 
tig ist". 

Trotz verschiedener Diskrepanzen 
zwischen d«*n Bundesliga-Vereinen 
auf der einen imd dem DFB auf der 
anderen Seite sprach sich der seit 
dem 9. Oktober 1985 als Bayern-Prä- 
sident amtierende Scherer für ein ge- 
deihliches Miteinander in der Zu- 
kunft aus. „Eine Abnabelung vom 
Verband würde die Bundesliga nicht 
durchstehen. Es hat überhaupt kei- 
nen Zweck, auf Konfrontationskurs 
zu steuern“, sagte Scherer, der Mit- 
glied des neuen DFB-Liga-Ausschus- 
sesist 

Als seine „größte Sorge“ bezeich- 
nete der gebürtige Augsburger, „daß 
die miRfSndisrhtm Vereine unsere be- 
sten Spieler, die uns die Stadien fül- 
len, wegkaufen“. Aktuelles Beispiel 
sei das Interesse der reichen italieni- 
schen Klubs an den beiden National- 
spielern Thomas Berthokl (Eintracht 
Frankfurt) und Lothar Matthäus 
(Bayern München). Scheren „Wenn 
die attraktiven Spider ins Ausland 
ziehen, leidet die ganze Liga darun- 
ter.“ 

Dieses Ausbluten an attraktiven 
Spielern ist laut Scherer nur mit Hilfe 


OLYMPIA 


Samaranch traf 
Castro in Kuba 


sid, Havana 

Als „sehr befriedigend“ hat Juan 
Antonio Samaranch, Präsident des 
Internationalen Olympischen Komi- 
tees (IOC), seine Gespräche mit dem 
kubanischen Staatschef Fidel Gastro 
in Havana bezeichnet Obwohl keine 
näheren Einzelheiten bekannt wur- 
den, betonte Samaranch nach zwä 
Zusammentreffen mit Castro die 
Nützlichkeit des Meinungaaustau - 
sches im Hinblick auf eine Reduzie- 
rung der aktuellen Probleme. Ge- 
meint war damit Kubas Boykott-Dro- 
hung für die Olympischen Sommer- 
spiele 1988 in der sudkoreanischen 
Hauptstadt Seoul, falls das kommuni- 
stische Nordkorea nicht angemessen 
an der Ausrichtung der Spiele betei- 
ligt werde. 

Zwischen den koreanischen Staa- 
ten und dem IOC ist eine vierte und 
letzte Gesprächsrunde im nächsten 
Jahr geplant Samaranch begibt sich 
jetzt nach Lausanne zur Vorbereitung 
der 91. IOC-Session. Am 17. Oktober 
werden die Olympia-Städte für 1992 
gewählt 


SPORTPOLITIK 


Sanktionen gegen 
Südafrikas Sport? 


sid, Dublin 

Schweden hat vor der V. Europäi- 
schen Sportministerkonferenz in Du- 
blin Boykottmaßnahmen gegen den 
Sport in Südafrika gefordert Die Re- 
gierungen sollen nach dieser Resolu- 
tion Maßnahmen ergreifen, um alle 
Kontakte zu Sportorganisationen in 
Sü d a fr i k a zu unterbinden. Sportorga- 
nisationen sollen außerdem Athleten, 
die an Veranstaltungen in Südafrika 
teilgenommen haben, nicht mehr zu 
Wettbewerben einladen. 

Dieser harten Position widersprach 
Bundesinnenminister Zimmermann 
als Leits 1 der Konferenzteilnehmer 
aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die Bundesregierung respektie- 
re die Autonomie der nationalen und 
internationalen Sportorganisationen. 
Sie werde daher in dieser Frage we- 
der Druck noch Sanktionen ausüben. 
Zimmermann forderte dazu auf, neue 
Ansätze zur Überwindung von Dis- 
kriminierung und Boykott im Sport 
zu suchen, damit die Probleme dort 
gäöst werden könnten, wo sie hinge- 
hören - .auf der Ebene des Sports“. 


NACH RICHTEN! 


der Industrie zu verhindern. Als kon- 
kretes Modell nannte der ehemalige 
des Deutschen. Re- 
kord-Meisters den Bayer-Konzern, 
der die beiden Bundesligaklubs Uer- 
dingen und Leverkusen unterstützt: 
„Bayer macht d igg doch nicht aus 
Spaß, da stehen handfeste wirtschaft- 
liche Interessen dahinter.“ Scherer 
weiter. „Die Industrie sollte sich 
überlegen, ob sie nicht einsteigt Es 
nützt nichf<5 ) wenn eine Firma einen 
Verein unterstützt, das muß schon 
auf breiter Ba s« in der ganzen Liga 


Tilly Fleischer 

Düsseldorf (sid) - Tüjy Häscher; 
erste deutsche Läcbtaädetlk- 
Olympiasiegerin von 1988, feiest] beu- 
te ihren 75. Geburtstag MiidgrSfe. 
gesweite von 45,18 m gewann die da- 
mals 25jährige den Speerwu&Wetb- 
bewerb bei den Spielen in Berlin. . 


England: Nur Geldstrafe 


London (dpa) - Harte Kritik üben 
die britischen Medien anderDiszjpli. 
narkommission des Fußballverban- 
des, die erneut durch müde Strafur- 
teile auf gefallen sind: SouthampUHä 
Verteidiger Mark Dennis, bisher sah 
er schon acht Mal die rote'Karte, kam 
dieses Mal mit einer Buße von 250 
Pfund davon. Sein Faustschk^ wür- 
de lediglich als „ungebührliches Be- 
nehmen“ gewertet \ 


Laut Scherer würde die Mentalität 
des Deutschen eine Umbenennung 
zum Beispiel des FC Bayern Mün- 
chen in „BMW München“ allerdings 
nicht akzeptieren. Scherer „Wenn 
wir uns zum Beispiel Commodore 
Münchgn n ennen würden, das kostet 
uns 50 Prozent der Zuschauer. Da 
gibt es andere M öglichkeiten, Wer- 
bung zu machen. Uber Trikotwer- 
bung oder Werbung im Fernsehen 
zum Beispiel“ 

Vielmehr plädiert Scherer für die 
Umwandlung der Bundesliga-Verei- 
ne in Kapitalgesellschaften. „Das 
größte Probleme ist der Einfluß des 
DFB auf die Vereine. Er kann uns ja 
bis zur Aussperrung drohen. Das 
konnte er mit einer Aktiengesell- 
schaft nirht mehr machen.“ Scherer 
wäten „Denn niemand kann sich 
vorstellen, daß er sich von jemand 
vorschreiben läßt, wie er seine Firma 
zu führen hat.“ 

Von der neuen Zusammensetzung 
des Liga-Ausschusses verspricht sich 
der Bayern-Präsident in diesen Fra- 
gen ein konsequenteres Zusammen- 
arbeiten. Scherer. „Bisher haben wir 
immer nur gemeckert, jetzt müssen 
wir beweisen, daß wir es besser ma- 
chen. Das Verhältnis der Vereine hat 
sich untereinander schon deutlich 
verbessert Wir wissen, daß wir alle in 
einem Boot sitzen. Wir träfen uns 
wesentlich häufiger, als das früher 
der Fall war, und bersten uns vor 
alWn auf die Sitzungen mit dem DFB 
untereinander vor. Ich persönlich bin 
sogar ein Verfechter von nur 14 Bun- 
desligaklubs. Aber aus Solidarität ha- 
ben wir auch die Reduzieningsplane 
für zwä Jahre zuritakgesteüt“ 

Nicht sehr begeistert ist Fritz Sche- 
rer vom Modell des Homburger Präsi- 
denten Manfred Ommer. Der Bay- 
ern-Präsident über seinen Kollegen: 
„Der Verein könnte nie in die Bun- 
desliga aufsteigen, wenn er nicht die 
richtigen Spieler bekommt Jetzt fU 
nanaert Herr Ommer über Investo- 
ren die Spieler. Damit sie Rendite 
bringen, sprich: ihren Wert halten 
oder steigern, müssen sie auch spie- 
len. Da muß der Geldgeber in die 
Arbeit des Trainers eingräfen. Dar- 
um halte ich das Ommer-Modell für 
sehr gefährlich. In dem Moment, wo 
die Investoren mitreden, gibt es ein 
Chaos.“ 


Jeannie Longo fahr Rekord 


Mailand (sid) - Die französische 
Radrennfahrerin Jeannie Longo ver- 
besserte in Mailand den Stuhdea- 
Weltrekord für Bahnen in Meereshö- 
he um 505 m auf 43,587 tan. Sie besitzt 
nun, genau wie der Italiener Frances- 
co Moser, die Bestmarke Sur Bahnen 
auf Meereshöhe und für Hochbahnen 
(über 600 m). 


Holt Blau-Weiß Schaler? 

Berlin (sid) - Fußball-Bund esiiga- 
klub Blau-Weiß 90 Berlin zeigt Inter- 
esse an Borussia Dortmunds Mittel- 
feldspieler Wolfgang Schüler. Der 
28jährige Schüler hat bereits ein Test- 
spiel mit-der Berliner Mannschaft ab- 
solviert 


Favoriten kamen weiter 

Paris (dpa) - Bä der Volleyball- 
Weltmeisterachaft in Frankreich ha- 
ben bereits Weltmeister Sowjetunion, 
Olympiasieger USA und der 
Olympiazweite Brasilien das Halbfi- 
nale erreicht Der Geheimfavorit 
Frankzäch kann nur noch das Halbfi- 
nale im Falle eines Sieges über Brasi- 
lien erreichen. 


Mats Wilander heiratet 

Düsseldorf (sid) - Am 3. Januar 
1987 wird der schwedische Tennis- 
Star Mats Wilander, der derzeit eine 
mehrmonatige Pause einlegt, seine 
langjährige Freundin Sonya Mulhol- 
land heiraten. Die Hochzät findet in 
Durban (Südafrika) statt. 


Winterspiele verlegen? 

Ben (sid) - Die Vorstellung, künf- 
tig die Olympischen Winterspiele um 
zwä Jahre zu verschieben, wird im- 
mer realistischer. Marc Hodler, das 
Schweizer Mitglied des Internationa- 
len Olympischen Komitees (IOC) 
m ei n te in Bern, schon ein Turaus- 
wechsel auf die Jahre 1994, 1998 , 2002 
sä nicht mehr ausgeschlossen^ Eine 
entsprechende Entscheidung könnte 
schon bä der 91. IOC-Session in Lau- 
sanne am 17. Oktober getroffen wer- 
den. 


Radprofi feiert Comeback 

Brüssel (sid) - Der 39jährige Bel- 
gier Roger de Vlaeminck hat wieder 
eine Profi-Lizenz erhalten. & möchte 
an der gesamten Querfeld ein-Saison, 
die izn Herbst beginnt, teilnehmen . 
EddyMerekx, sein früherer ständiger 
Widersacher, betätigt sich als sein 
Sponsor. 


ZAHLEN 


FUSSBAU 

Europacup, Pokal der Landesmei- 
ster, l. Runde, Rückspiel: Vltkovice - 
S t. Par ia SL Germain 1:0 (HinspieL- 23 ) 

- UEFA- Pokal: Valerengen Oslo - Be- 
verau 0:0 (0:1), Sredez Sofia - FC Tirol 

(0:3) — Fokal der Pokalsieger: Gi- 
«mdlns Bordeaux- Waterford 4:0 (2: 1). 

- Die fettgedruckten Vereine haben 
die zweite Runde erreicht. - Länder- 
spiel „U 18“ in Krefeld: Deutschland - 
Bulgarien 4:2 (4:0). - Freundschafts- 
spiel: Odense - L FC Köln 4:1. 


TENNIS 

Dameatumler in Loosdrecht/Hol- 
land, L Runde: Hanika (Bundesrepu- 
blik Deutschland) - Variier (Frank- 
reich) 7:5, 4:6, 8:1. 


BASKETBALL 


Europapokal der Pokalsieger: Bay- 
reuth - Panathinaikos Athen 84:71. 


VOUEYBAU 

Wettmetstemdiaften ln Frankreich, 
Zwischenrunde, Gruppe F in Tou- 
louse: Brasilien - Italien 3.-0, Bulgarien 
-Frankreich 3:1, CSSR - Volksrepu- 
blik China 3:0. - Zwischenrunde. Grup- 
P« Nantes: UdSSR - Argentinien 
3.0, USA — Kuba 3:1, Polen - Japan 3dl. 
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STAND# FUNKT / Schalke 04 auf neuen Wesen |R|jf 


N euwahlen standen zwar nicht 
auf der Tagesordnung, aber 


ll auf der Tagesordnung, aber 
dennoch: Eine Jahreshauptver- 
sammlung beim Bundesligaklub 
Schalke 04, die nicht länger dauert 
als em Fußballspiel, nämlich 90 Mi- 
nuten, das hat es am Dienstag 
abend zum erstenmal gegeben. Und 
auch das war neuer Rekord: Nur 
vier Mitglieder meldeten sich zu 
Wort, und die haben den Vereins- 
Vorsitzenden Hans-Joachim Fenne 
und seine Vorstandsmannschaft 
ausschließlich gelobt 


ren Mitgliederversammlungen häu- 
fig zu wahren Saalschlachten aus- 
uferten, tatsächlich gewandelt hat 
Fenne meinte fest prosaisch: „Wir 
stehen dennoch erst am Anfang ei- 
ner neuen Entwicklung. Wir haben 
ein zartes Pflänzchen der Solidität 
gesetzt und hoffen, daß daraus ein 
starker Baum wird.“ 


Sogar Manag«- Rudi Assauer, 
letzthin immer Buhmann „auf 
Schalke“, bekam artigen Beifell. 
Womit denn binreichäid demon- 
striert wurde, daß sich die einstige 
Skandalnudel der Bundesliga, de-. 


Für den Präsidenten ist das bis- 
her Erreichte aber schon jetzt ein 
persönlicher Triumph. Schließlich 
ist es noch nicht allzulange her, da 
haben die Schalke-Mitglieder gera- 
de ihn ins Kreuzfeuer ihrer Kritik 
genommen. Und zwar so sehr, daß 
er sich von der Polizei schützen las- 
sen mußte, weil - nach dem zwäten 
Bundesligaabstieg und den damit 
verbundenen Spielernotverkäufen 


telefonische Morddrohungen bä 
ihm zu Hause eingegangen waren. 

Freilich, wirtschaftlich gesund ist 
der Traditionsklub immer noch 
nicht Das abgelaufene Geschäfts- 
jahr wunde mit einem Minus von 
577 000 Mark abgeschlossen, der 
deraeitige Schuldenstand liegt bei 
rund 3,5 Millionen Mark. Aber die 
Perspektiven sind, sportlich und fi- 
nanziäl, deutlich verbessert wor- 
den. Daß am letzten Samstag 12 000 
Pans den Tabellensechsten nach 
Düsseldorf begleitet laben, daß der 
Verein am Wochenende im Heim- 
spiel gegen den 1. FC Köln minde- 
stens 40000 Zuschauer hochrech- 
nen k a nn, symbolisiert die Trend- 
wende nachdrücklich. 




BERND WEBER 
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CROMA 2000 i.e. Kat 83 kW (113 PS). 
Spitze 191 km/h, 0 auf 100 km/h in 10,4 Sek. 
28.490,- DM*. 

CROMA Thrbo i.e. 114 kW (155 PS). 

Spitze 210 km/h, 0 auf 100 km/h in 7,8 Sek. 
33.350,- DM*. 

CROMA Tbrbo Kat 110 kW (150 PS). 

Spitze 210 km/h, 34.850,- DM*. 

CROMA Turbo Diesel. 74 kW (100 PS). 
Spitze 185 km/h, 0 auf 100 km/h in 11,9 Sek. 
32.100,- DM* 

♦Unverbindliche Preisempfehlung Z 2 gl. 
Überfuhrungskosten. Stand Oktober 1986. 

anan 

FIAT CROMA. Der große Fiat. 


Jedes Croma-THebwerk ist in seiner Kategorie 
richtungweisend in puncto Kraftstofeusnut-,. 
zung und Schadstoffemission. Ebenfalls über- . 
durchschnittlich ist die Liste der Serien-, 
mäßigen Ausstattung: . ' 

Zentralverriegelung inkL der Heckklappe, ' 

5 Gänge, Servolenkung, atherm. getonte 
Scheiben, HeckscheibenwischerAwascher, 
elektronische Fensterheber vom, höhenver- 
stellbares Lenkrad. 

Und als besondere Extras sind für manche 
Modelle ABS und Niveau-Regelung erhältlich, 
CROMA 2000 CHT. 66 kW (90 PS)., 

Spitze 182 km/h , 0 auf lOO-hn/h in 11,8 Sek. 
24.350, -DM* 

CROMA 2000 i.e. 88 kW (120 PS). 

Spitze 192 km/h, 0«uf 100 km/h in 9,9 Sek. 
26,990,- DM*, ^ , 
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Keine Bedenken j j n gfer Fraktion Kritik an Bangemann 

gßgCIl Stade I [^hafte Aussprache über Energiebericht / Lambsdorff nimmt den Minister in Schutz 


dpa. Bonn 

Das Eundesumweltministerium 
hat keine Bedenken gegen den Be- 
trieb des vielfach als „Schrottreak- 
tor“ bezeichneten Atomkraftwerks 
Stade. Wie der Staatssekretär des Mi- 
nisteriums, C-hristean Wagner (CDU), 
gestern Ln der Fragestunde des Bun- 
destages mitteilte, hat sich die Reak- 
torsicherheitskommission mehrfach 
mit Stade befaßt und festgestellt, daß 
die erforderliche sieherheitstechni- 
sche Vorsorge getroffen sei. Wagner 
stimmte dem Fragesteller, dem 
CDU-Abgeordneten Horst Eylmann 
zu, daß der Begriff „Schrottreaktor 
völlig aus der Luft gegriffen“ und 
„verantwortungslos“ sei. 

Wagner bekräftigte die grundsätzli- 
che Einstellung von Bundesumwelt- 
minister Wallmann zur friedlichen 
Nutzung der Kemkraft. Die Bundes- 
regierung werde nicht zögern, ältere 
Atomkraftwerke abzuschalten, falls 
sie nicht sicher seien, sagte Wagner. 
Derzeit bestehe dazu aber kein Anlaß. 
Wallmann hatte erklärt: „Wir sind 
keine Kemkraftfetischisten. 


DIETHART GOOS, Bonn 

In der FDP-Bundestagsfraktion 
herrscht Unzufriedenheit über den 
vom Bundeswirtschaftsminister Mar- 
tin Bangemann vorgelegten Energie- 
bericht der Bundesregierung. In der 
Fraktionssitzung am Dienstag wurde 
dieser vom Kabinett verabschiedete 
Bericht scharf kritisiert. So bemän- 
gelten die Abgeordneten Ger hart 
Baum. Hildegard Hamm-Brücher 
und Burkhard Hirsch, die Aussagen 
des Energieberichtes deckten sich 
nicht mit den FDP-Parteitagsbe- 
schliissen zur Kernenergie. 

Während der Aussprache wurde 
von den drei zum sozialliberalen Flü- 
gel gehörenden Parlamentariern der 
Einwand erhoben, in dem vom Par- 
teivorsitzenden zu verantwortenden 
Energiebericht sei die liberale Posi- 
tion nicht erkennbar. Vor allem die 
Aussagen über die Wiederaufarbei- 
tungsanlage in Wackersdorf und über 
den Schnellen Brüter seien mit der 
FDP-Position nicht identisch, merk- 
ten Bangemanns Kritiker an. Der 


Energiebericht sei zu forsch formu- 
liert und lasse mit seiner kategori- 
schen Ablehnung des kurz-, mittel- 
und langfristigen Ausstiegs aus der 
Atomenergie die notwendige Sensibi- 
lität gegenüber diesem stark eraotio- 
nalisierten Thema vermissen. 

Wirtschaftsminister Bangemann 
hatte bei der Erläuterung des Ener- 
gieberichtes am 24. September vor 
der Presse erklärt, die Aussagen des 
Energieberichtes zur Kernenergie 
und die Beschlüsse des FDP-Parteita- 
ges Ende Mai in Hannover seien dek- 
kungsgleich. Damals beschloß die 
EDP, auf die kommerzielle Nutzung 
des Schnellen Brüters zu verachten. 
Im Bericht heißt es dazu: „Über die 
Nutzung dieser Technik muß die 
Wirtschaft entscheiden.“ Kritisiert 
wurde Bangemann auch für seine Äu- 
ßerung vor der Presse, Bauanträge 
der Energiewirtschaft für neue Kern- 
kraftwerke seien nicht auszuschlie- 
ßen. 

Der FDP -Chef rechtfertigte sich ge- 
genüber seinen Kritikern in der Frak- 


tionssitzung mit dem Hinweis, der 
Energie bericht sei kein FDP-Papier, 
sondern ein Dokument der ganzen 
Bundesregierung. An der Abfassung 
waren auch die Ressorts für Wissen- 
schaft und Forschung sowie für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit beteiligt Leider sei es eine Tatsa- 
che, daß die FDP nicht über eine 
Mehrheit von 51 Prozent verfüge. Da- 
her habe man bei den Aussagen im 
Energiebericht zur Kemkraft in der 
Koalition einen Kompromiß schlie- 
ßen müssen. 

Der frühere Wirtschaftsminister 
Otto Graf Lambsdorff nahm seinen 
Amtsnachfolger und Paneivorsitzen- 
den gegen seine Kritiker in Schutz. 
Aus eigener Erfahrung kenne er gera- 
de bei der Abfassung früherer Ener- 
gieberichte die Notwendigkeit, auf 
die Koalitionslage Rücksicht nehmen 
zu müssen. Die notwendigen Kom- 
promisse dürften daher Martin Ban- 
gemann nicht persönlich angelastet 
werden. 


Deutsche Firmen 
sollen nach Iran 

dpa, Bonn 

Iran will seine wirtschaftlichen Be- 
ziehungen mit der Bundesrepublik 
Deutschland ausbauen und mehr 
deutsche Firmen ins Land holen. 
Dies teilte der iranische Minister für 
Schwerindustrie, Behzad Nabavi, ge- 
stern zum Abschluß seines ein wöchi- 
gen Besuches in Bonn mit Bei seinen 
Gesprächen mit der Bundesregie- 
rung sei vereinbart worden, die seit 
langem ruhende deutsch-iranische 
Wirtschaftskommission Anfang 1987 
wieder zu aktivieren. Nabavi begrüß- 
te, daß etwa ein Dutzend deutscher 
Unternehmen Bereitschaft gezeigt 
hätten, trotz des anhaltenden Krieges 
mit Irak in Iran zu investieren. 

Ein Sprecher des Bundeswirt- 
schafts ministen ums sagte, Bonn sei 
an einer verstärkten Kooperation in- 
teressiert, soweit dies mit einem Land 
im Kriegszustand möglich sei. Nabavi 
räumte ein, gegenwärtig verfüge Irak 
im Golfkrieg über die besseren Waf- 
fen. Eh erklärte aber zugleich, länger- 
fristig werde Iran siegen. 


Belgrader Experte: Druck 
auf Gorbatschow wächst 
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Ganz klar gesagt: Verant- 
wortuiigsbewußtsein darf keine 
geographischen Grenzen haben. 

Im Sinne dieser Verantwor- 
tung hat die chemische Indu- 
strie einen Verhaltenskodex für 
die Ausfuhr von gefälirlichen 
Chemikalien beschlossen. In 
diesem verpflichtet sie sich u. a. 
dazu, im Rahmen ihrer tech- 
nischen Möglichkeiten alle er- 
forderlichen Maßnahmen zu er- 
greifen, um eine Gefährd ungder 
menschlichen Gesundheit und 


der Umwelt durch ihre Produkte 
bei sachgemäßem Umgang zu 
verhindern. Dies gilt insbeson- 
dere auch für den Export in Län- 
der der Dritten Welt. Außerdem 
bekennt sie sich zu dem Grund- 
satz, daß für den Export be- 
stimmte Produkte nach gleichen 
Kriterien hergestellt und ver- 
marktet werden wie die für das 
Inland bestimmten Produkte. 

Und auch für die Anlagen- 
sicherheit gelten für die deut- 
schen Unternehmen und ihre 


TbchtergeseUschaffcen im In- 
und Ausland gleiche Grund- 
sätze. Sicherheit darf aus unse- 
rer Sicht nicht von politischen, 
sozialen oder wirtschaftlichen 
Faktoren abhängig gemacht 
werden. 

Wir zeigen also in der 
Dritten Welt das gleiche Ver- 
antwortungsbewußtsein wie 
hier in der Bundesrepublik. 
Eine Selbstverpfiichtung, die 
wir in unseren Leitlinien fest- 
geschrieben haben. 




♦Verantwortung hat Leit- 
linien. Ihr Exemplar liegt bereit. 
Dielnitiative 'Geschützter leben,' 
Karlstraße 21, 6000 Frankfurt/ 
Main, informiert Sie über 
DIE CHEMISCHE INDUSTRIE. 


Natur ist Chemie. /|j|v 
Chemie ist Leben. xH' 
Leben ist Verantwortung. 


Fordern Sie die Umwelt-Leitünien der Chemie an. Zum Ortstarif. @ 0130-5599 


Parallelen zu Chruschtschow? / 

CARL GUSTAF STRÖHM, Wien 

Die jugoslawischen Kommunisten 
befürchten, daß der sowjetische Par- 
teichef Michail Gorbatschow in sei- 
ner Innenpolitik scheitern und rasch 
von der politischen Bühne ver- 
schwinden konnte. Einer der bekann- 
testen und kompetentesten Belgrader 
Ost-Experten, der erfahrene Mos- 
kau-Korrespondent der „Politika“. 
Risto Bajalskj, deutet sogar aa daß 
Gorbatschow das Schicksal des vor 
22 Jahren gestürzten Nikita Chru- 
schtschow teilen könnte. ■ 

Im Partei- und Staatsapparat der 
UdSSR, so erklärt Bgjalski im Zagre- 
ber Magazin „Start“, gebe es „viele 
einflußreiche Leute“, welche den von 
Gorbatschow in Angriff genomme- 
nen Veränderungen im wirtschaftli- 
chen und politischen System sowie in 
der Kaderpolitik starken Widerstand 
entgegensetzten. Dieser Apparat sei 
aber in der Sowjetunion seit Jahr- 
zehnten die stärkste und einfluß- 
reichste gesellschaftliche Kraft. „Ei- 
nige Leute“ seien der Auffassung, 
„daß Gorbatschow Änderungen for- 
dert, die zu weit gehen, daß er zu 
schnell vorgeht und daß die von ihm 
inspirierten Personal Veränderungen 
zu riskant sind“. 

Kampf am neue Linie 

„Im Oktober 1964 wurde Nikita 
Chruschtschow gestürzt, weil der 
Veränderungen durchsetzen wollte, 
die bei einer großen Mehrheit des ZK 
der KPdSU auf Widerstand stießen.“ 
Als diese ZK-Mehrheit ihre Unzufrie- 
denheit mit Chruschtschows Füh- 
rungsstil äußerte, mußte dieser die 
politische Szene sofort verlassen. 
Auch im Fall Gorbatschow könne 
man noch nicht sagen, ob dieser auf 
die Dauer erfolgreich sein werde. 

Der jugoslawische Experte spricht 
von einer „starken Opposition“, die 
sich in der Sowjetunion gegen Gorba- ■ 
tschow formiere. Der entscheidende 
Kampf für eine neue politische Linie 
habe für Gorbatschow gerade erst be- 

Schwarz-Schilling 
setzt sich zur Wehr 

dpa, Bonn 

Die Bundespost hat nach den Wor- 
ten von Postminister Christian 
Schwarz-Schilling keine Privatisie- 
rungspläne. Vor Journalisten verur- 
teilte Schwarz-Schilling gestern die I 
bevorstehende Kampagne der Deut- j 
sehen Postgewerkschaft (DPG) „Si- 
chert die Post - Rettet das Femrael- 
dewesen". Obwohl die Postgewerk- 
schaft genau wisse, daß die Post als 
Einheitsuntemehmen erhalten wer- 
den soll und daß eine Privatisierung 
des Post-, Postbank- und Fernmelde- 
wesens nicht beabsichtigt sei, wür- 
den Ängste beim Personal geschürt 
und die Postkunden verunsichert, 
erklärte der Minister. 

Schwarz-Schilling kündigte an, 
daß eirvBrief des Ministeriums an alle 
Mitarbeiter der Post verschickt wer- 
de, in dem sein Standpunkt darge- 
stellt werde. Damit wolle er der „ Ver- 
unsicherungskarapagne“ der Postge- 
werkschaft ein Gegengewicht setzen. 
Keine der im Bundestag vertretenen 
Parteien habe einen Antrag auf Priva- 
tisierung der Post gestellt Es sei 
nicht beabsichtigt das Netzmonopol 
der Bundespost aufzugeben- 


Wenn „technische Askese“ 
gute Politik verhindert 


ANATOL JOHANSEN, Berlin 

„Wir sind heute schon mehr zum 
Vordenken gezwungen, weü das 
Nachdenken oftmals schon zu spät 
kommt“ Mit dieser griffigen Formu- 
lierung wies jetzt im Berliner Reichs- 
tagsgebäude Professor Carl Bö tuet 
von der Hochschule für Verwaltungs- 
Wissenschaften (Speyer) auf die Not- 
wendigkeit hin, mehr wissenschaftli- 
chen Sachverstand ins deutsche Par- 
lament zu bringen. Es gebe nämlich, 
so Bohret „schleichende Katastro- 
phen“, die sich insgeheim entwickeln 
und plötzlich, unerwartet an unver- 
muteter Stelle und mit ertieblicher 
Vehemenz ausbrechen und die Allge- 
meinheit unvorbereitet träfen - wie 
etwa Tschernobyl, das Waldsterben, 
die Vergiftung der Böden, oder das 
gegenwärtig mit Besorgnis beobach- 
tete Loch in der Ozon-Schicht der 
Erde, das derzeit erforscht wird. 

Bohret sprach auf einem zweitägi- 
gen Symposium, zu dem die „Enque- 
te-Kommission Technologiefolgen- 
Abschätzungen“ unter dem Vorsitz 
des Bundestagsabgeordneten Josef 
Bugl eingeladen hatte. Eine mit allge- 
meinen Einschränkungen verbunde- 
ne „technische Askese“ zu fordern, 
sei heute etwas blauäugig, meinte 
Bohret Sie laufe dem Interesse am 
hohen Lebensstandard des einzelnen 
entgegen. Deshalb gehe es darum, 
eventuelle negative Folgen techni- 
scher Entwicklungen vorauszusehen 
und sie so weit irgend möglich von 
vornherein abzubiegen. 

Im gleichen Sinne äußerten sich 
Bundestagspräsident Philipp Jennin- 
ger, Josef Bugl und eine Reihe ande- 
rer Referenten vor etwa 200 im 
Reichstag versammelten Wissen- 
schaftlern und Politikern. Anlaß des 


Treffens war der Vorschlag zur Schaf- 
fung eines ständigen Beratergre- 
miums für Wissenschaft und Techno- 
logie beim Deutschen Bundestag, der 
jetzt dem Parlament zugeleitet wur- 
de. Wird er angenommen, geht damit 
eine über ein Jahrzehnt alte Streiterei 
zu Ende. Ähnliche Aktivitäten zur 
Schaffung einer wissenschaftlichen 
Berater-Kapazität für die deutschen 
Parlamentarier hatte es seit Anfang 
der 70er Jahre gegeben. Doch das 
Schreckbüd einer staatlich gelenkten 
Wissenschaft oder gegängelten Wirt- 
schaft mit ihren bekannten Nachtei- 
len und Umweltschädigungen, wie 
sie einige Meter hinter dem Reichstag 
und der Mauer in Ost-Berlin prakti- 
ziert wir d, mag hier bremsend ge- 
wirkt haben. So machten denn jetzt 
auch alle Redner in Berlin klar, daß es 
nicht darum gehe, dem Bundestag 
jetzt ein Monopol fiirdie Forechungs- 
Politik zuzuschanzen. „Technologie 
Politik", so Bundestagspräsident Jen- 
ninger, „wird von Verwaltungen, Un- 
ternehmen. Ingenieursverbänden 
oder Tarifparteien betrieben. Es ist 
eine Selbstverständlichkeit daß 
Technologiepolitik keineswegs allein 
ein Problem des Staates und seiner 
Administration ist“. 

Es geht - das ist das Fazit des Sym- 
posiums -jetzt in erster Linie darum, 
negative Folgen dort zu vermeiden, 
wo technischer Fortschritt vielleicht 
einer Gruppe Nutzen, der Allgemein- 
heit aber Schaden zufügen würde. In- 
sofern wird also eine parlamentari- 
sche Institution zur Technikfolgen- 
Abschatzung den technischen Wan- 
del nicht bremsen, wie. befürchtet 
wurde, sondern Ihn eigentlich erst für 
die Allgemeinheit akzeptabel- und 
nutzbar machen. 


„Apparat ist die stärkste Kraß“ 

gönnen, und der Ausgang, dieses 
Kampfes sei keineswegs gewiß. Gor- 
batschows Ziel sei es. die ökonomi- 
sche Stagnation und den „katastro. 
phalen Rückstand“ der Sowjetunion 
gegenüber den erfolgreichen Super- 
mächten des Westens zu stoppen. Die 
zu diesem Zweck notwendigen Ver- 
änderungen müßten „rasch und mu- 
tig" erfolgen, wobei man auch „Risi- 
ken“ akzeptieren müsse. Auch eine 
teilweise Abschaffung des staatlichen 
Zentralismus in der Wirtschaft könne 
nicht leicht erzielt werden. 

Stalins Fundamente 

Auch die jugoslawische Nachrich- 
tenagentur Tanjug berichtet ais 
Moskau über zunehmende innerpar- 
teiliche Widerstände gegen die politi- 
sche Linie Gorbatschows. „Noch gibt 
es die Auffassung, daß der gegenwär- 
tige Charakter der (von Gorbatschow 
ausgelösten) gesellschaftlichen Ver- 
änderungen in Wirklichkeit eine Un- 
tergrabung des Sozialismus und ein 
Aufgeben der marxistisch-leninisti- 
schen Idee bedeutet,“ schreibt der 
Tanj ug-Korrespondent aus der sowje- 
tischen Hauptstadt. Die Ursachen für 
diese Widerstände sieht Tanjug im 
jahrzehntealten dogmatischen Er- 
be“, des Fundamente noch von Stalin 
gelegt worden seien. Gorbatschows 
Bestreben, das „persönliche Interes- 
se“ als grundlegendes Motiv der ge- 
sellschaftlichen Veränderungen ein- 
zuführen, bedeute einen kühnen Ver- 
such, „das Dogma von der Allmacht 
des Staates oder der Partei“ zu verlas- 
sen. Das gegenwärtige sowjetische 
System mit seiner vielen administra- 
tiven und zentralistischen Direktiven 
sei „vielen Schichten der sowjeti- 
schen Gesellschaft“ sehr zugute ge- 
kommen - und zwar in der Verwal- 
tung, der Partei, der Wirtschaft und 
„anderen Organen“. Der jugoslawi- 
sche Bericht aus Moskau kommt zum 
Fazit: „Viele wollen die Perestrojka 
(Ah. die von Gorbatschow geforderte 
„Umgestaltung“) nicht.“ 

„Mehr Rechte 
fiir Gläubiger“ 

rtr.Bonn 

Bundesjustizminister Hans Engel- 
hard (FDP) hat sich dafür ausgespro- 
chen, bei Firmeninsolvenzien die Mit- 
spracherechte der Gläubiger gegen- 
über Gericht und Konkurs-Verwalter 
wesentlich zu stärken. Beim Sparkas- 
sen-Prüfertag in Hannover erklärte 
Engelhard in einem Insolvenzverfah- 
ren dürften Gericht und Konkursver- 
walter nicht als Sachwalter gesamt- 
wirtschaftlicher Interessen gelten, die 
gegen die Interessen der am Verfah- 
ren Beteiligten durchgesetzt würden. 
Engelhard verlangte zudem eine Er- 
leichterung der Restschuldbefreiung 
für persönlich haftende Schuldner. 
Der Minister kritisierte, daß das der- 
zeit in der Wirtschaft diskutierte Gut- 
achten einer Expertenkommission 
zur geplanten Insolvenzrechtsreform 
in der nächsten Legislaturperiode an 
einigen Punkte eine eindeutig markt- 
wirtschaftliche Orientierung vermis- 
sen lasse. 

Engelhard wandte sich gegen den 
Vorschlag, die Quote der ungesicher- 
ten Gläubiger durch einen „Aufbes- 
serungsbeitrag“ der Sicherungsgläu- 
biger zu verbessern. 
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Die Ausschreibung des Buhdesministers für Forschung und Techno- 
logie zur Verstärkung des deutschen Astronauten-Teoms ist ab- 
geiaufen. Vorläufigen Berichten zufolge haben sich rund 800 Perso- 
nen beworben, davon ein Viertel Frauen. Auf die erste Ausschrei- 
bung hatten sich - vor dem Unglück des Space Shuttle - 900 
Aspiranten für die Spoceiab- Mission D-2 gemeldet. Eine erste 
Durchsicht der Unterlagen signalisiert einen hohen Stand der Qua- 
lifikation der Bewerber. EMBLEM: DFVLR 

FÜR DEN ANLEGER 


IVG: Die Aktien der bisher voll 
dem Bund gehörenden - jetzt teil- 
privatisierten - Industrieverwal- 
tungsgesellschaft AG kommen zu 
einem Kurs von 165 DM je 50- 
DM- Aktie am 14. Oktober 1986 an 
die Börse. (S. 15) 

Hypotheken: Die Deutsche Ge- 
nossenschafts-Hypothekenbank 
hat die Zinsen bei zehnjähriger 
Festschreibung von 735 auf 73 
Prozent erhöht Bei fünfjähriger 
Festschreibung wurden sie von 
6,5 auf 6,65 Prozent angehoben. 

Gold: -Japan wird 1988 nach 
Schätzungen von Experten fest 
600 Tonnen Gold importieren, et- 
wa dreimal soviel wie 1985. 

Commerzbank: Die Aktie wurde 
gestern erstmals an der Tokioter 
Börse notiert Ihr Kurs betrug 
24 100 Yen (317 DM) und ent- 
spricht dem am 30.9. in Frankfurt 
festgestellten Kassakurs. 


WELT-Aktien-Indizes:Gesamt 
273,97 (269,85); Chemie: 161,91 
(159,78); Elektro: 332,32 (324,60): 
Auto: 73136(716,79); Maschinen- 
bau: 14932 (146,49); Versorgung: 
160,36 (159,17); Banken: 400,23 

(397.49) ; Warenhäuser 171.62 

(169.50) ; Bauwirtschaft: 548,29 
(547,17); Konsumgüter 179,45 

(177.50) ; • Versicherung: 1419,32 
(139930); Stahl: 145,89(14132). 

Kursgewinnen DM + % 
KlÖckner-Werke 79,00 6,76 

Gelsenwasser 197,00 6,49 

Dyckerhoff 206,00 5,64 

Pakhoed Hldg. N. 56,70 5,00 

Hochtief 1050,0 5,00 

KnrsverUerer; DM - % 
Kawasaki Kisen 230 7,41 

Bowater 830 739 

Magdeburger Feuer 530,00 7,02 

Elf Aquitaine 99,60 6,04 

Banco de Bilbao 88,00 5,78 

(Frankfurter Werte) 

Nachbörse: Aufwärts 


MÄRKTE & POLITIK 


Insolvenzen: Die Reform des 
Konkurs- und Vergleichsrechts 
soll in der kommenden Legislat- 
urperiode in Angriff genommen 
werden. (S. 14) 

Agrar: In der EG werden Maß n a h - 
men zur Verringerung der Über- 
5chui3erzeugung von Milch erwo- 


gen. Dazu soll auch eine neue 
Senkung der Milchquoten gehö- 


Preise: Im August sanken die Er- 
zeugerpreise für gewerbliche Pro- 
dukte um 03 Prozent und lagen 
um 3,6 Prozent niedriger als vor 
einem Jahr. 
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UNTERNEHMEN & BRANCHEN 

teil am Grundkapital niemals zur 
Privatisierung freigeben, erklärte 
der niedersächsische Ministerprä- 
sident Ernst Albrecht 

Airbus: Das europäische Flug- 
zeugbaukonsortium verhandelt 
gegenwärtig mit der U S-Flugge- 
seLlsehaft Northwest- Airlines 

über den Kauf von etwa 100 
' Exemplaren des neuen Kurz- und 
Mttelstreckenjets A 320 im Wert 
von rund einer Mrd. DM. 

Deutsche Philips: Die ersten vier 
Monate des laufenden Geschäfts- 
jahres brachten im Vergleich zu 
Optische Industrie: Die Branche Mai. bis August 1985 einen Um- 



ist nur noch „bedingt optimi- 
stisch*. (S. 17) 

VW: Das- Land Niedersachsen 
werde seinen 20prozentigen An- 


satzanstieg von elf Prozent (S. 35) 

Harmstorf: Mehrere Betriebe 
können trotz des angemeldeten 
Konkurses Weiterarbeiten. (S. 15) 


NAMEN 


PHB-Weserfautte: Im Vorstand 
gibt es drei neue technische Res- 
sorts. Die „Zentrale Markt- und 
Projekt-Koordination“ untersteht 
Vorstandschef Peter Jungen. 

Daimler Benz: Vorstandsvorsit- 
zender Breitschwerdt hat den 
Vorwurf zurückgewiesen, sein 
Unternehmen würde sich beim 


geplanten Pkw-Werk Rastatt auf 
Kosten der Steuerzahler berei- 
chern. (S. 17) 


Stoltenberg warnt Washington 
vor einer Stop- and Go-Po!itik 

Ein künstliche Belebung der Nachfrage sei der erste Schritt in Richtung einer Krise 


C. DERTINGER. Washington 

Nach den harten Attacken des ame- 
rikanischen Finanzmini sters auf die 
seiner Meinung nach zu wenig expan- 
sive deutsche Wirtschaftspolitik hat 
Bundesfinanzminister Stoltenberg 
gestern seine Ansprache vor der ge- 
meinsamen Jahresversammlung des 
Intern ationalen Währungsfonds 
(IWF) und der Weltbank zu einer of- 
fensiven Darstellung der deutschen 
Politik und ihrer bisherigen Erfolge 
genutzt. Die deutsche Wirtschaft 
wachse mit einer Jahresrate von drei 
Prozent: die reale Inlandsnachfrage 
werde in diesem Jahr um 4,5 Prozent 
zunehmen und die Einfuhren werden 
real etwa dreimal so schnell wachsen 
wie die Ausfuhren. 

Die Bundesrepublik stehe weiter 
zu ihrer internationalen Verantwor- 
tung, versicherte Stoltenberg. Zentra- 
les Ziel ihrer Wirtschaftspolitik sei es. 
die Möglichkeiten für dauerhaftes 
Wachstum voll auszuschöpfen, ohne 
die Stabilität aufs Spiel zu setzen. 
Glaubwürdigkeit, Berechenbarkeit 
und eine klar umrissene mittelfristige 
Ausrichtung stellte der Minister als 
die zentralen Elemente einer erfol- 


greichen Wachstumsstrategie heraus. 
Mit einem unüberhörbaren Seiten- 
hieb auf seinen amerikanischen Kol- 
legen warnte Stoltenberg vor einer 
Stop- und Go-Politik. Eine künstliche 
Nachfragestimulierung wäre der er- 
ste Schritt in Richtung einer neuen 
Stabilisierungskrise, die letztlich die 
Entwicklungsländer am härtesten 
treffen würde. 

Nach Einschätzung Stoltenbergs, 
der die anti-protektionistischen Be- 
mühungen der US-Regierung lobte, 
werden die bisher eingetretenen 
Wechselkursanpassungen unter den 
Hauptwährungen eine ausgewogene 
außenwirtschaftliche Entwicklung 
zwischen den Industrieländern be- 
günstigen. Der erreichte Fortschritt 
müsse jetzt konsolidiert werden. Als 
Leitlinien der internationalen Schul- 
denstrategie nannte Stoltenberg eine 
Politik der Zusammenarbeit von IWF 
und Weltbank mit den verschuldeten 
Ländern, die darauf hin wirkt, das 
Wachstum von der Auslandsver- 
schuldung unabhängiger zu machen 
und die Inlandsersparrtis sowie die 
Rückführung von Fluchtkapital zu 
begünstigen. Im Rahmen dieser Stra- 


tegie müßten auch die Geschäftsban- 
ken ihren Beitrag leisten. 

Bei einem Pressegespräch des 
Bundesverbandes Deutscher Banken 
wurde die Bereitschaft der Banken 
zur Mitwirkung unterstrichen. Vor- 
standssprecher Roller von der 
Dresdner Bank plädierte aber zu- 
gleich für ein verstärktes Engage- 
ment öffentlicher Stellen, da die 
Schuldenfrage weltweit ein politi- 
sches Thema sei. Er wehrte sich ge- 
gen Vorwürfe, die Banken hätten zu 
wenig getan. 

Nach dem Urteil von Deutsche 
Bank-Vorstandssprecher Christians 
erging sich die Schuldenstrategie bis- 
her lediglich in einer „Rundum -Ver- 
teidigung-, die nicht wirklich kon- 
struktiv war. Skeptisch beurteilen die 
Bankiers die künftige Entwicklung 
an den Finanzmärkten nach der Wa- 
shingtoner Tagung. Niemand wäre 
von einer weiteren Dollarabwertung 1 
überrascht. Nach Auffassung von ' 
Roller sollte man jetzt nicht mehr 
über Zinssenkungen reden, sondern ; 
sich ernsthaft Gedanken machen, wie ■ 
die Gefahr eines weiteren Zinsan- : 
stiegs gebannt werden kann. 


„Kohle darf im Wahlkampf 
nicht vergessen werden“ 

IG Bergbau für fortgesetzte Export-Subventionen 






HEINZ HECK Bonn 

Die IG Bergbau und Energie 
(IGEEj appelliert an die Bundesregie- 
rung, den Absatz deutscher Steinkoh- 
le durch Aufrechterhaltung des sub- 
ventionierten Exports in die EG und 
durch eine Importsperre für südafri- 
kanische Kohle vor einer weiteren 
Talfahrt zu bewahren. Ihr Vorsitzen- 
der Heinz-Werner Meyer erklärte ge- 
genüber der WELT, der deutsche Ex- 
port in die Gemeinschaft dürfe nicht 
so schnell heruntergefehren werden, 
wie in der Kohlerunde 1983 zwischen 
den Regierungen von Bund und Koh- 
leländem, dem Steinkohlenbergbau 
und der IGBE vereinbart. 

Vor allem durch den Kursverfall 
des Dollar und den Rückgang des 
Kohlepreises auf dem Weltmarkt ha- 
be sich die Geschältsgnmdlage geän- 
dert. ‘Mil 209 Millionen Mark Subven- 
tionen ließen sich zusätzlich zwei Mil- 
lionen Tonnen zu heutigen Marktbe- 
dingungen exportieren. Zwei Millio- 
nen Jahrestonnen sichern die Be- 
schäftigung von 4000 Mann. Meyer 
räumte ein, daß Ln der Kohlerunde 
1983 vereinbart worden sei, die FÖr- 
derkapazitat von 90 auf 80 Millionen 
Jahrestonnen herunterzufahren. An- 
gesichts der veränderten Lage gehe 
diese Entwicklung jedoch zu schnell. 
Allerdings wird für 1986 mit 82 bis 83 
Millionen Tonnen eine höhere Förde- 
rung erwartet als 1984 mit 80.4. 


Meyer macht der Regierung in Pre- 
toria den Vorwurf, durch ihre aggres- 
sive Verkaufspolitik den Kohlepreis 
(in den ARA-Häfen derzeit bei 63 
Mark je Tonne) zu „zerstören“. Er be- 
fürchtet, daß bei den zu erwartenden 
amerikanischen Sanktionen Südafri- 
ka künftig verstärkt Kohle in Europa 
und Japan abzusetzen trachte. 1985 
wurden in Europa 23 i in der Bundes- 
republik drei) Millionen Tonnen ver- 
kauft. Der Preisdruck werde dann 
noch weiter zunehmen. Europa sollte 
sich auf ein Importverbot einigen. In 
diesem Fall rechnet Meyer mit einem 
Preisanstieg auf etwa 150 Mark. 

Auf die Frage, ob Importverbote 
nicht vor allem der schwarzen Bevöl- 
kerung schadeten, erklärt er: „Das 
wird Mer behauptet.“ Die größte süd- 
afrikanische Bergarbeitergewerk- 
schaft (NOM) habe nach seiner 
Kenntnis in den letzten Monaten ihre 
Haltung geändert und sei jetzt der 
Auffassung, daß nur noch ein Boy- 
kott den Wandel herbeiführen könne. 

Meyer warnte vor einer weiteren 
Konzentration der energiepolitischen 
Diskussion allein auf die Frage nach 
dem Für und Wider der Kernenergie. 
Die morgige Bundestagsdebatte über 
den Energiebericht der Bundesregie- 
rung dürfe nicht „zu einer Wahl- 
schlacht um die Kernenergie wer- 
den“, bei der die Kohle vergessen 
werden konnte. 








99 Energiewirtschaft und 
Industrie setzen darauf, 
daß sie ihre Mehrkosten 
durch den Einsatz deut- 
scher Kohle ersetzt be- 
kommen. Das erfordert 
unter Umständen unpo- 
puläre politische Maß- 
nahmen, zum Beispiel 
die Erhöhung des Koh- 
lepfennigs - auch über 
4,5 Prozent hinaus. 99 

Max Dietrich Kley. Vcirstandsvorsit- 
zender der Gewerkschaft Auguste 
Victoria. MarL FOTO. DIE WELT 


VW-Stiftung benötigt Kapitalzufuhr 

Dringender Appell an Bond und Land - Minderung der Leistungskraft hält an 


WER SAGTS DENN? 
Energfesparen ist keine Energie- 
quelle! 

DrJSemhard Plettner 


DOMINIK SCHMIDT, Hannover 

Eine erhebliche Beeinträchtigung 
ihrer Arbeit befürchtet die Stiftung 
1 Volkswagen werk. Hannover, wenn 
die Stiftungsgründer, der Bund und 
das Land Niedersachsen, nicht bald 
für eine Kapitalstärkung sorgen. Wer- 
ner Hemmers, Vorsitzender des Kura- 
toriums, appelliert dabei vor allem an 
die Bundesregierung. Die beschlosse- 
ne Privatisierung der Bundes beteili- 
gung an der Volkswagen AG mache 
eine Neuorientierung notwendig. We- 
nigstens Teile der Verkaufserlöse, so 
Remmers. sollten der Erhöhung des 
Stiftungskapitals dienen. 

Die bisher bereits stattgefundenen 
Gespräche ließen in Bonn jedoch nur 
geringe Neigung erkennen, diesem 
Wunsch nachzukommen. Der Bun- 
desfinanzminister tendiere vielmehr 
zur „Als-ob-Dividende“. Nach der 
Satzung der Stiftung haben Bund 
und Land die Möglichkeit, bei Veräu- 
ßerung von VW-An teilen die Dividen- 
de so zu zahlen, als seien sie noch im 
Besitz der Aktien. Die entsprechende 
Grenze gilt allerdings nur für nominal 
160 Mill. DM, während der Beteili- 
gungswert jeweils bei 240 MilL DM 


liegt Vor dem Hintergrund der VW- 
Kapitaierhöhung um 300 Mill. DM, an 
der die Stifter nicht teilnehmen, wür- 
den derzeit über neue Konditionen 
verhandelt sagte Remmers. damit die 
Stiftung schadlos gestellt wird. Das 
Thema „Zu-Süftung“, also die direkte 
Kapitelzuführung, sei damit aber 
nicht etwa vom Tisch. 

Trotz der mit Blick auf die finanzi- 
ellen Möglichkeiten eingeschränkten 
Leistungskraft spricht die Stiftung 
von einem „guten und erfolgreichen 
Jahr 1985“. insgesamt hat die größte 
private Wissenschaftsstiftung Euro- 
pas im Berichtsjahr 137 (116) MilL DM 
Fördermittel bewilligt davon 31,5 (16, 
5) Mül. DM aus dem „Niedersächsi- 
schen Vorab“ (Vorhaben, die von der 
Landesregierung vorgeschlagen wer- 
den) . Positiv entschieden wurden 702 
(639) Anträge. Dem stehen 328 (341) 
Projekte mit einem Volumen von 70 
(89) Mül. DM gegenüber, die abge- 
lehnt wurden. Die Bewilligungs- 
Summen in den Natur-, Ingenieur- 
und Biowissenschaften (54, 6 Pro- 
zent) lagen erneut über denen für Gei- 
stes- und Gesellschaftswissenschaf- 
ten. Unter den Empfangergruppen 


dominieren inländische Hochschulen 
(68,9 Prozent»; auf andere wissen- 
schaftliche Einrichtungen im Inland 
entfielen 15.1 Prozent der Fördermit- 
tel und auf das Ausland 16 Prozent 
Die Bruttoerträge der VW-Stiftung 
nahmen auf 156 (120) Mill. DM zu. Die 
Steigerung resultiert vornehmlich 
aus den VW-Dividenden des Bundes 
und des Landes (30, 5 MilL DM für 
1984) . Als besonders erfreulich be- 
zeichneten Remmers und der Gene- 
ralsekretär der Stiftung, Rolf Möller, 
die ira Berichtsjahr möglich geworde- 
ne Erhöhung des Stiftungskapitals 
um 30 Mill. DM auf nunmehr 139 
Mrd. DM. Möller rechnet nach der 
Erhöhung der VW-Dividende für 1986 
mit Bruttoerträgen von 190 MÜL DM 
Zu den Projekten, die die Stiftung 
mit besonders hohen Mitteln fordert 
zählt ein „Wettbewerb Bio Wissen- 
schaften“. für den zehn MilL DM vor- 
gesehen sind. Dabei soll Wissen- 
schaftlern aus unterschiedlichen 
Fachgebieten Gelegenheit gegeben 
werden, Vorhaben aus Forschung 
und Lehre der Richtungen Bioche- 
mie/Molekularbiologie. Medizin und 
klassische Biologie vorzustellen. 


Heiße 

Kohlen 

Bm. - Die IG Bergbau und Ener- 
gie war seit jeher eine Gewerkschaft 
mit Augenmaß. Das kam nicht von 
ungefähr. Als die Kohle noch Ener- 
gieträger Nummer eins war und 
den Aufschwung antrieb. führten 
die Bergleute die Lohnskala mit 
Abstand an. Die SozialJeistungen 
für die Männer aus dem Berg wur- 
den großgeschrieben. Es gab also 
Grund genug zur Zurückhaltung. 

Darm . geriet die Kohle in die Wo- 
ge aus öl und wurde von einer För- 
derung von 140 Millionen Tonnen 
auf ganze 81) Millionen Tonnen hin- 
weggespült. Der Staat wurde kräf- 
tig zur Kasse gebeten, und der Berg- 
bau selbst zog bis an die Schmerz- 
grenze den Gürtel enger. Die star- 
ken - und anhaltenden - Verluste 
an Arbeitsplätzen beweisen es. 

Das Blatt hatte sich also gedreht 
Gab sich die Gewerkschaft einst 
moderat aus Stärke, so war sie nun 
gezwungen, sich vor harschen Auf- 


tritten zu hüten, weil ihr als stark 
subventionierte Branche sofort po- 
litische Antipathie entgegenge- 
sehlagen wäre - zum Schaden der 
Kumpels. 

Doch nun tritt ihr Vorsitzender 
Heinz- Werner Meyer vor die Öffent- 
lichkeit und fordert Schutz der 
Braunkohle vor dem Atom und An- 
tidumping-Maßnahmen gegen Süd- 
afrika-Kohle. weil sie die Lebensfä- 
higkeit der heimischen Steinkohle 
bedrohe. 

Trotz Kontingenten für Kohle ist 
diese Aussage richtig, denn Süd- 
afrika-Kohle schlägt die teure 
Ruhrkohle auf Auslandsmärkten 
um Längen. Meyers Kampf auf 
Bonner Bühnen ist auch eher eine 
präventive Attacke, die dem Zweck 
dient wenigstens den Status quozu 
verteidigen. Und der weiß mit Ben 
Akiba, daß alles schon einmal dage- 
wesen ist: Förder-, Belegschafts- 
und Subventionskürzung; aber 
auch das Ja zur Kohle - quer durch 
die Fraktionen. Das wird dem Berg- 
bau auch diesmal helfen, wenn 
Kohlepolitik in Bonn noch ihren 
Namen verdienen will. 


Aktien-Herbst 

Von HANNO WIEDENHAUS 


E s ist Herbst geworden. Auch an 
den deutschen Aktienmärkten? 
Für viele Anleger jedenfalls brachte 
der Borsenmonat September böse 
Überraschungen. Wie herbstliches 
Laub fielen die Kurse der meisten 
Aktien. Und dabei fing doch alles so 
gut an. Noch im August verzeichne^ 
te der WELT-Aktienindex einen 
Kursanstieg von 14 Prozent: Re- 
kord. selbst für das Boom-Jahr 
1985. Hausse auch Anfang Septem- 
ber. Mit 289,55 Punkten am Ende 
der ersten Woche tendierte der In- 
dex in Richtung Frühlingsrekord. 
Und dann kam der 12. September. 

Nach Panikverkäufen an Wall 
Street wurden Erinnerungen an den 
„black thursday" von 1929 wach. 
Der „Dow“ fiel 
um 86.61 Punkte 

(1929: 38,33 Punk- 2 Aktien^ 
te). relativ betrug g 3112.1954-t 

der Rückgang 4,6 I 
Prozent (1929: J 

12.8 Prozent». N ^ 

Und davon $ 

blieben auch die j 2JK) 

Kurse der Aktien | 
an den deutschen 200 

Börsen nicht ver- § 

schont. Der ? 

WELT-Index gab S «0 
von 285.53 um £ 

7,59 auf 277,99 g* 1984 IS 

Punkte nach. 

Zwar setzte in der 
Folge keine Panik ein. die Wirkung 
jedoch war nachhaltig. WELT-In- 
dex gestern: 273.97 Punkte. Seit 
dem Kurseinbruch vom 12. Septem- 
ber hat der Index nunmehr 11.61 
Punkte oder gut vier Prozent verlo- 
ren. Und alles nur wegen Wall Stre- 
et? 

Vermutlich, ja. Zwar werden 
mancherorts andere Erklärungen 
gegeben wie etwa die Enttäuschung 
der Anleger über die von den Ame- 
rikanern geforderte und seitens der 
Bundesbank nicht durchgeführte 
Leitzinssenkung oder die damit zu- 
sammenhängende Abwärtsent- 
wicklung des Dollarkurses, was Ex- 
porteure schreckt, bei Baissiers das 
Interesse weckt. Oder aber die 
„Chart-Technik“, die durch sich ab- 
zeichnende „ Kopf-Se hulter-Forma- 
tionen“ und das Durchbrechen von 
mittel- und langfristigen Index-Li- 
nien Verkaufsignale setzt. 

Und sicherlich, isoliert betrach- 
tet, sind diese Erklärungen stich- 
haltig. Wirken doch s'mkende Zin- 
sen tendenziell Wachstum sfor- 
demd. weil über verbilligtes 
Fremdkapitalar.gebcit Investoren 
und Verbraucher zu verstärkter. 
Käufen angeregt werden und weil 
darüber hinaus der Remerunarkt an 
Attraktivität verliert, was wiederum 
den Aktien zugute kommen könnte. 
Auch ist die derzeitige D-Mark- 
Stärke nicht nur von Vorteil. Fällt 
nämlich der Dollar weiter, dann 
verschlechtert sich eeteris paribus 
die preisliche Wettbewerbsfähig- 
keit deutscher Exporteure, was. in 
einem so ausfuhrabhängigen Land 
wie der Bundesrepublik, bei sonst 
wiederum gleichen Bedingungen, 


Aktien index der WELT 
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wachstumshemmend wirkt. 

Schließlich gibt die Erfahrung ver- 
gleichbarer Situationen der Vergan- 
genheit auch den Chart-Technikem 
recht wenn sie aus ihren Analysen 
Schlüsse ziehen, die, projeziert auf 
heute, eine Baisse ankündigen. 

Die momentane Lage am deut- 
schen Aktienmarkt aber ist nicht 
unbedingt vergleichbar mit frühe- 
ren Baissen, in denen auch die Wirt- 
schaftsindikatoren abwärts zeigten 
und eine isolierte Betrachtungswei- 
se nur begrenzt statthaft: Gäben 
nämlich die hiesigen Währungshü- 
ter dem Ansinnen der Amerikaner 
nach und senkten die Zinsen, dann 
hätte dies - einmal abgesehen da- 
von, daß eine solche Maßnahme 

wohl kaum die er- 

wartet positive 
x der WELT I Auswirkung auf 

I | die US-Koruunk- 

1 tur haben dürfte- 
% hierzulande mög- 
~1 | licherweise eine 

I Überhitzung der 
— jnV | Konjunktur zur 

s v 1 Folge mit der be_ 

—M. — I — u kannten Wirkung 

/m $ einer sich, auch 

_ | vor dem Hinter- 

| grund des bereits 
j «86 I jetzt über dem 

Zielkorridor üe- 
^ genden Geldmen- 

genwachstums, beschleunigenden 
Inflation. 

Und auch ein weiterer Verfall des 
Dollar sollte potentielle Käufer 
deutscher Aktien nicht schrecken. 
Zwar werden die Ausfuhren men- 
genmäßig zurückgehen, die Zug- 
pferde Export und Binnennachfra- 
ge jedoch haben reibungslos ge- 
wechselt, so daß auch weiterhin mit 
ausreichendem Wirtschaftswachs- 
tum gerechnet werden kann. Zu- 
dem verbilligen sich die Importe. 
Man siehts beim Tanken Und drit- 
tens: Die Erwartung eines auch wei- 
terhin fallenden Dollar macht deut- 
sche Aktien nicht nur wegen der 
zum Teil glänzenden Halbjahresbe- 
richte und des international über- 
aus günstigen Kurs-Gewinn- Ver- 
hältnisses (Relation zwischen Akti- 
enkurs und erwartetem Jahresge- 
winn pro Aktie) interessant, son- 
dern auch durch die zu erzielenden 
Währungsgewinne. 

D ie Begründung für die derzeit 
schlechte Verfassung der Bör- 
se liegt deshalb nicht allein im 
volkswirtschaftlichen, rationalen 
Bereich, sondern - wie so oft. wenn 
es um Spekulationen geht - in dem 
teilweise unwägbaren, emotionalen 
Verhalten der Anleger. Krachts in 
Wall Street oder Tokio, dann 
krachts eben auch bei uns. Aber, 
wie auch immer die Weltwährungs- 
konferenz in Washington ausgeht 
und auch wenn die Deutsche Bun- 
desbank als Zeichen des Wohlwol- 
lens gegenüber den USA die Zinsen 
senkt. Grund für Pessimismus am 
deutschen Aktienmarkt besteht 
nicht Der Herbst jedenfalls kann 
noch sehr sonnig werden. 
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Wohin mit dem Libyen-Paket? 

Die Plazierung der Fiat-Aktien schafft große Probleme 


ftL/ds. LondonMailand 
Wegen der schwachen Nachfrage 
sind bisher mehr als 50 Prozent des 
2.09 Mrd. Dollar schweren Libyen- 
Pakets unverkauft geblieben. An der 
Mailänder Börse notierte die Fiat- 
Stammaktie am Mittwoch mit 14900 
Lire. 100 Lire über dem Kurs vom 
Vortag. Damit hat die seit einer Wo- 
che andauernde Abwärtsbewegung 
ers tmals eine Unterbrechung erfah- 
ren, während sich der Kursverlust ge- 
genüber Dienstag vergangener Wo- 
che auf 1500 Lire reduzierte. Verant- 
wortlich für die etwas ausgeglichene- 
re Börsensituation vom Mittwoch wa- 
ren nicht nur die abgeilauten Reali- 
sierungsverkäufe aus dem In- und 
Ausland, sondern auch die anhalten- 
de Kurspflege von Seiten des Ban- 
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kenkonsortium, das bis zum 7. Okto- 
ber das Libyen-Paket plaziert haben 
muß. In Zusammenhang wird 

in Mailänriw Börsenkreisen darauf 
hingewiesen, Haß die seit Mittwoch 
vergangener Woche anhaltenden Ab- 
gaben hauptsächlich mit den Gerüch- 
ten im Zusammenhang stehen, wo- 
nach auch in Italien die Börsengewin- 
ne einer Spekulationssteuer unterzo- 
gen werden sollen. 

In der Londoner City sind ange- 
sichts der Schwierigkeiten bei der 
Plazierung der Fiat-Aktien Bedenken 
laut geworden, ob der globale Aktien- 
markt überhaupt in der Lage ist, der- 
art große Brocken problemlos zu ver- 
kraften. Dazu, so behaupten einige 
Finanzexperten, seien der internatio- 
nale Aktienhandel und die Plazierung 
riesiger Emissionen am sogenannten 
Euroaktienmarkt noch zu jung. 

Allerdings wird am Finanzplatz 
London betont, daß die Deutsche 
Bank als Syndikatsführer bei der Un- 
terbringung des libyschen Fiat-Pake- 
tes keine andere Wahl hatte, als einen 
auf Dollar lautenden Euromarkt in 
Fiat-Aktien außerhalb Italiens zu 
schaffen, um den Rückfluß der Akti- 
en an die Mailänder Börse und damit 
entstehende Liquiditätsprobleme 
weitgehend zu verhindern. Eine Pla- 
zierung am italienischen Aktien- 
markt hätte aller Voraussicht nach zu 
noch schärferen Kurseinbrüchen ge- 
führt. 


Besser durch Verbundschulung 

Ausbildungsinitiative Hamburg mit neuen Konzepten 


lok. Bonn 

„Qualität statt Quantität“ ist das 
Motto der Ausbildungsinitiative 
Hamburg, die sich bei einem parla- 
mentarischen Abend in Bonn vor- 
stellte. Auf den voraussichtlichen Be- 
werbermangel im nächstsen Jahr- 
zehnt wies dabei deren Vorstandsvor- 
sitzender Ingo Bünsch gegenüber der 
WELT hin. 

Daher müsse mit der Zeit vom „Su 
chen nach Lehrstellen“ abgegangen, 
und die „qualitativ hochwertige Aus- 
bildung 44 in den Vordergrund gerückt 
werden. Die von seinem gemeinnützi- 
gen Verein entwickelte „Verbundaus- 
bildung 44 sei dabei ein erfolgverspre- 
chender Weg. Der Lehrling lernt sei- 
nen Beruf in zwei, manchmal drei 
verschiedenen Betrieben, die dem 
Verbundnetz angehören. 

Zufrieden ist Bünsch mit dem In- 
teresse, das große Unternehmen, 
Banken, Versicherungen und Institu- 
tionen für das Projekt gezeigt haben. 


So konnten unter anderen die 
Dresdner Bank, der Axel-Springer- 
Veriag, das Otto-Vesandhaus, die 
Bundeswehr und als Hauptträger die 
Hanse-Merkur- V ersi cherungen für 
das Verbundnetz gewonnen werden 

In den drei Jahren seit der Grün- 
dung seien 120 Ausbildungsverträge 
abgeschlossen worden, die mit über- 
durchschnittlich guten Abschlußprü- 
fungen endeten. Als Grund nennen 
die Verantwortlichen des Projekts die 
verschiedene Umgebung, die die 
Lehrlinge jeweils kennenlemen wür- 
den. Dies erweitere ihren Horizont 
und die geistige Beweglichkeit, die 
sie dann im Berufsalltag erfolgreich 
umsetzen könnten. 

Nicht zu unterschätzen seien dabei 
auch die Beziehungen, die die Auszu- 
bildenden zu den jeweiligen Unter- 
nehmen knüpfen könnten, so daß sie 
sich ein eigenes Bild von den Unter- 
nehmen machen können, ohne auf 
diese angewiesen zu sein. 


Hilfsaktion für Mexiko ist jetzt perfekt 

Das Land erhält neue Kredite über zwölf Milliarden Dollar - Rüc kz a hl u n g erleichtert 


nen, wenn die Verhandlungen wegen 


Arbeitsmarkt: Mehr Flexibilität 

Durch Marktwirtschaft Beschäftigungsprobleme lösen 


cdJdpa/VWD, Washington 
Unter dem harten Druck von US- 
Finanzmmister Baker, Notenbank- 
präsident Volcker und IWF-Chef de- 
Larosifere ist am Dienstagabend das 
Kreditpaket für Mexiko geschnürt 
worden, das auf der Washingtoner 
Jahrestagung von Währungsfonds 
und Weltbank als erster Erfolg der 
vor einem Jahr von Finanz min ister 
Baker konzipierten neuen Schulden- 
Strategie präsentiert werden sollte. 
Die Vereinbarungen mit Mexiko sol- 
len bis Ende Oktober von den Ban- 
ken unterschrieben werden. 


Ungünstige 

Konditionen 


Bis dahin wird es wegen der von 
vielen Banken als ungünstig empfun- 
denen Konditionen noch einiges Ge- 
rangel geben. Das lang erwartete 
Hilfspaket sieht für das mit insgesamt 
93 Milliarden Dollar hochverschulde- 
te Land insgesamt zwölf Milliarden 
Dollar an neuen Krediten vor. Von 
diesem Betrag wurde eine Hälfte mit 


den Geschäftsbanken ausgehandelt, 
die andere bringen die Weltbank, der 
Internationale Währungsfonds und 
der sogenannte Pariser Klub der 
Gläubiger-Regierungen auf. 

Außerdem wurden Erleichterun- 
gen auch bei den Rückzahlungen von 
Altschulden geschaffen. Für 43,7 Mil- 
liarden Dollar gilt jetzt eine Laufzeit 
von 20 Jahren, wobei die Tilgu n g en 
erst nach sieben Jahren beginnen sol- 
len. Für die neuen sechs Milliarden 
gewähren die Banken eine Laufzeit 
von zwölf Jahren mit einer tügungs- 
freien Zeit von fünf Jahren. Ein- 
schließlich 8,6 Milliar den Dollar Alt- 
schulden aus 1983 und 1984 ergibt 
sich ein Gesamtpaket von 58,3 Milli- 
arden, für die ein variabler Zins ver- 
einbart wurde, der um dreizehn 
Sechszehntel, über dem günstigen Li- 
bor-Zins für Geschäfte unter den 
Banken liegen solL 

Das Abkommen soll Mexiko eine 
Überwindung der durch den Ölpreis- 
verfhll ausgelösten Krise ermögli- 
chen. In deutschen Bankkreisen wird 
die Vereinbarung als akzeptabler 
Kompromiß bezeichnet, der viel- 
leicht hätte günstiger ausfallen kon- 


tier Währungstagung nicht unter /so 
starkem Zeitdruck gestanden hätten. 
Erleichterung herrschte bei den Ban- 
kiers, daß die Höhe der Kredite nicht 
an den Ölpreis gekoppelt wurden ■ 


Warnungen 
der Bankiers 


I "ü * 

Auf zum Teü heftige Kritik trftft 
aiiPTriings die Einräumung von. Kre- 
ditlinien für den Fall einer Rezession 
in Mexiko. Deutsche Bankiers war- 
nen davor, die Mexiko-Regelung^ 
Präzedenzfall für Kredite an andere 
Schuldneriänder anzuseben. Zu ei- 
nem so großen Entgegenko mmen ^ 
m an nur wegen der besonders 
schwierigen Lage des Landes naph 
dem Ölpreisverfali bereit gewesen. 
Die Verhandlungen über das neue 
Paket waren von anderen hochver- 
schuldeten Staaten Lateinamerikas 
scharf beobachtet worden, die sich 
einen Eindr uck für eigene Verhand- 
lungen mit ihren Gläubigerbanken 
verschaffen wollten. 


Geo. Kiel 

Fine Stärkung des marktwirt- 
schaftlichen Aspektes und mehr Fle- 
xibilität bei den Tariffeartnem, dem 
Gesetzgeber und auch den Gerichten 
eröffnen nach Ansicht von Gerhard 
Fels, Direktor des Instituts der Deut- 
schen Wirtschaft, Cha n c en zur Lö- 
sung des Phänomens Dauerarbeitslo- 
sigkeit Auf emo 1 Veranstaltung des 
Instituts für Weltwirtschaft in Kiel 
zum Thema „Mehr Flexibiltität am 
Arbeitsmarkt M meinte Fels; der Ar- 

beitsmarkt sei fest in das Geflecht der 
Marktwirtschaft eingebunden. Es 
müsse daher gefragt werden, ob die 
Standardisierung, wie sie in der Bun- 
desrepublik Deutschland festzustel- 
len ist, zur Lösung der Arbeitslosig- 
keit nützlich sei 

Der Wirtschaftswissenschaftler 
ging in diesem Zusammenhang auch 
auf das Verhalten der Gewerkschaf- 
ten bei Tarifverhandlungen, die 
Rechtssituation etwa bei Konkursen 
und die Rechtssprechung bei den Ar- 
beitsgerichten ein. Den Gewerkschaf- 
ten hielt er vor, ihre Politik der Be- 
standssicherung von hohen Löhnen 
und Recht«! an den Interessen der 


Beschäftigten auszulichten, die Inte, 
essen der Arbeitslosen hingegen z 
vernachlässigen. Konkret sprach Fei 
die sogenannten Einstiegstarife ar 
deren Diskussion von der Geweri 
schaft verhindert werde. Fels: JQi 
größte Gefahr bei uns ist, daß di 
Lohnrelation nicht zur Situation au. 
dem Arbeitsmaikt paßt“ 

Fels plädierte ferner für eine Öf 
nungsklausel zur Dezentralisieren' 
von Tarifverhandlungen. Den Eir - 
wänden von Kritikern, die bei eine 
Verlagerung der Abschlüsse auf Be 
triebsebene eine Verschlechteren 
des Klimas zwischen Betriebräter' 
und Betriebsleitung befürchten, be 
gegnete Fels mit dem Hinweis au 
eine „Gewitterklausel“ im Rahmer 
des Paragraph vier Tarifvertrags^ 
setz. 

Kritisch setzte er sich auch mit der 
Arbeitsrechtlern auseinander. Sk 
strebten nach Gerechtigkeit im Ein 
aelfall, wobei die Auswirkungen der 
Entscheidungen auf Dritte nicht be- 
rücksichtigt werden würden. Fek 
„Es gibt eine Reihe von Paragraphen, 
die sich als beschäftigungsfehullich' 
erweisen.“ ■ ' 


Wieder Lichtblicke im US- Außenhandel „Kein Ersatz für Atomstrom“ 

Geringeres Defizit durch niedrigen Dollar - Sprinkel bleibt bei drei Prozent Wach&nm Experten- Anhörung zu den ernenerfoaren Energiequellen 


H.-A. SEEBERT, Washington 

Lichtblicke im US-Außenhandel 
und ein weiterhin gebremstes Wirt- 
schaftswachstum - so lassen sich auf 
den ersten Blick die neuesten vom 
Handelsministerium in Washington 
veröffentlichten Statistiken interpre- 
tieren. Aber das Zahlenmaterial be- 
stätigt nur den Trend im internationa- 
len Warenverkehr, während der In- 
dex der führenden Konjunkturindi- 
katoren, der im August überraschend 
um 0,2 Prozent sank, mit einigen Fra- 
gezeichen zu versehen ist 

Läßt der Druck nach? 

Die genaue Marschrichtung der 
US-Konjunktur ist deshalb wichtig, 
weil die Reagan-Administration da- 
rauf ihre Ankurbelungsappelle an die 
Bundesrepublik und Japan stützt 
Sinkt das amerikanische Handelsde- 
fizit, läßt auch der protektionistische 
Druck nach. Klopft man die Indikato- 
ren ab, Hann ist das Minus im August 
auf zwei Faktoren zuriickzuführen: 
den Rückgang der Firmengründun- 
gen und der Preise für Vormateri- 
alien. 

Die Etablierung neuer Unterneh- 
men hat für das Wirtschaftstempo nur 
eine geringe Bedeutung, vor allem 


nach einer Periode steiler Zunahmen. 
Das Abrutschen sensitiver Material- 
preise war wiederum nicht marktbe- 
dingt; vielmehr senkte die US-Regie- 
rung ihre Preisstützung für Baum- 
wolle. Andererseits erhöhte sich wie- 
der die preisbereinigte Geldversor- 
gung, die natürlich die Konjunktur 
antreibt. Auch die insgesamt weiter 
gestiegenen Aktienkurse sorgten für 
ein besseres Klima. 

Immerhin hat sich der Index in den 
letzten sechs Monaten auf Jahresba- 
sis um 4,7 Prozent verbessert, so daß 
es verfrüht ist, die jüngsten Konjunk- 
turprognosen in den Papierkorb zu 
werfen. Der wirtschaftspolitische 
Chefberater des Weißen Hauses, Be- 
ryl Sprinkel, hält denn auch für das 
zweite Quartal an einem Realwachs- 
tum von rund drei Prozent fest Ande- 
re Nationalökonomen gehen von et- 
wa 2,5 Prozent aus. Von einer bevor- 
stehenden Rezession kann mithin 
keine Rede sein. Richtig ist nur, daß 
die nichtfinanziellen Indikatoren ein 
nach wie vor müdes Plus im indu- 
striellen Sektor signalisieren. 

Im US-Außenhandel ist möglicher- 
weise im August die erhoffte wech- 
selkursbedingte Wende eingetreten: 
Gegenüber dem Vormonat sank 


Amerikas Handelsdefizit von 18 auf 
13,3 Mrd. Dollar. Die Einfuhren 
schrumpften um 13,4 Prozent auf 
30,9, die Exporte um 0,6 Prozent auf 
17,6 Mrd. Dollar. In den ersten acht 
Monaten dieses Jahres nahm der US- 
Passivsaldo gegenüber dem gleichen 
Zeitraum 1985 von 91,8 auf 115,3 Mrd. 
Dollar zu, wobei die Importe auf 258.7 
(9,8 Prozent) stiegen und die Ausfüh- 
ren bei 143,4 Mrd. Dollar stagnierten. 

Überschuß im Agrar handel 

Daß der stark abg ew ertete Dollar 
zu fassen beginnt, zeigten im August 
die deutlichen Importeinbrüche im 
gewerblichen Bereich. Außerdem 
verbuchten die USA nach drei Mona- 
ten wieder einen Überschuß im 
Agrarhandel Was die US- Handelsde- 
fizite im ersten Halbjahr 1986 reflek- 
tierten, waren langsamer wachsende 
EiiifUhivolumen, während die Im- 
portpreise anzogen. Rückschläge auf 
Monatsbasis sind zwar auch weiter- 
hin nicht auszuschließen. Aber nach 
einer Voraussage des Institute for In- 
ternational Economics in Washington 
sinken das US-Handels- und Lei- 
stungsbilanzdefizit 1986 und 1987 uni 
jeweils 30 bis 40 Mrd. Dollar. 


sas. Bonn 

Tlnergieeinspflru ng und rationelle 

Energieverwendung können auf mitt- 
lere Sicht einen höheren Beitrag zur 
Energieversorgüngssicherheit leisten 
als die sog enannten erneuerbaren 
Energiequellen, wie Sonne und Wind. 
Der Anteil den die» Energieträger 
bis zum Jahr 2000 in der Europäi- 
schen Gemeinschaft an der Deckung 
des Energiebedarfs erreichen konn- 
ten, hege bei rund fünf Prozent. Dies 
sei die über einstimm e nde Einschät- 
zung der Sachverständigen gewesen, 
die auf einer Nichtöffentlichen Anhö- 
rung des Ausschusses für Forschung 
und Technologie gestern in Bonn 
mm Thema „Neue und Emeuerbare 
Energiequellen“ zur Sprache kamen, 
wurde im Anschluß vor der Presse 
mitgeteilt 

Die CDU/CSU-Fraktion, die auf der 
Pressekonferenz nicht vertreten war, 
weist in einem gesonderten Pressepa- 
pier ebenfalls darauf hin, daß der 
mögliche Beitrag da- additiven Ener- 
gien zur Energieerzeugung nüchtern 
betrachtet weiden müsse. Sie stutzt 
sich dabei auf die von der EG-Komis- 
sion vorgelegte Orientierungslinie, 
die unter günstigsten Bedingungen 
ein Ene r gieäquivalent von 42 bis 52 
Mül. Tonnen Rohöl bis 2000 erwartet 


Die größten Beiträge stammten dabei 
aus der Biomasse und Müllverwer- 
tung, gefolgt von der Stromerzeu- 
gung aus Wasserkraft und erst danr. . 
der Sonnenenergie, der Erd wärme 
sowie Wind kraft und Meeresenergie. 

Bei den erneuerbaren Energien, 
handele es sich um Energieträger, de- 
ren Nutzung mit enormen Kosten' 
und auch mit Umweltrisiken verbun- ; 
den sei, heißt es in der Stellungnah- 
me. Die Rückkehr zu einer vorsichti-; 
geren Einschätzung sei schon des-; 
halb notwendig, um der Gefahr der 
Schaffung neuer langfristiger Sub- 
ventio nstat bestände aus dem Wege 
zu gehen. 

SPD und Grüne äußerten demge-' 
genüber auf der Pressekonferenz hef- 
tige Kritik an der ihrer Meinung nach 
unzureichenden staatlichen Förde- 
rung der emeuerbaren Energien. Die- 
se beziehe sich nicht nur auf die For- 
schungsförderung, sondern auch auf 
den Bereich der Markteinführungs- 
hilfen. Wahrend von seiten der SPD 
eingeräumt wurde, daß emeuerbare 
Energien bis zum Jahr 2000 nur zum 
Teil zum Ersatz des Kemenogie- 
stroms beitragen könnten, wurde von 
den Grünen betont, daß ein Ausstieg 
aus der Kernenergie kurzfristig W 
lieh und technisch geboten, ää - 


„Unsere allen Büros 
dürfen uns nicht daran hindern, 
unsere Marktchancen wahrzunehmen. 


Wir krauchen bessere Büromöbel 
Setfort/' 



Der Konkurrenzdruck auf den Weltmärkten 
wird größer. 

Wer seine Position weiter ausbauen will, muß 
deshalb über eine effiziente und zukunfts- 
trächtige Verwaltung verfügen. 

Auch ohne Umbau, Ausbau oder Neubau kann 
man heute leistungsfähige Büros schaffen. 
Entscheiden Sie sich daher für die Wirtschaft- 
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lichste Lösung: 

für bessere, elektronisch ausrusfbore 
Büromöbel und ergonomische Sitzeinheiten, 

Die deutschen Büromöbel -Hersteller haben 
eine neue Generation von Bürosystemen 
geschaffen. Die dynamischen Büromöbel der 
Zukunft sind nach dem Baukastenprinzip 
konstruiert und darum besonders anpassungs- 
fähig an die vorgegebenen Räume. 
Unter optimaler Ausnutzung des 
vorhandenen Raumes bieten sie 
einen wirtschaftlichen, leistungs- 
fähigen und motivierenden 
Arbeitsplatz. 

Informieren Sie sich über den 
Fortschritt in der 
Büromöbel-Technik. 


WlTJ 

Bitte schicken Sie mir Ihre Broschüre 
mit Herstellemochweis: Büromöbel-Forum 
Adelheidstraße 23, 6200 Wiesbaden 


Name- 
Firma: . 


Anschrift: 


Bessere Bür^mebel: 
die Entscheidung für die Zukunft 



Keine Umverteilung im Konkurs 

Engelhard skizziert Grnndzüge der Insolvenzrechtsreform 


Internationale 

Finanzen 

NHK Spring: Eine Optionsauleihe t 
mit Fälligkeit 16. Oktober 1991 : 
und 3,75prozentigen Kupon be- 
gibt NHK Spring Co. • 

Consat: Auf rund.2,4 Mrd. Dollar 
belauft sich die Übernahme der < 
privaten US-Telefongesellschaft ; 
Contel Corp durch die Communi- , 
cations Satellit» Corp (Consat). 
Denven Gates Corp wird 64,8 Pro- 
zent ihrer Beteiligung an der Ga- 
tes Leaijet Corp an die New Yor- ; 
ker Investmentgesellschaft MJ. 
Rasenthal & Associates Inc ver- 
kaufen. 

New York: Für rund 1,2 Mrd. Dol- 
lar haben Jefferson Smurfit und 4 
Morgan Stanley Leveraged die 
Container Ciro of America von 
Mobil Corp übernommen. 
Montreal: Die Regierung des ka- 
nadischen Bundestaates Quebec 
will ihre 30prozentige Beteiligung 
an Doirtar Inc und die 55prozenti- 
ge an Doxiahue Inc verkaufen. 
Cable & Wbekss: Neben der No- 
tierung an der Hongkonger Akti- 
enbörse plant das Unternehmen 
noch vor Jahresende auch die Ein- 
fühlung von Aktien in Zürich, Ba- 
sel, Genf und Frankfurt 


HEINZ STÜWE, Bonn 

B unri pjgng riTTnipfjj ^CT' Hans A. En- 
gelhard hat sich erstmals deutlich 
von den Vorschlägen der Sachver- 
ständigenkommission für Insolvenz- 
recht distanziert. In einer Rede vor 
dem Sparkassen-Prufartag in Hanno- 
ver skizzierte der FDP-Politiker die 
Gründzüge «*ine r u mfassenden 
Rechtsrefbrm, die in der nächsten 
Wahlperiode des Bundestages ver- 
wirklicht werden soll. 

„In das gegenwärtige Insolvenz- 
recht ist eine Zerschlagungsautoma- 
tik gleichsam eingebaut“ sagte En- 
gelhard. Die gesicherten Gläubiger 
könnten ohne weiteres auf ihr Siche- 
rungsgut zu g reifen oder sping Ver- 
wertung betreiben und so dem insol- 
venten die lebenswichtigen Betriebs- 
mittel entziehen. Deshalb sei unstrei- 
tig, daß die Kbnkursvonechte abge- 
baut werden müßten. Die Inhaber 
von Mbbiliarsicherheiten wie Eigen- 
tumsvorbehalt Sicherungsübereig- 
nung und Sicherungszession müßten 
zumindest zeitweilig am Zugriff auf 
das Sicherungsgut gehindert werden. 

Ein besonderes Vermögensopfer 
zugunsten der ungesicherten Gläubi- 
ger leimte Engelhard jedoch ab. Ge- 
nau dies hatte die Sachverständigen- 
kommission Vorgeschlagen: Die Si- 
chenmgsgläubiger sollten ihrer An- 


sicht nach auf 25 Prozent des Verwer- 
tungserlöses ihrer Sicherheit zugun- 
sten der Konkursmasse verzichten. 

Gegen diesen „Verfahrensbeitrag“ 
war die Wirtschaft Sturm gelaufen. 
Eine derartige Umverteüung sei ord- 
nungspolitisch nicht gerechtfertigt 
meinte der Minister. Sie würde nicht 
ohne Auswirkungen auf Volumen 
und Preis gesicherter Kredite bleiben 
und zudem die freie Sanierung behin- 
dern. 

Gegen eine angemessene Kosten- 
pauschale der Sicherungsgläubiger 
hat Engelhard dagegen nichts einzu- 
wenden. Dagegen sollten die Gläubi- 
ger ihr Sicherungsgut nicht - wie die 
Sachverständigen anregten - kosten- 
los überlassen müssen. 

In dem neuen Reorganisationsver- 
fahren, das die Weiterführung sanie- 
rungsfähiger Finnen gewährleisten 
soll, will Engelhard die Mitsprache- 
rechte der Gläubiger gegenüber Ge- 
richt und Verwalter stärken. Auf kei- 
nen Fall dürfe die S anier ung eines 
Unternehmens gegenüber einer Ret- 
tung durch Übertragung bevorzugt 
werden. Außerdem schlug der Politi- 
ker vor, einem in Not geratenen 
Schuldner durch Konkurs eine Rest- 
schuldbefreiung zu verschaffen, um 
dem wirtschaftlich Gescheiterten die 
Chance eines Neuanfangs zu geben. 


England bald „Nation der Aktionäre“? 

Trustee Savings achtfach, überzeichnet - Großes Interesse an Britfeh-Gas-Neuemission 


WILHELM FURLER, London 

i » u! 

Der überwältigende Erfolg ilder 
Börseneinführung der Sparkassenor- 
ganisation Trustee Savings ’Bähk 
(TSB) bestätigt die Bemühungen der 
Regierung Thatcher, aus Großbritan- 
nien eine „Nation der Aktionäre*, zu 
machen. Die achtfache Überzeich- 
nung des TSB- Angebots läßt bereits 
jetzt als sicher gelten, daß die Privati- 
sierung und Börseneinführung i. des 
staatlichen Gaskonzems British Gas 
Ende November zu einem zumindest 
ebenso großen Erfolg wird. 

TSB für 50 Pence ?;:/ 

Die Neuemission der British^Cfas- 
Aktien in der Größenordnung yon 
sechs Mrd. Pfund (17,5 Mni^DM) 
dürfte nach heutigen Erkenntnissen 
mindestens fünf MHL Investoremän- 
ziehen. Genau so viele Anträge^slnd 
für die nur 1,36 Mül Aktien von.tSB 
zum halben Preis von 50 Feriipfe’je 
Aktie für die erste Tranche eingtjgan- 
gen. Weitere 50 Pence für die ‘rivhite 
Tranche werden in einem Jahr fällig 
Der Gesamtwert der fünf MH1. TSB- 


Zeichnungsanträge liegt bei kaum 
glaublichen 5,5 Mid. Pfand. 

Für die British -Gas- Privatisierung 
haben bis heute bereits 1,4 MUL Anle- 
ger ihr Zeichnungsdnteresse angemel- 
det Das Interesse an der British-Gas- 
Emission ist schon heute weit größer 
als das für die Privatisierung von Bri- 
tish Telecom oder das für TSB zu 
einem ähnlichen Zeitpunkt während 
deren Öffientlichkeitskampagnen. 
Der British- Gas-Verkauf wird die 
bislang größte Privatisienmgsaktion 
der Regierung Thatcher und zugleich 
die größte Verkaufsaktion in der Ge- 
schichte der Weltbörsen. 

Bereits jetzt steht fest, daß den 16 
MiH Kunden von Britisch-Gas Vor- 
zugskonditionen in Form von Preis- 
nachlässen beim Aktien bezug sowie 
Loyalitätsprämien für einen langfri- 
stigen Aktienbesitz an geboten wer- 
den. Darüber hinaus wird ihnen der 
Bezug von mindestens 200 bis 3 QQ 
British-Gas-Aktien zugesichert. Noch 
günstigere Konditionen erhalten die 
Mitarbeiter und Pensionäre der zu 
privatisierend«! Gesellschaft. 

40 Prozent der British-Gas-Aktien 
sind für die britische Öffentlichkeit, 


weitere 40 Prozent für institutioneile 
Anleger und 20 Prozent für ausländi- 
sche Interessenten vorgesehen. Doch - 
sieht inzwischen alles danach aus, als 
werde den privaten Anlegern ein . 
deutlich höherer Anteil zu f-asten der 
institutionellen Anleger eingerämnt 
werden müssen. Möglicherweise wim 
es auch wie jetzt bei TSB zu einer . 
Auslosung kommen, wem Aktien zu- 
geteilt weiden, wobei die Zahl der 
Aktien, die den Ausgelosten zugeteilt 
wird, deutlich unter der von den An- 
tragstellern genannten liegt. 


Der Rest wird ansgelost ? 

Im Fall TSB sieht dies so aus: Auf- 
grund der übergroßen Nachfrage 
werden Zeichnungsanträge im Wert- 
von deutlich mehr als einer MüL, 
Pfand von vornherein ausgeschlos- 
sen. Von den fünf MilL Antragstellern- 
werden den- 1,25 MilL TSB-Kundep-, 
und Mitarbeitern 50 Prozent der Akti- ■ 
enemission zu geteilt. Ausgelostwef 
den nur etwa 1,75 Miij. gewöhnliche ? 
Antragsteller. Damit geben rund zwei - 
MüL Antragsteller bei der Auslosung 
leer aus. - ■ ' 
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Fortschritte hei Harmstorf 

Nür der Büsuiner Werft droht das endgültige Aus 
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JB. Hamburg 
Von -den operativen'Tochtergftsell- 
scbaften der Herrastorf AG, Ham- 
\$U8, die nach einem Vexgleichsan - 
trag-in: Anschlußkonkors gegangen 
sind; droht bislang nur der Büsumer 
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ar -r ‘-. ^ Werft das endgültige Aus. Während 
~~r^- für diesen Betrieb mit noch 250 Be» 

' schädigten die kurzfristige Einstei- - 
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lung der Geschäftstätigkeit unver- 
meidbar sei, habe man für die mei- 
5ten 'anderen Untemehmensteüe Lo- 
sungen gefunden oder in' Arbeit, er- 
' klärt der Vorstandsvorsitzende 
'Bernd Kosegarten. 

‘ Im einzelnen gab Kosegarten be- 
kannt, daß für die Schlichting-Werft 
■ eine ■ Aufianggesellschaft gegründet 
1 wird und gute Aussichten bestehen, 
; den Betrieb weiterzufiihren. Voraus- 
setzung sei allerdings eine weitere 
'Personalreduzierung um 100 Mitar- 
beiter. Mit der „FSG neu“ ist ferner 
eine Auffanggesellschaft für die 
Flensburger Schiffbau-Gesellschaft 
GmbH gegründet worden. Die Beleg- 
- schaft wird um 400 Mitarbeiter abge- 
baut 

. Losungen sind außerdem für die 
arideren nicht zum Werftbetrieb ge- 


hörenden Harmstorf- Betriebsstätten 
in Flensburg gefunden worden. Die 
Untemehmensgrappe Diehl, Nürn- 
berg,' übernimmt die Flensburger 
Fahrzeugbau GmbH sowie die Ma- 
schinenfabrik Gubisch GmbH und 
erwirbt für den 40-Prozent- Anteil von 
Harmstorf an der Fahrzeugwerke 
Nord FSG eine Option. Die anderen 
60 Prozent hält MAN. 

Zu den sonstigen zur Gruppe gehö- 
renden Unternehmen erklärt Kose- 
garten, daß die Linien» und Reederei- 
Aktivität an eine nicht genannte 
Gruppe verkauft worden sei Gerüch- 
te, nach denen der Harmstorf Groß- 
aktionär, Alnwick F. Harmstorf den 
Schiffahrtsbereich selbst zurückge- 
kauft habe, dementiert Kosegarten. 
Die Sauerstoffwerke Nord wird an 
den Mitgesellschafter lande veräu- 
ßert, über die gesunde Hakolb GmbH 
Anlagenbau, Lübeck, werden Ver- 
handlungen geführt Die Gruppe 
Duncker/Dittmers soll mit reduzier- 
tem Personalbestand Weiterarbeiten. 
Von den ursprünglich 3275 Arbeits- 
plätzen bei Harmstorf werden nach 
Angaben von Kosegarten Ende dieses 
Jahres noch knapp 2000 übrig sein. 
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IVG- Aktien für 165 Mark 

Teilpmatiskrung bringt 163 Millionen in die Bundeskasse 
J. GEHLHOFF, Düsseldorf 
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Mit der Ankündigung einer Divi-, 
• . dendenauf Stockung auf 7 (6) DM für 
. 1986 bietet die Bundesregierung über 
.ein von der Dresdner Bank geführtes 
; Konsortium von 33 deutschen Ban- 
ken 45 Prozent von 1 10 MilL DM Akti- 
enkapital der Bundesholding IVG-In- 
dustrie Verwaltungsgesellschaft AG, 

. Bonn, vom 6. bis zum 8. Oktober pri- 
•• vaten Anlegern zum Stückpreis von 
166 DM zur Zeichnung an. Aufsichts- 
ratsvorsitzender Wolfram Langer 
pries auf öffentlicher Präsentation 
diese jüngste Privatisierungsaktion, 
die brutto 163 MilL DM in die Bun- 
deskasse bringt, als würdige Fortset- 
zung der Beteiligungspolitik {„weni- 
ger Staat“) christliberaler Regie- 
rungskoalition. 

- Nur „zufällig“, betonte für die Kon- 
' -so rtial banken Alfons Titzrath 

• (Dresdner Bank), sei der gleiche 
Zeichnungspreis wie bei der Viag- 

. Teilprivatisierung vor vier Monaten 

- herausgekommen. Die Preisfindung 
habe sich auch an der Besonderheit 
des IVG-Geschäfts (gut die Hälfe von 

- 559 MilL DM 1985er Konzemumsatz 
mit 4261 Beschäftigten stellen öffent- 
liche Aufträge vornehmlich auf 
Selbstkostenbasis, den Rest Immobi- 
lien/Waggon-Vermietgeschäft) orien- 
tiert für die es. keine Parallele bei 
anderen ■ ■ deutschen Börsen geseli- 
sebaften gebe. Die Dividendenrendi- 
te liege mit . 44 Prozent - nebst Steu- 

• ergutschrift 6,6 Prozent - bei derzeiti- 
gem deutschen Aktien- und Renten- 


markt auf „ausgesprochen attrakti- 
vem“ Niveau. Zudem gelte die Ge- 
winnberechtigung bereits ab Anfang 
1986. 

Den 1985er Konzerngewinn freilich 
müsse der Ersterwerber fast 17mal 
bezahlen gegenüber 14mal beim heu- 
tigen Börsendurchschnitt. Dies je- 
doch sei bei dieser Aktie, die kaum 
spekulative Musik hergeben dürfte, 
sowohl durch die Substanzstärke als 
auch (vor allem) durch die Stabilität 
der Gewinne gerechtfertigt 

Zwecks möglichst breiter Streuung 
der Aktien wird die Zeichnungsfrist 
nicht vorzeitig geschlossen und wer- 
den bei Übeizeichnimg „natürliche 
Personen“ vor institutionellen Anle- 
gern bevorzugt berücksichtigt Vom 
Plazierungsbetrag von 49,5 MilL DM 
sind 1 MUL DM für die Ausgabe von 
Belegschaftsaktien reserviert (erste 
Börsennotiz am 14. Oktober). 

Das Geschäftsjahr 1986, betonten 
die IVG-Vorstandsmitglieder Hans- 
Georg von Koester und Günter Na- 
stelski, verlaufe bei diesem „kernge- 
sunden“ und wimal im letzten halben 
Jahrzehnt in „starke Ertragskraft“ 
hereingewachsenen Konzern bislang 
„sehr positiv“. Weiterhin mit Schwer- 
punkt bei dem Vennietgeschäft sol- 
len die Investitionen in der Gruppe 
1986 von 70 auf 80 MDL DM steigen 
und damit circa ein Drittel über dem 
NettoCash -flow bleiben. Kapitaler-, 
hqhungs bedarf habe die ohne Hypo- 
thekenschulden arbeitende IVG je- 
doch auf absehbare Zeit nicht 


Für Änderung der Agrarpolitik 

Fleiscfaerverbaud beklagt Folgen der „elenden Politik“ 




j. v adh. Frankfurt 

| . Dringend erforderlich ist nach An- 
r acht des Deutschen Fleischerverban- 
des (dlv), Frankfurt, eine Korrektur 

• der Agrarpolitik in der Bundesrepu- 
“ blik Deutschland und in der Europäi- 
schen Gemeinschaft Nach Ansicht 
von Vizepräsident Rudolf Kunze 
wurde zulange auf Menge gesetzt, 
statt auf Qualität Die Folgen dieser 

• „elenden Politik“ seien heute nicht 
mehr zu bezahlen. Der Arger derFkd- 

• sch«-, die den Landwirten etwa 70 
Prozent der Produktion äbnehmen, 
kommt nicht von ungefähr Die Über- 

. Versorgung sowohl mit Schweinen 
als auch mit Rindfleisch drückt die 
Preise, so daß bei steigendem Ver- 
brauch (im ersten Halbjahr 1986 wa- 
ren es immerhin plus 2,1 Prozent) die 
1 Umsätze im Fleischerhandwerk sin- 
ken. 

An eine rasche Änderung di e se r 
Situation glaubt Kunze, der auf dem 
bevorstehenden Verbandstag der 
Fleischer in Travemünde zum Präsi- 
' deuten des Verbandes gewählt wer- 


den dürfte, freilich nicht Er siebt 
aber bei der Preisentwicklung nach 
unten eine Grenze erreicht Zur Zeit 
wird Rinderschmorfleisch im Durch- 
schnitt für 15,51 DM je kg verkauft, 
vor Jahresfrist kostete es noch 16,16 
DM; Schweinekoteletts waren mit 
9,92 DM je kg im Durchschnitt 48 
Pfennig billiger als vor Jahresfrist 

Nach einem Umsatziückgang auf 
32,16 (LV. 32,68) Mid. DM rechnet das 
Fleischerhandwerk in diesem Jahr 
mit einem weiteren realen Rückgang 
in der Größenordnung von gut zwei 
Prozent; im ersten Halbjahr hat das 
Minus 2,7 Prozent (auf 15,2? MnL DM) 
ausgemacht 

Im ver gangenen Jahr haben nach 
Angaben des Verbandes 250 Betriebe 
aufgegeben. Derzeit arbeiten in den 
27 150 Fleischerfachgeschäften mit 
rund 33 000 Verkaufsstellen 201 500 
Beschäftigte, 2000 weniger als vor 
Jahresfrist Am gesamten bundes- 
deutschen Fleischmarkt sind die 
Handwerksbetriebe mit 55 (56) Pro- 
zent beteil i gt 


Allianz schafft „strategische Reserve“ 

Dank and Anerkennung der Aktionäre auf der ersten Hauptversammlung der Holding 


DANKWARD SEITZ, München 

Mt Dank und Anerkennung für die 
im Geschäftsjahr 1985 geleistete Ar- 
beit, insbesondere die umfassende 
Neugliederung des Konzerns, be- 
dachten die Aktionäre auf der gestri- 
gen (ersten) Hauptversammlung der 
Allianz AG Holding in München die 
Verwaltung „bis hin zum letzten 
Stift“. Gefällen fand man da auch 
nicht nur an der auf 12 (11) DM aufee- 
stockten Dividende, sondern ebenso 
auch an den Erläuterungen von Vor- 
standsvorsitzendem Wolfgang Schie- 
ren über das laufende Geschäftsjahr. 
Wenn nun für 1986 „wieder ein befrie- 
digendes Ergebnis“in Aussicht ge- 
stellt werde, so ein Aktionär, dann sei 
das sicherlich ein „sehr gutes“, für 
das man auch „gerne eine Ausschüt- 
tung von 13 DM nehmen würde“. 

“ Allgemeine Zustimmung fanden 
ebenso Schierens Erläuterungen, die 
Allianz nach dem Erwerb -der briti- 
schen CornhiH und der italienischen 
RAS zu einem großen einheitlichen 
europäischen Versicherungskonzern 
auszubauen und in den USA auf der 
Suche nach einer geeigneten Gesell- 
schaft zu bleiben. Um dafür gerüstet 

Nonnen für die 
Elektrotechnik 

tb. Berlin 

In den rund 25 Millionen Haushal- 
ten in der Bundesrepublik ist die Ver- 
wendung von Elektrogeräten eine 
Selbstverständlichkeit Der Strom er- 
leichtert die Hausarbeit, erhöht den 
Freizeitwert - gefahrlos allerdings 
nur durch die elektrotechnischen Si- 
cherheitsnormen, die auch als VDE- 
. Bestimmungen bekannt sind. Nor- 
men können lebensrettend im Um- 

* gang mit der Elektroenergie sein. 

■' Normen für elektrische und elek- 
' tronische Geräte stehen auch im Mit- 
tel punkt der 50. Jahrestagung der In- 

• temationalen Elektrotechnischen 
Kommission (IEO, die gestern in 
Berlin begann. An der Veranstaltung 
.nehmen mehr als 550 Fachleute - In- 
genieure und Wissenschaftler -aus 36 

: Ländern, darunter auch wis dem Ost- 
block teü Sie befassen sich uua. mit 
“Normen für Kommunika tionstech- 
nik, Antennen, Sende- und Emp- 
fangsanlagen, Elektrowerkzeuge, mit 
der Sirhpr hp.it von Büromaschinen 
F und Geraten der Informationstech- 
hik. 

1 Zu den Zielen der IEC gehört es. 
Normen bereitzustellen, die eine Aus- 
tauschbarkeit der von Herstellern in 
| verschiedenen Ländern produzierten 
Geräte ermö gl i chen und internatio- 
nale Nonnen anfetgifen, die sich mit 
der Sicherheit von Menschen befas- 
sen. In der IEC sind 42 Länder vertre- 
_ ten, die 80 Prozent der Weltbevölke- 
rung repräsentieren und 95 Prozent 
der elektrischen Energie verbrau- 
chen. 

Merril Lynch gibt 
Immobiliensparte auf 

cd. Washington 

- Aufsehen erregt hat in internatio- 
*ialen Bankkreisen, daß Menü 
Lynch, der größte amerikanische 
Broker, gginp Tm m nhil ienah tpfh i ng 
verkauft hat Merril Lynch ist gleich- 
zeitig der größte 1 m ninhil ienmakler 
der USA. 

Der Rückzug aus dem desolaten 
Immobilienmarkt wird von Merril 
Lynch offiziell mit der Konzentration 
auf das ertragstärkere Investment- 
•banking begründet Aus dem auf nur 
£00 Mülionaen Dollar geschätzten 
.Verkaufserlös schließen Bankiers, 

Hafi TmTnn h flipng gsr hwfl : dem 

Brokerhaus bereits Verluste gebracht 
Lat 

In diesem Zusammenhang wies 
Vorstandssprecher F. Wilhelm Chri- 
stians von der Deutschen Bank auf 
die großen Probleme des amerikani- 
schen Bankensystems und des 
Grundstückwesens hin. Seiner Mei- 
nung nach wird es eine zunehmende 
Zahl klpiiyar und größerer Insolven- 
zen geben. 
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Rhone-Poulenc stärkt Europa-Position 

Das Buodeskartellamt bat keine Bedenken gegen den Erwerb von Nattermann 
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HARALD POSNY, Köln 
' Nachdem das Bundeskartellamt 
„keinerlei Bedenken“ gegen die 
~ MphrbgitigQ hf mahTn e am . Kölner 
Pharma-Untemehmen A Natter- 
. mann & Cie. GmbH durch den fran- 
zosichen Chemie- und Pharmariesen 
Rhone-Poulenc S. A. <RP) angemel- 
.det hat konnte mit Wirkung vom 
[ 29.9. der Deal endgültig vollzogen 
weiden. Zwar hatte vor knapp zwei 
Monaten noch der Vorsitzende der 
. Nattermarm-Geschäftsfuhrung, Det- 
lef Fels, einen Verkauf von Anteilen 
..dementieren müssen: in Wahrheit, so 
hörte man gestern von RP- Vorstands- 
mitglied Igor Landau, war über den 
Verkauf von mehr als 75 Prozent des 
19 Mjll. DM Stammkapitals und eine 
Option auf den Rest „bereits seit lan- 
Vgen Monaten verhandelt worden“. . 

, ■ Solange diese Option noch nicht 
ausgeübt ist, wird Aufsichtsratsvor- 
siUender Rolf Lappe, einer der Re- 
präsentanten der aus 25 Köpfen be- 
stehenden GesellschafteiTunde, seine 
Position, bei behalten. Bleiben wird, 
auch Fels, der fünfte Nattermann- 
Chef seit 1980. Mit der Bestellung des 
Franzosen Jean-Mareel Zagamä, dem 


Direktor für die euopäischen RP-Be- 
tpfli g un g en, in die Natteroann-Fub- 
rungsspitze, wird das Unternehmen 
und Köln zur Europa-Zentrale für das 
RP-Geschäft außerhalb Frankreichs 
aufgewertet 

Rhone-Poulenc. mit 18,6 Mrd. DM, 
80000 Mitarbeitern weltweit (1986), 
wertet die Mehrheitsbeteiligung, über 
deren Preis Stillschweigen vereinbart 
wurde, als Startzeichen für eine stär- 
kere Intemationalisierung der ge- 
schäftlichen Aktivitäten. Bisher sei 
RP in der Bundesrepublik nicht der 
wahren Bedeutung entsprechend ver- 
treten gewesen. Das habe eine Ursa- 
che auch in der hohen Zahl von Li- 
zenzen an bedeutende Wettbewerber 
auf dem dem deutschen Markt ge- 
habt Landau betonte, daß die finanzi- 
elle Situation Nattermanns „zufrie- 
denstellend“ sei, nur der Gewinn las- 
se zu wünschen übrig. 

Nach Zeiten innerbetrieblicher 
Schwierigkeiten und viel zu häufigen 
Wechsels in Führongsposrüonen sei- 
en jetzt Stabilisierung und Kontinui- 
tät nötig. Nattermann hätten zuneh- 
mend die Mittel gefehlt, die teurer 


. werdende Forschung zu finangipren 
'Dies will jetzt der Geschäftsbereich 
„{Gesundheit“ von Rhone-Poulenc 
tun. Die Sparte, setzte 1985 rund 4,5 
^Mrd- DM um u nd gehört damit zu dpn 
großen Pharma- Unternehmen der 
Welt Für 630 BSD. DM wurden 1986 
nicht nur je ein Unternehmen in den 
USA, in Italien, Österreich, Spanien 
und eben Nattermann erworben, es 
werden jährlich 425 MilL DM für die 
Forschung in ethischen Pharmazeu- 
tika ausgegeben. In der Forschung 
sind über 3000 Wissenschaftler tätig. 

■j : . 

1 Den D gutsp.hland. ri mgatg beziffer- 
te Landau auf 1,6 Mrd. DM (ohne 
Export aus Frankreich). RP beschäf- 
tigt in zehn Tochtergesellschaften 
3200 Menschen. Die deutschen Akti- 
vitäten r eichen von Chemie und Che- 
miefasern über den Gesundheitsbe- 
reich bis zu Düngemitteln und Pflan- 
zenschutz. In der Sparte Gesundheit 
setzt RP 1986 rund 5,2 Mrd. DM um. 
Darin ist auch Nattermann mit reich- 
lich 410 Mül DM (1985) enthalten. 
Derzeit werden von Nattermann rund 
2150 Leute im In- und Ausland be- 
schäftigt. 


zu sein, wird die Allianz nach der 
jüngsten Kapitalerhöhung um 40 
MilL auf 641,5 MilL DM noch in die- 
sem Jahr ihre „strategische Reserve“ 
aus dem von der Hauptversammlung 
geschaffenen Genußschein-Kapital 
über 100 MilL DM mit einer ersten 
Tranche von 32 MÜL DM weiter auf- 
füllen. 

Diese Genußscheine mit einem 
Nennbetrag von 10 DM sollen den 
Aktionären in einem Verhältnis von 4 
Aktien zu 1 Genußschein zu einem 
Preis je nach Börsenlage von 200 bis 
300 DM angeboten werden. Ihr Aus- 
schüttungssatz wird um 20 Prozent 
über dem jeweiligen Dividendensatz 
liegen. An künftigen Kcpitalaufstok- 
kungen sollen diese Papiere im glei- 
chen Verhältnis und zu gleichen Be- 
dingungen teilhaben. Vorerst sollen 
sie nur an den deutschen Börsen no- 
tiert werden. 

Zuvor .hatte Schieren den Aktionä- 
ren recht ausführlich von einer „ge- 
deihlichen Entwicklung“ des Ge- 
schäftsjahres 1986 berichten können. 
Angesichts des bislang guten Wachs- 
tums und eines befriedigenden Scha- 
den verlaufe in allen Untemehmens- 


bereichen lasse zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt eine ..deutliche Ertragsver- 
besserung“ - auch ira US-Geschäft - 
erhoffen. Auch das Ergebnis der Ka- 
pitalanlagen entspreche bislang den 
Erwartungen. 

In der Rückversicherung kann 
nach Schieren bis zum Jahresende 
mit einem Beitragsvolumen gerech- 
net werden, das zwar nur geringfügig 
über den Bruttoeinnahmen des Vor- 
jahres (4,9 Mrd. DM) liegen wird. Das 
Wachstum resultiere dabei aus- 
schließlich aus dem Inlandsgeschäft 
Das Ausland dagegen werde in der 
DM-Rechnung einen Rückgang be- 
dingt durch die Kursentwicklung des 
Dollar und des Pfundes bringen. 
Deutlich werde dies im Untemeh- 
mensbereich Nordamerika, der im er- 
sten Halbjahr in Landeswährung ein 
Beitragsplus von 14.4 Prozent ge- 
bracht habe, in D-Mark umgerechnet 
aber ein Minus von fast 18 Prozent 
Viel wichtiger sei jedoch, daß der 
US-Markt sich nun wieder in einer 
zyklischen Erholungs phase befinde 
und die Schadensbelastung merklich 
nachgelassen habe. 


PERSONALIEN 


Dr. Karlheinz Sandhöfer wurde 
zum l. Oktober 1986 zum Vorstands- 
mitglied der Thyssen Stahl AG, Duis- 
burg, bestellt 

Wilhelm Scheider, Vorstandsvor- 
sitzender der Fried. Knipp GmbH, 
Essen, wurde zum Aufeichtsratsvor- 
sitzenden der Bremer Vulkan AG er- 
nannt 

Caspar Graf von Oeynhaosen- 
SierstorpfL der Besitzer des Privat- 
Heübades Bad Driburg und des Bad 
Driburger Heil- und Mineralwasser- 
Versandbetriebes, feiert heute seinen 
60. Geburtstag. 

Dr. Kenrad Lang (57) ist per 1. Ok- 
tober 1986 zum Leiter des die Ge- 
schäftsbereiche Anorganische Che- 
mikalien, Polyurethane, Lackrohstof- 


fe und Sondergebiete umfassenden 
Sektors 3 der Bayer AG, Leverkusen, 
ernannt worden. Er ist Nachfolger 
von Dr. Alexander Mitrowsky, der in 
den Ruhestand trat 
Dr. Jens-Marten Lohse (47) wurde 
Geschäftsführer der Ericsson Infor- 
mation Systems Vertriebspartner 
GmbH (EVP). Stuttgart 
Ingolf Nenmann (48), übernimmt 
am 1. Oktober 1986 die Leitung der 
Geschäftsstelle für Hamburg der 
Kienbaum Unternehmensgruppe. 

Joachim Hospe (51), bisher Degus- 
sa AG, Frankfurt übernimmt ab 1. 
Oktober 1986 die Leitung der Öffent- 
lichkeitsarbeit beim * Technischen 
Überwachungs-Verein (TÜV) Bayern 
in München. 


Dem Fortschritt auf der Spur 

Bei der deutschen Philips sind hohe Investitionen geplant 


JAN BRECH, Hamburg 

Mit Investitionen von 500 bis 600 
MilL DM pro Jahr will die Allgemeine 
Deutsche Philips Industrie GmbH, 
Hamburg, dem technischen Fort- 
schritt auf der Spur bleiben und den 
Anschluß an die japanische und ame- 
rikanische Konkurrenz halten. Im 
Mittelpunkt der Investitionstätigkeit 
steht nach wie vor die Umstellung der 
Glas- und Bildröhreniertigung auf 
das M flat-and-square“-System, die 
Weiterentwicklung von Halbleitern, 
die Medizin technik sowie moderne 
Kommunikationstechnik. 

Neuer Schwerpunkt wird im kom- 
menden Jahr die Submikron-Fabrik 
in Hamburg, die bis Ende 1988 fertig- 
gestellt sein soll und allein rund 500 
MDL DM kosten wird. Der niederlän- 
dische Philips-Konzern wird für die 
Entwicklung dieser höchstintegrier- 
ten Schaltungen, deren Strukturen 
150 mal dünner sind als die eines 
menschlichen Haares, insgesamt 2,5 
Mrd. DM ausgeben. 

An finanziellem Spielraum fehlt es 
der deutschen Philips Holding nicht, 
um den High-Tech-Anforderungen in 
den nächsten Jahren nachzukom- 
men. Die Einanzstruktur ist kemge^ 
sund und durch die Trennung von 
der Felten & Guilleaume Energie- 
technik GmbH sowie die Begebung 
von 250 AGIL DM Genußscheinen 
steht, über die Abschreibungen hin- 
aus. ein Finanziemngspotential von 
mehr als eine Mrd. DM zur Verfü- 
gung. 

Wenn der Vorstandsvorsilzende 
Comelis Bossers und Finanzchef K- 
H. Busacker anläßlich der Vorlage 
des Geschäftsberichts 1985/86 (30.4.) 
einen Konzern präsentieren können, 
der für die Zukunft besser denn je 
gerüstet ist, so hat das vor allem zwei 
Gründe. Einmal schlagen bei Philips 
jetzt die Ergebnisse einer konsequen- 
ten Innovationspolitik durch, die sich 
sowohl auf Produktion als auch Orga- 
nisation erstreckt. Die Schwachstel- 
len sind weitgehend ausgemerzt und 
der inzwischen auf 5600 Mitarbeiter 


ausgeweitete eigene Forschungs- und 
EntwickJungsbereieh stellt eine star- 
ke Basis für die Weiterentwicklung 
bestehnden Know-hows dar. 

Zum anderen profitiert Philips von 
den verbesserten wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen. Das reale 
Wachstum im Konzern betrug stattli- 
che zehn Prozent und wurde vor al- 
lem vom Konsumgüter- und Investi- 
tionsgüterbereich getragen. 

Im Abschluß 1985/86 schlagen sich 
die Konsolidierungserfolge bei Phi- 
lips mit einer Verbesserung des Ge- 
winns von Steuern um 18,1 Prozent 
auf 430 Mill. DM nieder. Durch das 
Auslaufen gewerbesteuerlich wirksa- 
mer Verlustvorträge blieb das Plus 
beim Nett o-Gewinn mit 2,6 Prozent 
allerdings mäßig. Auch die erzielte 
Brutto-Rendite von 4,9 Prozent ent- 
spreche nicht den Vorstellungen von 
Philips, erklärt Eusaeker. Das Unter- 
nehmen müsse unter normalen steu- 
erlichen Bedingungen mindestens 
drei Prozent seines Umsatzes netto 
verdienen, um im internationalen 
Wettbewerb bestehen zu können. Das 
setze eine Rendite vor Steuern von 7.2 
Prozent voraus, eine Größenordnung, 
von der der Konzern noch ein gutes 
Stück entfernt ist. 

Elinen kräftigen Schritt in die 7- 
Prozent-Richtung könnte Philips 
1986/87 schaffen. Das Umsatzplus in 
den ersten vier Monaten gibt Bossers 
mit elf Prozent an. Bei auflebender 
Inlandskonjunktur sei zudem die 
Auftragslage gut. Innerbetrieblich 
griffen die Rationalisierungsmaßnah- 
men in allen Teilbereichen. 


Philips 

1985/86 

±% 

Umsatz iMilL DM) 

8722 

+ 10.0 

dav. Konsum guter <%! 

36 

(33) 

Bauelemente 

21 

(22) 

Investitionsgüter 

43 

(45) 

Belegschaft 

37 800 

+ 7.1 

Jahresuberschuß 

313 

+ 2.6 

in % v. Umsatz 

3.6 

(3,8) 

Investitionen 

512 

+ 16,6 

Abschreibungen 

354 

+ 13,5 

Eigenkapilal 

1502 

+ 4,4 

in % v. Gesa in (kapital 

36 

1401 


Der Hausfreund. Haben Sie häufig größere Men- 
gen Pakete an einen Empfänger zu transportieren? 
Hier ist unser Großbehälter ein wahrer Freund. Wenn 
er kommt, macht er sich ganz dünn, doch sein Innen- 
leben ist enorm: zwei Kubikmeter. Ist er gefüttert, geht 
er unkompliziert auf die Reise von Haus zu Haus. Das 
Schöne daran: je mehr Sie ihm anvertrauen, um so 
kostensparender für Sie. Entscheiden können Sie 
außerdem, was sich besser rechnet: ihn selbst zur 
Post bringen oder abholen lassen. Mehr über dieses 
hausfreundliche Thema und andere Postleistungen 
sagt der Kundenberater. Und ab geht die Post 


Beratungs-Coupon 

Wir wünschen serielle Seu 
iür unseren Paker*eisanö 


lung 


Thema 

Vorherige Terminabsprache mit 


Frau'Herrn. 


Telefon. 


Unsere Anschnlt.. 


Sfrafle und H3us-Nr oder Postfach 


Fnsileiuahl Bestimmungswi 

An die Deutsche Bundespost, PTZVw 23-2 a. 
Postfach 11 00. 

6100 Darmsiadl 6.661.052 B5S 




xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

XXXXXXXXX 1 ,SSXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxvxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

iXXXXX' 

\x.xxxxxxxxxxxx»xxxxx-.\xxxxxxxxxxxxxxx\xxx*xxxxx 

xxxxxxvx\\xxxxxx\\xxxxxxxxxxx\xxxxxxxxx\\xxxxxx 

xxxxxxxxxxxxxxxxv-xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxv " 

»XXX »XXX 

»xxxxxxx 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxvxxxxxxxxxxxx 
XXXXXXXXXXXX XXX XXXXXXXXXX XXXXXXX XXXXXXX XXXX XX 
xxxxxxxxxxxxxxxxxx XXXXXXX XXX XXXXXXXXXXXXX XXX 
xxxxxxxxxxx -.X xxx xxv* xxx xxx xxxxxxx xxvx xxxxxxx 

XXXXXXX XXxXXXXXXX XXXX 

xxxxxxx* *xxxxxxxx*.xx»*x**xxxxxxxxx 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx »xxxxixxx 

XXXXXXX XXXXXXXXXX XXXXXXXXX XX* XXX XX' 

XXXXXXX XXXXXXXXXXXX XXXXXXX XXXX XXX 

xxxxxxxxxxxxvxxxxxxxxxx*. xxxxxxxxx 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX XXXXXXXXXXXX 
XXXXXXXXXXXX XXXX XXXX* XXXXXXXXXXXX 

xxxxxxxxxx xxxxxxxx x xxxxxxxxxxxxx" 
xxxxxxxxx* xxxx xxx xx xx xx xxxxxxxxx 

XXXX XXXX '»».SXXXXXXXXXXXXXXXXXXX XX 

xxxxx *x\xxx*.xxx xxxxxxx xxx xxxxxxx 
XXXXXXXXXX xXXXXXXXX XX xxxx xxx xxxx 


XX xxxxxxxxxxxxxxxxxx xxx xxxxxxxx 
XXXX XX xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
xxxxxxxxx xxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxx 

XXXX XXX XXXX XX XXX * XX XXXX XXXX XXX" 
xxxxxxxxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxx 
xxxx xxxx xxxx xxxxxxxxxxxxxxxxxx 

XXXXXXXXXX xXXXXXXX «XXXXXXXXXXX' 
XXXX XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX' 
XXXXXXXXXX XXX XXXX XXX XXXX XX XX» 
xxxxxxxxxxxxxxxxxx xxx xxxxxxxx 


xxxxxxxxxx xxxxxxxxx xxxxxxx xxx 

XXXXXXXXXX XXXXXXXXXXXXXXXXXX' 
XXXXX XXXXXXXXXXXX* xxx xxx xxxx 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX' 
XXXXXXXXX XXXX XXX XXXXXXXXXX XX' 
XXXXXXXXXXXXX XXXXXXXXX XXXXX' 

XX XXX XXX xxxxxxxxx xxx xxxx xxx 
XX XXXXXXXXX XX xxxx xxxxxxxxxx 
XXXXXXXXXXXXX XXXXXXXXXX' 

xxxxxxxxxx xxxxxxxxxx 
xxxxxxxxxxxxxxx^Kxx 
xxxxxxxxxxxx\x\*xx\ 
xxxxxxxxxxxxxxx 

XXXXXXXXX XXXXX'* 

xxxxxxxxxxxxxxxxx 
xxxxxxxxxxxxxxxxx 
xxxxxx xxxxxxxxxxv 
xxxxxxxxx xxxxxxx xl 
xxxxxxxxxxxxxxxxxx 

XXXXXXXXXXXXXXXXXX' 
XXXXXXXXXXXXXXXXXX 
XXXXX XXX XXXXXXXXXXXX 

xxxxxxxxxxxxx xxxxxxx 

XXXXXXXXXX XXXXXXXXXX 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

xxxxxx xxxxxxxxxxxxxxxx 

XXXXXXXXXXXX xxxxxxxxxx 

xxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxx 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXSXX 

xxxx xxxxxxxxxxxxxxxxxx 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXX' 
X\\XXSViSXS\XXXXXXX\ 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 




XXXXX XXXXXXXXXX XXXXXXX XXXXX XXX XX* 

■ »xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx *• 
xxxxxxxxxxxxxxxxx xxx xxxx xxx* 

■ XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX» 

.xxxxx xxxxxxx xxxxxxxxx xx* 

" XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX* 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX* 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX* 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx*» 

' XXXXXXXXXXX*XXXXXX' 


xxxxxxx xxxxxxxxxxxxxxx xx xxxxx xx xx* 

»XXXXXXXXXX XXXXXXXXXXXXXXXX XX** XX* 

I XXXXXXXXXXXXXxXXXXXXXXXXXXXXXXXX - 
ll llll I I I I I 

X X XX X xxvsxxTWTWe»x XX XXXXX X X X X X • 
»XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX »XXXXX* 

i x xxxx XXX »XXXXXX XXXXXX XXX XX »xxxx* 

X*nW«M^g*XXXXXXX\XXXXXXX XXXXXX* 
xxxxxx XXXX XXX XX XXXX XXX XX XXX* »■»■»' 

»xxxxxxxxxxxxx* xxxxxxxxxxxx* xxx* 

»XXXXXXXXXXXX XXXXX »XXXXXXXXXXXX* 

I XXXX XXXXXXXX XXXXXX XXXXXXXX XX XX* 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXxXXX »xxxxxx* 
xxxxx xxxx xxx xx xxxx xxxx xx xxxxxx» 

»XXXXXXXXXXXXXX »XXXXXX XX »xxxxx* 

»>x xxxxxxxxxxxxx xxx xxxxxx xxxxx* 

I XXXX xxxxx xxxxxxxxxx xxxx »xxxxx* 
XXXXXXXXXXXXXXX XX xxxxx xxxxxxx* 
xxxxxxxx xxx »xxxxxx »xxxxxxxxxx* 
»XXXXXXXXXX* XXXXXXXXXXXXXXXXX» 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX* »XX* 
IXXXXXXXXXSXXXXSXX XXXXXX XX xxx* 
»XXXX »XXXXX »X »XXX XXXXXX xxxxx* 

•xxxxxxxxxxxxxxxxx xxx xxx xxxx* 
»xxxxxxx xxxxxxx XX XXXXXXX* «XX» 

I XXXXXXXXX XXXXXXXXXXXXXXX xxx» 

xxxxxxxxxxxx »xxxxxx *\*xxxx*» 
xxx Xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx xxxx» 

XXXXXXXXXX* »XXXXXXXX »X »xxxx* 

»xxxxxxxxxxxxxxxxx XXXX XXX XX* 
»xx**** 

»XXXXXXXXXW, XXXxX» »XXX 

»xxxxxx xxxxxxxxxxxxxxxx» 

«XXXXXXXX »XXX » »»XX* 
»XXXXXXXXXXXXXXXXX» 

|(X\ xxxx xxx XX xxx xxxxxx» 
»xxxxxxxxxxxxxxx xxxx» 
1XXXXXXX XX XXXX »xxxxx - 

[ XXXBXXXXXXXXX xxxxx» 
XXXjXx XXXXXXXXXXXX» 

nvxx*. xxxxxxxxxx* 
axxxxxxxxxxxxxx» 
Jxxxxxxx» xxxxxx» 

. »xxxxxxxxxxxx»»» 
ixxxxxxx xxx xxxxxxx* 
»xxxxxxxxxxxxxxxxx* ■ 

Xxx XXXXXX XXXX XX XXXX XX» 

S »xxxxxxxxx xxxxx xxx xxx» 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX* 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX* 

xxxxxxx xxxxxxxxxxxx» X» 


»xxxxxxxxxxxxxxx» 

»XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX» 
»xxx »V»V»XXX »XXXXXXXXXXXX 
»XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX*.* 
»XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX* 
»XXXX XXXXXXXXXXXX xxx» xxx» 

e»XXX\X\X\XXXXXX »XXX »xxxx » 

xxxxxxxxxxxxxxxx xxxxxxxx* 
»XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
»XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX** 
»XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX** 

.. iXXXXXXWV.XnxxxxwxxXXXX» 

xxxx xx xxxxxxxxxx* xxxxxxxxxxxxxNX'» xxx xxxxxxxxxx xxxxxxxx» 

,XX»XX* 


. ......XXXXXXXXXXXXX' 

X XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX XXXXXX XXXXXX XXXXXXXXXXXXX* XXXXXXXXXXXXX XXXXXXXXXXXX XXXXXXX XXXX XXXXX XXXXXXXXXXXX*. XXXXXXXXXXXXXXXXXXXX XXXXXXXXXX* xxxxxxx* 



Btx * 20000 # 



16 


DIE WELT 


DIE WELT - Nr. 229 - Donnerstag, 2. Oktober •' 


:r=.y 



Allianz 



Allianz Aktiengesellschaft 
Bilanz zum 31.12.1985 (gekürzt) 


Aktiva 


Kapital a nlagen ohne Pepotfordeningen 


Mio. DM 


7615,0 


Grundstücke 

NamensschiJdverschreibungen. Schuldscheinforderungen und Darlehen 
Beteiligungen 


542,0 


236,5 


4627,9 


Wertpapiere 

FestgeUter.Terrningekter und Spareinlagen bei Kreditinstituten 

Depotfordeningen 


2204,6 


A Q 


Abrechnunqsfarderungen aus dem Ruckversicherungsgeschäft 
Sonstige Aktiva 


4754,9 


235.0 


596,9 


Gnjaxflcapttal 


Offene Rücklagen 


Sonderposten m» McMggeantefl 


Vdrslcherungstechiüsctie Rückstettu ngen für eigene Rechnung 


13201,8 


601,4 


2875,0 


183,3 


5743,4 


Beitragsüberträge 


Deckunosrückstellung 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versichenmgsfalte 

Übrige versicherunQstechniscfte Rückstellungen 

ueporveromducniceaen 

AbrecftnongsvwteidBchkeiten aus dem Rückveretoherungsgeschäft 
NkJitversicheningstechriisdieRflckstelhirigen 


453.7 


3275.2 


1 557,8 


456,7 


Sonstige Passiva 


mm ■ — 

tmanzgewirm 


Gewinn- und Verlust rechnung 1985 (gekürzt) 

Beitragseinnahmen brutto 

ROckversicherunflsbeitiäge 

Beitragsetnnahmen für eigene Rechnung (f.e.R.) 

Veränderung der Beitragsüberträge 

\fentiente Beiträge ^ 

Übrige versteherungstechnische Erträge 


980.7 


109,3 


1891,8 


672,6 


144,3 


13201,8 


4880,6 


-2591 ,7 

2288,9 


78,8 


2210,1 


288,7 


Verrtcherunqstechrrfsche Erträge f.e.R. 


Aufwendungen für Versieh erungsfäfle 


Aufwendungen für Rückkäufe, Rückgewähr 


Verschiedene versicherungstechnische Aufwendungen 


Aufwendungen für den Yersicheiungsbetrieb 


Ver ai cheiungstechmsche Aufwendungen f.e. R. 


Vafänderung der Schwankunqsriicksteliung 


Versichenaigstechnisches Ergebnis 


aus Kapitaianiagen 


algemeine Erträge 


Aufwendungen für Kapitalanlagen 


Aufwendungen für Altersversorgung und Unterstützung 
Übrige Aufwendungen ohne Steuern 


ABgenwinan Ergebnis 


-1357,8 

- 93,3 

- 341,5 

- 388,8 


9182 

68,4 

- 270,6 

- 140,3 

- 276,7 


2498,8 


-2481,4 

- 38,8 

- gl4 


Steuern 


JatwasüberschuB 


BwMunq fci Rücklagen durch Vorstand und Aufsichtsrat 


297,0 

- 48,9 
226,7 

- 82,4 
144,3 


Der vollständige Jahresabschluß, der im Bundesanzeiger veröffentlicht wird, trägt den uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk der Deutsche Treuhand-Gesellschaft AG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 


Dividendenbekanntmachung 


Die ordentliche Hauptversammlung unserer Gesellschaft hat am 1. Oktober 1986 beschlossen, den Bilanzgewinn 
für das Geschäftsjahr 1985 in Höhe von DM 144345 600 wie folgt zu verwenden: 

Ausschüttung einer Dividende 
von DM 12,- auf jede der 
12028800 gewinnberechtigten 
Aktien ä nom. DM 50,- 

DM 144345600,- 

Die Dividende wird gegen Vortage des Dividendenscheins Nr. 2 abzüglich der Kapitalertrag ssteuer von 25% 
ausgezahlt Mit der Dividende ist eine Steuergutschrift in Höhe von 6,75 DM verbunden, die auf die inländische 
Einkommen- oder Körperschaftssteuerschuld der Aktionäre angerechnet wird. 

Für Aktien, die bei einem inländischen Kreditinstitut verwahrt werden, zahlt die Depotbank die Dividende ohne 
Abzug der Kapitalertragssteuer und zuzüglich der Körperschaftssteuergutschrift aus, wenn ihr von einem 
inländischen Aktionär eine Bescheinigung des Finanzamts gemäß § 36 b EStG (Nichtveranlagungsbescheinigung) 
vorgeiegt wird. 

Zahlstellen unserer Gesellschaft sind die Niederlassungen der folgenden Banken in Berlin, München, Bremen. 
Düsseldorf, Frankfurt am Main, Hamburg, Hannover. Köln und Stuttgart: 


Dresdner Bank AG 
Bank für Handel und Industrie AG 
Deutsche Bank AG 
Deutsche Bank Berlin AG 
Bayerische Hypotheken- und 
Wechselbank AG 
Bayerische Vereinsbank AG 
Joh. Berenberg, GosslerS Co 


Berliner Commerzbank AG 
Berliner Handels- und 
Frankfurter Bank 
Commerzbank AG 
Grunelius & Co. 

Georg Hauck & Sohn Bankiers KG aA. 
Merck, Finck & Co. 


Sal. Oppenheim Jr. & Cie 
M. M.Warburg-Brinckmann, 
Wirtz & Co. 

Bayerische Volksbanken AG 
Deutsche 

Genossenschaftsbank 
J.M. Stein 

Trinkaus & Burkhaidt 


B. Metzler seeL Sohn & Co. 

Zahlstellen in der Schweiz sind folgende Banken, jeweils mit allen schweizerischen Niederlassungen: 

Schweizerische Bankgesellschaft, Schweizerischer Bankverein, Schweizerische Kreditanstalt, 

Zürich 


Zürich 

München, im Oktober 1986 
Der Vorstand 


Basel 


uMifini * " gh "" ST "! 


Seit 5 Jahren führt die Sowjetunion Krieg gegen das 
afghanische Volk. Um die medizinische Tfersorgung zu unterbinden, 
hat d i e Rot e Armee fast alle Hospitäler außerhalb Kabuls durch Luftangriffe zerstört 
Hmdexttausende Afghanen haben Verwundungen, leiden unter Seucheiumd Krank- 
heiten, ohne daß ihnen medizinisch geholfen werden kann. 

Se it FMä tjahr 1984 betreibt die Aktion „Sanitäter für Afghanistan“ drei kleine 
Hospitäler; die von einem deutschen Arzt betreut werden. 

Damit noch mehr Arzte und Helfer zu diesen notleidenden Menschen geschickt, 
Doch mehr Hospitäler errichtet werden können, brauchen wir Ihre Spende. Die 


EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT 
FÜR KOHLE UND STAHL . 

7%% Deutsche Mark- Anleihe von 1980/90 
— WKN'465 828 — 

Kündigung 

Gemäß § 4 der Anleihebedingungen kündigen wir hiermit alle ausste- 
hendan TeUschufdverschreioungen obiger Anleihe im Gesamtbetrag 
von DM 150000000,- zur Rückzahlung zum 2 . Januar 1987 zum 
Nennbetrag. 

Die Teilschuldverschreibungen werden vom 2. Januar 1987 an gegen 
Erreichung der Mäntel und der Zi nascheine per 2. Januar 1983 uff. 
zum Nennbetrag bei den nachstehend genannten Banken sowie deren 
inländischen Niederlassungen erngdöst: 

Deutsche Bank Aktiengesellschaft 

Dresdner Bank Aktiengesellschaft 

Bank für Handel und Industrie Aktiengesellschaft 

Deutsche Bank Berlin Aktiengesellschaft 

Commerzbank Aktiengesellschaft 

Berliner Commerzbenk Aktiengesellschaft 

Westdeutsche Landesbank Girozentrale 

Bank für Gemeinwirtschaft Aktieng es e llsc haft 

Bayerische Hypotheken- und Wechsel-Bank Aktiengesellschaft 

Bayerische Vereinsbank Aktiengesellschaft 

Berliner Bank Aktiengesellschaft 

Berliner Handels- und Frankfurter Bank 

Deutsche Bank Saar Aktiengesellschaft 

Deutsche Girozentrale — Deutsche Kommunalbank — 

Merck, Flock & Co. 

Sal. Oppenheim jr. & Cie. 

Simonbank Aktiengesellschaft 
J. H. Stein 

Trinkaus & Burkhardt Kommanditgesellschaft auf Aktien 
M. M. Warburg-Brincfcmann, Wirtz & Co. 

Westfalenbank Aktiengesellschaft 

Die Verzinsung der gekündigten Teilschuldverschreibungen endet mit 
Ablauf des 1. Januar 1987. Der Gegenwert etwa fehlender Zinsscheine 
wird vom Rückzahlungsbetrag abgezogen. 

Die zum 2. Januar 1987 fälligen Zinsscheine werden gesondert in der 
üblichen Weise eingelöst 

Frankfurt am Main, im September 1986 

EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT 
FÜR KOHLE UND STAHL 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 


Für Markenprogramm (eingetr. Warenzeichen). Massenprodui^ 
der Konsumgüterbranche (Non food), gut 10 Jahre am Mar#.'* 

ÜBERNAHME-/VERTIEBS-PARTNßR 

gesucht Vertriebsschwerpunkte: Kaufhäuser, Versandhandel, 
Warenhäuser. V-Märide, Fachhandel Elektro + Foto, Export Um- 
satz: 20 Mio.. 2sfellige Zuwachsrate, solide Finanzlage. 
dito bei 5-6% Umsat 2 vefdoppelung in 5 Jahren realistisch. Kapr^ 
bedarf 5-6 Mio. DM. 

Kontaktaufnahme erbeten unter X 5684 an 
WELT-Veriag, Postfach 1 0 08 64, 4300 Essen. 


Bei Antworten auf Chiffreanzeigen immer 

die Chiffrenummer auf dem Umschlag vermerken! 


286 


pBuchtip des Tages-] 

Das neue Buch von Paul C. Martin - 
aktueller und provozierender denn je! 


DB) KAPITALISMUS ist das 
einzige System, das funk- 
tioniert, das den Menschen 
Wohlstand and Frieden bringt Das 
beweist Paul C. Martin unwider- 
legbar in seinem neuen Bestseller 

Der Kapitalismus 

(456 Sehen, zahlr. Charts. 

Grafiken and Tabellen. Leinen. 

DM 38.—) 

ßn Buch der Sonderklasse gerade 
für jene, die überzeugte Anhänger 
des KAPITALISMUS sind, denn nie 
wurde überzeugender dargdegt 
wie das System funktioniert und 
weichen Gefahren es ausgesetzt 
ist Pflichtlektüre für alle, 
die an die Zukunft unserer 
Ordnung glauben! 

Jetzt in allen Buchhandlungen 
oder über 

Wirtschaftsverfag 
Langen Mülfer/Herbig, 
München 


RxulGMcofin 

'WBBerlüfä 



EnSystera* 


AfnikANiscliE PnodultTE 

Wir suchen Händler/Verarbeiter für 

Robusta-Kaffee, Kakao- und -Produkte, Palmkerne, Sheanuts 
und Sheanutbutter, Kuhhömer und -hufe - evtl, auch weitere 
Produkte auf Anfrage. 

Abwicklung über hanseatischen AuBenhähdler. 

Anfragen unter R 5634 an WELT-Verlag, Postfach 100864. 
4300 Essen. ■ - 


Unternehmen In der Krise? 

Ungeachtet, ob Kosten, Fertigung, Vertrieb oder Personal ftir 
Problem ist. Wir bieten Vorschläge (von der Diagnose zur Thera- 
pie} zur Konsolidierung. Bei größter Diskretion. 
GRL-Beratungs-Sosetät, Griüneburgweg 51 
6000 Frankfurt/Main, Tel. 0 09/727748 


Abonnieren 

Sie ME WB! 

- Ihren täglichen Informationsvorsprung 


An: DIE WELX Vertrieb. Postfach 30 5830. 2000 Hamburg 3b 

Bitte liefen! Sie mir vom nächstens ich baren Termin an bis auf • 
weiteres DIE WELT zum monatlichen Bezugspreis von DM 27J0 
(Ausland 37 J0, Luftpost auf Anfrage), anteilige Versand- und 
Zustellkosten sowie Mehrwertsteuer eingeschlossen 

Vömame/Name: 


Straße/Nr.: . 
PLZ/Ort: _ 
Beruf: 


VorwTTel: . 


Datum:. 


Ich habe das Recht, diese Bestellung innerhalb von 7 Tagen 
(rechtzeitige Absendung genügt} schriftlich zu widerrufen bei: 
DIE WELT, Vertrieb, Postfach 3058 30, 2000 Hamburg 36 


- I 


Unterschrift: . 


Lesenswerterdenn je 


i'uiitwict TMuiEnint fc» mi'nciiMp 


Sic haben Recht, eine • ..." .. . 

‘ AbonnemenlsbesldluBtiract^ " 
halb »Qu 7 Tagen irecbacuigt 
Absendung genügil schriftlich zu 
widerrufen hei. r 

DIE WELT. Vertrieb, 

Postfach 3058 30 . 

3000 Hamburg 36 . 


! Informationen: Bonner Afghanistan Komitee, 
Rflvterstr. 18Z, 5300 Bonn 1 


Konto 9019 Sparkasse Bonn 


Bankleitzahl: 

38050000 



Werden Sie zum 



der amerikanischen 




' ’AT 


Jeder Staat braucht für seine ehrgeizigen 
Programme Geld STRIPS sind aus unserer Sicht 
Stars unter den Regierungsanleihen. Denn 
STRIPS. Separate Trading of Registered Principal 
and Interested Securities heißt für Sie, zwei 
Fliegen mit einer Klappe schlagen. 

Wir bieten Ihnen mit STRIPS die Sicherheit 
von Anleihen der US-Regierung und den Vbrteil 
einer hohen, festgeschriebenen Rendite, wie sie 
nur Null-Coupon-Anieihen haben. ? 

Das ist aber nicht alles. STRIPS 
Wiederanlagerisiko. Denn die Zinsen 
nur einmal, am Ende der Laufzeit in 
Höhe gezahlt Und das heißt mit Zins ii 
seszitz. So wachst z. B. ein Betrag von 
US-$ 50.000 in 29 Jahren auf US-$ 462®. 

Wfenn Sie von dem schwankenden US-Zins 
profitieren wollen, geben Ihnen STRIPS dazu 
noch die Möglichkeit, durch Laufzeiten von 
einem bis zu dreißig Jahren zwischen einer 
konservativen, sicheren Anlagestrategie und 
einer mehr aggressiven Gewinnstrategie zu 
wählen. Und mit STRIPS sind Sie liquide Denn 
STRIPS sind jederzeit bequem zu verkaufen. 

Und wenn Sie Zweifel an der Sicherheit 
von STRIPS haben, fragen Sie doch mal den 
Präsidenten, was er von der Bonität seines Lan- 
des hält 

Es lohnt sich mit uns über STRIPS zu sprechen. 
Und danach lohnt sich auch ein Gespräch mit 
Ihrem Steuerberater. 


InfcvSriwck Brtte senden Sie mir unverbindlich Ihren Prospekt ^ 
über STRIPS. 

W102 1 

• . 1 

Name 

1 

i 

StroKe 

~ 1 

' 1 

(bl 

1 

1 

Telefon 



Minimum-Einlage DM 100.000,-. Wfenn Sie lieber 
gleich mit uns sprechen möchten, erreichen 
uns ganz in Ihrer Nähe. ^ 

Repräsentant in Deutschland: Merrill Lynch AG 

2000 Hamburg 1, Paulstraße 3, Tel.: 040/321491 
4000 Düsseldorf, Kari-Amold-Platz 2, 

Tel: 0211/45810 

6000 Frankfurt, Ulmenstraße 30,TeL: 069/71530 
7000 Stuttgart, Lange Straße 9/Ecke Kronprinz, 

TeL: 0711/22200 

8000 München 2, Promenadepiatz 12, 

TeL: 089/230360 



Merrill Lynch 
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Rau nicht mehr wie geölt 

| Neusser ÄG wirdr voxn Dollar gebremst 


J }?[ : _ __ .VWD; Neuss . 

■ Trotz m^wgpnmaBjjyay ISnhiiflan v 

} aufjgrtmdder sieh verq r-frarfpTi rign 1 - 
Wettbewertsötuatwa • rechnet der 
Vorstand der;Walter Raa Neusseröl . 
; und Fett AG für 1986 mit einem ge- 

• genüber dem -.Vorjahr verbesserten 
Ergebnis. Das Unternehmen 'habe 
1985 in „einer schwierigen Marfctsitu- 
8ttoQ ständig- sinkender Marktpreise 

. ^ S d c lich operiert*, heißt es. Das 

• Neusser Werk gehört jedr WaÜer-Rau- 
Gruppe, Hüter, und 1 ist spezialisiert 

; auf die Veredehmg von Speiseölen ' 

' und Speisefetten Sir Industriekun- 
deniinln-undAiisfland. 

" Da: Umsatz lag 1985 bei unvaän- 
•derter Absatzmenge mit 414Jj (1923) 

! - MDL DM deutlich unter dem des Vor- 
jahres. Ursache hierfür iiänadi Anga- 
ben des Unternehmens der starke 
Preisrückgang . der ’ emgekauften 
, pflanzlichen Rohwaren und der Kurs- 

verfiaB des Dollar gegenüber der DM. 

Diese Epta Heklimg habe si ch airr-fr hn 
ersten Halbjahr 1986 verstärkt fortge- 
' setzt Gegenwärtig- beschäftigt das 
: Unternehmen etwa 350 Mitarbeiterin 1 
den Betriebsstellen Saatpresserei,' 

- Raffinerie und Härtung und den Äb- 


padebetrieben in der Verwaltung. Für 
den Herbst 2986 ist die Inbetriebnah- 
me neuer -Produktionskapazitäten in 
der Raffinerie vorgesehen, die aber 
Im wesentlichen der Kostensenkung 
dienen sollen. Da gleichzeitig ältere, 
weniger umwdtftamdliche Anlagen 
stüJgelegt werden sollen, werde sich 
die Kapazität insgesamt nur unwe- 
sentlich erhöhen. 

Von den Haüptabnehiner-Indu- 
strien entwickelten sich die Margari- 
ne-Industrie und der Futterfett-Sek- 
tor negativ, da beide Bereiche durch 
die Maßnahmen der Brüsseler Agrar- 
politik mit massiver Subventionie- 
rung der Milch- und Butterseite zu 
kämpfen - hätten, schreibt der Vor- 
stand. Andere Abnehmerbranchen, 
wie Softwaren- und Snackartikel-In- 
dustrie, zeigten weiterhin Zuwächse. 
Ebenso sei, zumindest mengenmä- 
ßig, das Geschäft im Export in fracht- 
günstig erreichbare EG-NachharTän- 
der positiv verlaufen. Schwierigkei- 
ten für die Zukunft erwartet das Un- 
ternehmen vor allem von den Brüsse- 
ler Agrare n tscheidungen, die nie vor- 
herzusehen seien. - 


Direktversicherung spart Geld 


/TJ. ehaltseihöhungen werden von 
VJ Arbeitnehmern manchmal nur 
mit verhaltener Freude registriert 
Der Grund: Je nach erreichter Prö-~ 
gressionsstufe vrirf eto erheblich«: 
Teil der Steigerung durch die Steuer 
wiederauffeezehrt Manchmal kann es 
sogar Vorkommen, daß das Mehr' an 
RinknnmiAn unterm Strich zu einem 
Mlnrnn auf, rfem Konto führt, da ‘Bin- . 
kommensgrenzen für Steuervergün- 
stigungen überschritten werden. ' - 
Der besonders hohen Besteuerung 
der Gehallsspitzen kämen Arbeit- 
nehmer allerdings entgehen, wenn sie 
auf einen Teil ihrer Bezüge „verzich- 
ten“. Der Weg führt über den Arbeit- 
geber. Er kann für seine Beschäftig- 
ten einen Lebensversicherungsver- 
trag abschließen und bis zu 200 DM 



vom monatlichen Entgelt (maximal 
also 2400 DM im Jahr) darauf einzate 
?pt>- Entsprechend daa steuer- 
pflichtige Entgelt 

Für die Prämie an die Lebensversi- 
cherung braucht nur em** Steuerpau- 
schale von zehn Prozent plus, Kir- 
chensteuer entrichtet z(i werden —al- 
so lediglich eän'finächtefl^ dessen* waäi : 
sonst fällig wäre/Zwar hat der Aroeä- 
geber nach den Steuervorschrfften 
die pauschale Lohn- und Kirchen- 
Steuer zu übernehmender darf damit 
aber der* A rty a-nrtmwT > x>foret «v - 

Die dmxdiKpes(d^J«j^veKi- 
chemng* Idie Bexträgo werden wdi- 
rekt“ vom AriwitgeberattdieLfeböis- 
vereidieriing-überwfeseqj gesparten 


düng des Arbeitnehmers zugute. Al- 
lerdings sind einige Auflagen zu be- 


ichten. Um später steuerfrei die Ge- 
winnbeteiligung aus der Versiche- 
rung einstreichen zu können, mufl 
■ der Vertrag eine Lau&eit von minde- 
stens zwölf Jahren haben. Auch darf 
er "teht vbr dem 60. Lebensjahr ab- 
laufen und während der Laufafät we- 
der belieben noch gekündigt oder ab- 
getretenwerden. 

In der Sozialversicherung gilt -fol- 
gendes: Die vom Arbeitsentgelt ab-_ | 
gezweigten Betrage werden zur Bei- 
tragsberechnung so herangezogen': 
als: wenn, sie ausgezahlt würden. Dafc 
vermeidet 'BmhnBi»n beim Kranken. 
gpH, beim Arbeitslosengöd und spIT 
ter bei der Rente. Wer allerdings nach 
Abzug der DirektversicherungspraL 
mie im Jahre 1986 mindestens noch 
4200 DM im Monat verdient, der zahlt' 
ohnehin den Höchstbeitrag. Entspl^* 
chendes gilt für die Renten- und Ar- 
beitslosenversicherung bei Gehältern 
oberhalb von 5600 DM monatlich. 

Ausgenommen von der Beitrags be- 
rechnung zur Sozialversicherung 
sind Direktversicherungsbeitr^, 
aber, wenn der Arbeitgeber diese KST 
träge zusätzlich normalen Ar- 
beitsentgelt zahlt - woraus sich eipfe 
besondere interessante Variante ei^r 
Erhöhung des T/ihm*; beziehungi^ 
weise Gehaltes ergibt Die Beitrags- 
freibeit besteht auch dann, wenn Di- 
rektverstehemngspräinien aus Sfe-. 
-dei 2 aldungen finanziert werden 
wa aus dem Weihnachtsgeld oder 
dem 13 . Mnnatggphait Die aus der 
Sondeizahlang finanzierte Direktver- 
sicherung hilft Sozialbeiträge sparen. 

Insgesamt kann die Beftragsbefret 
ung für Diiäfversichenrngsigämi«^ 
aus Sonderzahlungen (je nach Kran- 
kenkassen-Beitragssatz) rund 425 DM 
ausmachen. Hinzu kommen die von 
2400 DM eingesparten Steuern -tefk 
gesamt ein stolzier Betrag. - 

WOLFGANG BÜSJBr 


Elektronik wird immer bedeutender 

Breitschwerdt: Technische Überlegenheit sichert Zukunft der deutschen Autoindustrie 

Stückzahlen auf dem eigenen Markt 
der japanischen Konkurrenz entge- 
genzutreten. Sollte der Zusammen- 
schluß nicht gelingen, 1 so Breit- 
schwerdt weiter, „hätten wir eine gro- 
ße historische Chance verpaßt“. Eu- 
ropa müßte sich dann „wohl auf Dau- 
er mit einer weltgeschichtlichen Zu- 
schauerrolle begnügen“. 


WERNER NETTZEL, Stuttgart 

„Wenn wir heute einem 25jährigen 
Automobilingenieur den Auftrag er- 
teilen würden, ein Auto zu bauen, das 
[ialle in der Welt gültigen Zulassungs- 
Vorschriften erfüllt, dann hätte dieser 
bis zu seiner Pensionierung vielleicht 
gerade die Hälfte der zu beachtenden 
^Vorschriften gelesen. Konstruiert 
* hätte er bis dahin noch gar nichts.“ 
Mit Hiowm anschaulichen Beispiel 
verbindet Professor Werner Breit- 
schwerdt, Vorstandsvorsitzender der 
Daimler-Benz AG, die Forderung, 
nach Mitteln und Wegen zu suchen, 
die Informationsflut zu bewältigen 
und die Kommunikationswege in den 
Unternehmen zu verbessern. Auch 
auf diesem Gebiet der Anwendung 
neuer Technologien solle man sich 
seiner Auffassung nar»h in der Bun- 
desrepublik bemühen, internationa- 
ler Spitzenreiter zu werden. 

Wie Breitschwerdt auf einer Vor- 
tragsveranstaltung der Industrie- und 
Hand elskamm er Mittlerer Neckar in 
Stuttgart weiter ausführte, liege die 
Zukunftschance der deutschen Auto- 
industrie ganz eindeutig im Bautech- 

Voll ausgelastet 
im JubUäumsjahr 

Py. Düsseldorf 

Mit einem durchschnittlichen Jah- 
resumsatz von 120 MOL DM, in den 

nänhgtAn Mtvnafon voll BUS gelüsteten 

TCa pgyrtgten und phr gMTig wi Investi- 
tionen von 9 Mill. DM während der 
letzten fünf Jahre sieht die F.A 
Kümpers KG, Rheine/Westfalen, im 
100. Gründungqahr voller Zuversicht 
in die Zukunft Die Spinnerei, Webe- 
rei und Färberei, deren Geschäftslei- 
tung sich aus den vier Enkeln des 
Unternehmensgründers Franz-Au- 
gust Küm pers TUMmmauebt, stellt 
halte mit rund 830 Beschäftigten in 
drei Werken eine breite Palette von 
Garnen und Geweben her. 

Nach den Worten von Gustav- 
Adolf Kümpers sind die Spinnereien 
des Unternehmens mit deutscher und 
schweizerischer Spitzentechnologie 
ausgestattet und liefern sowohl die 
traditionellen Ringgame als auch 
hochwertige „Open end“-Game mit 
vollelektronischer Überwachung der 
Produktqualität Gegenwärtig hegt 
die Tagesproduktion bei durch- 
schnittlich 40 Tonnen. Das Ferti- 
gungsprogramm der Webereien er- 
streckt sich auf Rohgewebe für Heim- 
textilien, Bekleidungsstoße sowie 
technische Textilien. Die Jahrespro- 
duktion von Gamm hegt bei jährlich 
10000 -Tonnen, die Gewebeproduk- 
tiöfTbei nmd 67 000 Quadratmetern. 
Von der Produktionsmenge et- 

wa 55 Prozent in den Export Haupt- 
abnehmeriänder sind Frankreich, Ita» 
lieb und Großbritannien. Das von je- 
her sozial eingestellte Färnilieminter- 
nehmen hat bereits im Gründungs- 
jahr 1886 eine beute noch intakte Be- 
triebskrankenkasse geschaffen. Viele 
Mitarbeiter wohnen in Werkswoh- 
nungen sowie in 500 vom Untemeh- 
men mit zinsgünstigen oder zinslosen 
Dariehen finanzierten Eigenheimen. 


niseh überlegener und qualitativ 
hochwertiger Fahrzeuge. Die Elektro- 
nik werfe eines Tages für das Auto so 
bestimmend sein wie heute Motor, 
Achse und Getriebe. 

Wahrend die Elektronik heute im 
Durchschnitt erst 0,4 Prozent des 
Fahrzeugwertes ausmache, dürften es 
gplrpr Schatzung nach bis zum Jahre 
2000 über zehn Prozent sein. Aus die- 
ser Überlegung und aus dem Bestre- 
ben, Forschungsanstrengungen auf 
ein möglichst breites Anwendungs- 
spektrum umzulegen sowie Synergie- 
effekte zu erzielen, leite sich denn 
auch bei Daimler-Benz die Basisver- 
breiterung durch die Beteiligung an 
anderen Unternehmen ab. 

Im politischen Teil seiner Ausfüh- 
rungen betonte Breitschwerdt, er se- 
he immw mehr die Gefehr, „daß die 
Idee der Vereinigten Staaten von Eu- 
ropa letztlich auf dem Altar nationa- 
ler Egoismen geopfert wirf“. Ein frei- 
er Güteraustausch zu gleichen Bedin- 
gungen würde nicht nur die Wettbe- 
werbsintensitat erhöhen, sondern 
auch die europäischen Unternehmen 
in die Lage versetzen, mit hohen 


Im H i n bli c k auf die noch immer in 
der Öffentlichkeit geführte Diskus- 
sion über die aus baden-württember- 
gischen Landesmitteln (140 MIL DM) 
zu finanzierenden Erschließungs- 
maß nahme n für das geplante neue 
Pkw-Werk in Rastatt wies Breit- 
schwerdt den Vorwurf zurück, daß 
sich hier ein Großunternehmen auf 
Kosten des Steuerzahlers bereichere. 

Wörtlich sagte er „Wer immer 
mein t, aus der Ertragsstärke ethische 
und moralische Verzichtsansprüche 
ableiten zu müssen, der sollte dann 
auch sagen, wo denn gpin«»r Meinung 
nach die Gewinnschwelle liegt, von 
der an ein wirtschaftlich orientiertes 
und allgemein übliches unternehme- 
risches Handeln moralisch verwerf- 
lich ist.“ 


UNTERNEHMEN UND BRANCHEN 


Stabile Verzinsung 

Gütersloh (dos) - Die Bertelsmann 
AG, Gütersloh, die im Marz dieses 
Jahres 330 Mrn. DM Genußrechtska- 
pital an der Börse eingeführt hatte, 
wirf nicht nur für das Geschäftsjahr 
1985/86, sondern mindestens bis 
1988/89 dieses Kapital mit 15 Prozent 
verzinsen. Nach Angaben des Medi- 
en-Konzems ist die Voraussetzung 
dafür, nämlich eine Gesamtkapital- 
rendite von 6 Prozent, gesichert Für 
1985/86 errechne sich eine Rendite 
von knapp 15 Prozent Der Jahres- 
überschuß habe in der Hohe des Vor- 
jahresgewinns (337 MilL DM) gelegen. 
Do 1 Konzemumsatz, so heißt es, 
nahm gleichzeitig um 2,2 Prozent auf 
7,6 Mrd. DM zu. Ohne die Währungs- 
kurseffekte hätte sich ein Umsatzplus 
von fest 8 Prozent ergeben. 

Gewinn verdoppelt 

Düsseldorf (Py.) - Das schwedi- 
sche Software- und Beratungsunter- 
nehmen AB Programator, Stock- 
holm, das seit Ende 1984 auch in der 
Bundesrepublik vertreten ist hat im 
Geschäftsjahr 1985/86 (30.4.) mit um- 
gerechnet 35 Mül DM seinen konsoli- 
dierten Gewinn nach Steuern mehr 
als verdoppelt Auch der Umsatz zeig- 
te mit rund 514 MDR DM dieselbe 
Entwicklung. Gegenwärtig beschäf- 
tigt Programator rund 3400 Mitarbei- 
ter. Die deutsche Tochter, Programa- 
tic Software PS GmbH, Düsseldorf^ 
setzte 1985 etwa 3,5 MU1. DM um. 

Hansa forciert Export 

Stuttgart (nL) - Der Ausbau der 
Exportaktivitäten auf dem Sektor der 
Sanitärarmaturen brachte der Hansa 
Metall werke AG, Stuttgart, in der er- 
sten Jahreshälfte 1986 einen Umsatz- 
anstieg im Auslandsgeschäft von 


zehn Prozent Demgegenüber stag- 
nierte der Inlandsabsatz. In 1985 ist 
der konsolidierte Gruppenumsatz um 
5,3 Prozent auf 237 Will DM angestie- 
gen. Aus dem mit 3,2 (2,9) MIR DM 
ausgewiesenen Jahresüberschuß 
wird eine Dividende von unverändert 
acht Prozent auf das auf 15,8 MiR DM 
verdoppelte Aktienkapital ausge- 
schüttet Die Hansa-Gruppe zählt 
über 1600 Beschäftigte. 

Position gestärkt 

Düsseldorf (Py.) - Die britische 
Frachtorganisation MS AS Holding, 
plant eine strukturelle Neuordnung 
im deutschen Geschäftsbereich. Ab 
1987 wirf die kürzlich erworbene Jar- 
dine Cargo International GmbH mit 
der bisherigen deutschen Niederlas- 
sung der MSAS zu einer neuen 
Deutschland-Organisation zusam- 
mengeschlossen. Jardine und MSAS 
werden nach der Fusion weltweit 
rund 3500 Mitarbeiter beschäftigen. 

WGZ-Bank: Genoßscheme 

Düsseldorf (Py) - Die Westdeut- 
sche Genossenschaftszentralbank 
(WGZ-Bank), Düsseldorf das Zen- 
tralinstitut der Volksbanken, Raiffei- 
senbanken und Spar- und Darle- 
henskassen im Rheinland und in 
Westfalen, begibt Genußscheine im 
Volumen von nominal 75 MiR DM, 
die zur Zulassung zum amtlichen 
Handel an der Rheinisch-Westfäli- 
schen Börse zu Düsseldorf vorgese- 
hen sind. Die Emission erfolgt in zwei 
Tranchen: 50 Mül. DM mit einer Lauf- 
zeit von 15 Jahren und einem Festzins 
von 7,5 Prozent sowie 25 MiR DM mit 
25j5hrig pr Laufreit und einer Verzin- 
sung von 8^5 Prozent Der Emis- 
sionspreis beträgt für beide Tranchen 
101 Prozent 


Ertragseinbußen im Export 

Feinmechanische und optische Industrie spürt starke Mark 


VWD, Frankfurt 

Nach dem Exportboom des vergan- 
genen Jahres und dem Aufwärts- 
trend in den ersten sechs Monaten 
1986 ist die deutsche feinmechani- 
sche und optische Industrie für das 
zweite Halbjahr nur noch „bedingt 
optimistisch“. Zu dieser Wertung ge- 
lugt die Commerzbank AG, Frank- 
furt, in einer Branchenanalyse. Die 
Ende 1983 einsetzende Aufwärtsent- 
wicklung bescherte der Branche 1985 
einen Gesamtumsatz von 13,9 Mrd. 
DM (nominal plus elf, real plus neun 
Prozent). Die Zahl der Beschäftigten 
erhöhte sich um 4200 auf 127 000, Pro- 
duktion und Bestellungen stiegen um 
jeweils zehn Prozent Auch im ersten 
Halbjahr 1985 wuchsen Umsatz (plus 
6,6 Prozent) und Export (plus fünf 
Prozent) weiter. Die Einfuhren stie- 
gen um 4^ Prozent 

Während 1985 die Zuwachsrate der 
Auslandsorders mit gut 13 Prozent 
noch fest doppelt so hoch war wie die 
der Inlandsbestellungen (plus 6,9 

Prozent), lag im ersten Halbjahr 1986 
der Zuwachs der Auslandsnachfrage 
mit plus 6,4 Prozent unter jenem der 
Binnennachfrage (plus 8,5 Prozent). 
Die USA sind der wichtigste Aus- 
landsmarkt für die deutsche optische 
und feinmechanische Industrie. 1985 
verkaufte die Branche Waren im Wert 
von 10 Mrd. DM im Ausland (plus 20 
Prozent). 

„Der befürchtete Rückgang der 
Auslandsnachfrage aufgrund der nun 
wieder deutlich stärkeren Notierung 
der D-Mark gegenüber dem US-Dol- 
lar hat bislang noch kaum auf die 
Exportzahlen durchgeschlagen“, 
schreibt die Commerzbank. Das wer- 
de vielleicht schon im zweiten Halb- 
jahr geschehen. Denn die Investi- 
tionsgüterkonjunktur in der Bundes- 
republik und in den wichtigsten Ab- 
nehmermärkten halte zwar noch an 
und auch die Verbrauchsgutemach- 
frage komme vor allem im Inland in 
Schwung, doch im Auslandsgeschäft 


fehle die Sogwirkung, die 1985 von 
dem starken Dollar ausgegangen war. 

„Inwieweit die internationale 
Kundschaft auf die veränderten 
Preisrelationen der deutschen und 
amerikanischen Produkte auf dem 
Weltmarkt reagiert“, vermögen die 
Commerzbank-Analytiker allerdings 
noch nicht zu sagen.- Auf jeden Fall 
müsse aber mit Ertragseinbußen im 
Exportgeschäft gerechnet werfen. 

1985 hatte die Branche ihre Aus- 
landsengagements per Saldo um gut 
45 MUL DM aufgestockt Allein in Eu- 
ropa wurden 50,1 MiR DM investiert 
(davon 38,3 MUL in Frankreich), wäh- 
rend die Investitionen in USA, La- 
teinamerika und Asien entsprechend 
abgebaut wurden. Vom Gesamtum- 
satz der Branche 1985 (13,87 Mrd. DM) 
hatten die sechs Fachsparten folgen- 
de Anteile (in Prozent): Medizintech- 
nik 32,4, Meß- und Automatisierungs- 
technik 15,2, Optik und Labortechnik 
14,2, Feinmechanik 13,3, Foto- und 
Videotechnik 13 und Augenoptik 
zwölf 
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Die exklusive Tagung zum Inklusiv- 
preis von 199,- DM pro Person und Tag 
(an bestimmten Togen). Mit: Übernach- 
tung/Früftsiück Lunch oder Dinner 
Konferenzraum - KaNeepause ■ Geträn- 
ken. An Wbchenenden nocti günstiger. 
Fragen Sie uns. T6t r 069/7955228& 

Canadian Pacific Hotels 

HonEugPUH bwnvPKm FmnMuini&a 


„Bonni“ - alles zum Spielen 

Im Spielzeugfechhandel belebt sich die Konkurrenz 


hg. Bonn 

Am deutschen Spielwarenmarkt 
wird es immer lebendigen Der Fach- 
handel bekommt Konkurrenz durch 
neue Betriebstypen. So hat die Rich- 
ter Spiel+Hobby GmbH, Limburg, ei- 
ne 75prozentige Tochter der coop AG, 
kürzlich in Köln-Weiden ein Geschäft 
mit 260 Quadratmetern Verkaufsflä- 
che eröffriet; für Ende November 
nimmt ein 2000 Quadratmeter großer 
Fachmarkt in Essen den Betrieb auf, 
der mit preisaggressiven Angeboten 
einen Jahresumsatz von rund zehn 
MiR DM erzielen soR 

Die Einkaufsgenossenschaft Vedes 
eG, Nürnberg, plant ebenfalls die Er- 
richtung von vier Fachmarkten unter 
dem Namen „Bonni"; einer davon ist 
bereits verwirklicht Und schließlich 
wül sich der amerikanische Spielwa- 
ren-Händler Toys „R“ Us (Jahresum- 
satz 1,98 Mrd. Dollar), der in den USA 
270 Fachmärkte betreibt und noch 
einmal 25 im Ausland, demnächst am 


deutschen Spielwarenmarkt tum- 
meln, dessen Volumen auf rund 3,3 
Mrd. DM geschätzt wird. 

Nach Ansicht des Präsidenten Jo- 
seph R. Baczko bietet dieser Markt 
Wachstumschancen, „die wir durch 
ein ganzjähriges Spielwarenangebot 
ausschöpfen werden“. Für den Be- 
ginn sind fünf bis sechs Fachmärkte 
mit einer Verkaufsfläche von jeweils 
rund 3500 Quadratmetern geplant 
Die Suche nach Standorten mache 
keine Sehwierigkeiten^heißt es; aller- 
dings sollen ’sie" räiünllch nicht allzu 
weit voneinander entfernt sein. 

Geschäftsleitung und Zentrallager 
sollen in Köln angesiedelt werden; 
dafür benötige man rund 30 bis 40 
Mitarbeiter. Insgesamt soll die Zahl 
der Mitarbeiter in der Bundesrepu- 
blik Deutschland am Ende des ersten 
Jahres bei rund 1500 liegen. Zum Ge- 
schäftsführer wurde Arndt Klöser 
(früherer Kaufhof-, Metro- und coop- 
Manager) bestellt 
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BnescHwarze Fläche, vom ZOOM-Kopieref SANYO SFT 
Z 122 kopiert oder vergrößert. Ist eh AhA-Eriebnls, So 
randscharf. so flächencieckend sdiwarzundganzohne 
Ausbrüche, daß Ste üngläubig mit dem Fmger darüber- 
fahren werden 

Schicken Sie uns den Coupon und Sie halten postwen- 
dend eine Originalkopte dieser Anzeige in Händen. Und 
auch einen äustfEtfWehen Prospekt, der Ihnenplles Wis- 
senswerte über den SFT Z 122 sagt. . 

Natürlich infoirnieren wir Sie auch geme über das 
SANYO Kop^-GesGrntprpgramrri vom flextolen 
und trogbaen .feercri-Kopterer bis zum; prpfessio- 
neBen KopienCertter.;-.- . - • ' 
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SFT-Z/122 Der komfortable 
ZÖOM-Kopierer. ■ 


Automatischer Originaleinzug 
für bis zu 50 Exemplare 


Bnzelblatteinzug 

Papiefcassetten mit 
Formatwahl auf Knopfdruck 

1500-Biatt-Cassette 
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^TEST-KOPIER-COUPON für cusführttches irrtorMatenahitjef 

D den SFT Z 122 O des SANYO Kopier er ■Gescrrrtpfogrärmv' ■ "».* 

Mama Firma -~— 

Strato 

Pß-Ön 


Töteten 

SANYO Büro-Bectfofw Europa Vertrieb GmbH 
Postfach 801740-80» München 60 • Tel 089/416040 



für das effektive Büro 
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Options Handel 

r iifcinL i. io. im; 

1425 Optionen ■ 70 950 ( 75000 ) Aktion, 
davon 103 Verfcai/fsoptlanen « 5200 Aktien. 


Kartopdoaw AEO 1 - 300 / 2 SG: 320 / 20 ; 340 / 11 ; 4 - 
300 / 40 G; 320 / 34 ; 340 / 28 ; 350 / 16 ; 7 - 52 Q/ 40 G; 340 / 53 G; 
Agl* 4 - 440 MQG; BASF 1 - 260 / 308 ; 270 / 21 G; 280 / 16 G; 
29 C/ 1 Z/B; 300 / 9 , 4 ; 31 Q/ 6 B; 320 / 58 ; 330 / 4 ; «- 260 / 488 ; 
280 / 28 ; 500 / 1 6 G; 32 IV 10 B; 340 / 5 G; 7 - 300 / 358 ; 320 / 198 ; 
340 / 108 ; Barer MW 29 G; 290 / 2 »; 300 / 15 , 1 ; 310 / 14 ; 
320 / 9 ; 340 / 5 . 1 G; 4 - 300 / 28 , 28 ; 320 / 20 G; 340 / 178 ; 340 «; 
7 - 320 / 35 B; 340 / 258 ; 140 / 88 ; MC 1 - 340 / 18 , 68 ; BHF 1 - 
600 / 15 G; Boy. Hype 1 - 40 C/ 40 G: Bekehr 1 - 120 / 20 G; 
MW 7 . 6 G; MW 1 - 564 .S/ 6 DG; 500 / 506 ; 450 / 25 ; 700 / 188 ; 
750 / 7 ; 4 - 55 Ö/ 9 ÜS; 600 / 62 G; 650 / 5 Ö 8 ; 700 / 306 ; 750 /ZDG; 
7 - 500 / 908 ; 550 / 708 ; 700 / 508 ; 750 / 3 SG; Bar. VmML 
1 - 550 / 25 ; 5 - 650 / 158 ; »eensrHik. 1 - 292 / 42 G: » 0 / 40 ; 
320 / 2 »* 340 / 22 ; 360 / 16 ; 380 / 11 G; 400 / 1 DG; 4 - 320 M 0 G; 
340 / 308 ; 360 /Z 7 B; 400 «»; 7 - 340 / 35 G; Canti 1 - 520 / 18 ; 
340 / 158 ; 4 - 320 / 3 SB; 340 / 22 G; 360 / 16 ; 360 / 9 ; 7 - 340 / 36 G; 
DoWe 1 * 1200 / 115 ; 1300 / 60 G; 1400 / 48 G; 1500 / 30 G; 
1500 / 188 ; 4 - 1200 / 1 50 G; 1300 / 9 SG; 1400 / 80 G; 1500 / 458 ; 
1500 / 21 G; 7 - 1500 / 1508 ; 1 400 / 1 00 G; 150 Q/ 55 G; Gatader 
am u 1 - 158 ^ 5 / 1 7 G; Dt BotsoKfc St. 1 - 2 O 0 / 15 G; 
220 / 108 ; 4 - 200 / 24 G; 220 / 2 »; DttMe 8 k 1 -BOOMS; 
650 / 30 ; 900 / 19 ; 950 / 1 OB; 4800 / 79 , 18 ; 050 «; 900 / 30 ; 
950 / 18 ; Dogaisnl 140 / 9 SB; 500 / 388 ; 55 W 19 G; 7 - 500 / 4 IG; 
5 S 0 / 2 SG; Drextaer Bk 1 -W 70 G; 4 Z 0 / 26 G: 440 / 20 G; 
450 / 17 ; 480 / 148 ; 500 / 13 : 4 * 420 / 27 ; 440 / 308 ; 450 / 22 ; 480 / 1 7 ; 
OM SL 4 - 260 / 1 4 G; MM Vz. 1 - 200 / 108 ; Hnipeeer 4 * 
340 / 10 G; ni td d 1 - 250 / 188 ; 270 / 15 ; 280 / 128 ; 300 «* 
4 - 260 / 358 ; 28005 , 1 ; 30002 ; 320 /SG; 340 / 4 * 3 ; 7 - 250 / 42 G; 
280 / 20 G; 30071 6 G; Hoesch 1 - 130 / 22 G; 140 / 13 G; 150 / 9 G; 
160 / 7 ; 170 / 3 * 3 ; 1 B 0 / 2 G; 190 / 4 G: 4 - 140 / 19 G,- 1 SQ/ 16 JB; 
160/1 2 G: 170 / 7 G; 1 M/ 4 . 95 G: 190 / 3 .SG; 200 / 3 G; Karstadt 
1 - 440 / 28 *); 460/1 SG; KasSxri 1 - 50 Q/ 25 G; 550 / 22 G; 4 - 
500 / 558 ; KHO 1 -Z 20 / 21 B; 250 / 4 G; 4 -Z 60 /W; HBckner 1 . 
80 MB; H/ 5 B; 90 / 48 ; 95 / 38 ; 4 - 70 / 14 G; 80 «; 90 / 6 ; 95 / 58 ; 
100 / 2 G; 7 - 80 / 1 0 G; liftauMi Sl 1 - 180 / 18 G; 190 / 17 ; 
200 /IS; 4 - 180 / 238 ; 190 / 2 »; 200 / 158 ; 7 - 180 / 3 »; 190 / 2 /B; 
200 / 258 ; I Wl» VI W 70 / 188 ; 180 / 158 ; 190 / 10 $; 
200 / 7 B; 4 - 160 / 268 ; 170068 ; 180 / 148 ; 190 / 128 ; 20 Q/ 9 . 1 B; 
7 -W 0 B 48 ; 1 70 / 21 B; 180 / 19 B; 190 / 178 : 200 / 158 ; Merod es 
1 - 1100 / 85 G; 1200 / 5 IG; 4 - 1200 / 908 ; 7 - 1200 / 11 0 G. 
1300 / 4 SG; 140 W 30 G; M ta n /lge* 1 - 340 / 306 : Meeeee- 
■Mee 1 - 150 / 250 ; 170 / 20 ; 1 S 0 / 15 ; 190 / 1 0 G; 200 / 5 , 9 , 
220 / 4 234 / 3 , 55 ; 240 / 36 ; 4 - 170008 ; 150 / 255 ; 19 Ü/ 1 BG; 
200 / 1 ZJ; 220 / 88 ; 240 / 5 * 3 : Mederf 1 - 7 S 0 / 36 B; 100 / 2166 ; 
4 * 700 / 15 ; 800 / 32 G; Pree wjg 1 - 200 / 238 ; 220 / 120 ; 240 / 7 B; 
4 - 240 / 138 ; 7 - 240 / 1 5 G; 26 Q/ 7 G; NE St 1 - 200 / 1 SS; 220 / 88 ; 
240 / 4 * 3 ; 4 * 200 / 288 ; »rman- ?mir..T.wimr..wni u. 

. 1 - 200 / 1 sb; 4200 / 22 B; 


4 - 600 / 60 G; ' 700 / 256 ; 7 - 600 / 7 DG; Kofi + Sota 1 - 2 KB 38 B; 
S 20 / 10 G; 4 - 340 / 27 B; 360 / 128 ; Ihem 1 - 650 / 67 , 1 G;; 
700 / 41 »; 750 / 20 ; 800/1 IG; 4 - 700 / 65 G; 750 / 408 ; 800 / 308 ; ‘ 
850 / 18 ; 7 - 70 Q/ 80 G; Tbyseee 1 - 140 / 21 ; tSO/IS;. 150 / 98 ;; 
170 / 58 ; 1 B 0 / 34 >; 20 Q/ 2 £B;. 6 - 1 S 0 / 20 ; 15006 ; 17 QnC- 
180 / 7 , 98 ; 2 ÄV 4 . 9 G; Vafae 4 - 2 M/ 21 ; 30 W 4 G; 310 / 108 ;. 
320 / 58 ; 4 - 300 / 22 G; 520 / 1 5 G; 7 - 540 / 1 0 G; 360 fl 6 G; fW 
1 - 15 JV 11 B: 4 - 160 / 128 ; VW M 6 a« 0 G; 479 / 5 M; SOOWGr 
S 19 / 39 JB; 529 / 33 ;iG; 5 S 0 / 288 ; 579719 .«; 600 / 198 ; 4 -, 
440 / 9 SG; 460 /BSG; 48 Q/ 7 QG; S 0 B/S 7 . 1 G; 5 S 0 /WG; 
600 / 30 G; 650 / 22 ; 7 - 460 / 11 DG; 4 SVT 00 G; 500 /SSG; 
SS 0 / 65 G; 60 C/ 45 G; Akai 1 - 65 / 5 , 98 ; 70 / 48 ; 4 - 6 W 1 ZB; 
65 / 98 ; 70 / 6 M; Oepder 1 JB 5 / 7 B; 90 / 2 Ä 4 - 70/1 tG; 
80 / 98 ; 90 / 3 J 5 G; Bf 4 - 90 /W 8 ; tOBQlB: Geweal Motors 
4 - 150 / 98 ; MM 1400 / 11 ; 320 / 58 ; 540 / 4 * 3 ; 4 - 3000 9 G; 
340 / 106 ; 7 . 320 /tffl; Monk Hr*e - 4 W 5 G; 

45098 ; 50 / 1 /B; 4 - 40 / 7 G; 45 / 4 G; 50 ß 8 ; 7 - 50 / 6 B; 
1 - 4506 G; 50 O 5 G; 55 / 1 ^, 440 / 9 * 3 ; 4 S«G; 50 / 4 G; 
5503 ; Koysd Detdi 1 - 16 Q/ 17 B; 190 / 1 »; 2 »V 7 B; - 4 - 
18 W 2 DG; 190 /T 3 : 200 / 10 ; Xem M 20 / 7 G; 4 - 12 On 2 & 


«erfcoetaepdoaee: AB 1 - 260 / 3 * 3 ; 260 / 9 G; 320 / 1 8 G, 
4 - 260 / 7 G; 7 S 0 / 13 G; 300 / 206 ; BASF 1 * 240 / 86 ; Z 70 / 10 G; 
290/1 88 ;- 4 - 24 C/ 8 G; 30 Q/ 34 B; Bayer 1 - 30 W 20 G; BW 1 - 
500 / 5 G: Boy. Hype 1 - 600 / 30 G; BMW 1 - 550068 : 600 / 406 : 
Ci— toll 1 - 300 / 1 ( 168 ; 332 / 218 ; 340 / 26 . 1 G; 4 -MU 9 G; 
320 / 1 BG; Coeti 1 - 38 V 2 »; Petotar 1 - 1 100 / 266 ; 120 Q/ 40 B; 
1300 / 808 ; 4 - 120 Q/ 60 G; Deutsche Bk 1 - 750 / 308 ; 800 / 456 ; 
4 - 758 / 456 ; Dreidaer Bk 1 * 400 / 198 ; 4 - 40 CV 22 B; Hoechst 
1 -SößJG; 26 Q/ 14 G; 4 - 240 / 4 G; 260 / 2 »; Hmsc* 1 - 
1 30 /IG; 140 / 4 ; 150711 ; 4 - 140 n 3 JB;Kantodt T- 42 tV 24 jG; 
4 - 42 Q/ 34 G; Kaefhef 4400 / 30 G; KH 0 1 - 220 / 2 »; KBdtaer 
T- 7 U/ 2 G; 75 / 56 ; 60 / 9 ^ 8 ; 90 / 168 ; 95 «W 6 ; 4 - 70 rtG; 
90 / 19 , 68 ; 95056 ; 7 * 70 / 5 , 10 ; M erced ss 1 - 1100 / 17 G; 4 - 
1100 / 30 G; 1 200 /IOOG; Moe e enaee 1 - 150 / 4 G; 170 / 6 . 59 ; 
180 / 13 B; 4 - 1 SQ/ 6 G; 160 / 9 ; 170/1 IG; 180 / 19 . 48 ; Nbderi 
1 - 600 / 66 ; Barsche 140 Q/ 15 G; 1000 / 4 »; 4 - 9 CO/ 25 G; NE 
SL 1 - 200 / 7 B; 4 - 200 / 108 ; RWE Vr. 4 - 180 / 6 G; Schering 1 * 
500 / 28 * 5 ; KM * Satz 1 - 250 / 5 G; 7 - 280 / 22 ^ 8 ; Sieneei 
1 - 550 / 48 ; 500 / 1 »; 650 / 30 ; 700 / 418 ; Ihysse* 1 - 140 / 5 . 4 ; 
150 / 8 * 5 ; MO/ 1348 ; 178 / 248 ; 180 / 3 »; 4 - 130 / 4 . 9 B; 
140 / 106 ; 150 / 12 ; 170 / 29 .»; Veba 1 - 280 « 8 ; 29 CV 13 G, 
300 / 236 ; WH 1 -T 54 /K 3 .- VW W 60 rt 1 ; 479 / 2 »; 480 / 3 CB; 
440 Qra»^AfMn 1 - 55 / 66 ; 7 B/ 7 G; 4 - 65 / 7 B; Chrysler «. 
7 IV 3 G; 75 / 58 ; - 85 ^ 56 ; 4 - 80 / 1 2 fl; Ge—dt Meten 4 - 
140/1 SG; MM 1 - 260 / 9 G; 4 - 260 a 3 G; Uttoe 4 - 14 ® 9 G; 
Henk Hydro 1 - 40 / 2 G; 45 / 68 ; BMHpa 4 -W 1 B; 4 S/ZB; 
50 / 86 . 


Rentenoptronen 


cKP. 


Kanfa p tta nm. 7 EWHeed S 2 K 9 Q): AMW- 108 / 1 JG; . 
.IIOrtXSGrOKlW-IOäASG; 108 «G; 71 / 2 *tad»in( 91 )r.. 
•AJM 87 - 108 A*»; 0 X 787 - 106 / 3 * 3 ; 10 B« 2 G; i 1/2 Beed 
R m): ABMT- 112 / 1 * 3 ; ' 114 / 8 * 3 ; . OKIS 7 - 112 / 2 . 7 G; 
T 14 / 1 *G;«,W 4 Bedd BZ (PZJi APM 7 t 114 / 1 * 3 ; 116 / 0 * 3 ; 
: ^OKTte- 1 T 4 A 5 G; .U 6 rt J 2 G; 7 1/2 Beed Ul ( 95 ); AMS 7 - 
106 /l.BG, itanjG; OKT 87 - 108 / 5 G; * Baad 85 (TSV 
APBf 7 - 1 K^ 1 * 3 : n 2 /HflG; OKTK 7 - 11 Q/ 5 * 3 ; 112 /T*G; «' 

:w hedu » m *n*r-ii 2 njG;vmx,; onw- 

Bwd 64 /M; APt 87 -lO*rt* 3 ; 110 / 0 * 3 ; 
OKOÜMK 3 G; 110 / 1 * 3 ; 7 BnadSS > ( 95 )rAMra 7 - 106 /lG; 
lOS^TOCnr-lMMG; U& 05 G; 7 1 A faad U D (K)t 
.■ntgggSniG; . 108 / 0 * 3 ; ■' 110 / 0 * 3 ; \OKVB 7 - 106 / 3 * 3 ; 
108 / 2 * 3 : 61/4 Beed « ( 95 ): APU 7 - 104 / 1 JG; T 04 / 3 G; 
1 D 6 / 1 . 7 G; 4112 Beed IS ( 9 Sb A« 87 - 104 /O^G; 106 / 0 * 3 ; 
ORTp-HB/S* 3 ; WWS; 7 1/8 Betai B (ISh AMS 7 - 
I 04 h* 3 ; 106 »* 3 ; OKT 87 - 104 GG; 106 / 1 * 3 ; 7 Pest 8 S 
(P 7 jrAMBT- 106 /D* 3 ; 104 / 3 G; 106 / 1 , SG 

Vertadrfseprieeen 7 5 M Beed >2 1 ( 90 ): AP«* 7 - 108 / 1 * 3 ; 
11 Q/ 7 . 5 G; QK)B 7 * 10 B/ 2 * 3 ; 110 / 3 * 3 . 71/2 Band 83 ||| 
( 71 p OKTB 7 - 10 B/ 2 . 7 G: 11 IK 3 JG; I IR Baad 82 ( 72 t 
AP 887 - 1 12 / 1 * 3 . 114 / 27 G; OCT 87 - 1 12 / 3 * 3 ; 114 / 4 * 3 ; 8 
5 M Band 82 ( 9 Z): 0 X 187 - 114 ^* 3 ; 116 / 4 * 3 ; 7 1/2 Baad 
D f ( 93 p APR 87 - 1 08 / 1 * 3 ; 110 R 2 G; «( 1 B 7 - 108 R 4 G; 
110 / 3 * 3 ; » Baad U ( 95 ): APB 87 . 112 RSG: 114 / 4 * 3 ; 
OKT 87 - 1 IO/ 34 G; 112 / 4 G, 8 1/4 Baad U E ( 95 p APB 87 - 
112 / 1 * 3 , 114 / 2 . 7 G; 116 «* 3 ; OKT 87 - 110 ß, 7 G; 112 / 3 iG; 
7 . 1 « M/ 94 : AMS 7 - 108 / 1 . 7 G; 110 / 2 * 3 ; 112 / 4 * 3 ; 

0 X 167 - 106 / 2 * 3 ; 108 / 3 G; 110 / 4 ( 3 ; 7 Baad 69 I ( 95 h 
AKB 7 - 106 / 1 * 3 . 108 / 3 , TG; 110 /SG; OKT 87 - 10 V 2 JG 
106 / 3 * 3: 7 IM Beod 85 11 ( 95 ): OK 187 - 104 R* 3 ; lOfißG 
108 / 4 G; t SM Beod S | 9 S); 4 >KIB 7 - 102 / 3 , 7 G; 104 / 3*3 6 
1/2 fttad M (Mp AHM 7 -I 06 ß* 3 ; I 06 ß* 3 ; OKIB 7 - 
102 / 2 * 3 ; 104 /MG; 7 1/8 tato 85 ( 95 p AP 987 - 1 06 / 2 * 3 ' 
108 / 4 * 5 ; 08117 - 104 / 3 * 3 ; 104 / 4 G; 7 fest 85 ( 97 t 
APBV-IOVkSG; 110 / 5 * 3 . OKI 87 - 10 Zß* 3 ; 104 G 7 G 

Junge Aktien 

Seiltar Hetffles 81 0 G, VAB 2800 . Ddnshluir. Affianz Vers. 
2240 G. BMW 601 . Goklsdwi. 245 . IKB 278 , Lahnfcari« 

K ISS-Mwhtom ASanz V*r*. 2260 , BMW 605 , 
fraa^ca Vt 67 BT, Fuchs. SL " 175 G, Fuchs Vz. 160 ÖG. 

™' "« Mogdtorur^er W^ 

d«s 1120 . Vmes Vz. ISO. Hanbem: — ITai iis Msrce 
des 1100 ,Stwnpl 125 G. VAB 2910 . 

fesnBiiartd e r IW n l d u il . Cotonla 5 . Magd. Feg« 190 , 
TOJgo enrt . VW 25 , Zanders 8 . f s a a k l uii. Gofotoa 5 l 
M cgd.FeaBr 190 ,VWH.MBoebe«VW 2 S. r 


Devisenmärkte 


Dis lebwBhrttng Wurde am i. Oktober ahaeMttoituisde« 
Bundesbank mh 2 /B 7 S «estgesteDi. DiesporocfisiawäAllnn- 
HMtal d« Bvndasba* ugvncttai des floflor ofiddes PfuflO 
SttaSno NnterVnBen'dodi Sporen, da rot <fm MtaSditoit 
taervertagnea wiedv närtar beerdnsü. Dot'DQ | - 
"S,*** 1 .* 11 » sota rehfg wftdwn'J^&DM 
? ur zu,fctt, ^»> 9 iivo*A 4 ^^ 
ytono e Rade von US-BnomwlntsTar Baknf iintfiU Vsw/‘ 

weherer Wkndwfttdatan In dm IßA D* 
Pfund hieb knapp behavpiM. Der Schweizer ftwitonimd 
derywgUenetwto nach. Dia zufclte potwurtgacttEfc- 
tan Wahnmgon Dänische Krone. Nor^n^sdie'Kions und 
Söwwfcd» Krona woren erhöh.- UMWarkt An(Mon> 
p 905 ; BrOssel 42 * 25 ; Paris 6 * 05 ; -Maifond 140 L 00 ; Vfiwi 
JJ^™^ 1645 S; Ir. Phind/M tj 44 * 1 ; 

Devisen und Sorten 

FfmM. Dwh. WechsJortM* * 



NewYö*i 

Lcndon 1 

Dublin 1 

Momieo) 1 

Anale W. 

Zürich 

Brüssel 

Poris 

Kops ritt 

Odo 

Stock*. 

Mdtantf- 

Wien 

Madrid 

Iteaton*' 

Tokio 

Helsinki 

Belgrad' •• 


.Athen* “ 
-'Ankara* * 
Sydnoy 


>aa Geld Mal Karr 1 AahatfVs'faxri 

?nS 2 ^l 5 W 315 2*204 1 ^’' M 

IW 2 . 92 S 2.939 2*4 S# J» 

!&5 2,734 2 748 2/37 - Ui 2 * 
«6 ^4552 1 . 46 K. iJS 
5(00 88 . 4(5 88 A 2 S «n - U St - 89^3 

ifi ’«.» ia5 .iSS-tKfi 

"(00 4* 4.SJ «J84 4 a -4* 

5 “ »-«5 306 « -sS M 

*nn 2b - V »» 

WO 27 Jp 27 * 26 U 2630 ‘ Ä® 

WD 29 J 6 - 29.42 29*1 28 jO --Ä®- 

’W 1(4415 1.4515 1 A 715 ' 1,41 Vj 
f -00 t <(791 14.231 14.151 KiO- 
u? Mil iSt * 1 . 4 » • 1 . 46 ' ' .JM 

, 1 S un.--w ijo. J # 

5 *i 1*05 1 * 55 ’ UlSS -.rUr- w? 

W *1-22 HAI 

20^.- -VB.' 15Ü 


Sydiwy- - 1^9S im ' ; - w'Ut 

luft^kvng . 25 * 2 W 1 -- -- 

*0to h> Hunde«; *1 Dolor; =1 Phimi; 

Mh9«em von dar Dresdner Bank AG.fpäfi^-. ;■ . r 


- -V 1 ^ 




























































































^Oktober 1886 229 - DIE TOLT 


Lr.-- 






FESTVERZINSLICHE WERTPAPIERE 


Wende am Rentenmarkt 


Noch Togoo iDddfluflgar Krn 
W ende. OflMffidM Ldnglfiufor 
HacMranMHMMiofllilMnri 


Kirm gab as am Mittwoch am RoatoBmarkt «Im 
H faiior zogen bi» zu knapp oinon Punkt an. Die 

Ibanriogand aus dam Ausland gokommon sein, wo 


. Nachfrage bei Ihm sonabanriogand aus dom Ausland gekommen sein, wo 
: erneut Hoffnungen auf Ztassenkungen aufgotaudit sind. Auf dar KSofeisehe 
dSvftaa aber auch Inlfindlscho Stollen gomgon haben, die Hckdodranaoa 
: vorzuBobaon batten. Die «reundHcbe Tendenz entlockte sich auch auf die I» 
Bun d ojo bU gatio noo. die bis zu 0,55 P ro zen tpu nkte a mögen. 
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Äf§glpn eine Reihe neuer Kopierer entwickelt. 
Undikie Reihe neuer Maßstäbe 

ienpjPw »Ti> • Erstens durch die optimale Abstimmung von für Ihren effektiven Leistungsbedarf cmzu- Rank Xerox gibt Ihnen gern weitere 

iinrf Knp ir mm Hi-rm y Technologie und BcdienerfreundlichkeiL setzen. Drittens durch Innovationen, die Informationen: Schicken Sie e infa c h den 

Nameo: Xerox. Denn (fie neuen Xerox *• Zweitens durch die Schaffung von ein- Ihnen noch mehr Arbeit als bisher abneh- nebenstehenden Coupon ein. 

gft pi prhf nRerSTv» dr> 5K* dfqiri 0en I Hre es ihnen men - und zwar mit jedem der neuen Oder wählen Sie Btx * 55477 #. 

andere werden messen lassen mOsseo: ertauben, den jeweils effektivsten Kopierer Xerox Kopierer. 
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Warenpreise - Termine 


Fester schlossen am Dienstag die Gold- und Sil 
bemotieiunges an der New Yorker Comex. 
Biuehteilige Aufschläge verzeichnete Kupfer. 
Gut behauptet schloß Kakao» niedriger ging Kaf- 
fee aus dem Markt. 



Getreide/Getreideprodukte 


’.vSZHN CUcsga [t/bwhj 

SU. 793. 

oi msjo-msjo mw-w.Tj 

Man 256JO-B7JO 2A1J9X-Z62.Q0 

Mei 244J0-Z44.50 246.75-246,50 


WBZSN WMp«g (untSfl) 
Wheai Board df. 

Si.L 1 CW 198,98 

Am. Dumm 176.76 

19*78 

196X0 

ROGGEN ^ Wtanlpsg (enrvS/t) 


Okt 

95,50 

973 

DeL 

»JQ 

9*80 

März 

1CQJ0 

100.50 

HAFER WlnkMg(can. S/i) 





Dez. 

7W0 

7*60 

März 

SQJ0 

80,00 

HAf ER Qricago (c/bu&h) 


Okt 

12*25 

12*00 

Nterc 

129.00 

129X0 

Md 

12*00 

12*3 

MAIS CUcagg (c/bush) 


Oh 

176X0-177.00 

179X0-17*50 

März 

1863-186X0 

188J0-187.75 

Md 

191X0 

191,75-19*00 

GEESTE Wbaiptoj (oanX/t) 


Okt. 

87,10 

8*00 

Du 

85X0 

B*B0 

März 

87.60 

8*10 

GeiwSntttel 

KAFFS Nn York (c/lb) 



MX. 

»X. 

Dez. 

2O1J0-2Q2JO 

205X0-210x0 

März 

7943-1WJ0 

197jO-J97,75 

Mal 

192X8 

1963-196J0 

KAKAO NewtoifclS/t] 



3*9. 

393. 

Dez. 

2006-2015 

2020-2025 

März 

2032-2035 

2025-2030 

Mai 

2055-2056 

2047-2048 

Umsatz 

3214 

3786 


ZUCKER No« YoA (c/lb) 


Nr. 11 Okt 

3 an 

Marz 

Mal 

Juni 

Umsatz 


5,00-5,05 

5,65-5,75 

6^6-630 

6,464X0 

6.59-6.6$ 

27201 


4.42- 437 
535-530 
5,97-5,98 
622-423 

6.42- 445 
20252 


Isa-Prois tob karibische Höfen (US-cOb) 

4 M 484 


KAFFS LonlM (£71) Robvita 



10». 

29X. 

Nov. 

2330-2535 

2435-2437 

Am. 

2291-2295 

2375-2437 

März 

2235-2240 

- 

Umsatz 

9485 

4795 

KAKAO lowlea (£71) 


De: 

1491-1492 

1522-1523 

Morz 

1533-1534 

1564-1564, 

Md 

1554-1558 

-1 

Umsai: 

4576 

2125 

ZU« ER loadaa (Sfr) NrX (tob) 



3*9. 

793. 

OU. 

- 

1O3XO-105J0, 

Der 

126X0-127.40 

121JO-122JO | 

März 

140,00-140,20 

134X0-134.80 

Umsatz 

51S1 

3455 1 




Kbiv. 

1.1* 

50». 

Sarawjpez. 

962.50 

932X0 

woi*Saiaw. 

1590 J0 

1390JIO 

wdß.Munt 

1405 JO 

1405.00 


ORANGENSAFT Na« Tat (c/lb] 



3*». 

393. 

Nov. 

1053-105.75 

107.00-107.4G 

ton 

107 J0 

107JD-108,10 

März 

107X0-107 J0 

108,40-108X0 

Mai 

108X5 

109JD-1093 

toi 

108,90-1 09 JO 

109.70-10980; 

Umsatz 

400 

300: 


Oie, Fette, Tletpwdukte 


ERDNUSSÖL New Yak (c/ttj) 

Södstaaten fob Werk 

W. 7S3, 

27,00 27JQ 


MAISÖL Nmr Yak (cflb) 
US-MinefwesWaatefl (ob Werk 

19.25 tUQ 


SOJAÖL O*eogo (c/lb) 

14.15-M.15 

Dkl 

14x7-1*28 

Qez. 

14J3.14X5 

14.75-M.7: 

Jui 

14.96-J*» 

14J7 

Uärz 

15.» 

1M( 

Mai 

15.43 

1*35 

toS 

15.60 

15X9-15JL 

Aue. 

1*60 

15X0 


BAUMWOUSAATÖL Nm York (c/lb) 
WsstasippHol fob Werk. 

14,00 143)0 


SCHMALZ Chicago (c/lb) 
loco lose 15,00 1400 

Chaise wMle tiog 1 56 fr. r. 

10,62 1462 


TALG New York (c/to) 
top white 12,00 11,50 

toncy 1130 11J00 

Weicht. 1175 10.75 

yellow max, 10fr fc.F 

8.75 425 


SCHWBNE CMcogo (dlb) 

Okt. 1235-52.15 5135 

Dez. 51XO-S1.7B 51.95 

Febr. 50,45-5035 5137 


SCHWEINEBÄUCHE 
Febr. 67. 

Mörz £470-6635 

Mai 6450-6637 


(c/lb) 

'32 6475-6485 

67,756735 
67306730 


HÄUTE Chicago (dlb) 

549. 733. 

Ochsen ei Mt sdswera River Northern 

66.00 6400 

Ktri» ein* schwere Bver Northern 

58.00-5930 54004930 


SOJASCHROTCWomo (S/sht) 

Okt. 1513 1513-151,9 

Del 152,1-152,2 152,9-1523 

Jen. 1524-1523 153.7-1533 

Mörz 1553-1543 154,7-1543 

Mal 15S.0 155.7 

toO 1553 1553 

Aug. 1540 157.0-1545 


LBNSAAT Wkadcwg (eon. 5h) 

54». »3. 

OkL 244,0-2443 25400 

Dez. 24»3 25430 

Man S45 26230 


KOKOSÖL Ne« Yak (c/lbJ-Westk. tob Werk 
349. 293. 

1230 1230 


30». 

54030 


ERDNUSSÖL tonewtoa (SA] 
legi. Merk. 1.14 

df 545.00 

LEINÖL fcnwdoa (S/t) 

]egl Merk. ex Tank 

590,00 43530 

PALMÖL Baienta« (SOgt) - Somalia 
df 242,50 22530 


SOMÖLkateniaa (hfl/100 kg) 
roh Mederl fob Werk 

71.00 


6730 


KOKOSÖL 

df 


(5/1gt) - PHKppinan 
50030 270,00 


LEINSAAT Rotterdam (S/t) - Kanada Nr. 1 
df 20030 19730 


Wolle, Fasen, Kautschuk 


BAUMWOLLE Nme Tarif (cflb) 


Kanu.m 

Okt. 

DM 
MdR 
Mal 
JuB 
Okt. 


SU. 
4400-4410 
4635 
4477 
4730 
4730 
493969.10 


3». 

4433-4435 

4435 

4477 

4530 

4530 

47ja 


KAUTSCHUK NemTak (c/lb) 
Händlerpreis loco RSS-1 

445Q 


4630 


WOUX Leeden (NeusL c/kg)- Kreuzt 

1-1IL 3U. 

OkL 571-515 568-577 

Dez. 555-570 553-558 

Jan. 555-565 553-557 

Umsatz 2342 2392 


WOLLE Baobab (FAg) Kämmt 
1.16. 

Okt mag. 

Dez. ausg, 


Umwfz 

Tendenz: ruMg 


SU. 

ousg. 

autg 


WOLLE Sydney (aestr. c/kg) 
Merino- Scfrwefflw. Standen 


Okt 

März 

Md 

Umsatz 


Standard 

m su. 

6203044030 625304230 


SISAL loadea (SA) df m*. HauptMfen 

1.18. SU. 

EA «nnn «nr« 

UG 57030 57030 


SEIDE Yi 


Okt 

Nov. 


(YflrgJAAA ab Logat 

IM. SU. 

12030 12039 

11982 12032 


KAUTSCHUK landen 


sp« 

RSS 1 Nov. 
RSS2Nov. 

RSS 3 Nov. 
Tendenr ruhig 


(p/jg^ 

6630-7030 

66304730 

64004630 

633544,75 


193. 
63304730 
642544 J5 
62354335 
61304230 


KAUTSCHUK Mafepdo (mal c/kg) 

2303023230 2273022930 
2313025330 22B3O23030 
2283022930 2283022930 
2243022530 224.00-22530 
21930Z2030 2193OZZ030 


Okt 
Ne«. 

Nr. 2 Okt. 

Nr. 3 Okt 
Nf.4 0la. 
Tendenz: ruhig 


SOJABOHNEN 

Nov 

CHcage (c/bush) 

46*75-486,0 490.5-489X 

JUTE Loadaa (C/Igf) 



Jan. 

494JX494J 

497J-497.25 

l.t* 

*9. 

Mtez 

S02X-502.0 

5053-505 X 

BWC 

267 

267 

Md 

5C8X 

512J 

SWD 

267 

267 

Juli 

51*75 

51*75- 514J 

3TC 

310 

310 

Aug. 

Sept 

5I1J 

505X 

51*5-513.0 

508J 

BTD 

310 

310 


Erläuterung - kotetoffprebe 


c 1 uoyounce (Feinunze) 
31,1(05 IR ft» - 0,4536 kg; 1 R. - 76 WD • H 
BTC - H: BTD - (-) 


Westd MetaUnotrerwgen 


(DM }e 100 kg) 

1.10. IU. 

ALUMINIUM: Bad» Loadea 
Hd. Mon 24734-24835 245,13-24538 

dritt M. 23939-23933 23832-23832 


BLEI: Bcmdi 
Hd. Mon 
dritt M. 


81,12-81.41 

8231-8238 


81.91-81,98 

83308333 


NICKEL: Bi 
Hd. Mon. 
dritt. M. 


750,91 -7S335 75534-75731 
76734-76835 77075-77*54 


ZNb Iah Landen 

Hd. Mon. 171.95-17437 172J5-174.99 

Prod.-Pr. 186,90 18637 


RBNZINN 

993% 


a«B- 


ausg. 


Z2no*Prets Pemng 


Swöts-ZInn ab Weit prompt (Ring/kg) 

l.nL SU. 

1437 14J3 




(DM Je 100 kg} 

i.h. ha. 

BEKTROLYlKUPf« ffir Mtzwake 
DEL-Ntt.* 27835-28009 2 UQ. 1 S- 282 . 1 ? 


BLEI bi Kabeln 


89309000 88309050 


ALUMINIUM für Lahzwedre (VAW) 

Run*. 4553045050 4S5JW58X0 

Vondf. 4410044430 *443044430 

Auf Grundlage der Meldo< 

StOft 

Kupferworbeber und 


.df. 444JU-4MX0 4643U-W43Ö 
f Grundlage der Meldungen änr hSdv 
und ntoariadm Kaufarata deft/i IS 
«Vorarbeiter und Kupforbeirtefar 


Messugoottenngea 


MS5S.1.VS 
MS 58, 2. VS 
MS 43 


1 . 1 * 

269-270 

317-322 

294300 


SU. 

Z70272 

317-323 

290-302 


Deutsche Ata-Geßlegierooge« 


(DM7100 kg) ML BL», 

lag. 225 770-280 Z7S-2BS 

leg .226 272-282 277-287 

Leg. 231 307-312 312-317 

leg. 253 317-327 222-527 

Preise für Abnahme von Ibh 5 t frei Werk 


Edelmetalle 


PLATIN 

(DWBJ 


MS. 

5*258 


SU. 


373SB 


GOLD (DMftg Feingold md. MWSt) 
Baab-Vkfpr. 52054 31806 

RQdOL-Pr. 27300 27100 

GOLD [DM/kg Feingold) 

(Sab londoner Rang) 

L-Vkfpr. 28330 28070 

ov-Pr. 27S60 27310 

waafaett« 297106 29440B 

GOLD (Frankfurt« Börsenkurs) 

(DM/kg) 27775 27S25 


SR29 (DM Je ko Fetaflber) 
(Bads Londoner mng] 
Deg-Vkfpr. 373,00 

RWtn.-Pr. 361 J0 

verarbeit« 389,308 


36*30 

357, 


tataniatkMate Edetaetaffe 


GOU> (US-S/Fekrudze) 

fee UL SU. 

1030 42530 «21,20 

15JQ 42SL00 42320 

ZBridinftL 425X0-42*00 422JQ-4Z275 
P«h(F/1-ltg-Barren] 

mittag« 909S0 89400 


SKBBllp/Mnm) lemdop 
Kam 385X0 

3 Man 39*S 

6 Man. 405X0 

12 Mon 4SJ5 

PLATIN (£/Fektunze) 
km ML 

Ir. Markt 387,10 

PALLADIUM tf/Fetaun») 
bä 1.HL 

f. HAndL-Pr. 9520 


38070 


New fetter MetatUOne 


547JCW55J0 5SJÄ-57OD0 
47540 475JD 


SU. BJ. 

GOLD H 4 H Ankauf 

423.45 427 J0 

SHB8IH4H Ankauf 

55750 559 J0 

PLATIN 
MttndL-Pt. 

PnxL-Pr. 

PALLADLM 
I. HOndL-Pt. 134J0-136JD 136JJO-139JO 

ProdL-Pr. 15000 15000 

COhffiX GOLD 

OkL 425J0 422JO-423J0 

Nov. 428,00 42SJ0 

Dez. 429ALM3QJ0 426JH27J0 

Febr. 43&2D-43AO0 4300043050 

Apr. 4S6J0 434J0 

UmtaQ 43000 50000 


SOBS (c/Feinunze) 

OkL 55090 549J0 

Dez 562JO-563J» 554J0-557JD 

ton 565X0 550*0 

März 57050-572X0 563X0 

Mal S74J0 S71J0 

Ml 582,90 578X0 

Sept 589.40 582.40 

Umsatz 75000 19000 


KUm(dB 4 


Okt 

Dez. 

ton 

März 

Mai 

M 

8 *pt 

Umsatz 


SU 

4055 

51.1541J0 

81X0 

41,4041X0 

41X0 

4ZJ0 

42J5 

5300 


»* 

6050 

41.W41.15 

41X5 

41X041X0 

61X3 

61X5 


iMdoner MstaMü 


ALUMINIUM (C/lb) 

UL SU. 

S43XD444X0 BJOMMJO 
613X0414 J0 8HWO410XO 


oOtKam 

5 Man 

asm 

mitt Kasse 
3 Mon 


Z76J0-777JQ 277JO-277JO 
281.70-28200 291JO-282JO 
KUPfBlgtodeA(£/0 

mitt Kone 977JC-9Z8XD 9S*flM54J50 

3 Mangle 952JD95W0 958J0-959J0 

ab. Kasse 

3 Monate 
KUPfB-Stondard 
mitt Kau 902J0-9Q2J0 9O6J0-9SBJO 

Mortale 928J0490JO 931JO432J0 

ZMCfR^ie^adeCÖQ 

mttt Kaue 41ZJÖ413J0 411J0413J0 

3 Monate 609J04D9XU 609J0409JÖ 

snn m 

mitt. Katse aun. ausg. 

Monate 

_ 

WOLFRAM- KZ (S/T-Sniv) 

4045 


Eaergie-TemtekoBtrakte 


l«IZÖLNr.2-Ne«Yoifc(c/GcAane} 

SU. 2». 

OkL 41J041JD 41,1042,40 

Nov. 4ZJMZXC 4240*260 

Dez. 43X04275 43X544,10 

ton 44X044X1 44XS-44X0 


GASÖL - 

OkL 

No*. 

Dez. 

Ion 

Febr. 

Mörz 

iS“ 


(SA) 

IU. 

121X0-12200 
127X0-127X5 
132X5-132X0 
155J5-135X0 
-157 J0 
125JQ-129J0 
-130JQ 
115JO-T28JO 


ZU, 

17*50-11*75 

125J0-125X5 

13QJ0-130XS 

13*00-153X5 

13*50-134X0 

125XO-17SXO 

nSJ0-124jD 

11 * 00 - 12*00 


BEfON (bWfrm) -New York (cAicfarw) 


OKL 

Nov. 

Dez. 

ton 

Febr. 


IU. 
4*1040X5 
4*744*90 
41,1541X5 
<1.40 
41.45 


ZU. 
4*204*25 
4*304*35 
40XIM0X0 
* 1,10 
41X0 


ROHÖL- Ne« Yedi(5/Bane1) 

iu. ZU. 
Nov. 14XO-14J0 14X7-14X0 

Dez. 14,90-14X5 1*07-15,12 

Tan MJ3-MJ8 15X0-1 5J5 

Febr. 14XS-14J0 14,95 

März 14X5-14X8 14X0-14,90 


ROHÖOSPOIMARKT (S/BoreQ 
mWei» Pi«m In NW-Ewepa - ale tob 


ArabtanLg. 

ArobkmHv. 

Iran Lg. 


North Breru 
Ban ny Light 


11X1 

11J7 

13X0N 

1*90 

14J5 

13.95N 


793. 

11X7 

11J5 

13X0N 

1*55 

1*75 

1*9SN 


Ksteffete 


Uado. (£ft| 

Nov. 

Fabr. 

r 

SU. 

1O9J0 

121 J0 

174,40 

19*50 

»X. 

10*60 

12*00 

16*78 

184X0 

NmY«k(db) 

J 03. 

793. 

Nov. 

4.10 

4J3-4J5 

März 

*77 

4X5 

Mal 

*72-*7® 

*65 

m 


* 


Bauholz 


01cage(S/1000 Board Feet) 

SU. »X. 

Nov. 172X0-172.« 16*00-168X0 

Tan 167X0 144X0-16SX0 

Mörz 16*40 164X0-164X0 

Mal 16*60 164X0 


Deviswwterminmorkt 

Am Euroeakl «gaben Hd» ae 1. KL kerne Veröndenmgen 
im ZSmgefüge. 

1 Monat 

0 oflar/DM *SMXß 

Hund/DeO« . 0464L44 

Phrtd/OM 21MX0 

FF/DM 17-1 


3ManoM 6»*«» 

um» ms 

1X0-147 *0-7.98 

SJO 480 *»4» 

36^0 S6-C 


GeldsMiffctsfitzw 

rillt mkuni n Im Hand« unter Banken m 1.10. 

4,0 am UL ; 10 bb 29 Tage 3J5 G-2J08 


Ptdiss. 

Euro-Geldmarktsätze 

NledrigR- und HSd«d“r«eim Wand« oreer Sanken amJ.IIL; 

RedakQarmckU'HJOUkr 

1 Monat 
J Monate 
& Monate 

12 Monate . . 

Mtgetelb vor Deutictie BcatkCofspogiieFinaneiAcelw»- 
Oourg. Luxemburg 


us-s 

DM 

CiL 

se*M 

44V-44« 

3«-4 


4*-i*k 

4-4*t 

r>-6^ 

4«-4** 

4-« 

6 -6S. 
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Kopieren statt reparieren. 
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16 . bis 21 . Oktober 



Wer sieht schon gerne einen Mechaniker an 
seinem Kopierer rumwerfcein? Kopierer soffen 
schließlich kopieren und nkdits weiter. Deshalb 
gibt es den TOSHIBA TOP SERVICE Er ist die kon- 
sequente Ausweitung der Qualität, die man 
bereits von den TOSHIBA Kopierern kennt. 

Weil der TOSHIBA TOP SERVICE die 
Kopierer am richtigen Platz mit der notwendigen 
Fachkenntnis aufstellt. Weil der TOSHIBA TOP 
SERVfCEdie Funktion Ihrer Kopierer sichert durch 
genaue, professionelle und vorsorgliche War- 
tung. Weil der TOSHIBA TOP SERVICE garan- 
tiert, daß alle Service-Techniker direkt vom Her- 
steller ausgebildet und laufend weitergeschult 
werden - alle arbeiten einheitlich nach den stren- 
gen TOSHIBA Richtlinien. Damit die Service- 
Qualität überall gleichbleibend gut ist. 

Weil der TOSHIBA TOP SERVICE auch im 
Falle eines Falles für Sie da ist. Jederzeit und 
bundesweit. In den über 120 TOSHIBA Stützpunk- 
ten arbeiten schließlich mehr als 300 Service- 
Techniker für Sie. Ständig einsatzbereit, per Funk, 
Eurosigna! oder Telefon. 

Und damit Sie auch sehen, daß Ihr 
TOSHIBA Kopierer bei uns in besten Händen ist, 
geben wir Ihnen das schriftlich: mit dem Siegel 
des TOSHIBA TOP SERVICE, das nach jedem 
Check auf Ihrem TOSHIBA Kopierer angebracht 
wird. Weil wir wissen, was Sie wollen - kopieren 
statt reparieren. 

TOSHIBA Europa (I.E.) GmbH, Kopierer 
Inland A& P, Hammer Landstr. 115, 4040 Neuss. 


Schecken Sie mir bitte ausführliche Informationen 
über TOSHIBA Kopierer und den TOSHIBA TOP 
SERVICE 


Nome: 

Strafi« 
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Ort: 


DW210 
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Beim Automobil ist Treue zugleich ein guter 
Maistab für die Zufriedenheit mit der Qualität, der 
Zuverlässigkeit, dem Komfort und der Lebens- 
dauer. 

Denn hier zeigt sich, was ein Automobil 
über schöne Äußerlichkeiten hinaus tatsächlich zu 
bieten hat Welche inneren Werte es besitzt 

Ein Mercedes scheint damit besonders gut 
ausgestattet zu sein. 

Denn je länger man ihn hat, desto vertrauter 
ist man mit ihm. 

Und wenn man sich eines Tages trotzdem von 
ihm trennt - nach vielen gemeinsam verbrachten 
Jahren und zigtausenden von Kilometern — dann 
meist nur; um gleich wieder einen neuen Mercedes 


zu wählen. Und danach wieder einen. 

Treue hängt wohl auch mit Vernunft zusam- 
men. Sich für einen Mercedes zu entscheiden, war 
schon immer ein vernünftiger Entschluß. 

In ihm fühlt man sich sicher. 

Unsere vielen Entwicklungen von Sicherheits- 
elementen waren wegweisend für den gesamten 
Automobilbau - und haben Mercedes längst zu 
einem Synonym für Sicherheit werden lassen. 

In ihm hat man seine Ruhe. 

In der Hektik des Alltags gibt ein Mercedes 
mit seinem geräuschisolierten, großzügigen Innen- 
raum und seinem entspannenden Komfort dem 
Fahrer die innere Ruhe und Kondition, die er zum 
sicheren Fahren braucht 


Und schließlich: Auf ihn kann man sich 
verlassen. 

Denn gerade die kleinen Unannehmlichkei- 
ten sind es, die oft den größten Ärger verursachen. 

Ein Mercedes war schon immer für seine 
geringe Reparaturanfälligkeit bekannt die auch 
Jahr für Jahr durch viele Untersuchungen immer 
wieder aufs Neue bestätigt wird. 

Sie ist das Ergebnis einer besonderen Ferti- 
gungsqualität der Liebe zum kleinsten Detail und 
unserem ständigen Bemühen, alles immer noch 
besser machen zu wollen. 

Die Treue zu einem Mercedes hat also gute 
Gründe. 

Fällt es da nicht leicht treu zu bleiben? 
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Moskaus alter Traum von einer Basis Nicaragua 

Stalin liebte A. Sandino 


D aß Moskau auch nach mehr als 
fünfzig Jahren politische Träu- 
me nicht aufgibt, dafiir ist Nicaragua 
eir. Beispiel. Bereits Ende der zwanzi- 
ger Jahre erkannte der ira Auftrag des 
Kremls agierende deutsche Kommu- 
nist Willi Münzenberg, daß sich im 
fernen Nicaragua eine Entwicklung 
anbahne, die der kommunistischen 
Agitation und Propaganda nützlich 
sein konnte. Mit Hilfe der sowjeti- 
schen Botschafterin in Mexiko, Ale- 
xandra Koßontai, gelang es dem Mei- 
ster der Desinformation, für seinen II. 
Kongreß der Liga gegen Imperialis- 
mus im Sommer 1929 in Frankfurt, 
dem F (ihrer der nicaraguanischen Wi- 
derstandsbewegung, General Augu- 
sto Cesar Sandino, keineswegs ein 
Kommunist, zu gewinnen. Man hoff- 
te, daß er als der zukünftige „starke 



Mann" in Managua sowjetische Ziele 
in Mittel- und Lateinamerika verwirk- 
lichen helfen würde. Was Moskau mit 
Sandino nicht gelang, erreichte es 
nach dem Sturz des Somo za- Regimes 
im Sommer 1979 mit seinen angebli- 
chen Erben, mit den Schliisselfiguren 
der neuen Junta, den Brüdern Ortega 
und Tomäs Borge. 

Wenn man das Nicaragua-Buch 
von Hans Lindemann liest, wird man 
sich erst bewußt wie zielstrebig der 
Kreml diesen Brückenkopf auf dem 
amerikanischen Kontinent ausbaute, 
aber auch, wie es den Kommunisten 
gelang, die freie Welt zu täuschen. 
Vieles, was heute über die angeblich 
demokratische Entwicklung des mit- 
telamerikanischen Landes behauptet 
wird, ähnelt den Aussagen linker In- 
tellektueller in den zwanziger Jahren 
über den jungen Sowjetstaat Von ne- 
gativen Entwicklungen war nicht die 
Rede, weil die Autoren sie nicht 
wahrhaben wollten. Sicher, es gibt 
auch jetzt schon manche, die ihre Be- 
wunderung der Sandinisten zu revi- 
dieren beginnen, aber noch immer 
sind es zu viele, die die Tatsachen 
nicht sehen wollen. 

Der Nachweis, daß Nicaragua seit 
Jahren eng mit dem sowjetischen 


Block verflochten ist, wird nicht mit 
westlichen Informationen belegt. 
Und pT pann weist vielmehr anhand 
sowjetischer Quellen, mit Veröffentli- 
chungen in kommunistischen Publi- 
kationen und am Beispiel von Erklä- 
rungen sandinistischer Politiker 
überzeugend nach, wie Moskaus Griff 
nach Nicaragua von Jahr zu Jahr fe- 
ster geworden ist 

Praktisch alle von den Sandinisten 
und ihren Mitläufern vorgelegten Be- 
hauptungen über die Unabhängigkeit 
vom sowjetkommunistischen Block 

kann der Autor mit Tatsachen wider- 
legen. So bleibt von der These, daß 
die USA Nicaragua in die Hände der 
Sowjets getrieben hätten, nichts 
übrig. Denn bereits vier Monate nach 
Aufnahme diplomatischer Beziehun- 
gen zur Sowjetunion eüte Verteidi- 
gungsminister Humberto Ortega 
nach Moskau, Sofia und Ost-Berlin, 
um Waffen anzufordern. Erst nach- 
dem feststand, daß Nicaragua sich bei 
der Aufrüstung der sandinistischen 
Streitkräfte dem Osten zuwandte, ha- 
ben die USA im Mai 1980 die vorgese- 
hene Militärhilfe für Managua abge- 
lehnL 

Heute, so Lindemann, gibt es keine 
Sphäre des öffentlichen Lebens, wo 
nicht der Einfluß der kommunisti- 
schen Staaten dominieren würde. Ob 
es die Armee (stärkste in Mittelame- 
rika) und Milizen sind, der Geheim- 
dienst, der mit Beratern aus der 
„DDR“ und Bulgarien durchsetzt ist, 
oder die Wirtschaft und die Kultur. 

Erschreckend sind Parallelen, die 
Lindemann beim Vorgehen der San- 
dinisten gegen ihre tatsächlichen und 
eingebildeten Gegner herausarbeitet, 
zur Sowjetisierung des östlichen Mit- 
teleuropa. Die Unterdrückung der 
Kirche im heutigen Nicaragua ge- 
schieht nicht anders als in der „DDR“ 
und der Tschechoslowakei während 
der stalinistischen Ära. Genauso ist 
es mit der Liquidierung der freien 
Presse und der Einführung der Zen- 
sur, mit der Gleichschaltung der Ge- 
werkschaften und der Parteien. 

Underaanns Buch über Nicaragua 
schließt eine Lücke, weil es die San- 
dinisten und ihre Schirmherren ira 
Kreml als Kronzeugen der Realität zu 
Wort kommen und sich so selbst ent- 
larven läßt Wer trotzdem nicht be- 
griffen hat, welchen Kurs Managua 
steuert, dem ist in der Tat nicht mehr 
zu helfen. RUDOLF STRÖBINGER 

Hans Lindemann: „Moskaus Traum: Ni- 
caragua“. Burg-Verlag, Stuttgart/Bonn. 
2fi6 S-, 24.80 Mark 
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netter und freier Kumt; Herfaort Bayers »Ar ch a isch e Kammer" aas dm Jahre 
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Kein Tronnstncn zwischen angewa 
1940. Aus der Berliner Ausstellung 

Das Berliner Bauhaus- Archiv zeigt Herbert Bayers amerikanische Jahre 


Ein Mann verwirklicht sein Ideal 


D ankbarkeit mit zwei Händen: 

Schon 1982 hat das Bauhaus-Ar- 
chiv zunächst das künstlerische Werk 
Herbert Bayers der Jahre 1918-1938 
ausgebreitet. Die jetzige Schau, die 
man zugleich als eine Gedächtnisaus- 
stellung lesen muß - Bayer ist 1985 
gestorben - rundet das Unternehmen 
mit dem Werk der amerikanischen 
Jahre zur Gesamtretrospektive. Die 
Ausstellung war mit dem Künstler 
vertraglich vereinbart worden: Bayer, 
der für das Archiv bereits Emblem 
und Briefkopf entworfen hatte, über- 
ließ ihm zugleich vielerlei Schenkun- 
gen und Legate. 

1938 war der gebürtige Österrei- 
cher mit seiner jüdischen Frau in die 
Vereinigten Staaten emigriert Er 
sollte am New Bauhaus in Chicago 
wiederum als Lehrer für Werbegestal- 
tung arbeiten, in einem Metier also, 
das er schon als Bauhaus-Meister er- 
folgreich 1925-1928 in Dessau betreut 
hatte, bevor er während eines über- 
aus fruchtbaren Jahrzehnts am Berli- 
ner Dorland-Studio als Graphiker 
und Designer auch international 
Maßstäbe setzen konnte. 

Aber die erste Nachricht, die den 


Emigranten noch am Pia: erreichte, 
war die Hiobsbotschaft von da Li- 
quidation des New Bauhaus. Der An- 
fang in den USA war schwer. Es hieß 
zunächst, als gin<»r - » ntOT -v jglgn m ei- 
ner Agentur zu arbeiten. 

Wenn sich spater sein universales 
Talent in den USA in den diversesten 
Bereichen voll entfalten konnte, so 
war dies der freundschaftlich-ge- 
schäftlichen Verbindung mit spezi- 
fisch amgnTrarngrfrgn InduStriellen- 

Persönlichkeiten zu verdanken, die 
nicht nur den Produkten ein umsatz- 
förderliches Layout verpassen, son- 
dern ihrem gesamten Unternehmen 
ein einheitliches kultam»iips Image 
geben wollten. 

Bei dem Verpackungsgiganten 
CCA und spater bei dem Ölkcnzem 
Arco realisierte Bayer als Designer, 
Architekt Landschaftsgestalter, Bild- 
hauer sein Konzept Kunst wurde 
zum Medium einer in verschiedene 
Lebensbereiche abstrahlenden Kom- 
munikation. 

Bayer, der mit seinen Montage- 
Techniken, Zeitschriftengestaltun- 
gen in vielerlei Hinsicht als Vorläufer 
späterer Kunstentwicklungen wie 


Pop- und Op-Art gelten mag,rog kei- 
nen T renns trieh zwischen „ange- 
wandter 1 ' und «freier“ Kunst 

Eckard Neumann, der auf Wunsch 
des Künstlers und seiner Witwe die 
jetzige Ausstellung aufgebaut hat 
tragt dieser Tatsache dadurch Rech- 
nung, daß sch die verschiedenen 
künstlerischen »nri entwerferischen 
Bereiche erhellend und prfclfirend 
durchdringen. Bayers Schaffen in 
den Vereinigten Staaten, das bislang 
nicht genügend bekannt war, wird 
sehenswert dokumentiert. 

Bayers Faszination liegt weniger in 
der Souveränität des einzelnen Werks 
als in der Universalität seines Schaf- 
fens. In pm* besonderem Maße konn- 
te er das Bauhaus-Ideal von der le- 
bendigen Durchdringung angewand- 
ter und freier Kunst verwirklichen. 
Ein Ästhetiker und ein Ästhet des- 
sen schöpferisches Lebens-Design so 
ohne weiteres nicht übertragbar 
scheint PHG 

Bis 2. November; Bottrop LFebr. bis 22. 
März; Zug: 10. Mai bis 14. Juni; Linz,' 
Donau 3. Juli bis 24. Aug.; Katalog 25 
Mark 


E in „verbreitetes Unverständnis“ 
für über die IStigkeit der von 
Jhm vertretenen Berufegruppe beob- 
achtet der Verband „Deutscher 
..Kunsthistoriker in der Bundesrepu- 
blik“. Aus diesem Grund wurde das 
- Motto „bewahren, erklären, gebrau- 
-£hen - Die Kunstwissenschaft una 
-■das künstlerische Erbe“ für den XX. 
-Deutschen Kunsthistorikertag ge- 
?wählt zu dem sich bis 4. Oktober 
-.«und tausend Teilnehmer in derTecb- 
-inischen Universität Berlin versam- 
- mein. 

r. Drei halbtägige Plenarsitzungen 
? stehen Neben den verschiedenen 
^Sektionen im Mittelpunkt Mann 
-iwird diskutieren, ob die öffentliche 
nach 1945 in der 
-.Auseinandersetzung mit moderner 
- JKunst neue methodische Ansätze er- 
-carbeitet hat oder ob der Kunsthiston- 
r eher als „Kritiker oder Propagan- 
bdist im Tagesgeschäft der Kunstpro- 
duktion“ fungiert 

«■Tm 200. Todesjahr Friedrich des 
Großen wird außerdem die Frideri- 
äanische Kultur besondere Beach- 
tung find». Wie groß die Zurückhal- 
tung bei der Erörterung eines „Preu- 
ßischen Stils" noch ist läßt sic* dar- 
an erkennen, Aafl ein ausländischer 
Wissenschaftler, Gcrdon A. Craig, 
Stanford, das herausragende Referat 
halten wird- Und auch dies ein Bei- 
trag Thema: Die „DDR“, die mit 
ihrer Friedrich-Ausstellung im Pots- 
damer Neuen Palais nicht den ganzen 
Preußenkönig, sondern nur sein Ver- 
hältnis zu dm Künsten behandeln 
mochte, hatte die bereits genehmig- 
ten Exkursionen des Kunsthiston- 
ftertages nach Potsdam mit Hinweis 
agf „mangelnde Kapazität“ wieder 



-^Dritter Schwerpunkt der Tagung 
wird die Denkmalpflege sein. Die 
letzten Jahrzehnte haben mit der 


„Entdeckung“ da- 
zu eine „Erweiterung^ 
begriffes“ geführt. 

des Verbandes, 

Röttgen, sieht jedodi ejheGefejjt^ 

^'rhatoden Bewahrung" "«^3- 
mehr eine „fiktive Kukur ® 
von nivellierender Gestaftpfigge^ö^. 
wickle, die sich in. Bmehäenfö 
„Schönfärberei de Städte 
sches Fachwerk und sonstjgebjstoä- - 
sehe Attrappen“ (Frankfurter Rqäier} 
äußert. Die Kunsthisfolte"«^- 
hier, wie es der BeHiner Qflsäariis; 
für Kunstgeschichte an tfer Tß'lkk; 
fessor Detlef Heikamp, pointi^^ 
neues Verhältnis m 
nen. ‘ ■ 1’ V ' 

Der Tagungsort Berim. gBiattFßfe:«. 
ser Hinsi cht gewiß rödtt nÄ-Än- 

scha uungsmateriaL Die . ■ *Häten. . 
struktion“ der eingestüötö^Böfr 
greßballe geht ihrer VöUradfe^ ent. • 
gegen. Und der Senat ydn. Betfei 
empfängt die Kunsthistmfes,:^ 
Reichstagsgebäude - die Did^ioa 
um die „Historische Wfedertmtö. 
lang" des Wallot-Baus, inkkrive 
Kuppel ist in vollem Gange. - ,-! :% :/ 
Bei der Erörterung van BöJSiftfta. 
gen (überlange Studiendaüs, #^ " 
Setzung von Emstdhmgsalleni-fiir 
Assistenten und Professoren,VL^e 
der Volontäre an den Moseen)ian& 
die grotesk überhöhte Zahl von Stn- 
denten des Faches Kimstgescta&te, 
die in keinem Verhältnis zudar tat- 
sächlichen Beschaftigiingschmcen' 
steht, nicht ausgeklammert wpröeü; 
Davon abgesehen, muß sehen d* 
kunsthistorische Bildung voüScfeufc 
abgängem in der Bundesrepottäl als 
miserabel bezeichnet werden. 
Deutschland ist in dieser Hinsicht; 
laut Röttgen, etwa gegenüber Ifa&h 
nur „Entwic klungs land"- v- * 

PETER HANS GÖFEEBT 


KULTURNOTIZEN 


:3f_ 

— ■ 

— Alfred Hrdlicka, seit 1971 Profes- 
sor- für figurales Gestalten an der 
Kunstakademie Stuttgart, hat einen 
Ruf an die Hochschule der Künste 
Berlin angenommen. 

.-Albert Camerlot, Intendant der 
Ober von Lille, ist von seinem Posten 
zurückgetreten. Ihn ersetzt seine bis- 
herige Stellvertreterin CdcüeFrankeL 
Die Jahrestagung der Deutscben- 
Dante-Gesellschaft findet vom 17. bis 
1Ü Oktober in Krefeld statt. 


Honore Damniers Karikaturen 
über Europäer und „Wilde“ sind in 
der Ausstellung „Die Rückkehrd« 
Barbaren“ zu sehen, die bis 31. Öktfr 
ber im Freiburger Augustinermu- 
seum zu sehen ist (s. WELT v. 9.1.86). 

Möbel von Abraham und David 
Roentgen zeigt das Kreismuseum 
Neuwied aus Anlaß des Roentgen- 
Kongresses der Internationalen Aka- 
demie für Kulturwissenschaften am 
18. Oktober bis 2. November. 


Scharfe Sowjet-Attacken gegen die Deutsche Welle 

„Ziemlich unverfroren 14 


W enn es darum geht, sowjetische 
Ideen in der Welt zu verbreiten, 
ist die Sowjetunion in ihren Metho- 
den nicht wählerisch. Radio Moskau 
und andere Medien verkünden unab- 
lässig den „Kampf gegen den Impe- 
rialismus". Sie berichten über die 
..Unterdrückung der Werktätigen“ in 
den „Ländern des Kapitals“. Wenn 
aber westliche Medien die Lage in der 
Sowjetunion unter die Lupe nehmen, 
so ist dies eine „anti-sowjetische Ver- 
leumdung“ oder gar ein Anschlag auf 
den Frieden. 

Da die Einfuhr westlicher Zeitun- 
gen untersagt ist gelten die Angriffe 
den westlichen Rundfunkanstalten, 
welche Programme in russischer 
Sprache senden. So soll sich Partei- 
chef Gorbatschow bei Bundesaußen- 
minister Genscher über die Deut- 
schen Welle beklagt haben. 

Nun hat die sowjetische „Literatur- 
zeitung“ aus der Feder ihres Kom- 
mentators Fjodor Burlatzkij eine At- 
tacke gegen die Deutsche Welle ge- 
ritten - wobei das Ziel offenbar ist: 
Die Sowjets wollen die Bonner Regie- 
rung (aus deren Haushaltsmitteln der 
Sender finanziert wird) unter Druck 
setzen. Das Literaturblatt fordert die 
Deutsche Welle müsse die offizielle 
Bonner Ostpolitik widerspiegeln. 

So stört es die Sowjets, daß das 
russische Programm der Weile sich 
zu viel mit der Sowjetunion und de- 
ren West politik befasse. Als Einmi- 
schung charakterisiert Burlatzkij 


zum Beispiel ein Programm, dessen 
Autor „sich mit unglaubücber Keck- 
heit und ziemlicher Unverfrorenheit 
ein Urteil über höchst wichtige und 
komplizierte Entwicklungsprozesse 
der sowjetischen Gesellschaft anmaß- 
te“. Dieser Autor habe die Unverfro- 
renheit besessen, die Realisierbarkeit 
des von Gorbatschow verkündeten 
Wirtschafts Programms anzuzweifeln. 
Das sei „forsch, rücksichtslos und 
bösartig". 

Der Sender sei eine der „übelsten 
Wellen“ und der Leiter ihrer russi- 
schen Sendungen, Botho Kirsch, sei 
einer der „borniertesten Sowjetfein- 
de“ im Westen. Die Deutsche WeUe 
„hechle fremde Angelegenheiten 
durch“. Sie wage es, an der sowjeti- 
schen Abrüstungspolitik zu zweifeln. 
Sie behaupte, daß Wirtschaftsrefor- 
men in der UdSSR ohne politische 
Veränderungen undenkbar seien (die 
„Literaturzeitung“ vergißt dabei, daß 
Gorbatschow das gleiche sagt). 

Die sowjetische Führung will keine 
freie Information ihrer Bürger dul- 
den. Trotz der von Gorbatschow ver- 
kündeten „Glasnost“ - also Offenheit 
und Öffentlichkeit - darf das Infor- 
mationsmonopol der Kommunisten 
nicht angetastet werden - deswegen 
auch die massiven Störsender gegen 
die Deutsche Welle, die BBC und die 
amerikanischen Sender. 

CARL GUSTAF STRÖHM 

Alorgen in der WELT: Gespräch mit 
Deutsche- Welle-Intendant Klaus Schütz 


KRITIK 


Kunst zum Kopfschütteln 

jj rgendwann mußte es ja passieren - 
1 Videokunst erobert das Fernsehen. 


Am Dienstag war es im ZDF soweit; 
Marcel Odenbach präsentierte Die Ei- 
nen den Anderen aus seiner Werk- 
statt- Erst gab es Nouveau Realisme, 
und plötzlich war Farbe da (nur gele- 
gentlich verschwand sie wieder». Ba- 
rockmusik wechselte die Tonspur mit 
"Dibaduda" Gilberto. es waren näm- 
lich auch Aufnahmen aus Südameri- 
ka dabei. 

Dü wurden die sattsam bekannten 
Attacken auf die Sehgewohnheiten 
der Zuschauer geritten, und sie, die 
Attacken, verpufften wirkungslos. 
Man schüttelte den Kopf - nicht nur, 
um wach zu bleiben. Die Bilder boten 
unzusammenhängende Folgen: 
kramp fliafte Bemühungen, Assozia- 
tions-Potential munter zu machen. 

Und wer von diesen Betrachtern 
der Kunstbemühungen mal im richti- 
gen Kino gewesen war. der konnte 
auch eine Kronleuchter-Hommage an 


Fellini erkennen. Nur daß bei Fellini 
sich auch das Absurde, wie es sich für 
die Kunst gehört, folgerichtig ent- 
wickelt Bei Odenbach gab es nur den 
Versuch einer bildlichen Klammer im 
Hin und Her des Bildes vom Leuchter 
und des Händedrückens, mal das Ei- 
ne, dann das Andere, Ach ja, und da 
war noch das rote Kissen, das hin- 
und hergeworfen wurde. Und am An- 
fang und am Schluß ein nacktes 
Maschinellen. Mein Deutschlehrer, 
der hat uns zu Primanerzeiten sol- 
cherlei formale Mätzchen einmal bei- 
gebracht. Vielleicht sind sie gar not- 
wendig - aber so nackt, so platt? Da- 
gegen ist ja „Dallas“ kinemato gra- 
phisch anspruchsvoll 
Der falsche Vergleich? Wohl kaum. 
Extreme berühren sich immer. Und 
wenn das Kunst- Video ins Fernsehen 
kommt dann muß es sich mit diesem 
messen. Und: dann lieber Fernsehen. 
Blöd, was? Aber immerhin auszuhal- 
ten. GERHARD CHARLES RUMP 



Der friesische Bauer Henning (Hardy Kröger) erfrischt sich mit Kellnerin 
Liselotte (Karin Nennemann) beim Baden FOTOiNDR 


Hardy Krügen Als Schreiber zurück vor der Kamera 


Traum vom Doppeldecker 


E r war einer der Stars des deut- 
schen Kinos der Nachkriegszeit 
Doch seit einigen Jahren hat Hardy 
Krüger sich rar gemacht Er schreibt 
Bücher und will vor allem nach sei- 
nen Romanen, nicht mehr nach sei- 
nen Film- oder FemsehroUen beur- 
teilt werden. 

Fast 30 Jahre lang hatte der 
58jährige Krüger, der in einem wun- 
derschönen Haus in San Bernardino 
bei Los Angeles lebt auch Fernseh- 
auftritte gemieden. Mal ein Dur- 
bridge hier oder ein kleines Interview 
dort aber im übrigen wollte Hardy 
Krüger mit diesem Medium nichts 
mehr zu tun haben. 

Daß er nun in der ARD- Reihe „Ge- 
schichten aus der Heimat“ in dem 
Film „Sonnenschauer sein Femseh- 
comeback feiert ist vor allem dem 
Umstand zu verdanken, daß Krüger 


Geschichten aus der Heimat - 
ARD, 2153 Uhr 


selbst das Buch für diese Geschichte 
schreiben durfte. Er erzählt darin von 
dem Bauern Henning Grothus, der 
irgendwo zwischen St Peter Ording 
und Husum einen Hof bewirtschaftet 
Henning gilt als Sonderling, denn er 
träumt vom Fliegen. Und er träumt 
nicht nur davon, er handelt auch. Er 
kauft sich einen alten Dopp eldec k er , 
der allerdings keinen Motor mehr be- 
sitzt 

Zum Träumen aber reicht dieses 
Ungetüm noch allemal und in seinen 
Träumen vergißt Henning den Streit 


mit dem allen Vater, der mit ihm auf 
dem Hof lebt den Ärger mit den 
Dorfbewohnern und die Probleme 
mit der Landwirtschaft In dieser Ge- 
schichte, die in Hardy Krügers alter 
norddeutscher Heimat spielt spie- 
geln sich auch eigene Erfahrungen 
des Autors wider. 

Denn Krüger war selbst ein begei- 
sterter Flieger. Nun aber hat er seinen 
Pilotenschein zurückgegeben. Mit 58 
Jahren, so meint er (im Gegensatz zu 
Franz Josef Strauß), sei es an der Zeit 
vom Selbst-Fliegen nur auf festem 
Boden zu träumen. Daß er aber dabei 
sei zu erblinden, war gottseidankeine 
Zeitungsente. 

Offenbar hat Krüger das Wiederse- 
hen mit seiner Heimat Spaß bereitet 
Denn er wird wohl im kommenden 
Jahr noch einmal für die ARD-Serie 
„Geschichten aus der Heimat“ zur Fe- 
der greifen. Er wird gewiß dann auch 
wieder die Hauptrolle spielen und die 
Regie wird wieder zusammen mit 
Christian Görlitz übernehmen. 

Und auch das Comeback im Fern- 
sehen war für den „Fast-nur-noch- 
Antor“ wohl ein durchschlagendes 
Erlebnis: für das amerikanische Fern- 
sehen steht der blonde Wahlkalifor- 
nier als Feldmarschall Rommel vor 
der Kamera und mit dem NDR hat er 
einen Vertrag abgeschlossen, eine 
Folge von 25-Minuten-Sendungen zu 
machen. Als „Weltenbummter“ wird 
Krüger unter anderem die Pitcaim- 
Inseln vorsteßen, auf denen einst die 
Meuterer von der „Bounty“ landeten. 

MARGARETE v. SCHWARZKOPF 
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1. Runde - Rückspiele 1950 Tagesscbae 


1550 Ti 

1550 Ab bauen Togen 

Schwa rzwola 

Buch, Regie: H. B. Theopold 
IMS Die Kinder von MDMmtai 

April, April und Kaph&n Groschny 
17.10 Kein Tag wie federndere 
Bn Zirkus voller Abenteuer 
1755 Der Oown In ffln ta tHof 
Schattenspiele 
175 Tog ud wy 
1755 Beglenelptngirnnne 
2950 Tagewebau 
20J9 Der Gr os ebe n fcB elg 
Bne deutsche Karriere 
Rim von Ulf von Mechow 
Dieter Kraus aus Wetzlar ist Spiel- 
automaten- Knacker 
2150 Dar 7. Sfan 

2159 Geschichten an der Heimat 

„Sonnenschauer" 

Von und mit Hardy Kröger 
2250 THel, Thesen, Tenp nia nente 

Themen: Rebell und Träumer Bar- 
tozewski. Schreiben in Armut in In- 
dien. Bne Liebesgeschichte ab 
Zeitgeschichte: Margarete 

Hanns mann und HAP Grieshaber. 
2250 Tagestbene* 

2950 Dear Mr. WoederM 

in einer New Yorker Vorstadt tritt 
Ruby Dennis allabendlich in einer 
BowHngbahn als Sänger auf. Doch 
seine bislang heile Weh ist be- 
droht: Spekulanten wollen „Rubys 
Palace“ ab reißen. 

Von Sam Koperwas und Peter U- 

Eenthal 
050 T« 

056 


f£M 

• . ’ Von Günther Schneider-Siemssen 
• Optische Tricks, Projektionen und 
Verwandlungen, KuRssenzauber 
■i £- und Uchteffelcte, aber auch die 
Veredelung des Materials bei Ko- 
‘ stömen -alles, was den Zuschauer 
zum Staunen bringt, soll beieuch- 
tet werden. 

: 9 c, . Anschi.: heute- Schlagzeilen 

l£9S KlngstenleM am Scbotterteteb 
17^00 beete / Aus des Ländern 
47.15 Tele-Mnftriecte 
TTlft Der rosarote Pan the r 

■\T- - Anschi.: heute-Schlagzeilen 
T8J0S. T. Arche Noah 

Meuterei vor Helgoland 
[950 beste 
tJU Der grafte Preis 

Heiteres Spiel für gescheite Leute 
- ' Mit Wim Thoeflce 
- 1 / ■ Gäste: Richard CJcyderman, Men- 
skes Chöre, Nicole, Michael Jary, 

- - - Klausjürgen Wussow 
2050 Die grafte Hüte 

Bilanz der Aktion Sorgenkind 
2150 Gesuadbettsnagazin Praxis 

SuchthHfe - Chancen und Grenzen 
2145 h e ut e Ju e wci l 
2255 5 «ach 10 
Talkshow 

Was tun, wenn man nicht weiter 
weiß? 

Konseqenzen <ür Angehörige von 
Abhängigen 

Mit Hans Mohl, Ilona Christen 
Anschließend: heute 


I 


1550 Drei Mädchen und drei Junge* 
Dos Märchen vom Aschenputtel 
1550 lass!« 

1656 Musicbox 
1750 KlcfcerataunBtisch 
Sportdiskussion 

1050 Jesuite n obenteuerflcbu Kais* 
1850 AFF bück . . 

18L45 BRAVO- TV-Show 

Moderation: Ursula und Mark 

1955 Shadok 

Amerikanischer Western flWS) 
Mit Barry SuIRvan, Wandet! Cotey 
Regie: Michael Moore 

2150 AFF bück 

Aktuelles, Show und -Künste, 
Sport, Quiz und Wetter 
22.15 Kouzert 

St. Petersburg: Der Nußknacker 
^ Moderation: Ho lg er Hede 
2255 Hawaii FBaf-Null 
Neue US-Krimi-Serie 
1. Reise ohne Wiederkehr •• 

Regie: Richard Benedict 

2555 AFF bfick 



1950 Berliner Ansichten 

Beobachtungen bei einem Klas- 
sentreffen 

1950 Hundert MshU n mto 

AI brecht Dürer. Selbstbildnis 
Von ARstair Smith 

2050 Tagesscbau 

20-15 Schwestern oder Die Balance das 
GWcfcs 

Von Margarethe von Trotta 
Mit Jutta Lampe, Jessica Früh, Rai- 
ner Delventhal, Konstantin Wok- 
ker, Heinz Bonnern, Agnes Rnk 
2150 Bne Stunde mH dir 

Amerikanischer Spielfilm (1932) 
Mit Maurice Chevalier, Jeanette 
MacDonald, Genevleve Tobln 
Regie: Emst Lubitsch 
2555 Nachrichten 


WEST 

1850 Telekoflog li 

1850 Die S en du ng mH der Maus • 

1950 Aktuelle Stunde 

2858 Tagesscbau 

20.15 Die blaue DabBe 
Amerikanischer Spielfilm (1946) 
Ml Alan Ladd, Veronica Lake 
Regie: George Marshall 

1258 Dm Laudant von Hbschbetg 
2250 Spräche der liebe 

Li teratur ab Batik 

2558 bi HHiiM Ettfl Gfleb 
050 Nachrichten 

NORD 

1850 Die S uu duuy mH der Maus 
1*58 Die Arznei der Aneen 

Brasilianische Christen entdecken 
die Volksmedizin 
Von Fritz Stroh ecker 

195Q Musilc «Vv uns - Musih für euch 

19.15 Verkehrte VogehraH 
BiHTagwdu 

28.15 Die Gefiebia des franösbdwe 
Leutnants 

Amerikanischer Spielfilm (1980) 
Mit Meryl Streep, 3erenty Irans 
Buch: Harold Pinter 
Regie: (Corel Reisz 

22.15 Kultur aktuell 
2555 F w u nn 

Claudia von Werihof im Gespräch 
mit Moria Helderscheidt 

2550 Nachrichten 

HESSEN 

1858 Din Sendung mH dar Maus 


.1852 Sammler und Gesammeltes 
1958 Hesseaschau 
1955 Drei aktuell 
^215 KatturiraJuactor 

122.15 Projekt Atlantis 

. Italienische Fernsehserie 
,1.23.15 Es war 1946 

Heinrich George stirbt 

[''SÜDWEST 

. HS50 Die Sendung mh der Maus 

1130 Dingsda 
..>1858 SchlogzefEen 
1958 Abeadscbau/ BHcfc in 1»^ 

19.26 Sandmännchen 
=1950 Tote, Peppfno und das Wehte 
Mä d c h en 

Italienischer Spielfilm (1956) 

71.10 Aktuell/Neoes 

2125 FeütiUPenpektlveti/rretfpwiht 
r <21 55 Sport unter der lupe 
. 2258 Mesödadfu-Euratops 
.2555 Schoch- WM *86 
2555 Neehrldttefi 

BAYERN 

18.15 Tier-Sprechstunde: Igel 
1855 Rundschau 

1950 Bn Ftaeea h en vergift! ui» 

;• Engfischer Spielfilm (1941) 

Regie: Julien Duvivier 
SBM StntlniMin 
H2158 B a yern vor der WaM 
“2250 Rundschau 
.2256 LE. H. 

Felderlandschaft 
^2250 Der Job 

ItaGenlscher Sptetfilm (1961) 

.058 Rundsdree 



1850 Mni-ZIB 
18.10 Spott-Zelt 
1950 heute 
19 JS Studio . 

1958 Derrick 

Oie Fahrt nach ündau 
2850 Rundschau 

Amen konischer Spielfilm (19 
M!t Paul Newman, Robert 

»55 



18.15 StafTBhc/Regkmal 7 

1855 Komm doch mal In die I 
1855 7 ^ Püddin9s - Ko1 

1950Bergerac 
5 «WWpiel 
Rlmvofscbqo 
2^50 Wege im ZwWkht 

Deutscher SpletfHm (1941 
Mit Gustav Fröhlich. Ger 
Johanna Lepski 

2258 RTL>SpM 
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»«Popaye sieht 
2240 Wr“ — " 


Gespenster 


"wuci/nor 

2550 WaH Streut 
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Vorsicht, 

Bücher! 

... Mb- Bücher sind g efa hrlic h . Ein 
gewisser Anthony Cma kam dieser 
Hage knapp mit dem Leben davon, 
als seine Bücher auf ihn hernieder- 
. stürzten- Erst nach zwölf Stunden 
befreite Qm die Feuerwehr, Aber 
das ist nur der jüngste Fall. 

Von einstürzenden Bücherrega- 
len und ihrer Last erschlagen wur- 
den der Mathematiker Stoeffler, der 
Hellenist Coray, der Bibliophile 
Marquis de Mannte sowie Jakob de 
Saint-Charies, Bibliothekar des 
Kardinals Retz. Der Vater von Sean 
O’Casey stürzte von der Bücherlei- 
ter zu Tode. Ehe Folge dieser Fami- 
lientragodie: der Sohn lernte erst 
mit sechzehn Lesen. 

Der große Bibliograph Friedrich 
Adolf Ebert fiel von der Leiter, als 
er einig e j urist ische Neuerschei- 
nungen ins Fach stellen wollte, er 
lebte dann nur noch drei Tage lang. 
Karl Fabritius, der Historiker Sie- 
benbürgens, stürzte tödlich in der 
Universitätsbibliothek Budapest 
Anatol France kam glimpflich da- 
von. Er fiel von der Bücherierter 
und zertrüxnizunte dabei das Tinten- 
faß von Chateaubriand, erlitt selber 
aber nur ein paar Schrammen. 

Gabriele D'Annunzio baute vor. 
Er ließ im Vittoriale Eisenträger 
einziehen, um nicht eines Tages 
samt Bibliothek im darunterliegen- 
den Miimlraimmflr ZU landen. Elia« 
Canetti ängstigte sich in London, 
daß seine Bücher herunterbrechen 
'und zwei alte Damen im Parterre 
erschlagen könnten. Ebendies ge-, 
schah nach dem Krieg in Köln ei- 
nem Anwalt» der mit seiner vor 
Brand und Bomben geretteten Bi- 
bliothek in ein gebrechliches Haus 
gezogen war. Vorsorglich ließ dm* 
S ammler Martin Bodmer seiner Bi- 
bliothek ein eige ne 8 Haus bauen. 

Manche Verleger lassen „Vor- 
sicht, Bücher!“ auf ihre Pakete 
stempeln. Ludwig Marcuse hielt 
das für Prahlerei Ich meine, daß 
man solche Warnungen ernst neh- 
men muß. Lassen Sie sich nicht 
bluffen vom Buchmessenjubel! 
Vor dem gefährlichen Gewicht von 
Büchern kann man sich heutzutage 
zwar schützen, indem man die In- 
halte auf Mikrofilm reichert Aber 
dann verderben die Bücher einem 
die Augen. Das. Leben womöglich 
obendrein, sogar das ewige. Dante 
fand verführte Leser im zweiten 

Hnllmbws». 


„Mythos, Religion, Wissenschaft“ - Die Salzburger Humanismus-Gespräche 

Glaube nach der Aufklärung 


icht die Religion hat sich als Blu- 
I N sion erwiesen, sondern die Beli- • 
gionstheorie, die sie als solche behän- 
den“ Mit diesem Satz faßte der Zuzi- ■ 
eher Philosoph Hermann Lübbe ge- 1 
wjssermaßen den Ertrag der Vorträge 
und. Zwischenreden zusammen, die 
über zwei Tage hin im Rahmen der , 
Salzburger Humaniamnsgespräche j 
*86 im Landesstudio des Österreichi- 
schen Rundftinks (ORF) zum The ma 
„Wovon werden wir morgen geistig 
leben?“ gehalten wurden. Einleitend 
hatte der Erfinder dieser „Gesprä- 
che“, Oskar Schatz, davon gespro- 
chen, daß die „Abdankung der Trans- 
zendenz“ nicht mehr zur un widerruf- . 
liehen Signatur unserer Epoche gehö- 
re. Deshalb auch der Untertitel des ; 
Kongresses: „Mythos, Religion und' 
Wissenschaft“. .n 

Eine erstrangige Riege von Den- 
kern war Aufgeboten, um das Thema 
hin und her zu wenden und ihm 
brauchbare Verallgemeinerungen ab- 
zugewinnen. Paul Ricoeur aus Paris 
hielt ein feines Referat über „Symbol 
Und Begriff in der religiösen Rede“. 
Am Beispiel neutestamentheher 
Gleichnisse zeigte er, daß dem rheto- 
rischen Bild, der Metapher, ein von 
der analysierenden Wissenschaft 
gänzlich unabhängiger Erkenntnis- 
wert zukommt Die Spräche der 
Theologen könne auf die Metapher 
überhaupt nicht verzichten, und im 
Gleichnis der Bibel verbinde sich die 
Kraft der Metapher mit der Form der 
Erzählung. Im biblischen Gleichnis, 
so Ricoeur, werde die ganz gewöhnli- 
che Lebenswelt zum Abenteuer, der 
Alltag führe zu einem „extravagan- 
ten“ Resultat, und gerade dadurch 
werde der Rinn fürs Übersinnliche 
geweckt 


Was ein Gleichnis aus der 
Bibel alles bedeuten kann 


Weiter entwickelte Ricoeur hödhst 
bedenkenswerte Einsichten über die 
Beziehung zwischen der bildlichen 
Sprache in der Bibel und der Begriff- 
sprache der Philosophie im Bereich 
der abendländischen Kultur bund 
zeigte Punkte aut die es ermöglich- 
ten, die Sprache des Gleichnissekbe- 
grifibch zu reflektieren. ^ . 

Der Sorbonne-Professor sprach 
von den „Grenzausdrücken“, womit 
nicht. nur, im Jaspersschen Sinne, 
Grenzerfehrungen wie Tod, Leiden 


oder Schuld gemeint waren, sondern 
eben auch jene außergewöhnlichen 
Erfahrungen des Gleichnisses, die Er- 
fahrungen des Schöpferischen und 
der Freude zum Beispiel, wie man sie 
im Gleichnis von der wiedergefunde- 
nen Münze oder von der kostbaren 
Perle finde. Es sei Aufgabe der mo- 
dernen Theologie, meinte Ricoeur, 
die in den großen biblischen Symbo- 
len sich verdeutlichende Erfahrung 
mit den Erfahrung unserer Tage zu 
koordinieren. 

Diesen Hinweis nahm in der Dis- 
kussion der Münchner Philosoph Ro- 
bert Spaemann auf; der die Theolo- 
gen aufforderte, religiöse Aussagen 
überhaupt ins Begriffliche zu über- 
setzen und rückzuübersetzen, um so 
die religiöse Lebenswelt zu stabilisie- 
ren. Diese Arbeit dürften die Theolo- 
gen nicht verweigern. 

Ein Höhepunkt der „Gespräche“ 
war das Referat von Lübbe zum The- 
ma „Religion nach der Aufklärung 41 . 
Der Züricher zeigte zunächst, wie im 
Zuge der Säkularisierung wissen- 
schaftliche Weltbilder religiös un- 
interessant gemacht wurden, wie an- 
schließend das religiöse und konfes- 
sionelle Zugehörigkeitsverständnis 
neutralisiert wurde und wie schließ- 
lich die institutionalisierten Religio- 
nen ihre Bedeutung als „Mittel sozia- 
ler Kontrolle“ fest vollständig verlo- 
ren. 

Es blieb aber, selbst unter extrem 
lm giingtig pn Verhältnissen wie de- 
nen entschieden atheistischer Dikta- 
turen, stets zumindest ein diffuses 
Gefühl von Religion als Erklärungs- 
potential für Vorgänge, von denen 
sich die Menschen weder in archai- 
schen noch in modernen Gesellschaf- 
ten je emanzi p ieren konnten, also vor 
allem für den Tod. Die Tatsache die- 
ser JLebensunverfügbariceiten" habe 
die Religion zu allen Zeiten „wirk- 
lichkeitsfähig“ und damit auch ver- 
nünftig gehalten. 

Mit Widersprüchen zwischen 
Schöpfungsgeschichte und Kosmolo- 
gie beschäftigte sich der Kiel» 1 Pro- 
fessor Kurt Hübner in seinen „Medi- 
tationen zur Schöpfungsgeschichte 
als Beispiel für das künftige Verhält- 
nis von Mythos, Religion und Wissen- 
schaft 14 . Für Hübner bedeutet die 
mythologische Sicht etwas Unwider- 
legliches, w ährend das, was dem Be- 
reich der Wissenschaft entspringe, 
sehr wohl disponibel sei 

So eikennt Hübner etwa der biolo- 
gischen Evolutionstheorie nur den 


Charakter einer PlausibiUtätshypo- 
these zu: „Blickt man auf die Analyse 
der sogenannten biologischen Evolu- 
tionstheorie zurück, so fragt man sich 
erstaunt, warum an so etwas geglaubt 
wird, während man den Schöpfungs- 
bericht des Alten Testaments für ein 
kindliches Märchen hält“ 


Es gibt keinen Anlaß für 
theologische Rechthaberei 


Hübner sah die Möglichkeit eines 
gleichberechtigten Miteinanders von 
Mythos, Religion und Wissenschaft. 
Der Biophysiker und Direktor des 
Max-Flanck-Instituts für Entwick- 
lungsbiologie in Tübingen, Alfred 
Gierer, vertrat dagegen entschieden 
den fW der nach wie vor völlig 
selbstgewissen Naturwissenschaft. 
Die gesamte Natur, sagte er, sei in den 
Grundgesetzen der Physik als Einheit 
da, und auch der Mensch gehöre da- 
zu. Das moderne wissenschaftliche 
Denken, das auch die eigenen Vor- 
aussetzungen mit überlege, ist nach 
Gierer durchaus mit unterschiedli- 
chen Philosophien und Kulturen, de- 
ren Werten, Welt- und Menschenbil- 
dern logisch vereinbar. Die wesentli- 
chen Aussagen der Religionen wür- 
den von der Wissenschaft weder be- 
stätigt noch widerlegt: „Man kann, 
man muß aber nicht die Wissenschaft 
als Form kreativer Teilnahme des 
Menschen an der Schöpfung Gottes 
ansehen.“ 

Ursprünglich hatte in Salzburg 
auch Kardinal König einen Vortrag 
halten sollen, und zwar über „Die Be- 
ziehungen zwischen Wissenschaft 
und Religion aus der Sicht unserer 
Zeit“. Sein Text wurde wegen Er- 
krankung vom Salzburger Erzbischof 
Karl Berg verlesen. 

Zur Znlninftsangs t., daß die Welt 
nicht mehr lange auf dem eingeschla- 
genen Weg weitergehen könne, sagte 
der Kardinal es dränge sich heute in 
allen Lagern wieder die Überzeugung 
vom Primat der Person über die Sa- 
che, von der Überlegenheit des Gei- 
stes gegenüber der Materie auf. Das 
sei an sich eine gute Position für 
christliche Religiosität und Theolo- 
gie, die jedoch angesichts der neuen 
Konstellationen jegliche Rechthabe- 
rei vermeiden und jede Herausforde- 
rung aus der Richtung der Wissen- 
schaft beherzt aufnehmen sollten. 

FRANZ MAYRHOFER 


Immef.mehrJCataloge mausern sich zu Kunstbüchern 


j. Carpenters Film „Big Trouble in Little China“ 
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M ag die Kunst auch nicht nach 
Brot gehen, der Kuristbuch- 
marirt muß es mehr denn je. Die Luft 
in diesem Gehre scheint arg dünn 
geworden zu sein, sei daß den Verta- 
gen bei großen Sprüngen oder Expe- 
rimenten schnell der Atem ausgeht 
Die großen Vertage - das wird auf der 
Buchmesse bereits bei einem ersten 
Rundgang durch die Stände der 
Kunstverlage deutlich - sind mit 
Kunstbfichem seh t viel zurückhal- 
tender geworden. Zumeist beschrän- 
ken sie sich auf internationale Kopro- 
duktionen oder auf übernahmen. Ori- 
ginalausgaben werden immer rarer, 
die Programme karger. 

Die Pleite von Unternehmen wie 
der Edition Popp (Dekorum des Are- 
na-Verlages) oder Frölich & Kauf- 
mann (die sich vom Katalogvertrieb 
zum Kunstbuchverleger gemausert 
hatten) schreckt natürlich ab. Selbst 
auf dem Billigsektor ist das zu spü- 
ren. fite biblio philen Taschenbücher 
haben ihr Programm extrem redu- 
ziert selbst die Insel-Bücherei wen- 
det sich nur noch selten Kunstthe- 
men zu. Dafür hat sich all e rdi n g s der 
Fischer Taschenbuchvertag an eine 
Kunstbuchreihe gewagt, die jeweils 
ein Kunstwerk — zumeist „progres- 
siv“ - interpretiert 
In Halte 3, wo die Kunst beheima- 
tet ist' kommt man sich fest wie in 
einem Museumsshop vor. Ausstel- 
lungskataloge - oft zum „Katalog- 
buch“ oder «um „Buch zur Ausstel- 
lung“ s tilisiert - bestimmen das An- 
gebot Die Kojen von DuMbnt, Pre- 
stel Hatje, Hirmer, Benteli oder Phi- 
lipp von Zabem ähneln partiell den 
Verkaufestanden in den Museen. Da 
werden alte wichtigen oder auch we- 
niger bedeu tsamen Ausstellungen 
noch einmal ins Gedächtnis gerufen, 
diejenigen, die bereits eine Weäe zu- 
rückliegen, ebenso wie die, die noch 
zu besichtigen sind. Und gelegentlich 
weisen Blindbände oder Prospekte 
bereits auf Kommendes — zum Bei- 
spiel August Macke in Munster 
(Brockmann) oder Toulouse-Lautrec 
in Tübingen (DuMont). 

Der Grund für die Entwicklung 
liegt auf der Hand. Die Fülle der Aus- 
stellungen von überregionaler Aus- 
strahlungskraft korrespondiert mit 
dem Bestreben der Veranstalter, das 
Ereignis nicht gar zu bescheklen zu 
dokumentieren. Nach der Pleite mit 
den sechsbändigen Wittelsbacher- 
oder dreibändigen Pader-Katalogen, 
die sich in der Ausstellung nicht so 
gut verkaufen ließen, wie man rieh 
das erhoffte, hat man aber realisiert, 
daß „Buch“ ä lalongue aBemal besser 
im Rennen liegt als „Katalog“. 

Die Katalog-Bücher (oder Bü- 
cher-Kataloge) sind' selbstredend 
vom Allerfeinsten. Ein wirkliches Ri- 
siko bestritt ja meistens nicht, wefi 


die Sachen subventioniert oder durch 
Abnahmegarantien abgesichert "wer- 
den. Bildrechte sind nicht gesondert 
abzugelten, und die Texte, zumeist 
von ange stellten Museumsledten, 
schlagen mit Autorenhonoraren nicht 
sonderlich zu Buche. 

Demgegenüber haben es die ei- 
gentlichen Kunstbücher, die nicht 
mit dem Schub e in e r Auss tellung 
und der sie begleitenden Aufmerk- 
samkeit dw Meriten T ryhp p p können, 
sehr viel schwerer. Also ist die Anla- 
ge geringer, das Buch erlteblicli teu- 
rer. Allerdings gibt es auch oft recht 
beträchtliche Unterschiede zwischen 
dem broschierten Katalog amSfer 
Museumshasse und dem gebundenen 
Exemplar im Buchhandel. Wieso §^i- 
spielsweise der Katalog mit den Pho- 
tos von Capa 30 Mark, das Buch (Kie- 
penheuer & Witsch) aber 128 Mark, 


BUCH# MESSE 

der Katalog Gerhard Richter 48 Mark, 
das Buch (DuMbnt) jedoch 148 Mark 
kosten, ist kaum'verstftndlich. So viel 
teurer können der feste Einband und 
der andere Vertriebsweg schließlich 
nicht sein. 

Neben diesen - sozusagen aktuel- 
len - Editionen beschert die Messe 
noch immer ein beachtliches Ange- 
bot der Spezialvertage wie Wasmuth 
in Tübingen, den Deutschen Kunst- 
verlag, Gebrüder Mann oder den 
Deutschen Verlag für Kunstwissen- 
schaften in Berlin, um nur einige! zu 
nennen. Dazu kommen die Verleger, 
die sich auf Regionales lrrtnzpntrteran 
und in diesem Rahmen auch Kungt- 
bücher herausgeben, zum Beispiel 
Aschendorff für Westfalen, Bachem 
und Wienand für Köln, Konrad und 
Theiss fürs Schwäbische, Hans Carl 
fürs Fränkische oder das Rosenhei- 
mer Verlagshaus für Bavarica. 

Und yHlteßlteh dürfen auch die 
Verlage nicht unterschätzt werden, 
die sich vorwiegend an den Interes- 
sen von Sammlern orientieren. Call- 
wey hat rieh nach und nach diesem 
Gebiet zugewandt, und der Verbund 
Klinkhardt & Biermann. Keysersche 
Vwla gshuehhandhing und Verlag 
Kunst & Antiquitäten,, die inzwi- 
schen gemeinsam geführt werden, 
stellen fast schon eine Gro ßmacht auf 
diesem Gebiet dar - mit zum Teil 
höchst ungewöhnlichen, ja spektaku- 
lären Editionen wie etwa den beiden 
Bänden über „Vergoldete Bronzen“ 
(für 580 Mark) oder dem ähnlich teu- 
ren dreibändigen Werk über „Die 
Kurmainzische Porzdlanmanufaktur 
Höchst“ Wirklich, hier muß man re- 
gelrecht investieren, und das tun 
eben nur Samml er. 

PETER JOVISHOFF 


Abschüssige 

D ie Cineasten begrüßten Um über- 
schwenglich, hängten ihm dicke 
Vorschußlorbeerkränze um den Hals 
und erhofften sich eine Erneuerung 
des klassischen Kinos. Tatsächlich 
schien dieser amerikanische Regis- 
seur namens John Carpenter in allen 
Genresatteln gerecht zu sein und aus- 
gelaugten Traditionen eine hoch 
wirksame Fxischzellenkur zu ver- 
schreiben. 

So attackierte er in seinem Debüt- 
Füm „Dark Star“ geistreich die Un- 
wahrscheinlichkeiten des Science- 
fiction-Films. In „Anschlag bei 
Nacht“ gelang es ihm, eine Western- 
geschichte brillant und packend in 
die Gegenwart zu verpflanzen. Als 
dann gar sein nervenzerrender Hor- 
ror-Thriller „Halloween“ raffiniert 
ans Unterbewußtsein des Publikums 
appellierte, schien dieser Regisseur 
auch in den Augen der Skeptiker alle 
Talente von Howard Hawks und Al- 
fred Hitchcock geerbt zu haben. 

Nur wenige Filme später indessen 
hat der frühe Ruhm schon Patina an- 
gesetzt Mußte Carpenter früher ma- 
gere Budgets mit großem Emfalls- 
reichtum und dramaturgischem Ge- 
schick überspielen, so scheint er in- 
zwischen unter dem Fluch des gro- 
ßen Geldes zu leiden. In „Big Trouble 
in Little China“, seinem jüngsten 
Opus, stapft er jedenfalls mit wahr- 
haft monströsem Aufwand in Ste- 
phai Spielbags Erfolgsspur durch 
ein Märchenland namens China- 
Town. Daß es sich dabei um San 
Francisco handeln soll ist völlig un- 
erheblich. Muskulöse Sabelrassler, 
gelenkige Kung-Fu-As- 
se und allerlei skurrile 
Dämonen jagen den 
großmäuligen Lastwa- 
genfahrer Jack Burton, 
die blonde Rechtsan- 
wältin Grade und ein 
Chinesenmädchen mit 
jadegrünen Augen 
durch ein knallbuntes 
und abstrus verschach- 
teltes Gruselkabinett 
: Wobei Carpenter sich 
ri?ran erinnert, daß die 
gr oßstädtische Kanali- 
sation seitdem „Dritten 
Mann“ ein filmgerech- 
tes Terrain ist 
Dabei setzt Carpenter 
konsequent auf atemlo- 
se Unterhaltung, die 
ihm mit harten Schnit- 
ten und einer an Zd- 
- dwntripirfiimp erin- 
nernde Vorliebe für 
endlose Verfolgungs- 
jagden zweifellos ge- 
lingt. Leider versucht er 
j glwrivwitig , die augen- 
zwinkernde Ironie der 
Abenteuer von „Indl- 


Geisterbahn 

ana-Jones“ zu imitieren. Dazu fehlt 
ihm freilich ein so lässig-lakonischer 
Held wie-Harrison Ford. Sein Haupt- 
darsteller Kurt Russell nämlich - seit 
dem Auftritt in Carpenters Endzeit- 
drama „Die Klapperschlange“ deut- 
lich fülliger geworden - schwankt un- 
entschlossen zwischen plumper 
John-Wayne-Parodie und aufdring- 
lich präsentierter Männlichkeit 

Stärker als diese mimischen Unzu- 
länglichkeiten stört indessen jene be- 
rechnende Naivität, mit der Carpen- 
ter fernöstliche Mythen zu lachhaften 
Abstrusitäten vergröbert, die dann 
als schrille Attraktionen seiner ab- 
schüssigen Geisterbahn herhalten 
müssen. So wird die Phantasie des 
Publikums ins enge Korsett einer Ac- 
tion-Dramaturgie geschnürt die sie 
schließlich an ihrer eigenen Sensa- 
tionsgier verschluckt 

Vielleicht hat sich der ungemein 
begabte Regisseur ja auch nur die 
falschen Vorbilder ausgesucht Ro- 
man Polanskis „China-Town“ und 
Wim Wenders’ JHammett“ nämlich 
hätten ihm die reizvollen Möglichkei- 
ten des Schauplatzes eigentlich un- 
übersehbar vor Augen führen müs- 
sen. 

Carpenters Ausflug ins Chinesen- 
Viertel hingegen endet als ebenso 
kurzweiliges wie hohles Kirmesspek- 
takel mit Pappmachä-Konflikten und 
faulem Feuerzauber. Eine Überfülle 
an Gags, gewiß. Doch von einem Re- 
gisseur dieses Formats dürfte man 
eigentlich auch etwas so Altmodi- 
sches wie eine Geschichte erwarten. 

WUMHART 




Die mediceiscbe Venus in Gips verdoppelt: „Mimests** von GiuKo PooBi- 
ni, aus der Stuttgarter Ausstellung FOTO: katalog 


Spiel mit Vorbildern: Stuttgart zeigt Giulio Paolini 

Ikarus zwischen Stühlen 


D ie „Themen“ der bildenden 
Kunst sind von jeher nur Vor- 
wände für die ins Werk gesetzten 
Spannungen, die im Moment des Zer- 
reißpunktes aufgefangen werden. In 
den letzen 200 Jahren hat sich die 
Kunst immer mehr des thematischen 
Vorwands begeben, bis sie in der Mo- 
derne bei den nackten Form-Farb- 
Spannungen anlangte; das Kunst- 
werk wurde zur Theorie seiner selbst. 
Danach, „post“, mußte es zum Um- 
schlag kommen. Dennoch ist die 
Theoriekunst damit nicht weggebla- 
sen. Arte povera, Concept Kunst und 
andere Spielarten leben weiter, und 
soeben zeigt die Stuttgarter Staatsga- 
lerie ein besonders glänzendes und 
problematisches Beispiel: Giulio Pao- 

linL 

Da liegt auf der Erde ern Spiegel 
man blickt hinein und sieht das 
Bruchstück eines Fußes. Verwundert 
blickt man hoch und findet den Gips- 
fuß an der Saaldecke kleben. Titel; 
„Empedokles“ . (Die Fußspur des Phi- 
losophen, der sich in den Ätna stürz- 
te.) Weiße Tafeln, hängend oder an 
die Wände gelehnt: „Ohne Titel". Ei- 
ne Gruppe Notenständer mit Fotos 
von Schauspielern, die historische 
Personen darstellen: „Apotheose Ho- 
mers“. (Eine witzige Paraphrase nach 
Ingres’ gleichnamigen Bild.) Keilrah- 
men umgekehrt gehängt: „Ohne Ti- 
tel“. 

Eine Gruppe Stühle auf Glaspodes- 
ten, in der Mitte ein umgestürzter, 
von der Decke hängend bespannte 
Keilrahmen und Tuchfetzen: „Der 
Sturz des Ikarus“. Zwei glatte Gips- 
kopien der mediceischen Venus, 
schräg gegenüberstehend, aneinan- 
dervorbeisehend: .Mimesis“. Ein Ge- 
mälde (oder Farbfoto?), Gewässer 
darstellend, hinter angesplittertem 
Glas, davor am Boden eine zerbroche- 
ne Gipsvase: Xythera“. Ein Zentrum 
von Punkten, deren Dichte sich nach 
allen Seiten verdünnt: „Ich sehe (die 
Dechiffrierung meines Gesichtsfel- 
des)“. Eine andere Version: „Ich sehe 
(das Gesamtwerk Eduard Manets als 
Dechiffrierung meines Gesichtsfel- 
des)“. 

Und schließlich und als erstes: eine 
rechteckige grundierte Leinwand im 
Verhältnis 2 : 3, mit eingezeichneten 
roten Diagonalen und den im selben 
(Mittel) punkt kreuzenden Senkrech- 
ten und Waagerechten. Titel: „Geo- 
metrische Zeichnung“, 1960. Und 
wieso als erstes? Weü Paolini selbst 
diese Zeichnung „als erstes oder ab- 
solutes Datum“ ausweist Diese Ar- 
beit bezieht sich auf Leone Battista 
Albertis Zentralperspektive aus „De 
Pictura“ (über die Malerei) 1547. Die 
Mitte ist der Flucht- und Augen- 
punkt 


ler: Hamlet maschme tfc wüson) 
Karlsruhe. Staalstbeater, R W. 
Müller: Komarek (U) (R: Müller- 
Stahl) 

Stuttgart, Staatstheater; M&met: 
Edmood (DE) (FL Böckmann) 

5. Düsseldorf, Schauspielhaus; 
Barnes: Die roten Nasen (DE) (R: 
Zankl) 

Hamborg. Deutsches Schauspiel- 
haus; Mamet: Edraond (R: Giesing) 
Konstanz, Stadttheater; H. W. Mül- 
ler: Komarek (R: Muller-Elmau) 

8. München, Theater im MarstaU; 
Gray u- Peterson: Billy Bishop 
steigt auf (DE) (R: Schulle-Mi- 
chefs) 

9. Hamburg, Deutsches Schauspiel- 
haus; Achte rnbuscb: Plattling (R: 
Minks) 

Wien, Burgtheater; Brecht: Die 
Mutter (R‘ Karge) 

Zürieb, Schauspielhaus; Engel- 
mann: Die Hochzeitsfahrt (U> (R: 
Heinz) 

15. Hamborg, Deutsches Schauspiel- 
haus; Savary: Don Juan Tango (U) 
(R: Savary) 

Mönchen. Kammerspiele; Kafka: 


In Paolinis Zeichnung haben wir 
es, wie Gudmn Inboden in ihrem ein- 
leitenden Katalog-Beitrag sagt, „mit 
einem (nach Kant) synthetischen und 
doch a priori gegebenen Raum und 
infolgedessen mit einem Raum von 
transzendentaler Idealität zu tun“. Im 
Gegensatz zu Albertis Fluchtlinien, 
die ein ideiertes Fenster zur Realität 
sind, sind bei Paolini Linien und 
Fluchtpunkt selbst real und sind 
„nicht mehr das Fenster zur Realität, 
sondern transparent für sich selber“. 
Und so will Paolini sein ganzes (Euvre 
verstanden wissen. Außerdem sollen 
wir „die in der Geometrie sich verber- 
gende Idee von Schönheit und Wahr- 
heit“ sehen. 

Paolini greift nicht nur auf seine 
eigene Setzung und Satzung immer 
wieder zurück, er bezieht sich auf 
Werite oder Titel der Kunstgeschichte 
und operiert mit klassischen Gipsab- 
güssen. Paolini; „Auf diese Weise löse 
ich das Bild von der Funktion ab, 
einem Inhalt zu dienen.“ Das ist ein 
sehr merkwürdiger Umweg zu dem, 
was ich eingangs den Abbau des The- 
mas bis zur Reduktion auf die pure 
Spannung genannt habe. Der Nicht- 
Kunsthistoriker unterscheidet gar 
nicht zwischen Original und Kopie; er 
streichelt fröhlich auch den glatten 
Gipspopo. 

Paolinis Selbstkommentare und ih- 
re Wiederholung durch begeisterte 
Kritiker sind zahllos; viele im Katalog 
nachzulesen. Aber wir greifen jetzt 
zurück auf die in der Geometrie „sich 
verbergende Idee von Schönheit und 
Wahrheit“. Hier liegt die Problematik 
dieses CEuvres. Paolini entwickelt wo 
er auf das „erste oder absolute Da- 
tum“ zurückgeht symmetrische 
„Spannungen“, die nicht als Span- 
nung, sondern als quietistische Glätte 
empfanden werden. Und das ist die 
Schwäche jedes Klassizismus. 

Man ist erleichtert über Arbeiten, 
die aus der unterkühlten Transparenz 
ausbrechen: „Era vero (Averroes)“ - 
ein unübersetzbares Wortspiel auf 
einer Glasplatte mit unterlegtem Text 
ein offener Chappeau claque voller 
Papierschnitzel: eine weiße Lein- 
wand, auf deren Oberkante ein paar 
Schuhe stehen („Auf zwei Füßen“, 
nicht in der Ausstellung): neun weiße 
Tafeln, mit einem großen Foto Paoli- 
nis in der Mitte, wie er Rahmen zu- 
sammenlegt („Rahmen“). Da ruht 
sich der Theoretiker ein wenig aus, 
Gott sei Dank 

Sonst ist vieles zu „schön“. Von 
wegen „Idee der Schönheit“! Schön- 
heit ist kein Kunstbegriff, sondern 
eignet dem schönen Rhein und der 
Miß Universum. (Bis 2. November. 
Vierbändiger Katalog 35 Mark) 

RUDOLF KRÄMER-BADONI 


Kroetz) 

16. Basel, Theater; Mueller: TotenfloG 
<U) (R: König) 

Düsseldorf, Schauspielhaus; ebd. 
(R; Braun) 

Stuttgart, Staatsthea ier. ebd. (R: 
Rühle) 

]& München, Reädonzibeeter;, Dprst: 

Ich, Feuerbach (Ut (R: Hesse) 

19. Graz, steirischer Herbst; Kaiser. 
Transit (U) (R: Pfeiffer) 

Hamburg, Thalia Theater; Strind- 
berg: Totentanz (R: Gosch) 

23. Hamborg, Deutsches Schauspiel- 
haus; Brenton u. Hare: Prawda (R: 
Langhoff) 

24. Essen. Theater; Hein: Crom well 
(BRD-EA) (R: Heyine) 

25. Frankfurt, Stadt. Bühnen; Goethe: 
Egroont (R: Hilsdorf) 

Köln, Schauspiel; Dähnert: 
Herbst ball (U) (R: Siede) 
Wuppertal Bühne; ebd. {R: Bilabel) 

26. Berlin, Schloßpark-Theater, Hor- 
väLh: Zur schönen Aussicht (R: 
Seebach) 

31. Bochum, Schauspielhaus: S Leo- 
pard: Stürmische Überfahrt (R: 
Tragelehn) 


JOURNAL 


Gegen die Verurteilung 
von Milovan Brkic 

AFP, Belgrad 
Mehr als hundert Belgrader Jour- 
nalisten und Intellektuelle haben ei- 
ne Kampagne zugunsten des Jour- 
nalisten Milovan Brkic gestartet, 
um ihn vor einem drohenden Be- 
rufsverbot zu retten. Der unabhän- 
gige Journalist, der in seinen satiri- 
schen Artikeln vor allem Wirt- 
schaftsverbrechen und Korrup- 
tionsaffären aufs Korn nimmt, war 
in der Vergangenheit bereits fast 
600 mal wegen Verleudmung ange- 
klagt, aber immer freigesprochen 
worden. Ein Beitrag über den Chef 
eines Autoimport-Untemehmens, 
der auf dem jugoslawischen Markt 
unverkäufliche Wagen bestellt hatr 
te, brachte ihm im vergangenen 
März eine sechsmonatige Haftstrafe 
ohne Bewährung sowie ein dreijäh- 
riges Berufsverbot ein. Das Berufs- 
verbot muß allerdings noch vom 
Berufimgsrichtei bestätigt werden 
Ein solches Verbot, sich mündlich 
oder schriftlich in der Öffentlich- 
keit zu äußern, ist schon gegen zahl- 
reiche Oppositionelle verhängt wor- 
den. 

Internationales 

Kleist-Kolloquium 

dpa, Berlin 
Heinrich von Kleists 175. Todes- 
tag am 21. November ist der Anlaß 
für ein mehrtägiges interdisziplinä- 
res Symposion in Berlin, zu dem 40 
Wissenschaftler aus mehreren Län- 
dern erwartet werden. Den Auftakt 
dazu büdet die Jahrestagung der 
Kleist-Gesellschaft am 18. und 19. 
November mit einer öffentlichen 
Vortragsreihe im Schloß Charlot- 
tenburg. Auf dem internationalen 
Kolloquium vom 20. bis 22. Novem- 
ber geht es unter anderem um 
Kleists Religionskritik, um sein 
Verhältnis zu Hardenberg und der 
„ständischen“ Opposition sowie 
um Kleists Fämilienmodelle. 

Giotto-Fresko in 
Mailand restauriert 

AFP, Mailand 
Ein Fresko des italienischen Ma- 
lers Giotto ist nach achtmonatigen 
Renovierungsarbeiten in der Mai- 
länder San Gottardo- Kirche zur Be- 
sichtigung freigegeben worden. Das 
Fresko zeigt den gekreuzigten Chri- 
stus und wurde 1929 an einer Au- 
ßenwand des Kirchturms entdeckt 
Die Wand wurde 1953 in das Kir- 
cheninnere verlegt Bei dem Fresko 
sticht nur noch die Grundfarbe blau 
hervor. Giotto malte das Werk ver- 
mutlich 1335 im Auftrag Azzone 
Viscontis und dessen Mutter: ihre 
Porträts sind auf dem Fresko zu 
sehen. 

Andrew Lloyd Webber 
„Komponist des Jahres“ 

dpa, London 
Andrew Lloyd Webber, Schöpfer 
zahlreicher Erfolgsmusicals, ist in 
London als „Komponist des Jah- 
res“ ausgezeichnet worden. Web- 
ber, der unter anderem die Musik 
für „Cats“ komponierte, erhielt jetzt 
die Anerkennung, die von der Wa- 
vendon Musikschule vergeben 
wird. Das neueste Webber-Musical 
„Phantom of the Opera“ startet in 
diesen Tagen in London. 

Miles Davis geht 
auf Europatournee 

AFP. Paris 

Der amerikanische Jazz-Trompe- 
ter Miles Davis kommt im Rahmen 
seiner Europatoumee am 27. Okto- 
ber nach Hamburg. Weitere Statio- 
nen sind anschließend Brüssel (29. 
Oktober), Wien (2. November), Ovie- 
do (6.), Madrid (7.), Palma de Mallor- 
ca (8.) und London (16J17.I. 

Oldenburger Kinder- 
und Jugendbuchpreis 

dpa, Oldenburg 
■ Den mit 10 000 Mark dotierten 
Oldenburger Kinder- und Jugend- 
buchpreis teilen sich in diesem Jahr 
die Autoren Jochen Sommer (41) 
aus Höxter und Heike Bürger-EUer- 
mann (41) aus Wiefelstede (Kreis 
Ammerland). Sommer erhielt den 
Preis für sein Jugendbuch „Rosas 
Gold und die Schatzgräber“. Heike 
Bürger-Ellermann wurde für das 
Bilderbuch „Ein Brief in der Kapu- 
zinerkresse“ ausgezeichnet 


DAS AKTUELLE 
TASCHENBUCH 


Der anreißerische Titel „Der Dra- 
goner und die Hexe“ fuhrt in die 
Irre. Denn das Buch ist ein packen- 
der historischer Roman über die 
letzten Jahre des Dreißigjährigen 
Krieges. Es erzählt - im Rahmen 
einer Liebesromanze - von den Ma- 
chenschaften der Fürsten und Feld- 
herren, von der Habgier und den 
Zwistigkeiten der Mächtigen dieser 
Zeit- Bei aller Kritik an Gewissenlo- 
sigkeit und Ausbeutertum vermei- 
det der Autor, Karl W. Freund, jede 
Ideologisierung der Vergangenheit, 
er hält sich vielmehr mit akribi- 
scher Treue an die historischen Tat- 
sachen. Ein faltiges, gut geschrie- 
benes, lesenswertes Buch. ehr. 
Karl W. Freund; „Der Dragoner und 
die Hexe“, Bastei-Lübbe, 336 S., 6,30 
Mark 


THEATERKALENDER 

4. Hamburg, Thalia Theater; H. Mül- Ein Bericht für eine Akademie (R: 
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enn auf der Wies’n 
die Maßkrüge fliegen 

Studie der Uni-Klinik über die Gefahren beim Oktoberfest 


PETER SCHMALZ, München 

Wer Münchens Kreisvenvaltungs- 
refsrer.ten Peter Gauvrefler mit Bier- 
emst in jeder Gesichtsfalte von den 

„unterschiedlichsten Gefahrensitua- 
tionen' auf derr. Oktoberfest reden 
hört und wer dann noch ver nimm t, 

wie dieser auch für die Sicherheit auf 
dem größten Bierfestival der Welt zu- 
ständige Ordnungshüter seine Empö- 
rung darüber zum Ausdruck bringt 
daß ein .Gerede von einem Übermaß 
an Kontrollen ausgerechnet aus den 
Freibier- Etagen“ schallt dem wird 
schlagartig klar, wie leichtfertig es 
war. die Wies'n bislang ausschließlich 
als einen Ort bayerischer Gemütlich- 
keit und internationaler Fröhlichkeit 
zu betrachten. 

Welches die Gefahren konkret 
sind, die den Wies'n-Gast zwischen 
Bierzelt und Geisterbahn belauern, 
belegt seit gestern die erste klinische 
Oktoberfeststudie, die von der Chir- 
urgischen Universitätsklinik wäh- 
rend der H5. Jubiläums-Wies'n im 
vergangenen Jahr erstellt wurde und 
die, so Klinikchef Professor Leon- 
hard Schweiberer, „richtungsweisen- 
de Ergebnisse bezüglich Verletzungs- 
häufig.keit und Verletzungsrisiko - 
liefert Die fachliche Kompetenz der 
Klinik ergibt sich daraus, daß sie nur 
700 Meter von der Theresienwiese 
trennen und Ihre Arzte seit Kliniker- 
Öffnung vor 95 Jahren „Festverletzte" 
versorgen. 

Die datenverarbeiteten Zahlen er- 
lauben äußerst nützliche Ratschläge, 
so beispielsweise den, möglichst als 
Japaner die Wies'n zu besuchen, denn 
keiner der 297 Patienten, von den Me- 
dizinern freundlicherweise „unser 
Krankengut' genannt, kam aus dem 
Land der aufgehenden Sonne. Ge- 
fährlicher leben die Neuseeländer, sie 
liegen an fünfter Stelle hinter den 
Italienern und den Amerikanern. Mit 
1P Prozent halten die Norddeutschen 
den zweiten Platz, können aber den 

Fleischpreise 
bleiben niedrig 

dpa, Frankfurt 

Die Verbraucher können auch im 
kommenden Winterhalbjahr weiter 
mit niedrigen Fleischpreisen rech- 
nen. Sowohl in der Bundesrepublik 
als auch in der EG wird 1987 die 
Erzeugung von Schweine- und Rind- 
fleisch die Nachfrage wieder „deut- 
lich übersteigen“, berichtete der 
Deutsche Fleischer- Verband gestern 
in Frankfurt. Darüber hinaus driik- 
ken die hohen EG-Lagerbestände auf 
den Markt Der Pro-Kopf-Verbrauch 
dürfte nach Auskunft des Verbands 
um etwa ein Prozent auf 101,7 Kilo- 
gramm steigen. Hinzu kommen noch 
rund 25 Kilogramm Wurst- und elf 
Kilogramm sonstige Fleischwaren. 


Bayern (.60 Prozent) die Spitzenstel- 
lung nicht streitig machen. 

Vorsichtige Menschen sollten am 
besten als Frau zur Wies'n gehen: Nur 
jedes vierte Krankengut ist weiblich. 
90jährige feiern relativ, wenngleich 
auch nicht völlig sicher, während bei 
den Altersstufen 20 bis 30 Jahre das 
Oktoberfest zu den großen Abenteu- 
ern unserer Zeit zu zählen ist Ratsam 
erscheint auch, um jedes Bierzelt ei- 
nen Bogen zu machen: 54 Prozent der 
Verletzten kamen von dort. 

Aber auch außerhalb der Bierbur- 
gen ist das Wies’n-Leben nicht ohne 
Risiko, wobei die Autoscooter offen- 
bar die gefährlichsten Freizeitvergnü- 
gen bieten. Jede dritte Verletzung 
wurde durch Sturz verursacht, 22 
Prozent bei Schlägereien eingehan- 
delt und immerhin 77 durch Maßkrü- 
ge, von denen zehn geflogen kamen. 
Unter den Geschädigten aus dem an- 
gelsächsischen erlitten sogar 79 Pro- 
zent Maßkrugverletzungen, eine Häu- 
fung, die sich die Ärzte nur dadurch 
erklären können, „daß der Gebrauch 
der Bierdose in diesem Kulturkreis 
weitaus häufiger ist“. 

Über die Gefahr der Bierkrüge, de- 
ren moderne Glasversion immerhin 
1280 Gramm wiegt, wußte schon Lud- 
wig Thoma 1847 zu berichten, als er 
die Lebensweise der Bayern im Frie- 
den so darstellte: „Wenn sie nicht in 
den Krieg ziehen, kommen sie zu ge- 
selligen Trinkgelagen zusammen . . . 
Das Fest endet mit größeren Kämp- 
fen ... Als Wurfgeschoß dient ein ir- 
dener Krug mit Henkel, der ihn auch 
zum Hiebe tauglich erscheinen läßt“ 
Unbestätigt ist allerdings ein angebli- 
cher Geheimplan des Münchner 
Kreisverwaltungsreferats, aufgrund 
der Klinik-Studie den gefährlichen 
Maßkrug durch einen beim Zusam- 
menprall mit einem menschlichen 
Schädel nachgiebigen Pappkrug zu 
ersetzen. 


Alter kein Grund 
für Waffenschein 

AP. Kassel 

Die Tatsache, daß Menschen alt 
sind und allein leben, rechtfertigt al- 
lein noch nicht den Besitz einer 
Schußwaffe zur persönlichen Vertei- 
digung. Das hat in einem Prozeß ge- 
gen das Land Hessen der Verwal- 
tungsgerichtshof in Kassel im Beru- 
fungsverfahren entschieden. Er wies 
in zweiter Instanz die Klage eines äl- 
teren Geschäftsmannes ab, der ganz 
allein in einer großen Villa in Bad 
Homburg wohnt Der Mann wollte 
sich aus Angst vor Überfallen zu sei- 
ner Selbstverteidigung eine Waffe an- 
schaffen. Die Erlaubnis dazu hatten 
ihm die Behörden verweigert (Az.: 
11 UE 2073/84) 


WETTER: Meist trocken 


Lage: Das Hochdruckgebiet 

schwächt sich in seinem Westteil ab, 
so daß gegen Abend ein Tiefausläu- 
fer von der Nordsee her mit wolken- 
reicher Meeresluft auf das nordwest- 
liche Deutschland übergreifen kann. 

Vorhersage für Donnerstag: Nach 
Auflösung von Frühnebel verbreitet 
sonnig und trocken. Nachmittags im 
norddeutschen Tiefland von Nord- 
westen her Bewölkungszunahme 
und nachfolgend etwas Regen. Tem- 


Vorfsersagefcarte 
für den 
2. Ott, 8 Uhr 


peraturen an der See tun 17, sonst 19 
bis 23 Grad. Tiefstwerte im Norden 
um 10, sonst 5 bis 8 Grad. 

Weitere Aussichten: Auch im übri- 
gen Deutschland meist stark be- 
wölkt strichweise etwas Regen. 
Merklich kühler als bisher. Nachmit- 
tags bei 12 Grad. 

Sonnenaufgang am Freitag: 6.25 
Uhr*. Untergang: 17-56 Uhr. Mond- 
aufgang: 5.43 Uhr, Untergang: 17.54 
Uhr (* MEZ: zentraler Ort Kassel). 
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Temperaturen in Grad Celsius und Wetter vom Mittwoch, 13 Uhr (MEZ): 


Deutschland: 


Berlin 

Bioicfckä 

BraunJagc 

Bremen 

Dortmund 

Dresden 

Düsseldorf 

Eriurl 

Essen 

Fcklberß-S 

Flensburg 

Frankfurt' Jd, 

Freiburg 

Gartnisch 

Greifswald 

Hamburg 

Hannover 

Kahler Asien 

Kassel 

Kommen 

Kiel' 

Koblenz 

Köln-Bonn 

Konstanz 
Leipzig 
List /Sylt 


!S hc 
21 he 
au hc 

19 he 
21 he 

21 he 

22 be 
16 hu 
22 he 
16 he 
16 he 

20 hc 
16 wl 
22 wl 
13 bd 

18 wl 

19 wl 
19 he 
19 he 

19 wl 
18 wl 

20 wl 

21 he 

12 bd 
20 wl 

13 bw 


Lübeck 

18 

wl 

Faro 

28 

hc 

Mannheim 

21 

he 

Florom 

27 

wl 

München 

3] 

wl 

Gca: 

16 

Wl 

Münster 

21 

wi 

Helsinki 

H 

bw 

Norderney 

lfa 

wl 


23 

bw 

Nürnberg 

VI 

hc 

Innsbruck 

22 

he 

Oberstdorf 

1» 

wl 


18 

Rs 

Passau 


wl 

Kairo 

29 

hc 

Saarbrücken 

18 

wl 

Klage nfuri 

18 

hc 

Stuttgart 

19 

he 

Konstanza 

14 

bw 

Trier 

18 

wl 

Kopenhagen 

14 

bw 

Zugspitze 

9 

hc 

Korfu 

2b 

be 

Ausland: 



Las Palmas 

2b 

he 


- 

— • 

Leningrad 

12 

he 

Algier 

23 

bw 

Lissabon 

24 

w! 

Amsterdam 

Itt 

wl 

Locarno 

20 

hc 

Athen 

21 

he 

London 

K 

bd 

Barcelona 

21 

bw 


17 

be 

Belgrad 

19 

he 

Luxemburg 

16 

wl 

Bordeaux 

23 

wl 

Madrid 

■M 

bw 

Bozen 

26 

he 

Mailand 

£ 

be 

Brüssel 

20 

wl 

Malaga 

23 

bw 

Budapest 

20 

hc 

Mallorca 

» 

bw 

Bukarest 

17 
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Casablanca 

27 

wl 

Neapel 

Ä7 

wl 

Dublin 

H 

bw 


24 


Dubrovnik 

23 

he 

Nizza 

28 

wl 

Edinburgh 

M 

bw 

Oslo 

12 

bw 


Ostende 

Palermo 

Paris 

Peking 

Prag 

Rhodos 

Rom 

Salzburg 

Singapur 

Spht 

Stockholm 

SLrcSburg 

Tel Aviv 

Tokio 

Tunis 

Valencia 

Varna 

Venedig 

Warschau 

Wien 

Zürich 


18 wl 
27 be 
21 wl 
23 wl 
18 hc 
M hc 

23 be 

20 he 
30 Gw 

24 be 

17 he 

18 wl 
23 Gw 
26 bw 
23 bw 
18 R 
13 bw 

21 he 
13 bw 
18 he 
18 w] 
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Marihuana-Bauern in den Bergen von Nordkalifornien machen ein Milliarden-Geschäft 



Im „grünen 
Dreieck" 
Nordkalifomiens 
mit den 
Landkreisen 
Humboldt, Trinity 
und Mendodno 
konzentriert sich . 
seit einigen Jahren 
der Anbau von 
Hanf, aus dem 
Marihuana 
gewonnen wird. 
Doch tatenlos 
schaut die 
kalifornische 
Polizei dem 
einträglichen 
Geschäft nicht zu: 
Eine Spezia feinheit 
stöbert mit Erfolg 
die gut getarnten 
Anbaugebiete auf, 
transportiert den 
Hanf gleich 
tonnenweise ab 
und hat auch schon 
63 Pflanzer 
fest genommen. 

FOTOS: CRAIG 
LEE/LARRY ARMSTRONG 


Rauschgiftkrieg im 
„grünen Dreieck" 


HELMUT VOSS, San Francisco 
Im dünnbesiedelten, dichtbewal- 
deten Norden von Kalifornien geht 
es zur Zeit rund. Vier Aufklärungs- 
flugzeuge und sieben Hubschrauber 
einer „Camp 1 * genannten Spezial- 
Polizeieinheit (Jahresetat: 2,9 Millio- 
nen Dollar) röhren fast ohne Pause 
über die grünen Hänge hinweg. Auf 
dem Boden kämpfen sich schwerbe- 
waffnete Suchtrupps mit kugelsiche- 
ren Westen und Tarnanziigen durchs 
Unterholz. 63 Festnahmen wurden 
bisher gemeldet . . . 

Die Polizisten kämpfen nicht ge- 
gen Partisanen, sondern gegen Kali- 
forniens erfolgreichste Bauern: In 
den als „Emerald Triangle“ (grünes 
Dreieck) bekanntgewordenen nord- 
kalifornischen Landkreisen Hum- 
boldt Trinity und Mendocino befin- 
det sich das US- Zentrum des einträg- 
lichen (geschätzter Jahresumsatz in 
Kalifornien: zwei Milliarden Dollar) 
illegalen Anbaus von Hanf, der 
Pflanze, aus deren Blüten und obe- 
ren Blättern die Droge Marihuana 
gewonnen wird. 2000 Dollar ist jede 
einzelne ausgewachsene Pflanze der 
in Kalifornien bevorzugt angebau- 
ten, potenten Hanfort Sensemüla im 
„EimKlhandel“ wert 
Zur Zeit ist Erntezeit Die in ge- 
schickt getarnten, sogenannten 
„Guerrüla-Gärten“ angebauten Can- 
nabis-Indica-Pflanzen werden von 
den Pot-Bauem in der Regel zwi- 
schen August und Oktober gepflückt 
- ein Anlaß für die von der US-Regie- 
rung im Rahmen ihres Kampfes ge- 


gen Rauschgift organisierte 
„Camp “-Truppe, verstärkt tätig zu 
werden. 

Im vorigen Jahr konnte die Poli- 
zeieinheit. deren Name eine Abkür- 
zung für „Campaign Against Marihu-^ 
ana Plantmg“ (Feldzug gegen Hanf-' 
Anbau) ist, im „grünen Dreieck“ 
mehr als 100 000 Hanfpflanzen auf- 
spüren und zerstören. In diesem Jahr 
rupften die „Camp u -Leute in den er- 
sten sechs Wochen der „Erntezeit“ 
86 000 Pflanzen aus der Erde und 
transportierten sie in Netzen per 
Hubschrauber ab. 

„Eis ist ein Hochgefühl, Marihuana 
zur Abwechslung einmal nicht 
gramm-, sondern tonnenweise be- 
schlagnahmen zu können“; erklärte 
einer der Rauschgiftfahnder, Bob 
Gallardo, jetzt der „Los Angeles 
Times“, „uns gelingt hier fest jeden 
Tag so ein Riesending, von dem man 
sonst als Polizist immer nur träumt“ 
Das „grüne Dreieck* 1 war noch in den 
siebziger Jahren eine der ruhigsten 
Ecken der USA, in der Forstwirt- 
schaft die einzige nennenswerte In-, 
dustrie und Küstenmammutbäume 
die einzige nennenswerte Sehens- 
würdigkeit für Touristen waren. 
Dann begannen aber zugewanderte 
Aussteiger Hanf anzubauen - zuerst 
für den Eigenbedarf und bald auch 
zum Verkauf. 

Die Gewinne waren so groß, daß 
das potente Kraut 1983 auf 600 000 
Hektar illegal angebaut wurde - ein 
Viertel davon im „grünen Dreieck". 
Autoverkäufer in der Ortschaft Gar- 



berviUe erzählten kopfschüttelnd 
von bärtigen Typen, „the hül folk“ 
genannt die im Herbst in Scharen 
aus dem Wald kamen und teure Wa- 
gen mit Vierradantrieb bar kauften. 
In den Bars von Femdale feierten 
Hanf-Hippies mit Sekt ließen acht- 
los hundert-Daflar-Noten auf den Bo- 
den fallen, verbrachten die Winter- 
monate regelmäßig - ebenfalls gegen 
Barzahlung - in Mexiko und in der 
Karibik. Die Zahl der Gartenbau- 
Fachgeschäfte vervielfachte sich. 

Heute ist die Pot-Anbaufläche in 
Kalifornien als Folge der „Camp“- 
Aktivitäten auf 160000 Hektar ge- 
schrumpft, auf denen unter zuneh- 
mend riskanten Bedingungen ge- 
düngt und gewässert wird. Ein typi- 
scher „Guerrilla-Garten“ liegt heute 
unter Bäumen und Kunststoffplanen 
versteckt im Wald, besteht selten aus 
mehr als zehn der bis zu 1,20 Mieter 
großen Pflanzen. Sie werden häufig 
mit einem ausgeklügelten System - 


einem Kunststoff-Planschbecken, 
Plastikrohren und per Sonnenener- 
gie betriebener automatischer 
Schaltuhr - künstlich bewässert und 
mit Fallen und Selbstschußanlagen 
gesichert 

Es hat im „Marihuana-Krieg“ be- 
reits die ersten Morde gegeben. Die 
kalifornische Forstbehörde sah sich 
genötigt, Wanderer auf die ihnen im 
Wald drohende Gefahr aufmerksam 
zu machen: Wer unerwartet auf einen 
Cannabis-Garten stößt, soll laut die 
Worte „I didn’t mean to do this, and 
Tm leaving right now“ (Ich bin aus 
Versehen hier und kehre sofort um) 
rufen. Die „Camp“ -Fahnder weisen 
stolz daraufhin, daß dank ihrer Ein- 
sätze mittlerweile rund 40 Prozent 
der Marihuana-Janresemte im „grü- 
nen Dreieck“ zerstört werden. Die 
verbliebenen „pot growers“ aber ma- 
chen immer noch kräftig Profite: Sie 
haben die Preise entsprechend ange- 
hoben. (SAD) 


Gutachten: Lachen 
oft störender 
als Verkehrslärm 

JOACHIM NEANDER, Frankfurt 

Die Frage, ob jemand durch Musik 
oder anderen Lärm der Nachbarn be- 
lästigt wird, läßt sich nicht einfach 
anhand objektiver Pegelwerte (zum 
Beispiel Dezibel) entscheiden. Es 
kommt auch auf die Art der Musik 
und auf die unterschiedliche Emp- 
findlichkeit der gestörten Nachbarn 
an. 

Zu diesem Ergebnis kommt ein im 
Auftrag des Zentralverbandes der 
deutschen Haus- und Grundeigentü- 
mer angefertigtes Rechtsgutachten, 
das alle bisher ergangenen Gerichts- 
urteile sowie die medizinische und 
.technische Fachliteratur berücksich- 
tigt Die etwa in der „Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm“ 
iTA Lärm) angeführten Richtwerte, 
heißt es in dem Gutachten, seien zu 
einseitig auf technische Geräusche 
abgestellt Musik, Gelächter oder Ge- 
spräche hätten jedoch einen höheren 
„Informationsgehalt“. 

Ein hoher Informationsgehalt eines 
Geräuschs führe bei gleicher Laut- 
stärke zu einer intensiveren Störung. 
Das „monoton-rhythmische Wuchten j 
baßkräftiger Rockmusik“ etwa oder 
in Abständen wiederkehrendes lau- 
tes Gelächter in einer fröhlichen Ge- 
sellschaft hätten eine weit schlimme- 
re Wirkung als etwa gleichmäßiger 
Verkehrslärm. 

Was die Störung durch Lärm be- 
trifft, gebe es keinen „Norm-Men- 
schen“. Der Vorwurf, der Gestörte sei 
eben überempfindlich gegen be- 
stimmte Arten von Musik, habe keine 
Bedeutung. Auch ein Schall-Mittel- 
wert, wie er gelegentlich als Maßstab \ 
zugrundegelegt werde, reiche nicht 
aus: „Wenn beispielsweise innerhalb 
von zwei Stunden in ruhiger Umge- 
bung ein Nachbar nur für eine Minute 
laut musiziert oder das Radio spielt, 
so wird der Mittelwert, statistisch ge- 
sehen, so gut wie nie erhöht Gleich- 
wohl wird dann in der Nacht jeder 
andere Hausbewohner geweckt. 1 ' 

Der Verband empfiehlt Hauseigen- 
tümern und^ Mietern, in diesem Fall 
zunächst bei den Störern selber vor- 
stellig zu werden. Falls dies jedoch 
nichts nützt solle man sich nicht 
scheuen, unter Berufung auf die bei 
zahlreichen Gerichten ergangenen 
Entscheidungen Hilfe bei den Behör- j 
den zu suchen. 


Eine „ wunderschöne Dose “ zerfetzte 
dem Meinen Sobhan beide Arme 


S. HERRMANN, Düsseldorf 

Khanzadeh, der zwölfjährige ernste 
Junge aus Afghanistan hat Heimweh, 
und das hat er aller Grausamkeiten 
zum Trotz, die ihm dort widerfahren 
sind. „Als vor drei Jahren die Russen 
unser Dorf an griffen, wurde überall 
schrecklich bombardiert Solche 
Bomben hatten wir bis dahin nicht 
erlebt, weil diese nach der Explosion 
alles verbrannten. Meine Mutter und 
zwei meiner kleinen Schwestern ka- 
men in den Flammen um. Mein Vater 
hat mich gerettet Er hat mehrfach 
versucht die Flammen an meinem 
Körper mit Wasser zu löschen. Eis ist 
ihm nicht gelungen. Darm hat er mich 
in eine Bettdecke gewickelt und aus 
dem Fenster nach draußen aufs Feld 
geworfen“, erzählt Khanzadeh. Sein 
rechter Arm und die rechte Hälfte 
seines Gesichts sind durch schwere 
Verbrennungen entstellt. Die ver- 
brannte Haut war so vernarbt daß er 
den Arm nicht mehr strecken konnte. 

Heute wird Khanzadeh in der Dia- 
kome-Kinderklinik in Düsseldorf* 
Kaiserswerth behandelt Mit fünf wei- 
teren Kindern, die zwischen zehn und 
15 Jahren alt sind, ist er vor vier Mo- 
naten nach Deutsch- 
land gekommen, um .q 
hier medizinisch 
versorgt zu werden. 

Dies hat ihm die 
„Afghanistan-Not- 
hilfe e.V.“ ermög- 
licht, ein Zusam- 
menschluß von 
afghanischen und 
deutschen Ärzten, 
die den kriegsver- 
letzten Kindern 
humanitäre und me- 
dizinische Hilfe an - 
gedeihen lassen 
Khanzadeh ist 
schon oft operiert 
worden. Nach der 
nächsten Operation 
wird er seinen Arm 
wieder bewegen 
können. Das ist 
wichtig für ihn, 
denn er erklärt, daß 
er zu Hause viel ar- 
beiten muß, weü er 
noch einen Bruder 
und eine Schwester 


hat für die er sorgen muß. Auch sein 
Vater ist inzwischen tot Er ist im 
Kampf um die Freiheit seiner Heimat 
gefallen. 

Die anderen Kinder, die in der Düs- 
seldorfer Klinik behandelt werden, 
sind zum Teil noch schwerer verletzt 
Dem kleinen Sobhan, der zwölf Jahre 
alt ist mußten beide Arme amputiert 
werden. Beim Spielen sah er eine 
„wunderschöne kleine Dose“, die er 
schnell vor seinen Freunden aufhe- 
ben wollte. Als er jedoch mit der Dose 
in Berührung kam, explodierte sie 
und seine Arme wurden so verletzt 
daß sie abgenommen werden muß- 
ten. Der zehnjährige Ghambier Khan 
hat keine Beine mehr. Als er, aus 
Angst vor dem russischen Angriff 
nach Hause fliehen wollte, trat er auf 
eine solche „Schmetteriingsbombe“. 
Die Explosionskraft dieser Bomben, 
die wie Spielzeug aussehen, wie Arm- 
banduhren. Bücher oder kleine Flug- 
zeuge, ist so berechnet, daß diejeni- 
gen, die sie berühren, an der Wucht 
der Detonation nicht sterben, son- 
dern schwer verletzt werden. Sobhan 
und Ghambier erhalten hier in 
Deutschland Prothesen. 



g«r afghanisch« Arzt Hamayadon ÜAnat mit 
Khanzadeh (L) und Mohammad FOTO; s. herrmann 


Zum Erstaunen der Ärzte und des 
übrigen Pflegepersonals, die sich auf 
eine schwierige Aufgabe vorbereitet 
hatten, sind die Kinder sehr selbstän- 
dig. Ghambier. der keine Beine mehr 
hat, hilft Sobhan, dem die Arme am- 
putiert wurden, beim Essen und Wa- 
schen. Die Kinder haben eine famili- 
äre Gemeinschaft gebildet Dies und 
auch ihr ungebrochener Mut resultie- 
ren wohl nicht zuletzt aus ihrer tiefen 
Gläubigkeit - ihre erste und dring- 
lichste Frage in Deutschland war. wo 
sie einen Gebetsteppich ausbreiten 
dürfen. 

Die medizinische Versorgung der 
Kinder ist sehr kostspielig; 60 000 
Mark kostet zum Beispiel die Be- 
handlung der beiden Jungen, die ihre 
Gliedmaßen verloren haben. Profes- 
sor Hubertus von Voss, Leiter der 
Kinderklinik erklärt daß die Versor- 
gung kostenneutral geregelt werden 
soll. „Außer den allgemeinen Pflege- 
satzen wird kein Honorar verlangt“ 
Die Kosten, die sich bei den dem- 
nächst neu eintreffenden Patienten 
etwa auf 300 000 Mark belaufen, wer- 
den von der, .Afghanistan-Nothilfe“ 
beglichen, die ihre Mittel durch priva- 
te und öffentliche Spenden gewinnt 

Die „Afghanistan-Nothilfe“ weist 
ausdrücklich darauf hin, daß die Be- 
handlung der Kinder nur vorläufig 
abgeschlossen ist, wenn sie wieder in 
die Heimat zurückkehren. Besonders 
die Kinder, die künstliche Gliedma- 
ßen erhalten haben, bedürfen weite- 
rer Betreuung, da ihnen mit dem 
Wachstum die Prothesen zu klein 
werden und erneuert werden müssen. 
Dr. Hamayadon Hemat, afghanischer 
Arzt und Vorstandsmitglied der Orga- 
nisation. hofft daher, daß für die Kin- 
der Patenschaften übernommen wer- 
den. 

Dem Vorstand der „Afghanistan- 
Nothilfe“, die ihre Aufgabe aus- 
schließlich in humanitären Zielset- 
zungen sieht, gehören auch die Abge- 
ordneten Bernhard Jagoda (CDU) 
und Anke Fuchs (SPD) an. Schinn- 
herrin der JUghanistan-Nothilfe“ ist 
die FDP-Bundestagsabgeordnete 

Irmgard Adam-Schwaetzer. Sie wird 
am ersten November gemeinsam mit 
dem Vorstand des Komitees nach 
Pakistan fliegen, um dort neue Kran- 
kenhäuser zu eröffnen. 


Warum die Briten 
für das deutsche 
Reinheitsgebotsind 

SAD, London 
Die Briten sind ebenso begeisterte 
Biertrinker wie die Deutschen, nur 
daß ihr eigener Gerstensaft oft alles 
andere als Gerste enthält. „So man- 
ches einheimische Gebräu", ermittel- 
ten Nahrungsmittel-Experten im Auf- 
trag der Bierlobby „Campaign for 
Real Ale“, „müßte mit Fug und Recht 
eine Giftwamung auf dem Etikett ha- 
ben.“ Darum unterstützen die angel- 
sächsischen Bierfreunde auch den 
Kampf der deutschen Brauer, die vor 
dem Europäischen Gerichtshof in 
Luxemburg ihr 470 Jahre altes Kein- 
heitsgebot verteidigen. 

Was auch den Deutschen blühen 
kann, wenn das Reinheitsgebot für 
deutsches Bier fallt, hat eine chemi- 
sche Analyse des englischen Biers er- 
geben: Während die meisten Brauer 
sowieso schon statt guter Gerste billi- 
gen Mais verwenden, rühren manche 
überdies Kartoffeln, Extrakte aus 
Zwiebelschalen und gar aus Fisch- 
Schwimmblasen in den Trunk. Wie- 
der andere panschen nach Wissen des 
in Amsterdam tätigen Bierverlegers 
Denis Palmer mit Chemikalien her- 
um, die „eher als Bleichmittel für T- 
Shirts geeignet sind“. 

Aktion aus Flensburg 

Nea. Bonn 

Die Verwendung von bleifreiem 
Benzin (bisher 11,5 Prozent des Ge- 
samtabsatzes) soll durch eine Briefak- 
tion des Kraftfahrtbundesamts in 
Flensburg gesteigert werden. Das 
Amt, das über die entsprechenden 
Unterlagen verfügt, soll nach einem 
Plan von Staatssekretär Martin Grü- 
ner (FDP) vom Bundeswirtschaftsmi- 
nisterium sämtliche Autobesitzer in- 
dividuell anschreiben, deren Wagen 
risikolos unverbleites Benzin vertra- 
gen. Durch diese Aktion, die die jüng- 
sten Garantieerklärungen der Mine- 
ralölindustrie unterstützen soll, kann 
nach Grünere Schätzung der Anteil 
des bleifreien Kraftstoffs auf unge- 
fähr 50 Prozent angehoben werden. 

Krankes Baby erstochen 

SAD, Marseille 
WeU sein neugeborenes Kind we- 
gen Mongoloismus nie normal sein 
würde, hat ein Firmendirektor aus 
Marseille es noch am Tag der Geburt 
im Brutkasten mit einer Schere ersto- 
chen. Der Mann wurde wegen Tot- 
schlags an geklagt, durfte jedoch aof 
freiem Fuß bleiben. 

DB stellt die Heizung ab 

AP, Bona 

„Kalte Füße“ drohen Reisenden, 
die sieb in Wartesälen der Deutschen 
Bundesbahn auf halten werden, nach- 
dem dort mit der Demontage von 
Heizkörpern begonnen wurde. Wie 
der Parlamentarische Staatssekretär 
Dieter Schulte (CDU) vom Bundes 
Verkehrsministerium gestern im Bun- 
destag bestätigte, ist der Bundesre- 
gierung der Sachverhalt bekannt Für 
den Abbau sei jedoch allein die 
Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn verantwortlich. Die 
Bundesbahn habe zur Demontage der 
Heizkörper erklärt, daß sie mit einer 
Kosteneinsparung von rund 1,5 Mil- 
lionen Mark im Jahr rechne. 

25 000 Zugvögel verendet 

AFP, Sevilla 
Mehr als 25 000 Zugvögel insbe- 
sondere Wildenten, Nachtreiher, 
Fischreiher, Brachvögel und rosa Fla- 
mingos sind in der Naturreserve Do- 
nana in der spanischen Provinz Huel- 
va-Andalucia verendet Die Umwelt- 
katastrophe wurde durch das Pestizid 
Methyl-Paration ausgelöst das ent- 
lang der Küste eingesetzt wurde, um 
ein Vordringen der Krabben zu ver- 
hindern, die dort Reiskulturen bedro- 
hen. Dieses Pestizid ist jedoch in ganz 
Andalusien verboten. 

Teilstuck der A 2 gesperrt 
dpa, Arnsberg 
Die Autobahn A 2 zwischen dem 
Autobahnkreuz Dortmund -Nord-Ost 
und der Anschlußstelle Kamen- 
Bergkamen wird am kommenden 
Sonntag von 6 bis 13 Uhr voll ge- 
sperrt In dieser Zeit soll eine Brücke 
abgerissen werden. Die Umleitungs- 
strecken sind ausgeschildert 

Unwetter in Tnnesien 

AFP, Tonis 

Mindestens sieben Menschen sind 
nach sintflutartigen Regenfällen in 
verschiedenen tunesischen Landes- 
teilen am Montag und Dienstag getö- 
tet worden. Dies geht aus einer er- 
sten, am Dienstag abend veröffent- 
lichten offiziellen B ilanz hervor. Aus 
Tunis und der Umgebung der tunesi- 
schen Hauptstadt wurden keine Op- 
fer gemeldet Dort seien jedoch vor 
allem ältere Bauten beschädigt wor- 
den. Der Straßen- und Schienenvar* 
kehr in mehreren Regionen bei Tunis 
kam zum Erliegen. 

ZU GUTER LETZT 


Die Kurzsichtigkeit einer ganze 
Gruppe von Jagern wurde einer Ku 
zum Verhängnis. Durch einen fatale 
Fehlschuß kam der Bürgenneisü 
des nordspanischen Städtchens O. 
tillos um sein mehrfach preisgekroi 
tes Tier. Die irregeleiteten Wädmäi 
ner brachten des Rindvieh iiidkrAr 
nähme zur Strecke, es handele sic. 
um ein, Wildschwein. 






Städtebauförderung und Vermögensbildung 


Wünsche wandeln sich 
schneller als die Märkte 


Von PETER GILUES 

D er eigene Herd, der angeblich 
Gold« wert sein sollte, die ei- 
genen vier Wapde, das Hänschen 
mit Garten - die Metaphern über 
der Men schen Lust, sich eine insei 
der Individualität zu erobern, sind 
weidlich abgegriffen. Nicht selten 
wurde sie von soziologischen 
Schlaumeiern belächelt oder ab- 
sichtsvoll -herabgesetzt In der 
Nachkriegsgeschichte gab es zy- 
klisch Phasen, in denen es schick zu 
sein schien, die vermutete „Lauben- 
pieper-Mentalität“ als reaktionär 
einzustufen, wobei städtebauliche 
Aspekte oft als Rechtfertigung 
dienten. 

Argumente waren austa uschbar . 
Das Häuschen mit Garten zersiede- 
le die Landschaft, zerstöre gewach- 
sene Strukturen und überlaste die 
einkommensschwachen Bauher- 
ren; Immobilien behinderten die 
Mobilität, der Mensch sei schließ- 
lich kein Gartenzwerg, sondern ein 
„gesellschaftliches Wesen“. 

D iese und alle anderen Argu- 
mente tropften jedoch an der 
Idee des Eigenheims ab. Sie bleibt 
eine starke Triebfeder, deren Span- 
nung im Grunde nie nachließ. 
Schon das Wort: Eigenheim - es 
verknüpft „Eigentum“ und „Heim “ 
als Lebensmittelpunkt der Familie. 
Im Deutschen haben, nicht zufällig, 
„Heim“, „Heimat“ und „heimelig“ 
den gleichen Wortstamm. 

Wunsch und Sehnsucht nach „et- 
was Eigenem“ bleiben unverdros- 
sen. Sie ließen sich weder von kon- 
junkturellen Widrigkeiten noch von 
Steuergesetzen oder Zinsaussehlq . 
gen nachhaltig beeindrucken. Das 
Eigenheim mit Garten (oder in der 
Etage) bleibt die Nummer eins auf 
der Deutschen Wunschliste, auch 
wenn sich bisher nur knapp jeder 
zweite diesen Traum zu erfüllen 
vermochte. 

D ieses Ziel ist und bleibt länger- 
fristig er Art; um es zu errei- 
chen, muß man sich krummlegen 
und oft durch das Abenteuer des 
Bauens gehen, das manche als eine 
Art Vorkölle bezeichnen. 

I Auch in diesen Monaten überla- 
I gern widersprüchliche Tendenzen 
! die Bauemwicklung. Einerseits 


locken sensationell niedrige Zinsen, 
verbesserte Steuervergünstigungen 
und moderate Bau- und Bodenprei- 
se. Bauen sei so günstig wie selten, 
annoncieren denn auch die ein- 
schlägigen Branchen. Auf der ande- 
ren Seite jedoch ist von Überange- 
bot, zu hohen Realzinsen, von Leer- 
ständen und ständig schrumpfen- 
den Fertigstellungen die Rede. 

D er private Bauherr sollte sich 
von Zablenspielen und Kurz- 
ftisttendenzen nicht beeindrucken 
lassen. Er hat es auch früher nicht 
getan. Den „gesättigten Markt“ gibt 
es nicht Immer wird es Nachfrage 
in bestimmten Segmenten geben, 
stets auch gleichzeitige«; Überange- 
bot in anderen. Wünsche wandeln 
sich eben schneller als die Märkte. 
Ein Beispiel dafür sind die gewan- 
delten Ansprüche an das lebenslan- 
ge Wohnen. 

Ein junges Ehepaar drängt in die 
eigenen vier Warnte. Vielleicht be- 
ginnt es mit einer Eigentumswoh- 
nung. Der zweite Schritt ist das 
Häuschen, der dritte vielleicht eine 
Ferienwohnung. Nach dem Zenit 
des Lebens sorgt man gem für das 
Alter vor und beteiligt sich viel- 
leicht an der ersten Immobilie der 
Kinder und Enkel - der Kreis 
schließt sich. 

D as ist eine relativ neue Erfah- 
rung im Wohnungs- und Städ- 
tebau: Die Markte atmen im Zyklus 
des Lebens. Das maßgeschneiderte 
Objekt orientiert sich nicht mehr 
primär am Stoßseufzer „ Einmal im 
Leben“, sondern an den sich wan- 
delnden Bedürfnissen der Hausle- 
bauer. 

Individualität bedeutet heute 
mehr, als nur mit einem beliebigen 
Eigenheim versorgt zu sein. Die 
Sehnsucht erreicht neue Ufer. Sie 
nehmen sich in jedem Lebensab- 
schnitt anders aus, im Fr ühling an- 
ders als im Herfast 

S o sind alle Theorien über die 
angebliche endgültige Sätti- 
gung mit individuellem Wohneigen- 
tum grau. Sie haben für diesen 
Markt nie gestimmt (für al le ande- 
rs) übrigens auch nicht). Von den 
einschlägigen endzeitlichen Be- 
merkungen werten sich die Men- 
schen anfechten 
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Flächensparesides Barnen, 
setzt sich durch 

Kostensenkung bis zu 30 Prozent des Gesamtpreises 


K osten- und flächensparendes 
Bauen hat sich hierzulande 
durchgesetzt- Zu diesem Ergebnis 
kommt ein von der Arbeitsgruppe 
Kooperation des Gesamtverbandes 
Gemeinnütziger Wohnungsunter- 
nehmen (GGW), des Bundes Deut- 
scher Architekten (BDA) und des 
Deutschen Städtetages (DST) vor- 
gelegter Bericht zu Erfahrungen 
mit dem kosten- und flächenspa- 
renden Bauen. Hierzu gibt es mitt- 
lerweile 450 Pilotprojekte beim 
Neubau und der Modernisierung. 
Die wirtschaftlichen Ergebnisse zei- 
gen, daß ohne wesentliche Quali- 
tätsminderungen im Einzelteil bis 
zu 30 Prozent Kosteneinsparungen 
erreicht werden können und daß es 
möglich ist, heute noch ein beschei- 
denes Eigenheim für etwa 200 000 
Mark anzu bieten. 

War das Konzept kosten- und flä- 
chensparendes Bauen zu Beginn 
eher auf Lösungen für eine bedarfs- 
gerechte Nachfrage im sozialen 
Mietwohnungsbau ausgerichtet, 
wird dieses Konzept mittlerweile 
ebenso angewandt für den Bau von 
Eigentumswohnungen oder Eigen- 
heimen, um Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, Bevölkerungskreise 
mit mittlerem und niedrigem Ein- 
kommen die Eigentumsbildung zu 
ermöglichen. In Zukunft sind auch 
folgende Ziele mit einzu beziehen, 
so die Arbeitsgruppe: 

• Das konzeptionelle Anliegen, ei- 
ne hohe soziale Brauchbarkeit und 
gute architektonische und städte- 
bauliche Gestaltungsqualität zu er- 
reichen, sollte sich ebenso auf die 
Bestandspflege und -reparatur, auf 
die Wohn umfeld Verbesserung, die 
Stadtsanierung und den Stadtum- 
bau beziehen. 

® Darüber hinaus gelte es, detail- 
lierte Ansatzpunkte für sinnvolle 
Kosteneinsparungsmöglichkeiten 
bei der städtebaulichen Planung, 
den Erschließungsmaßnahmen so- 
wie bei der Freiraumgestaltung auf- 
zuzeigen und zeit- und damit ko- 
stensparende Formen der Organisa- 
tion von Planung»- und Entschei- 
dungsprozessen herauszuarbeiten. 

0 Untrennbar mit den Zielen des 
kosten- und flichensparenden Bau- 
ens verknüpft ist die Mitwirkung 


der Nuizer. Hier sind nach Meinung 
der Arbeitsgruppe vermehrt Anre- 
gungen für die Handhabung derar- 
tiger Eeteiligungsverfahren zu ge- 
ben. 

Gute Planung, gestalterisches 
Können und enge Zusammenarbeit 
zwischen allen am 3au Beteiligten 
bilden wichtige Voraussetzungen 
dafür, mit dem Konzept kosten- 
und flächensparendes Bauen für ei- 
nen Teilbereich des Wohnungsbaus 
erhöhte Nachfrage zu erzielen. 

0 Verstärkt werden muß die Zu- 
sammenarbeit vor allem zwischen 
Bauherren und Architekten; 

O auszuweiten sind die Rationali- 
sierung» bem üh ungen ; 

© unabdingbar bleibt eine beglei- 
tende Forschung sowie eine Über- 
prüfung der rechtlichen und norma- 
tiven Vorgaben: 

© deutlicher als bisher ist preiswer- 
tes Bauen auch als Aufgabe kom- 
munaler Planungs- und Wohnungs- 
politik herauszustellen. 

Durch enge Zusammenarbeit von 
Gemeinden, Unternehmen, Archi- 
tekten sowie Mitwirkung der Nut- 
zer haben sich bei konsequenter 
Anwendung des von der AG Koope- 
ration entwickelten Katalogs für 
Möglichkeiten der Kostenreduzie- 
rung bei fast allen Projekten die 
Baukosten auf 1200 bis 1300 Mark 
pro Quadratmeter emgepenöelt. 
Unter Zugrundelegung vergleich- 
barer kosten prägender Indikatoren 
wie Verhältnis von umbautem 
Raum zu Wohnfläche, Außenwand- 
fläche zu Wohnfläche. Fensterflä- 
che zu Wohnfläche, Grundrißfläche 
zu Wohnfläche sowie unter ande- 
rem der Kosten von Konstruktion 
und Haustechnik konnte als Ergeb- 
nis festgestellt werden: 

0 Hohe Qualität zu tragbaren Ko- 
sten ist immer dann erzielbar, wenn 
möglichst viele der aufgestellten 
Kriterien beachtet und zu optima- 
len Werten durchgeplant sind; 
fi die wesentlichen Reduzierungen 
sind bei der Erreichung der ge- 
nannten Hauptindikatoren mög- 
lich: 

® für die Gesamtkosten sind die 
Eckwerte für die Erschließung und 
die Baunebenkosten von entschei- 
dender Bedeutung. (HL) 


Wo das Wohnen zu einem Erlebnis wir 

Aufgaben der Stadtebaapolitik haben sieb gewandelt - ln vier Jahrzehnten worden in der Bundesrepublik 18 Millionen Wohnungen gebaut 


Von OSCAR SCHNEIDER 
llZolmungs- und Städtebaupolitik 
W stehen heute 1 vor neuen Aufga- 
ben. Die Jahrzehnte der Nachkriegs- 
zeit waren bestimmt von den Proble- 
men der Wohnungsnot, vom Wohn- 
l aummang et der Wn hnnngsngnha n 
stand im Vordergrund. Immerhin 18 
Millionen Wohnungen sind inzwi- 
schen nach dem Kriege gebaut wor- 
den. eine Zahl, die für sich spricht 
Heute können wir feststellen, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland die 
Wohn Versorgung insgesamt gut ist 
Unsere Städte sind lebenswert. 
Dies sind Erfolge, auf die eite, die 
daran mitgewirkt haben, stolz sein 
können. Künftig gilt es vor allem, das 
Erreichte zu erhalten und weiter zu 
verbessern. Neue Aufgaben in der 
Stadtemeuerung, die Stadtökologie 
oder bei der Umweltvorsorge kom- 
men hinzu. Wohnungsbau und Städ- 
tebau müssen neue Qualitäten ver- 
wirklichen. 

Wohnen ist mehr als das B enutzen 
von Wohnraum. Es umfaßt ein weites 
Eriebnisfeld des Menschen: seine 
Wohnung, sein Wöhnumfeld, seine 
Stadt Das Bundesbauministerium 
bemüht sich in vielfältiger Weise um 
das bedarfsgerechte und menschlich 
gestaltete Wohnen in einer lobens- 
werten Umwelt 

Dies geschieht beispielsweise 
durch die Wohnungsbauförderung, 
die Städtebauforderung, durch Mo- 
dellvorhaben und Wettbewerbe, im 
Rahmen der Forschungstätigkeit und 
im Rahmen der Arbeit an den not- 
wendigen rechtlichen Rahmenbedin- 
gungen, sei es nun im Baurecht, im 
Mietrecht oder auch im steuerpoliti- 
schen Ppum- 

Nsch vielen Jahren, in denen auch 
bei uns nur das Neue, das Miodeme 
als schon und erstrebenswert er- 
schien, ist in den letzten Jahren mehr 
und mehr die Schönheit gewachse- 
ner, alter Strukturen und Bauwerke 
wieder bewußt geworden. Altere 
städtische Wohnquartiere werden 
.wieder in ihrem Wert geschätzt 
Im Rahmen der Stadtemeuerung 
bemühen wir uns. die bauliche Sub- 
stanz und das Wöhnumfeld in älteren 
Stadtvierteln zu verbessern, ohne ih- 
ren Charakter und die gewachsene 
Struktur der Wohnbevölkerung 
grundsätzlich zu ändern. 

Der Begriff der Stadtemeuerung 
umfaßt dabei heute ganz selbstver- 
ständlich auch die städtebauliche Er- 
neuerung von kleinen Städten und 
Dörfern. Gerade die gewachsenen, 
■vielfältigen Funktionsmischungen 
mflfhen beute ältere Quartiere im Be- 
wußtsein ihrer Bewohner so attrak- 
tiv. Die in den Neubausiedlungen der 


60er und 70er Jahre verfolgte strikte 
Funktionstrennung hat sich als in vie- 
lerlei Hinsicht problematisch erwie- 
sen. Die Bedeutung des Wohn Umfel- 
des für die Qualität des Wohnens ist 
heute klar er kannt. 

F.irx» Vielzahl von Maßnahmen ist 
eingeleitet, um Belastungen durch 
den Straßenverkehr abzubauen und 
bestehende Mängel in der Ausstat- 
tung mit Grün- und Freiflächen zu 
vermindern. In der Praxis hat sich 
gezeigt, daß es dabei häufig gar nicht 
so sehr auf spektakuläre und vom 
Umfang und Finanzeinsatz her auf- 
wendige Maßnahmen ankommt- 

Oft laßt sich die Situation mit ein- 
fachen Mitteln, durch kleine, aufein- 
ander abgestimmte Maßnahmen 
deutlich verbes- 
sern. Beispiele da- 
für sind Verkehrs- 
beruhigung in 
Wohnstraßen, die 
Begrünung von 
Fassaden, Straßen 
und Plätzen, die 
Gestaltung auch 
von Hinterhöfen, 
das Anlegen von 

Kinderspielplät- 
zen. Bedarf an 
MflRnahmpn zu 

Verbesserungen 
des WohnuznfeU 
des gibt es nicht 
nur in älteren 
Stadtquartieren. 

Auch in den 

Neubauriedlun- 
gengibt es erhebli- 
che Probleme. Die 
Qualität der Woh- 
nungen ist ln diesen Siedlungen in 
der Regel gut, die Städte bauliche 
Qualität aber läßt zu wünschen übrig. 
In welchem Umfang in solchen Ge- 
bieten städtebauliche Nachbesserun- 
gen möglich sind, wie sie aussehen 
können, dies ist eine der Fragen, die 
wir aktuell in der Städtebaupolitik zu 
beantworten haben. 

Die Stadtemeuerung ist heute ein- 
deutig zur vor rang igen knmmnnal po- 
fiüschen Aufgabe geworden. Die Ge- 
meinden selbst geben ihr im Rahmen 
künftiger investier Aufgabenfelder 
den höchsten Stellenwert 
Stadt und Dorferneuerung sind 
Aufg aben, die über ihre städtebauli- 
che und komnunalpollitiscbe Bedeu- 
tung hinaus starke gesellschafts-, 
wirtschafte- und nicht zuletzt auch 
beschäffigungspolitische Wirkungen 
«zielen. 

Deshalb hat die Bundesregierung 
den Emeuerungsprozeß in den Städ- 
ten und Dörfern durch die Verdreifa- 
chung ihrer Städtebauforderung smit- 


tel in den Jahren 1986 und 1987 nach- 
haltig unterstützt Allein in diesem 
Jahr werden insgesamt mehr als 1200 
Sanierungsmaß nahmen in rund 1000 
Städten und Gemeinden gefördert 
Die Zahl der geforderten Maßnahmen 
und Gemeinden hat sich damit ge- 
genüber 1985 verdoppelt 

Der Gesamtbedarf an s taatliche n 
Mitteln auf diesem Feld allerdings, 
hätte man alle Anträge berücksichti- 
gen können, hätte allein in diesem 
Jahr bei mphr als zehn Milliar den 
Mark gelegen. 

Dies zeigt vor welch großen Aufga- 
ben wir auf diesem Feld noch stehen. 
Mit der kontinuierlichen Anhebung 
der Städtebaufördeningsinittel seit 


1983 wollte die Bundesregierung ein 
deutliches Zeichen für die Stärkung 
der Stadtemeuerung setzen. 

Obwohl die Wohnversorgung in 
unserem Land in Quantität und Qua- 
lität einen hohen Standard erreicht 
hat, bleibt auch auf diesem Feld noch 
viel zu tun. Aus vielen Umfragen wis- 
sen wir, daß sich mindestens 80 Pro- 
zent aller bundesdeutschen Haushal- 
te Wohneigentum wünschen. Es ist 
der Wunsch, eine eigene Wohnung 
entsprechend den persönlichen Be- 
dürfnissen und Gewohnheiten gestal- 
ten zu können. Selbstverständlich ist 
men s chengerechtes, famiiiengerech- 
tes Bauen auch im Mietwohnungsbau 
möglich. 

Wenn viele Mietwohnungen heuti- 
gen Anforderungen an menschenge- 
rechtes Wohnen noch nicht entspre- 
chen, dann ist dies zum Teü auch auf 
unzureichende Planung von Archi- 
tekten und Bauträgern zurückzufüh- 
ren. Hier läßt sich in der Praxis noch 
manches verbessern. 


Der starke Wunsch nach Wohnei- 
gentum ist einer der Gründe, warum 
wir auf absehbare Zeit davon ausge- 
hen können, daß auch der Neubau 
noch eine erhebliche Rolle spielen 
wird. 

Hinzu kommt, daß es in einigen 
Regionen noch immer Wohnungs- 
markt-Engpässe gibt. Die vorhande- 
ne Nachfrage kann vor allem in den 
Verdichtungsräumen noch nicht im- 
mer voll aus dem vorhandenen Be- 
stand gedeckt werden. 

Natürlich ist zunächst jeder selbst 
gefordert, wenn es um die Erfüllung 
seiner Wohnvorstellungen gebt 
Nicht jeder Wunsch des einzelnen 
Bürgers kann vom Staat, also von der 
Gemeinschaft der Steuerzahler, er- 
füllt werden. Der 
Staat hat in erster 
Linie Rahmenbe- 
dingungen zu 
schaffen, die die 
private Initiative 
und Leistungsbe- 
reitschaft fordern. 
Öffentliche Unter- 
stützung sollte in 
erster Linie immer 
Hilfe zur Selbsthil- 
fe sein. 

Dabei überse- 
hen wir natürlich 
nicht, daß es nach 
wie vor Bevölke- 
rungsgruppen 
gibt, die sich trotz 
eigener Anstren- 
gungen am Markt 
nicht angemessen, 
nicht familienge- 
recht mit Wohnraum versorgen kön- 
nen. Um sie muß sich die staatliche 
und kommunale Wohnungspolitik 
kümmern, will sie auch hier das men- 
schengerechte Wohnen sichern. 

Eine soziale Wohnungsmarktwirt- 
schaft, wie wir sie anstreben, bedarf 
deshalb zugleich wirksamer sozialer 
Sjche niqggme c hanis men. Dazu ge- 
hört die Erhaltung des vorhandenen 
kostengünstigen Sozialwohnungs- 
bestandes und vor allem im Rahmen 
der Objektiorderung das Wohngeld. 

Im Eigenheimbereich haben wir 
nach den rückläufigen Zahlen im ver- 
gangenen Jahr in diesem Jahr wieder 
Zuwachsraten zu verzeichnen. Diese 
Entwicklung zeigt, daß der Bedarf im 
Bereich der Eigentumsbildung nach 
wie vor groß ist 

Die positive gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung wie auch die Verbesse- 
rung der steuerlichen Abschrei- 
bungsmöglichkeiten ab 1987 haben 
dafür die notwendigen Voraussetzun- 
gen geschaffen. Diese Entwicklung 


bestätigt die Richtigkeit der Konzep- 
tion der Bundesregierung, die öffent- 
liche Förderung im Wohnungsbau 
auf die Bereiche zu konzentrieren, in 
denen der Bedarf tatsächlich nach 
wie vor hoch ist 

Dies ist in allererster T.ini* der Be- 
reich der Bildung von Wohneigen- 
tum. Die Förderung des Wohnungs- 
baus ist nur einer der Ansatzpunkte 
zur Unterstützung der privaten Woh- 
nungsbauinvestitionen, nur eine Hil- 
fe für unsere Bürger, ihre Vorstellun- 
gen vom menschengerechten Woh- 
nen zu verwirklichen. 

Das Bauen erleichtern kann bei- 
spielsweise auch eine Dämpfung der 
Baukosten. Das Vorurteil, Kostener- 
sparnis am Bau führe zu schlechter 
Qualität, wird heute kaum noch 
ernsthaft vertreten. Längst ist prak- 
tisch erwiesen, daß kostengünstiger 
gebaut und dabei zugleich ein guter 
Wohnwert und eine ansprechende 
Baugestaltung gesichert werden kön- 
nen. 

Zum menschengerechten Bauen 
gehört auch, daß wir uns besonders 
intensiv um das Bauen für soge- 
nannte Problemgruppen kümmern, 
um die Wohnbedürfhisse älterer Men- 
schen, um das Bauen für Behinderte, 
um die Förderung des Zusammen- 
wohnens mehrerer Generationen. 

In besonderem Maße bemühen wir 
uns auch um das ökologische Bauen. 
Dieses oft mißbrauchte Schlagwort 
will bewußt machen, daß Bauen in 
komplexer Prozeß ist mit vielfältigen 
Wirkungen auf unsere natürlichen 
Lsbensgrundlagen. 

Menschengerechtes Bauen und 
Wohnen bedeutet mehr, als allein 
„formaldehydfrei“ zu bauen. Es be- 
rücksichtigt die Ziele des Umwelt- 
schutzes und der Naturerhaltung. 
Ökologisches Bauen aus dieser Sicht 
beginnt mit rohstoffschonend herge- 
stellten Baumaterialien, vermeidet 
Schäden an Wasser und Boden, strebt 
nach sinnvoller Einbettung der Ge- 
bäude in die natürliche Umwelt 

Dies alles können nur einige Stich- 
worte, Streiflichter sein zum umfas- 
senden Thema des menschengerech- 
ten Bauens und Wohnens. 

Alle Maßnahmen, die hier genannt 
wurden, müssen in ihrem Zusam- 
menwirken dazu beitragen, ln den 
Städten und Dörfern Wohn- und Le- 
bensbedingungen zu schaffen und zu 
sichern, in denen die Menschen rieh 
wohl fühlen. Lebensfähige, vitale Ge- 
meinden sind eine Grundvorausset 
zung dafür, daß unsere Bürger ihre 
Stadt oder ihr Dorf eben nicht nur als 
Wohnort sehen, sondern als Heimat 
im besten Sinne des Wortes. 


Familien 
brauchen 
mehr Hilfe 

Von ALFONS GRAJEK 

W eder Massenmiethäuser noch 
inhumane Betonburgen wer- 
den dem Anspruch einer wirklichen 
Wohnkultur gerecht Denn die Woh- 
nung muß mehr bieten als ein Dach 
über dem Kopf. Sie soll zugleich ein 
Heim sein, in dem sich Familien ge- 
borgen fühlen und entfalten können. 
Deshalb behält das Grundbedürfeis 
Wohnungen auch in Zukunft für jede 
Familie eine zentrale Bedeutung und 
bleibt staatliche Familien- und Eigen- 
tumsforderung gefordert 
Auch in kirchlichem Verständnis 
ist Wohnungspolitik praktische Fami- 
lienpolitik. weil jedes Familienheim 
ein Stein gewordenes Bekenntnis 
zum Grundwert Familie und konkre- 
te Vennögensbüdung ist Die Kirche 
begnügt sich nicht damit, nur Forde- 
rungen an den Staat zu stellen. Sie 
setzt vielmehr selbst immer wieder 
Zeichen und macht ihr Wort durch 
praktisches Handeln, durch Werke 
und Initiativen glaubhaft, häufig 
auch als Wegbereiter staatlichen Han- 
delns. Kirehenlar.d, Hilfsfonds und 
Siedlungswerke tragen zum Beispiel 
seit Beendigung des Zweiten Welt- 
krieges bis heute in einer wichtigen 
Pilotfunktion zur Wohneigentumsbil- 
dung vieler Familien bei, die es viel- 
fach aus eigener Kraft nicht geschafft 
hätten. Auf diese Weise wird katholi- 
sche Soziallehre und evangelische 
Sozialethik in die Praxis um gesetzt. 

Der Begriff „Familienheim“, der 
auf dem Katholikentag des Jahres 
1929 geprägt wurde, ist inzwischen zu 
einem Standardbegriff der Woh- 
nungspolitik geworden, die sich er- 
freulicherweise wieder starker als In- 
strument der Familienpolitik be- 
greift. Sie sollte diesen Weg auch in 
der nächsten Legislaturperiode trotz 
knapper Kassen und mancher Ein- 
wände fortsetzen. Insbesondere wo 
Selbsthilfe den Bezug des eigange- 
nutzten Familienheims nicht ermög- 
licht, bleibt das finanzielle Engage- 
ment des Bundes, der Länder und 
Gemeinden unerläßlich. Dabei wären 
weitere Maßnahmen hilfreich, die das 
geltende beziehungsweise beschlos- 
sene Förderungsinstrumentarium er- 
gänzen: 

9 Bereitstellung preisgünstiger 
Grundstücke, deren Umsetzung zur 
Baureife und Überlassung zu fami- 
lienfreundlichen Bedingungen als Ei- 
gentum oder im Erbbaurecht 
9 Noch höhere Kinderfreibeträge für 
das zweite und weitere Kinder inner- 
halb der steuerlichen Förderung. 

6 Verzicht auf die Grunderwerbsteu- 
er bei selbstgenutzten Familiershei- 



O scar Schneider, 59, 
ist Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau. Seit 1969 
gehört der CSU- Politiker 
dem Bundestag an. Als 
Obmann im Innenausschuß 
des Bundestages war er 
maßgeblich am Zustandekommen 
des Städtebauforderungsgesetzes 
beteiligt. Unter seiner 
Federführung wurden die 
Steuervorteile für Eigenheime 
geändert. 



men, zumindest Halbierung vom 
zweiten Kind an und völliger Verriebt 
bei drei Kindern. 

• Fälligkeitsstellung der Grunder- 
werbsteuer für selbstgenutztes Wohn- 
eigentum frühestens fünf Jahre nach 
Bau oder Erwerb. 

• Aufstockung der objektbezogenen 
Förderung zugunsten einkommens- 
schwacher Familien. 

• Weitere Verstärkung der Familien- 
heim-Zusatzdarlehen. 

Entwicklungshilfe für Familien be- 
dingt ferner, daß die Geburt eines 
Kindes auch nachträglich zusätzliche 
Förderungshilfen oder Darlehenser- 
lasse auslöst wenn sich ein Eitemteii 
ganz der Erziehung der Kinder wid- 
met Beim Einsatz von Kapitalsub- 
ventionen und/oder Ertrags Subven- 
tionen (Aufwendungsbeihilfen j müs- 
sen Zins und Tilgungskonditionen 
der Entwicklung des Familienstan- 
des angepaßt werden. Das Wohngeld, 
insbesondere auch in Form der La- 
stenzuschüsse, bedarf noch weiterer 
fämiiien politischer Stärkung und 
Differenzierung. In Ballungszentren 
bleiben einkommensschv/ache Fami- 
lien auf ein zusätzliches kommunales 
Wohngeld angewiesen. 

Jede Selbsthilfe von Familien, 
auch in manueller Form, verdient er- 
gänzende staatliche Hilfe mit verant- 
wortungsbewußtem Augenmaß. Dar- 
über hinaus sind eine fachgerechte 
Beratung beim Erwerb von Wohnei- 
gentum beziehungsweise eine solide 
Baubetreuung wichtiger denn je. Ge- 
rade für erfahrene Bauträger. Woh- 
nungsbaugesellschaften und Genos- 
senschaften, die sich gemeinnützi- 
gem Handeln verpflichtet fühlen, 
liegt hier eine sinnvolle Daueraufga- 
be. Denn noch immer beweisen alle 
Umfragen: Das greifbare und erleb- 
bare Wohneigentum entspricht wei- 
terhin den Wohnvorstellungen vieler 
Familien. 


Der Autor ist geschöftsführendes Vor- 
standsmitglied des Katholischen 
Siedlungsdienstes, Köln. 
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Hypothekenbanken rechnen mit 


/om verfallenden Ölpreis profitierte auch der inländische Kapitalmarkt 


Von HANS W. SCHMIDT 

D as Geschehen am Rente nmarkt 
der sich in diesem Jahr mit ins- 
gesamt sinkendem Zinstrend von sei- 
ner freundlichen Seite zeigte, be- 
stimmt maßgeblich die Kosten der 
Baufinanzierung mit. Die Hypothe- 
kenkonditionen der privaten und öf- 
fentlichen Pfandbriefbanken hängen 
unmittelbar von der Rentenmarktent- 
wicklung ab. die der anderen Baufi- 
n anziere r zumindest mittelbar. 

Deshalb gelten Prognosen für den 
Rentenmarkt weiterhin auch für den 
Hypothekenmarkt. So gesehen, be- 
steht für Hypothekennehmer kein 
Anlaß, die Kreditaufnahme weiter zu- 
rückzustellen und auf noch deutlich 
sinkende Zinsen zu hoffen. 

Selbst wenn noch eine Zinsermäßi- 
gung kommen sollte, wird sie wohl 
nicht groß sein. Das sollte für Finan- 
rierungsentscheid ungen nicht aus- 
schlaggebend sein; die Gefahr des 
verpaßten Zeitpunkts dürfte mehr ins 
Gewicht fallen. Natürlich liegt es na- 
he, sich die gegenwärtig niedrigen 
Hypothekenzinsen fest auf möglichst 
lange Zeit zu sichern, das heißt auf in 
der Regel zehn Jahre. Letztlich rich- 
tet sich aber die Dauer der Zinsbin- 
dungsfrist nach den individuellen Be- 
dürfnissen des Kreditnehmers. 

Und nun zum Rentenmarkt: In den 
ersten Monaten des Jahres 1986 prä- 
sentierte sich der Kapitalmarkt nach 
einem etwas zögernden Jahresauf- 
takt, durchweg in einer aufgelocker- 
ten Verfassung. Das internationale 
Zins Umfeld wurde in dieser Zeit von 
einem rasch verfallenden Ölpreis ge- 
prägt 

Sehr günstige 
Rahmenbedingungen 

In den USA fielen die Renditen für 
30jährige Staatstitel innerhalb von 
wenigen Wochen um fast ein Prozent 
auf das langjährige Rekordtief von 
rund 3,6 Prozent am Ende des Monats 
Februar. 

Von dieser Entwicklung profitierte 
auch der Kapitalmarkt in der Bundes- 
republik. Als dann noch Spekulatio- 
nen auf eine weitere Aufwertung der 
D-Mark hochkamen, entwickelte sich 
zeitweilig, vor allem aus dem Aus- 
land, ein regelrechter Nachfragesog 


nach deutschen festverzinslichen 
Wertpapieren. Eine deutlich rückläu- 
fige Inflationsrate und weitere Kon- 
solidierungserfolge der Finanzpolitik 
schufen zusätzliche günstige Rah- 
menbedingungen für einen weiteren 
inländischen ZLnsabbau. Nach der 
zweiten Diskontsenkung in den Ver- 
einigten Staaten und in Japan war 
zunächst die Zinssenkungs phantasie 
erschöpft 

Jedoch zeigte der Markt Wider- 
standskraft Uber die Sommermonate 
hin bildeten sich die Kapitalmarkt- 
zinsen wieder leicht zurück. Der 
Markt lebte in dieser Zeit nicht zu- 
letzt in der Hoffnung auf eine Dis- 
kontsenkung durch die Deutsche 
Bundesbank, die damit das Signal für 
eine weitere internationale Zinssen- 
kungsrunde gegeben haben würde. 
Der Tiefpunkt vom April wurde aller- 
dings im Jahresverlauf nicht mehr 
erreicht. 

Wieder hochkommende Inflations- 
ängste in den USA und die Einsicht, 
daß die Deutsche Bundesbank die 
Leitzinsen in naher Zukunft nicht än- 
dern wird, führten Anfang September 
wieder zu einem leichten Zinsanstieg. 
In den letzten Tagen hat sich dann 
das Marktgeschehen erfreulicherwei- 
se wieder beruhigt. 

Für die Einschätzung der weiteren 
Zinsen twicklung muß man vom Aus- 
land ausgehende Einflüsse und ge- 
samtwirtschaftliche Tendenzen in der 
Bundesrepublik in Rechnung stellen. 
Gegen weiter sinkende Zinsen im In- 
land spricht vor allem das starke 
Wachstum der Zentralbank-Geld- 
menge; der Zielkonidor ist deutlich 
überschritten, und das schon über 
das ganze Jahr 1986 hin. 

Die hierin liegende potentielle In- 
fiationsgefahr wird die Bundesbank 
sehr vorsichtig agieren Lassen. Daran 
wird - nach den deutlichen Worten 
aus dem Hause der Notenbank - auch 
der zunehmende politische Druck 
aus den USA nichts ändern, zumin- 
dest vorerst nicht 

Jedenfalls hat die Deutsche Noten- 
bank in dieser Streitfrage die besse- 
ren wirtschaftlichen Argumente. Sie 
kann darauf hin weisen, daß das wirt- 
schaftliche Wachstum in der Bundes- 
republik Deutschland mit zur Zeit 3,5 
Prozent international in der Spitzen- 
gruppe und vor dem der USA und 


Japan liegt Vor allem kann sie ins 
Feld fuhren, daß mit der Verlagerung 
der wirtschaftlichen Antriebskräfte 
von der Auslandsnachfrage auf die 
Binnennachfrage die Koryunktur der 
Handelspartner über gesteigerte Im- 
porte gestützt wird. Sie kann auch 
fragen, was denn wohl eine Leitzins- 
senkung um ein halbes Prozent - 
mehr wäre wirklich nicht drin - 
schon zugunsten der US-Wirtschaft 
bewirken könnte. Die Antwort Nicht 
mehr als eine Geste. 

Labile Situation in 
Japan und in den USA 

Gegen einen steigenden Zinstrend 
sprechen zur Zeit ebenso gewichtige 
Gründe: die günstige internationale 
Preisentwicklung, die labile konjunk- 
turelle Situation in den USA, wohl : 
auch in Japan, aber auch das Wieder- x 
aufflackern der internationalen 
Schuldenproblematik und die damit ! 
einhergehenden Probleme für das 1 
amerikanische Banken System dürf- i 
ten sich zumindest zinsstabilisierend 
auswirken. 

Diese internationale Perspektive i 
wird durch die anhaltenden überwie- ; 
gend positiven binnenwirtschaftli- I 
chen Gegebenheiten und Aussichten 
gestützt. 

Vieles spricht daher dafür, daß die 
Zinsen in den nächsten Monaten um 
die heutige Marke herum schwanken 
werden. Allerdings sollte man sich 
auch auf kurzfristige und eventuell 
sogar recht heftige Ausschläge ein- 
stellen. 

Solche überraschenden Stim- 
mungsumschwünge droben vor al- 
lem durch die ausländischen Markt- 
teilnehmer, die mittlerweile zu einer 
der wichtigsten Kaufergruppen am 
heimischen Rentenmarkt geworden 
sind. Sie agieren am Rentenmarkt an- 
ders, als wir es bisher gewohnt waren: 
Weniger das Placement, sondern kau- 
fen und verkaufen, ist ihre Devise. 

Ab Spätherbst werden wohl auch 
die kommende Bundestagswahl und 
die Lohnrunde 1987 den Renten- 
markt tangieren - wie, das ist nicht 
vorhersehbar. 

Oer Autor ist VorstandsmitgBed der 

Württembergisehen Hypothekenbank 

AG, Stuttgart 


Experten-Kommission empfiehlt dem Bundestag 
die Abschaffung von Steuerprivilegien 

. .. , , TT'-hähtfi AhsrhrPihiinKan cnbw 


Von HANS GATTERMANN 

G rundsätzliche Skepsis ist gebo- 
ten. wenn das Steuerrecht in 
der Bundesrepublik als Instrument 
zur Verwirklichung anderer politi- 
scher als dem der finanzwirt- 
schaftlich und gesamtwirtschaftlich 
ausgewogenen Geldbeschaffung zur 
Finanzi erun g staatlicher Aufgaben 
gefragt ist 

Längst allerdings scheinen sich 
Steuer- und Finanzpolitiker damit 
abgefunden zu haben, die beste The- 
rapie zur Lösung aller möglichen po- 
litischen Probleme seien spezielle 
Regelungen im Steuerrecht Der 
Steuerwirrwarr unserer Tage spricht 
eine deutliche Sprache. 

Die Diskussionen über eine große 
Steuerreform in der nächsten Legis- 
laturperiode mit den Schlagworten 
wie zum Beispiel „Abbau von Steu- 
ervergünstigungen“, „Verbreiterung 
der Bemessungsgrimdlage“, „so we- 
nig Ausnahmen wie möglich, so 
niedrige Tarife wie nötig“, „Verein- 
fachung und Transparenz“ geben 
der Hoffnung Nahrung, die F.insirn* 
in oine notwendige Trendumkehr 
wachse. 

Dennoch erwartet wohl niemand, 
die Steuerpolitik könne gänzlich 
darauf verzichten, fördernd oder 
dämpfend in and eren Politikberei- 
chen eingesetzt zu werden - warum 
nicht auch zur Erfüllung gesell- 
schaftspolitischer Aufgaben im 
Wohnungs- und Städtebau? 

Prinzipieller Steuerverzicht ist ein 
Instrument, das nicht einmal sy- 
stemwidrig den Zielen der großen 
Steuerreform widerspricht Der Ge- 
setzgeber konnte deshalb folgerich- 
tig mit Wirkung ab L Januar 1987 die 
Besteuerung des Nutzungswerts der 
vom Eigentümer selbst genutzten 
Wohnung ab schaffen. 

Das gesellschaftspolitische Ziel 
war: 

Rückzug des Staates aus dem in 
der Wohnung manifestierten inti- 
men Lebensbereich des einzelnen 
und seiner F amili e. Erhöhung der 
Attraktivität der Vermögensbildung 
in Wohneigentum und Schaffung 
der Voraussetzungen für zusätzliche 
individuelle Alters Sicherung durch 
miet- und steuerfreies Wohnen. 

Anders ist es jedoch zu bewerten, 
wenn der Gesetzgeber die zugege- 
ben schwierigen Finanzierungspro- 


bleme bei der Stadtsanierung durch 
Verricht auf Grunderwer'osteuem in 
besonderen Fallen erleichtern wüL 
Dieser Plan sollte vereitelt werden, 
weil es ein erster Schritt wäre, durch 
Schaffung neuer Ausnahmetatbe- 
stände das gelungene Grunderwerb- 
steuerreformwerk zu durchlöchern. 
Eine nennenswerte Finanzierungs- 
hilfe wäre eine solche Maßnahme 
ohnehin nicht 

Sehr kritisch ist es auch zu beur- 


I Der Umgang mit unserem Boden 


Von der Fläche# 'l i .t 
der Bundes- vj| 
repubfik= 
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ses Steuerprivilegs vorgeschlagen 
hat. . 

Abschreibungsregelungen^ schei- 
nen im Wohnungs- und Städtebau 
noch am ehesten vertretbare Instru- 
mente zur Erzielung gesellschaftspo- 
litischer Zwecke zu sein. 

Zwar gflt grundsätzlich, daß steu- 
erliche Abschreibungsfristen dem 
betriebswirtschaftlichen Wertever- 
zehr zu entsprechen haben. Ohne ei- 
ne gewisse Typisierung und Pau- 
schalierung wird 

es aber schon aus 

TI Boden zahlreichen ver- 
waltungstechni- 
schen Gründen 
nicht abgehen. 
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teilen, wenn - wie bei der weitgehen- 
den Steuerbefreiung gemeinnütziger 
Wohnusgsuntemehmen - steuerbe- 
freite und steuerpflichtige Unterneh- 
men in vergleichbaren Marktberei- 
chen konkurrieren müssen. Die ge- 
sellschaftspolitische Zielsetzung, 
mit Hüffe des Steuern riviiegs für ge- 
meinnützige Unternehmen die Ver- 
sorgung teismngsschwacher Bevol- 
keiungsgruppen mit ..gesunden 
Kleinwohnungen" sicherest allen, 
setzt eine saubere Trennung der 
Marktbereiche voraus. 

Die aber wollen wir heute aus vie- 
lerlei gesellschaftspolitischen Über- 
legungen heraus nicht mehr! 

Es ist deshalb folgerichtig, wenn 
die Sachv'erstandigen-Konimissior. 
beim Bundesminister der Finanzen 
eine weitgehende Abschaffung die- 


Wenn man sich 
dann noch in ei- 
nem Bereich wie 
den Wohnungs- 
und Grundstücks- 
märkten bewegt, 
für die je nach La- 
ge und Ausstat- 
tung Wertsteige- 
rungen oder Wert- 
^ Verluste und aile- 

edlungsf lache mal eine unzu- 

davon für: längliche Rendite 

pGebäudeJföfe, kennzeichnend 
$ Garten 6% smd, dann ist es le- 

rStraßen.Wfege, gitim, durch höhe- 

Schienen 4,9% re Anfangsab- 

ragraph 7 Abs. 5 
EStG) oder durch 
„Schnellst- Abschreibungen“ (bei- 
spielsweise im Pragraphen 82a ff 
DVEStG) stimulierend in Marktab- 
laufe einzugreifen, um Neubauten zu 
fördern oder zur notwendigen Be- 
standspflege Modemisierungsinve- 
stitionen. zu begünstigen. 

Wenn bei dieser Gelegenheit 
gleichzeitig das allseits bejahte Ziel 
des Energieeinsparens besonders ge- 
fördert wird, ist das aber nur konse- 
quent 

Inieressanterweise haben wir in 
den letzten Jahren in der Bundesre- 
publik erlebt wie mit steuerlichen 
Maßnahmen betriebene gesellschaft- 
liche Zielsetzungen plötzlich nicht 
mehr gelten sollen, wenn die einge- 
tretenen Wirkungen aus einer ande- 
ren Zielsetzung heraus nicht mehr 
erwünscht sind. 


Erhöhte Abschreibungen, soforti- 
ger Werbungskosten-Abzug in 
bindung mit sehr hohen Finanz«, 
rungskosten bewirkten zwar eine be- 
achtliche Neubauproduklion und ei- 
nen erheblichen Moderiasieniogs- 
schab: das war aber plötzlich in den 
Erscheinungsformen des Bauher- 
renmodells oder des Erhalte ogsBoo- 
deils verteilungspolitisch .uner- 
wünscht 

Deshalb wurden dagegen andere 
steuerpolitische Instrumente^ näm- 
lich die Verschiebung des Ansatzes 
von Verlusten im Rahmen der Ein- 
kommensteuer-Voraussetzung (Pa- 
ragraph 37 Abs. 3 EStG) und die 
Abschaffung der Mehrwertsteuer- 
Option eingesetzt und wieder zeigte 
sich: Wer sich auf den Pfad sektora- 
ler und grupp en spez ifis cher steuerli- 
cher Regelungen begibt landet im 
Labyrinth. 

Vergleichsweise übersichtlich ist 
die steuerpolitische Einflußnahme 
auf den Wohnungs- und Städtebau . 
nur, wenn einheitlich für bestimmte 
Aufwendungen der privaten Lebens- 
führung Sonderausgaben oder ver- 
gleichbare Abzüge anerkannt wer- 
den. Für den Bereich des selbstge- 
nutzten Wohneigentums ist dies 
durch die Grundförderung und das 
Baukindergeld geschehen. 

In der Wohnungs- und Städte bas- 
politik sind auch in der Zukunft viel 
faltige gesellschaftspolitische Aufga- 
ben zu erfüllen. Das steuerpolitische. 
Instrumentarium ist aber zu deren 
Erfüllung weitgehend untauglich. 
Geeignete Mittei wie prinzipieller 
Steuerverzicht, klare SonderauE^a- 
ben- Vorschriften für alle oder groß- 
zügige Abschreibungsbestimmun- 
gen ebenfalls für alle sind jedoch 
teuer und haben gelegentlich auch 
nicht gewollte unerwünschte Neben- 
wirkungen. 

Fernsteuerung führt aber unwei- 
gerlich zu dem Cimos kompliziert er 
Regelungen und bleibt in ihren Wir- 
kungen auch noch fragwürdig. Diese 
Gratwanderung bleibt dem Steuer- 
Politiker nicht erspart, wenn ersieh 
auf der» gefährlichen Weg begibt, ge- 
sellschaftspolitische Ziele anzustre-, 
ben. Das gilt auch für den Woh- 
nungs- und Städtebau. 

Der Autor ist Vorsitzender des finariz- 

ousschusses des Deutschen Bundes- 
tages 
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Aus alt mach neu" -ein Programm derWestLB 
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Sie haben die Idee, wie man aus der 
alten Fabrik in der Stadt etwas Neues 
machen kann: Ingenieurbüros, Atelier- 
wohnungen, eine moderne Produk- 
tionsstätte zum Beispiel. Denn die Stadt- 
lage hat handfeste Vorteile: kurze Wege, 


enge Kontakte, Nähe zum Markt. Der Nut- 
zen gegenüber einem Start auf der 
grünen Wiese ist offensichtlich. Fürsolche 
Fälle haben wir ein Programm. 

Wir beraten Sie über alle Finanzie- 
rungsmöglichkeiten im Zusammenhang 


mit Ihrem Bauvorhaben. Und wir prüfen, 
welche öffentlichen Fördermittel Ihre 
Investition erleichtern. 

Außerdem bieten wir Ihnen die Mög- 
lichkeit der Eigenkapitalfinanzierung: 
über unsere Tochter, die Westdeutsche 


Kapitalbeteiligungsgesellschaft, kurz 
WestKB. Sprechen Sie mit unserem Bau- 
Kundenbetreuer. Er koordiniert alles 
für Sie und erarbeitet Ihnen ein passen- 
des Konzept. Damit Ihre Idee einen 
guten Start erwischt. 


V 


WestLB 

Die Bank Ihrer Initiativen. 

Westdeutsche Landesbank Girozentrale 
Düsseldorf. Münster. Bielefeld, ’ 
Dortmund, Essen, Köln, Frankfurt 
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Wenn Mieter mit Eigenmitteln 
ihren Wohnkomfort erhöhen 

37 Prozent der 24 Mniionen Mietwohnungen haben weder Bad/WC noch Sammelheizung 


; Von FRIEDRICH MALZ 

D ie Erneuerung,' Erhaltung und 
Pflege unserer Städte, Siedlun- 
’ gen und insbesondere ihres Woh- 
nungsbestandes bleiben eine Dauer- 
aufgabe. Dieses Tätigkeitsfeld hat 
sich zwar in den letzten zehn Jahren 
immer mehr von großflächigen Sa- 
nierungen hin zur Gebäude- und 
Wohnungsmodernisierung sowie zur 
unmittelbaren Wobnum&ldverbesse- 
rung verlagert Doch haben nach wie 
vor bundesweit 37 Prozent der insge- 
samt 14 Millionen Mietwohnungen 
weder Bad/WC hoch Sammelheizung. 

Bei rund sieben Millionen Woh- 
nungen entsprechen Grundriß, son- 
stige Ausstattung, Haustechnik oder 
Bausubstanz, nicht mehr heutigen Be- 
dürfhissen und Standards. Dieser 
große Nachholbedarf in der Woh- 
nungsmodemiaerung wächst zudem 
ständig durch den AUerungsprozeß 
der Wohngebäude Aus städtebauli- 
cher Sicht wird beklagt, daß insbe- 
sondere ältere und liebenswerte 
Wohnquartiere sich qualitativ ver- 
schlechtern, weil unzureichende In- 
vestitionen in der Wohnungsmoder- 
nisierung getätigt werden. 

Soweit die Eigentümer die Moder- 
nisierung nicht durchführen können 
und wollen, sind aber häufig die Mie- 
ter daran interessiert, die von ihnen 
genutzte Wohnung auf den ge- 
wünschten und zeitgemäßen Ausstat- 
tungsstandard zu bringen. Das ist seit 
1982 rechtlich problemlos möglich, 
soweit sich Vermieter und Mieter rib- 
vemehmlich zu entsprechenden bau- 
lichen Maßnahmen entschließen. Die 
bis dahin herrschende Rechtsunsi- 
cherheit bei mieterseitigen Moderni- 
sierungen ist durch eine vom Bundes- 
justizministerium herausgegebene 
Mustervereinbarung, die als Zusatz 
zum Mietvertrag tritt, behoben. Sie ist 


kostenlos beim Bundesöustizministe- 
. rimn erhältlich. 

In verschiedenen Großstädten 
wird diese JvOeter-Modenüsiertmg M 
anrh durch immmnna]*» Mittelbereit- 
..Stellung unterstützt Ein Anruf beim 
Amt für Wohnungswesen kann hier 
Klarheit schaffen. Wren wei teren An- 
reiz für den Mieter bietet die Mög- 
lichkeit der Steuer- und prämienun- 
schädüchen Verwendung von Bau- 
sparmitteln bei einer einvemehmlich 
zwischen Hauseigentümer und Mie- 
ter zustande grfrnmmpnpn Modem i- 

Sjff JIITI g ... 

Immehin fließen nach Auskunft 
der Bausparkassen rund drei Prozent 
der für Modernisierung bereitgestell- 
ten und ausgezahlten Darlehen und 
Mittel an von Mieter veranlagte bauli- 
che Maßnahmen. Nach offiziellen 
Schätzungen werden jährlich rund 
250 000 Wohnungen auf diesem Wege 
modernisiert. Angerichts des unver- 
ändert hohen Nachholbedarf^ bleibt 
es wünschenswert, daß die Haus- 
eigentümer auch auf diese Möglich- 
keit der Verbesserung und Erhaltung 
ihrer Vermögenswerte zurückgreifen. 

Beim partnerschaftlichen Zusam- 
menwirken von Hauseigentümer und 
Mieter, von Vermieter- und Mieterge- 
meinschaft stehen vornehmlich bau- 
liche Maßnahmen an zur Verbesse- 
rung 

• des Zuschnitts der Wohnung und 
der Funktionsabläufe innerhalb der- 
selben, 

O der Belichtung und Belüftung, 

• des Schallschutzes und der Wär- 
medämmung, 

• der Energie- und Wasserversor- 
gung sowie 

• der sanitären Einrichtungen. 

Die Maßnahmen können sich auch 
auf die Verbesserung des Wohn Um- 
feldes und, soweit sich mehrere Ei- 
gentümer daran beteiligen, auf einen 


ganzen Wohnblock und dessen 
Wohnumfeld erstrecken. 

Bei der Modernisierung durch den 
Mieter ist nicht nur an Maßnahmen 
zu denken, die der einzelne Mieter 
oder alle Mietparteien gemeinsam in 
baulicher Selbst hilfe oder durch Ver- 
gabe von Bauleistungen erbringen, 
sondern vor allem auch an die finanzi- 
elle Beteiligung des Mieters an den 
Maßnahmen des Vermieters. 

Richtig gestaltet sind solche bauli- 
chen Maßnahmen und Finanzie- 
rungsbeiträge ein Mittel, die nachhal- 
tigen Wohnkosten-Belastungen des 
Mieters bei steigendem Wohn wert 
niedrig zu halten, dem Vermieter sei- 
nen Hausbesitz und seine Vermö- 
genswerte langfristig zu sichern. 

Diese wirkungsvolle Ergänzung 
zur Erhaltung und Pflege des Woh- 
nungsbestandes sowie des Stadtbil- 
des ist mithin eine flankierende Maß- 
nahme zur gesamten Stadterneue- 
rung. Das Städtebaiiinstitut in Bonn 
hat diese Form der Bestandserhal- 
tung seinerzeit mit auf den Weg ge- 
bracht, das gilt für die Losung der 
Rechtsfragen und die Fördermodali- 
täten gleichermaßen. 

Ein vom Institut herausgegebener 
Ratgeber H Wohnungsmodermsierung 
durch den Mieter“ bringt Licht in das 
Gewirr möglicherweise auftretender 
Fragen. Die Broschüre unterrichtet 
umfassend über die rechtlichen In- 
strumente und die finanziellen Anrei- 
ze, und zwar sowohl über die einzel- 
nen baulichen Modemirierun ggraaß - 
nahmen, die der Mieter selbst durch- 
führt als auch über Maßnahmen, in 
denen er sich durch Zahlung eines 
Beitrages an den Hauseigentümer be- 
teiligt 

Der Autor ist wissenschaftlicher Refe- 
rent am Institut für Städtebau, Woh- 
nungswirtschaft und Bausparen, 
Bonn. 


Ohne kommunalen Einsatz ist 
keine bessere Infrastruktur möglich 

Gemeinden wird eine ausreichende Grundstücksvorratspolitik empfohlen 


Von ROLF SCHOECK 

B ei der Verbesserung der städte- 
baulichen Infrastruktur müssen 
private Initiative, kommunales Enga- 
gement und staatliche Förderung zu- 
sammen wi r k en - .Kommunale Investi- 
tionen st^3en:dteRahinenbedmgui^ 
^»^chaffen, msb«soßdere fiir den ; 
Wphnungsneubaü, dieWohnungsmo- . 
demisierung und für die Erhaltung 
und Neuanäedhmg von Gewerbebe- 
trieben.'^', • V •' 

Tai r FmanTiPT i mg 

ist es .äötom^;RB^ r iäi8;däi ein- 
zelnen ^"^aatficheff FünJe^at^ram- 
men einzusetzm urai unt«: Berück- 
sichtigung der ^ußerdan benötigten 
Fremdmittel Gesamffinaimerimgen 
mhanertiägbarenBelastung sicher- 
; -zusteUan.. Babel müssen die an der 
Förderung mitwirkenden staatlichen 
Stdleh. die Kommunen als Planung»- 
■ träger Und als Investoren sowie priva- 
te Baubaren und Investoren zusam- 
mengeführt werden. 

. Die. vLandeskreditbank Baden- 
" Württemberg (LKB), die im Jahr 1972 
zur Unterstützung des Landes Ba- 
den-Württemberg bei der Erfüllung 
seiner öffentlichen Aufgaben errich- 
tet wurde, mißt aufgrund 1 ihrer Erfah- 
rungen dam koordinierten Einsatz 
von Förderautteln besondere Bedeu- 
tung zu. 

Neben Förderaufgaben für den 
Wohnungsbau und die gewerbliche 
ioittelstiindische Wirtschaft führt die 
Bank seit dem Inkrafttreten des Städ- 
tebauforäerungsgesetzes die bank- 
mäßige Abwicklung der Einzelpro- 
gramme zur Stadtemeuerung durch. 

Im Rahmen dieser bankmäßigen 
Abwicklung legt sie aufgrund der Be- 
. willigungsbescheide die entsprechen- 
den Konten an, nimm t Ausrählungs- 
antrage entgegen, ruft die für die Aus- 
zahlung erforderlichen Bundes- be- 
ziehungsweise Landesmittel ab und 
vollzieht die Auszahlung. Insgesamt 
betreut die LKB in diesem Zusam- 


menhang einen Kapitalbestand von 
über 3,2 Milliar den Marie. 

Ihre Übersicht über die verschiede- 
nen für die Stadtemeuerung relevan- 
ten Förderprogramme ebenso wie 
über die Entwicklungen der Finanz- 
märkteermäglicirt der Bank eine um- 
fassende Beratung von Kommunen 
und privaten Investoren. 

Eine der Hauptaufgaben der kom- 
munalen Entwicklungspolitik und 
damit auch der Stadtemeuerung liegt 
in der Bereitstellung baureifen Ge- 
ländes für Bauwillige. Überden Rah- 
men der Bauleitplanung hinaus kann 
eine Khmmy ne die städtebauliche 
Entwicklung um so mehr beeinflus- 
sen, als sie selbst Eigentümer baurei- 
fer Grundstücke ist Sie benötigt die- 
se Gru nd s tüc k e insbesondere 
0 für den Bau eigener Infrastruktur- 
einrichturigen, 

• zur Abgabe an Investoren, deren 
Vorhaben sie unterstützen will, 

• als Tauschgelände, zum Beispiel 
bei der Verlegung störender Betriebe. 

Voraussetzung für eine solche Ge- 
staltung der städtebaulichen Infra- 
struktur durch die Gemeinde ist eine 
aktive kommunale Gmndstücks- 
vorratspolitik. Die Gemeinde muß 
dazu in der Lage sein, sich bietende 
Gelegenheiten zum Ankauf von 
Grundstöcken zu nutzen und diese 
Grundstücke dann bis zu dem für die 
Verwendung vorgesehenen Zeit- 
punkt vorzuhalten. 

Eine solche Grundstücksvorrats- 
politik wird eine Gemeinde nur be- 
treiben, wenn nach einiger Zeit ange- 
messene Einnahmen zu erwarten 
sind, zum Beispiel durch den Weiter- 
verkauf der erworbenen nnri er- 
schlossenen Baugrundstücke oder 
durch die Auszahlung von Fördermit- 
teln. Gleichwohl muß die Gemeinde 
während der Dauer des Vorhabens 
der Grundstücke Fremdmittel auf- 
nehmen und finanziell v e r kraft en, 
was letztlich häufig zu rinw Ein- 


schränkung oder Verschiebung ande- 
rer kommunaler Investitionen fuhrt 

In dieser Situation hat sich die im 
Jahr 1981 von der USB als rechtlich 
unselbständige Anstalt des öffentli- 
chen Rechts errichtete LKB-Komrau- 
nal-Fmanz bewährt Aufgrund eines 
zwischen Gemeinde und dem Institut 
abgeschlossenen Vertrags über- 
nimmt die Kommunal-FÜaanz auf- 
tragsgemäß Finanzierungen von 
Grundstückskäufen, Erschließungen 
und kommunalen Baumaßnahmen. 
Die Gemeinde bleibt dabei uneinge- 
schränkt Herr des Verfahrens. 

Das Institut wird nur im Auftrag 
der Kommune tätig und übernimmt 
die Zahlung der Kosten für die ent- 
standenen Aufwendungen. Einge- 
hende Beträge, wie Verkaufserlöse, j 
Erschließungsbeiträge oder staatli- | 
che Zuschüsse, überläßt die Gemein- 
de der Komm unal-Finanz zum Aus- 
gleich für die vom Institut geleisteten 
Zahhmgt»n. 

Die Gemeinde belastet damit ihren 
Haushalt nach Abrechnung der Maß- 
nahme lediglich noch mit etwa ver- 
bleibenden Nettobeträgen. Werden 
bei einer Maßnahme Überschüsse er- 
zielt, führt das Institut diese an die 
Gemeinde ab. Die Gemeinde kann 
somit unter Nutzung aller Förder- 
und Fmanrienmgsinstrumente 
Grundstücksvorratspolitik betreiben, 
ohne ihre finanziellen Spielrä ume 
rinz u engen und ohne andere Maß- 
nahmen zugunsten der Bodenpolitik 
einschränken zu müssen. 

Seit seinem Bestehen hat das Insti- 
tut im Auftrag baden-württembergi- 
scher Städte und Gemeinden in über 
350 Fällen Maßnahmen der städte- 
baulichen Infrastruktur mit pirmm 
Volumen von über 550 Milli onen 
Mark übernommen. 

Der Autor Ist Vorstandsvorsitzender 

der Land eskredit bank Baden-Würt- 
temberg, Karlsruhe. 


Neue Leitbilder der Wohnungspolitik 

Versorgung und Eigentum im .Widerstreit? — Trend zum E^enheimbau erwartet 

A uf dem-diesoahrigen Königstri- samten Wohnungsbau, noch zuneh- lung von Mietwohnungen oder an ur- 
nef Gespräch des Städtebauin- men. sprünglich zur Kapitalanlage be- 


./Yner Gespräch des Städtebauin- 
stituts (Botin) vertrat der Direktor des 
' I ns fifartfl, Martin folgende ■ 

Thesen: 

* Die Wohnversorgung in der Bun- 
desrepublik Sei gegenwärtig durch ei- 
nen Widerspruch getennzeichnet: EU 
oerseits sei der Wohm ui g sm a ng el glo- 

' bei überwunden, andererseits gebe es 
lokale und schichtenspezifische Man- 
geHagen, welche die Träger der staat- 
lichen Wohnüngspditik zum Eingrei- 
fen zwängen. Zweifelhaft sei nun, ob 
dafür eine besondere Förderung des 
Neubaues notwendig seit. zumindest 
. müßten nach Meinung Oschmanns 
auch weiters Möglichkeiten der Woh- 
nungsbestandspohtfir ausgeschöpft 
werden. 

• Der Mietwohnungsbau, einschließ- 
lieh des Baues von Eigentumswoh- 
nungen zur Kapitalanlage, werde 
wahrscheinlich noch- weiter zurück- 
gehen. Dafür weide der Eige nh ei m - 
bau, besonders als Bau von Einfami- 
lienhäusern, jedenfallsanteilig am ge- 


samten Wohnungsbau, noch zuneh- 
men. 

• Im wesentlichen entscheide die 
Wohnkaufkraft des Investors über die 
Investition, auch im Wohnrigentum, 
das heißt «rin* Fähigkeit, das nötige 
Eigenkapital miftaihring wi und nach- 
haltig die Lasten aus dem Objekt zu 
tragen. Beides sei jedoch abhängig 
von der Entwicklung der gesamtwirt- 
schaftlichen Lage und der Meinung 
des Investors darüber;, beide be- 
stimmten gerade nach Beseitigung 
des globalen Wnhmi ngrrmang plg we- 
sentlich das Ausmaß der Wohnungs- 
nachfrage allgemein und der Nachfra- 
ge nach Wohnrigentum im besonde- 
ren (damit auch den Wohnungsbau). 
9 Dabei stehe das neugeschaffene 
Wohnrigentum jedoch im Wettbe- 
werb einerseits mit anderen Vezmö- 
gensanlagen, der um so schärfer sei, 
je besser der Haushalt des Investors 
mit Wohnraum versorgt ist, und mit 
dem Angebot an vorhandenem 
Wohnrigentum. Bei diesem dürfe 
nicht nur an das Angebot an Eigen- 
tirmgtgnVimi ngen am der Umwand- 


lung von Mietwohnungen oder an ur- 
sprünglich zur Kapitalanlage be- 
stimmten Wohnungen gedacht wer- 
den. 

• Die Konkurrenz des Angebots an 
gebrauchtem Wohnrigentum mit 
dem Neubau werde sich weiter ver- 
schärfen. Der Erwerb aus dem Be- 
stand vergrößere das Wohnangebot 
jedoch nur begrenzt 
0 Die verstärkte Konkurrenz des An- 
gebots an gebrauchtem Wohnrigen- 
tum habe auch wesentliche Konse- 
quenzen für die Preisbildung im Neu- 
bau. Jedenfalls dürften die Kosten 
der Bauerstellung in Zukunft nicht 
mehr so leicht wie bisher an die End . 
Verbraucher des Wohnrig entum« wei- 
tergegeben werden können. 

0 Auch wenn der Wohneigentümer, 
insbesondere der Eigenhrimer, Fra- 
gen der dauernden Vermietbarkeit 
seines Objekts nicht zum ausschlag- 
gebenden Kriterium seiner Entschei- 
dungen mache, so werde er doch we- 
sentlich darauf ab stellen, daß seine 
Investition auf die Dauer nicht an 
Wert verliere. (WE) 


Leichtes Aufatmen bei den Bausparkassen 

rfAis Ol 1 — ■ _ - — ^ 


I n den Chefetagen der 31 deut- 
schen Bausparkassen haben sich 
die Mienen wieder etwas aufgehellL 
Seit gut einem Jahr ist es mit der 
geschäftlichen Flaute vorbei Zu- 
mindest im Neugeschäft, also dem 
Abschluß neuer Bausparverträge, 
gab es einen spürbaren Ruck. Die 
Zeichen stehen wieder auf Wachs- 
tum. So signalisierten die 18 privaten 
Bausparinstitute für die erste Jah- 
reshälfte 1986 gegenüber der Ver- 
gtoichszeit des Voijahres 8,7 Prozent 
mehr Neuverträge über 25,3 Milliar- 
den Mark Bausparsummen (plus 9,4 
Prozent). 

Ähnliche Zuwachsraten vermel- 
den die 13 Landesbausparkassen, 
die als öffentlich-rechtliche Institute 
zum Sparkassen-Lager gehören: Sie 
verbuchten in den ersten fünf Mona- 
ten des laufenden Jahres neun Pro- 
zent mehr Neuverträge mit um sie- 
ben Prozent gestiegenen Bauspar- 
summen. 

Alle Anzeichen deuten daraufhin, 
daß dieses Schönwetter-FQixna wei- 
ter anhält, wenngleich die Qualität 
rinpg Bausparjahrgangs entschei- 
dend erst durch das Jahresschlußge- 
schäft, also in den letzten Wochen 
vor dem Jahresultimo, geprägt wird. 
So, wie die Dinge liegen, haben die 
verbesserten konjunkturellen Rah- 
menbedingungen, nämlich Preissta- 
bilität, überwiegend rückläufige 
Bauland preise sowie die Z unahm e 
bei den Realeinkommen, nunmehr 
positiv auch auf das Bausparge- 
schäft durchges chlag en. 

Erkennbar wurde der Wandel be- 
reits in der Güte des Bauspaijahr- 
gangs 1985: Alle deutschen Bauspar- 
kassen zusammen kamen im vergan- 
genen Jahr, das noch durch eine 
schwache erste Halbzeit gekenn- 
zeichnet war, sozusagen im Schluß- 
spurt dann doch noch mit rund 2,6 
MflUonen Neuvertragen über Bau- 
sparsummen von 78.7 Milliar den 
Mark auf Zuwächse von 3,3 bezie- 


hungsweise 5,1 Prozent Die Bau- 
sparbranche hält sich dabei zugute, 
den Klima Umschwung zu einem be- 
trächtlichen Teil durch ihre Innova- 
tionen und Kreationen auf dem Sek- 
tor der Tarifgestaltung und der Ver- 
bu ndfin a n z ie ning wesentlich mitge- 
fordert zu haben. Mit viel Werbege- 
trommel wurden und werden neue 
Tarife oder Fmanzierungsangebote 
wie zum Beispiel Dispo 2000, Bonus- 
tarif, Rendite-Sparprogr amm und 
vieles andere mehr auf die Bundes- 
bürger losgelassen, eine Flut die 
selbst manchen Bausparfachleuten 
die Übersicht verschwimmen läßt 

Letzten End« bewies sich freilich 
erneut die alte These, daß dem jewei- 
ligen Vorreiter alle anderen Bauspar- 
institute früher oder später mit glei- 
chen oder leicht modifizierten Tarif- 
angeboten folgen. Der scharfe Wett- 
bewerb unter den Kassen sorgt 
schon dafür. 

Und nicht nur unter den Bauspar- 
kassen tobt ein heftiger Konkurrenz- 
kampf. Längst hat der gesamte Ban- 
kensektor das Feld der Baufinanzie- 
rung entdeckt und fährt - wie auch 
die Versicherungen - den Spezialin- 
stituten, also neben den Hypothe- 
kenbanken immer stärker auch den 
Bausparkassen, mit attraktiven Pro- 
grammen in die Parade. So mußten 
die Bausparkassen Zusehen, wie ins- 
besondere im Schnellspar- und -fi- 
nanzierungsbereich im Zuge der all- 
gemeinen Zinssenkungs tende nz an 
den Märkten die Banken ihnpn po- 
tentielle Kundschaft ausspannten. 

Beschwichtigend wird von den 
Bausparkassen darauf verwiesen, 
daß sich damit die Struktur des Ge- 
schäftes verbessere. In der Tat be- 
kommt dem Bausparen als kollekti- 
ver Sparform die längerfristige Note 
auch besser. Wie auch die „Blutauf- 
frischung“ im Bestand durch den 
steigenden Anteil junger Bausparer 
nur von Vorteil sein kann. Dies kann 
jedoch nicht überdecken, daß sich 


die Branche nach wie vor mit einem 
schwerwiegenden Problem konfron- 
tiert sieht: Dies ist die praktisch seit 
Beginn der achtziger Jahre anhalten- 
de Schrumpfungstendenz bei Spar- 
geldringang, wenngleich sie sich zu- 
letzt etwas abgeflacht hat 

Nicht von ungefähr bekommt 
denn auch der Gesetzgeber von den 
Bauspaiinstituten permanent die 
Forderung zu hören, die staatlichen 
Vergünstigungen für das Bausparen 
zu verbessern, um auf diese Weise 
dem Bausparfleiß vielleicht zusätzli- 
che Impulse zu geben. 

Zwar konnten in den vergangenen 
Jahren die gewachsenen Tilgungs- 
leistungen die abgesackten Spar- 
geldzuflüsse in etwa ausgleichen. 
Dies reichte allerdings nicht aus, die 
Wartezeiten bis zur Zuteüung zu hal- 
ten. Die Wartefristen insbesondere 
für den eiligen Bausparer, der auf 
einen Schlag beispielsweise 50 Pro- 
zent der Bausparsumme als Sparlei- 
stung einbezahlt und auf alsbaldige 
Zuteilung hofft, haben sich in den 
zurückliegenden Jahren beträcht- 
lich verlängert. Aber auch für den 
sogenannten Regelsparer, der durch 
sporadische Sonde rzahlungen das 
Zuteil ungstempo zu beschleunigen 
versuchte, ergaben sich vielfach von 
ihm nicht einkalkulierte und des- 
halb ärgerliche, da verlängerte, War- 
tefristen. 

Inzwischen haben es die meisten 
Bausparinstitute geschafft, bei den 
sogenannten Standardtarifen - die 
neuen Tarifengebote verwischen die 
weiterhin vorhandene Problematik 
etwas - zu einer Stabilisierung der 
Zuteilungsfristen zu kommen. Zu 
diesem Zweck mußten auch außer- 
kollektive Mittel mobilisiert werden, 
die natürlich die Ertragsrechnung 
starker beanspruchen. 

Dies wiederum ist ein Handikap 
bei der Bildung einer angemessenen 
Eigenkapitaldecke. So wird man 
denn sicherlich auch weiterhin da- 


mit rechnen können, daß die Bau- 
sparkassen, um nicht eine unheilvol- 
le Schraube in Gang zu setzen, zu 
weiterer Phantasie in Sachen Fj- 
nanzdienstleistungen angespornt 
bleiben. 

Wenn sie es wohl auch ungern ein- 
räumen, so sitzen den Bausparkas- 
sen- Managern doch zwei Seelen in 
der Brust: Zum einen kommt es 
letztlich auch ihrem Geschäft zugu- 
te, daß das derzeit verhältnismäßig 
niedrige Zinsniveau am Kapital- 
markt die Klimaverbesserung am 
Wohn um gs- und Baumarkt fördert. 
In Anbetracht der relativ stabilen 
Konjunktur- und Arbeitsmarktlage 
und erstmals wieder spürbar wer- 
dende realen Einkommensverbesse- 
rungen fallt der da und dort zu- 
nächst zurückgehaltene Entschluß 
nun vielleicht doch leichter, an die 
Realisierung des Bau- -oder Kauf- 
wunsches zu gehen. 

Sollte sich jedoch der Zinstrend 
irgendwann einmal wieder umkeh- 
ren und in die andere Richtung zei- 
gen, dann würden die Vorteile des 
zinsgünstigen Bauspardarlehens 
wieder stärker zu Buche schlagen, 
auch wenn Zinssteige runger. insge- 
samt nicht gerade positiv auf die 
Baukonjunktur ausstrahlten und 
von den Bausparkassen deshalb ei- 
gentlich nicht herbeigewünscht wer- 
den sollten. 

Das Vertrauen, das der Bundes- 
bürger in die Funktions Dichtigkeit 
und Leistungsfähigkeit der Bau- 
sparkassen setzt, ist enorm: Rund 17 
Millionen Bausparer sind es, die En- 
de letzten Jahres 24,5 Millionen Bau- 
sparverträge über eine Bausparsum- 
me von insgesamt fest 850 Milliar den 
Mark unterhielten. Dieses Vertrauen 
nicht zu enttäuschen und immer 
neue Sparer für diese Zweckspar- 
form zu gewinnen ist eine große Auf- 
gabe, der sich die Branche immer 
wieder stellen muß. 

WERNER NEITZEL 



Die schönste Form von Eigentum ist das eigene Heim« 


Wöhneigentum zählt sicher zu den 
schönsten Formen der Geldanlage, weil 
man diese Art der Investition im wahrsten 
Sinne des Wortes erlebt Da sieht man, 
was man hat und später einmal haben wird: 
als sinnvolle Ergänzung der Altersversorgung 
zum Beispiel. Wichtig ist beim Finanzieren 
der erfahrene Partner. Und richtig der 
Grundsatz, erst mal mit der Sparkasse 
zu sprechen. 


Sie können auf den Service Ihrer Sparkasse 
bauen. Auf die Empfehlung ihres Geldberaters, 
der alle Varianten kennt und bei Bedarf kombi- 
niert finanziert: Sparkasse und LBS. Beides zu- 
sammen führt zu einer zeit- und nicht selten auch 
kostensparenden Finanzierung aus einer Hand. 

Damit Ihre Rechnung wirklich aufgeht: 

Sprechen Sie mit unserem Geldberater 
über die Baufinanzierung. 


Wenn’s um Geld geht - Sparkasse 
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Instandsetzung ist 
auf dem Vormarsch 

Privateigentum soll auch weiter gefordert werden 








Von WALTER ENGLERT 

D ie „neue Wohnungsnot“, die An- 
fang der 80er Jahre konstatiert 
wurde, verschwand ebenso rasch, wie 
sie aufgetaucht war. Die Wohnungs- 
leerstände von 1985, publizistisch 
wirksam aufgebauscht, sind inzwi- 
schen wieder geschrumpft Eine so 
rasche Abfolge von völlig konträren 
Lagebeurteilungen wäre ohne das 
Fehlen einer aktuellen und akzeptier- 
ten Datenbasis wohl kaum denkbar 
gewesen. Heute, noch immer ohne 
Daten, aber immerhin mit der Hoff- 
nung auf die Volkszählung 1987, 
kann man davon ausgehen, daß die 
Wohnungssituation in der Bundesre- 
publik wohl ausgeglichen ist 
■ Unbestritten sind gleichzeitig die 
Disparitäten räumlicher und sachli- 
cher Art - aber auch zielgruppenbezo- 
gen die noch abzudecken sind. Mit 
der veränderten Wohnungsmarktsi- 
tuation hat sich gleichzeitig ein Wan- 
del im wohnungspolitischen Zielsy- 
stem ergeben. Im Vordergrund ste- 
hen heute nicht mehr Mengeneffekte, 
sondern strukturelle Zielsetzungen 
wie die Förderung des privaten 
Wohneigentuxns und die Einflußnah- 
me auf räumliche Entwicklungen, al- 
so die Stadtentwicklung. 

Förderung des privaten Wohnei- 
gentums, von der Bundesregierung in 
der Regierungserklärung als aus- 
drückliches Ziel genannt, bedeutet 
dabei unter den heutigen Bedingun- 
gen bereits zu einem erheblichen Teil 
Förderung des Wohnungsbestandes. 
Denn Wohneigentum wird - begün- 
stigt durch die Ausdehnung des Para- 
graphen 7 b EStG und der Gründer- 
werbsteuerbefreiung auf den Ge- 
brauchtwohnungserwerb in immer 
stärkerem Maße aus dem Bestand er- 
worben. 

Die Umsätze im Gebrauchtwoh- 
mwgsmarkt dürften heute kaum 
noch unter 'lenen des selbstversorge- 
rischen Neu haus liegen. Gleichzeitig 
- und das ist noch wichtiger - ist mit 
dem Erwerb eines gebrauchten Ei- 
genheims oder einer Eigentumswoh- 
nung in aller Regel eine grundlegen- 
de Instandsetzung oder gar Moderni- 
sierung verbunden. Dies schlägt sich 
auch bereits in der Baustatistik nie- 
der. Schon seit Jahren entwickeln 
sich die Investitionen im Wohnungs- 
bestand wesentlich günstiger als der 
Neubau. Der Anteü der Bauleistun- 
gen an bestehenden Gebäuden hat in 
den letzten Jahren rasch zugenom- 
men und liegt derzeit bei etwa einem 
Drittel der Bauleistungen. Im interna- 
tionalen Vergleich ist dieser Wert al- 
lerdings immer noch bescheiden. 

Abschreibungsparagraph 
wurde erweitert 

Städtebaupolitik, über Jahrzehnte 
hinweg im Schatten der sozial- und 
koryunkturpolitischen Ausrichtung 
des Wohnungsneubaus, gewinnt als 
eigenständiges wohnungspolitisches 
Instrument zunehmend an Bedeu- 
tung. Verdeutlicht wird dies durch 
die Verdreifachung des Verpflich- 
tungsrahmens des Bundes für die 
Städtebauförderung in den Jahren 
1986 und 1987. 

Gleichzeitig hat sich aber auch das 
Verständnis der Stadtsanierung in 
den letzten Jahren grundlegend ge- 
wandelt Während früher großflächi- 


ge Sanierung und Abriß im Mittel- 
punkt standen, liegt heute das Ge- 
wicht auf Instandsetzung und Erhal- 
tung der vorhandenen Bausubstanz. 
Die Erhöhung der Bundesmittel für 
die Städtebauförderung hatte inso- 
fern Signalwirkung, als bewußt auf 
eine zusätzliche Förderung des Woh- 
nungsbaus in Form früherer Kon- 
junkturpro gramme zugunsten des 
Wohnungsbestands verzichtet wurde. 

An Stelle einer undifferenzierten 
Modernisierungsförderung - etwa 
das .Fensterprogramm“ mit seinen 
. erheblichen Mitnahmeeffekten 
wurden außerdem mit der Erweite- 
rung der Abschreibung nach Para- 
graph 82 a EStDV auf den Einbau von 
Heizungs- und Warmwasseranlagen 
in ältere Gebäude gezielt solche Be- 
standsverbesserungen honoriert, die 
auch aus umweh- und energiepoliti- 
schen Gründen sinnvoll sind. 

Eigeninitiative 
ist" unverzichtbar 

Die Gründe, die für eine weitere 
nachdrückliche Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums 
sprechen, gerade auch im Rahmen 
der Überlegungen zur Vermögensbil- 
dung der Arbeitnehmer, haben in den 
letzten Jahren eher an Gewicht ge- 
wonnen. 

Familie und eigenverantwortliche 
Altersvorsorge, beides Begriffe, die 
im unmittelbaren Umfeld des Eigen- 
heims angesiedelt sind, werden wie- 
der häutiger - und sorgenvoller - in 
der politischen Diskussion auf gegrif- 
fen. Die Städtebaupolitik besitzt die 
Instrumente, mit denen die Wohn- 
pi g pn htmg h iiriiing in Zukunft räum- 
lich sinnvoller gesteuert werden 
kann. Ein attraktives innerstädti- 
sches Umfeld fordert die Bereit 
schaff, dort zu investieren - und nicht 
nur dies; wer in den eigenen vier 
Wänden wohnt, hat auch ein starkes 
persönliches Interesse, diese zu erhal- 
ten und ansprechend zu gestalten. 

Ohne diese Eigeninitiative als 
Triebfeder ist Stadtemeuerung unter 
den heutigen Gegebenheiten undenk- 
bar. Für den Staat bedeutet sie ein 
Stück Stadtemeuerung Nullta- 
rif. 

Daß deswegen bei der Gewichtung 
der künftigen strukturellen Ziele der 
Wohnungspolitik die Förderung der 
Wohneigentumsbildung vorrangig 
sein muß, bedarf keiner Erläuterung. 
Nur wenn das Potential derer, die in 
der Lage sind, sich den Wunsch nach 
Wohneigentum zu erfüllen, ausrei- 
chend groß ist, kommt der Gesichts- 
punkt der räumlichen Steuerung voll 
zum Tragen. Hier ist noch viel zu tun. 

Die Eigentumsquote in der Bun- 
desrepublik hat sich zwar bis heute 
kontinuierlich auf über 40 Prozent er- 
höht Träger des Wachstums waren 
jedoch in erster Linie die Haushalte 
der „oberen“ Einkommensgruppen, 
wo die „Zielquote“ der Bundesregie- 
rung von 50 Prozent schon erreicht 
sein dürfte. Ein weiteres Ansteigen 
der Quote ist deswegen nur dann zu 
erreichen, wenn zusätzliche Haushal- 
te der »Titoren Einkn T nTnenjwch icihteill 
Hilfestellung zur Eriangung der Ei- 
genheimreife bekommen. 

Der Autor ist Vorstandsvorsitzender 
des Deutschen VoUaheirnstättenwer- 
kes, Bonn 
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Verkehrsberuhigte Straßen sollen die Gty für Bürger wieder attraktiver machen 


FOTO: DIE WB.T 


Wie die Wohnqualität verbessert werden kann 

Verkehrsberuhigung als Mittel der Stadterneuerang - Aus den Empfehlungen der Bundesregierung an die Kommunen 


Von PETER ROHLAND 

\\T ohnumfeld Verbesserung durch 
W Beruhigung des Verkehrs ist ei- 
ne der wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben. Wir müssen in den Wohn- 
gebieten die Straßen grundlegend 
verändern, um Wohnlichkeit und 
Stadtbild deutlich zu verbessern. 
Wohnungspolitik, Städtebaupolitik 
und Stadtverkehrspolitik müssen ei- 
ne Einheit bilden und gemeinsam da- 
zu beitragen, daß der Wohnwert unse- 
rer Städte erhalten beziehungsweise 
verbessert wird, gerade auch für Fa- 
milien mit Kindern, für alte Men- 
schen und Behinderte.“ So lautet das 
Vorwort in der vom Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 1980 herausgegebenen 
Zeitschrift „Wohnstraßen der Zu- 
kunft“. Diese Forderungen haben 
heute unverändert volle Gültigkeit 

Zur Realisierung dieser Ziele hat 
sich das Instrument der Verkehrsbe- 
ruhigung als ein sehr erfolgreiches 
und vergleichsweise sehr schnell rea- 
lisierbares Konzept erwiesen, so der 
städtebauliche Bericht „Umwelt und 
Gewerbe in der Städtebaupolitik“ der 
Bundesregierung vom September 
dieses Jahres. Mit der Veikehrsberu- 
hi g un g wird nicht nur eine erhebliche 
Entlastung der Umwelt erreicht sie 
wirkt sich zudem vorteilhaft für Ver- 
kehrssicherheit und Verkehrsablauf 
sowie für die städtebauliche Situ- 
ation und das Wohnumfeld aus. 

Die städtebaulichen Auswirkun- 


gen der flächenhaften Verkehrsberu- 
higungen sowie die Wirkungen auf 
Verkehrsverbalten, -Sicherheit und 
•Verteilung und auf die Umwelt wer- 
den in pinpTn von der Bundesregie- 
rung Mitte 1981 initiierten Modellvor- 
haben „Flächenhafte Verkehrsberu- 
higung“ in sechs hinsichtlich ihres 
Gebietscharakters und ihrer Gebiets- 
größe unterschiedlichen Gemeinden 
untersucht Ziel dieses Forschungs- 
vorhabens ist es, aus den Modellen 
Plannngsem p fehiung en und -hülfen 
für die Gemeinden zur Durchführung 
flächenhafter Verkehrsberuhigung 
abzuleiten. 

Neben der „flächenhaften“ und 
„kostengünstigen“ Komponente ist 
bei den Vexkehrsberuhigungsmaß- 
nahmen der „integrierte“ Ansatz her- 
auszustellen, also die gleichrangige 
Berücksichtigung von städtebauli- 
chen, verkehrlichen und umweltbe- 
zogenen Belangen. 

Zusammengefaßt folgt hieraus für 
die Stadt- und Verkehrsplanung: Mit 
kostengünstigen ‘Maßnahmen ist in 
schutzbedürftigen Gebieten der 
Durchgangsverkehr zu verdrängen, 
die Attraktivität des Fußgänger- und 
Radverkehrs sowie des öffentlichen 
Nahverkehrs zu verbessern, sind die 
Parkprobleme städtebaulich vertret- 
bar zu lösen und ist vor allem der 
Kraftfahrzeugverkehr zur rücksichts- 
vollen Fahrweise mit angepaßter 
Fahrgeschwindigkeit anzuhalten. 

Die bisherigen E rfahr ungen mit 
Maßnahmen der Verkehrsberuhi- 


gung haben gezeigt, daß erhebliche 
Minderungen der durch den Indivi- 
dualverkehr bedingten Lärmbelästi- 
gung ein getreten sind, was wiederum 
eine wesentliche Verbesserung der 
Gesamtsituation des betroffenen Ge- 
biets zur Folge hat Bei der Abgasre- 
duzierung sind hingegen nach den 
ersten Auswertungen der Modellver- 
suche die Möglichkeiten geringer an- 
zusetzen. was schon allein daran liegt, 
wie im städtebaulichen Recht zutref- 
fend festgehalten wird, daß die bei 
flächen haften MaSnahmpn eiübezo- 
genen Hauptverkehrsstraßen im all- 
gemeinen von den entsprechenden 
Gesc hwindigkeits be grenzungen aus- 
genommen sind, auf Urnen jedoch et- 
wa 70 Prozent der gesamten inner- 
städtischen Fahrleistung erbracht 
und damit der Großteil der Abgasbe- 
lastungen erzeugt wird. 

Gleichwohl können Verkehrsberu- 
higungsmaßahmen eine abgasanne 
Fahrweise fördern, so daß auch ein 
wesentlicher Rückgang bei den 
Schadstoffemissionen erzielt werden 

k ann. 

Dagegen wurde die bei Verkehrs- 
ber uhigu n gsma Snahm en beabsich- 
tigte soziale und ökologische Funk- 
tionsverbesserung, also die Nutzung 
der Straße als Aufenthaltsraum und 
ihr Beitrag zur Kümaverbesserung, 
jedoch nicht immer erreicht Dies 
dürfte darauf zurückzuführen sein, 
daß das Instrument der Verkehrsbe- 
ruhigung zu sehr als verkehrsplaneri- 


sches Instrument gehandhabt wor- 
den ist also städtebauliche Gesichts- 
punkte vernachlässigt worden sind. 
Insbesondere wurde es versäumt, 
durch bauliche oder gestalterische 
Maßnahmen Frei- und Grünflächen- 
mengen zu schaffen, also eine Begrü- 
nung der Straßenräume vorzuneh- 
men oder hausnahe Verfugungsberei- 
che den anliegenden Wohnhäusern 
beziehungsweise Anwohnern zuzu- 
ordnen. 

Bei den bisher durchgefuhrten 

VbrTcphrshenihi gimggmaBnahm en 

wurde deutlich, daß ihr Erfolg so wohl 
in verkehriicher als auch in sozialer 
und ökologischer Hinsicht wesent-, 
lieh von der Akzeptanz der durchge- 
fuhrten Maßnahmen bei den Anwoh- 
nern abhängt Dies bedeutet, daß eine 
Bürgeimitirixkung bei derartigen. 
Maßnahmen selbstverständlich ge- 
worden ist Eine erfolgreiche Ver- 
kehrsberuhigungsmaßnahme be- 
dingt oftmals eine frühzeäige Beteili- 
gung der Bürger an Verfeehrsberubi- 
gungsmaßnahmen. insbesondere; um 
die nicht selten vorhandene Diskre- 
panz zwischen der Planungsklee und 
der Bürgerakzeptanz zu beseitigen. 

Die bisherigen Erfahrungen spre- 
chen dafür, daß Verkehrsberuhigung 
ein geeignetes Instrummtarinm ist, 
das Wohnumfeld und die Verkehrssi- 
cherheit gleichzeitig zu verbessern. 

Der Autor ist Geschäftsführer des 

Deutschen Votlesheftwränenwerk, 

Bonn 


So bessert 
man aus 

U nverputztes Ziegebnauer- 
werk wirkt zwar dekorativ 
ist aber schadenanfällig. Wer es 
„gesund“ erhalten will, 'bessert 
kleine Schäden, die entstehen, so 
bald wie möglich aus, um grüße- 
ren Mängeln rechtzeitig vorzubeo- 

gen. ' ' . . - 

Häßlich sehen Ausblühungen 
aus: graue oder weiße „Ausschlä- 
ge“, hervorgerufen durch wasser- 
lösliche Salze (Chloride, Nitrate, 
Sulfate). Sie gelangen durch ver- 
dunstetes Wasser an die Oberflä- 
che und werden dort abgelagert. 
Wan entfernt sie mit einer Draht- 
bürste. 

Falsch wäre es, ste abzuwa- 
schen: Dadurch kommen sie nur 
noch starker. Nach dem Abbür- 
sten streicht man die Ziegehranä 
mit einem im Fachhandel erhähü- 
chen neutralisierenden Mittel; die - 
Flüssigkeit durchdringt den Stern 
und unterbindet weitere Ansbin-' ' 
hungern 

Risse im Mauerwerk können 
zwei Ursachen haben: Setzungen 
oder Schrumpfungen. Setzrjsse 
sind ein Zeichen für nachgebende 
Fundamente, sie entstehen auch 
an den Anschlußstellen von nach- 
träglichen Anbauten. Um fastzu- 
stellen, ob die Setzung noch nicht 
beendet ist, überbrückt man den 
Mauerriß mit einem Stückchen : 
Stuckgips; dieses kann aber bre- 
chen, falls der Riß sich verbreitert. 

Setzungen müssen fachmän- 
nisch durch Unterfangen oder Un- 
termauern behoben werden. Bn*. 
tere Risse füllt man am besten mit 
flüssigem Mörtel Dabei ver- 
schließt man den vorderen Teil 
des Risses mit einem weichen Ra- 
stikfüller oder deckt ihn mit ei- 
nem Klebestreifen ab. (hg)- 

Erhöhter 

Wohnkomfort 

I m Winter geraten Heizkörper 
und Radiatoren aus zwei Grün- 
den ins Blickfeld der Wohnung 
benützen als Wännespender und 
als „Möbel“. Dabei entdecken im- 
mer mehr Leute, daß sie „nackte“ 
Heizkörper nicht mögen- weil sie 
„technisch ausseben“ und unper- 
sönlich wirken. 

Dem kann unschwer abgefad- - 
fen werden: durch Verkleidung 
verschiedener Art und Ausföh-: 
rang, die Radiatoren ganz öder 
teilweise unsichtbar macht 
Bei Warm was ser-Heizkörpern 
ist die Wirkungsweise optimal/ 
wenn die Luft ungehindert daran 
vorbeistreichen kann Deshalb 
muß man bei der „Tarnung“ dar- 
auf achten, daß möglichst wenig 
Radiatoröl-Oberflache durch die 
Verkleidung beeinträchtigt wird. 
Nfatallgitter erfüllen diese Förde- 
rung in .hohem Maße, außerdem 
dienen sie durch ihr gutes Leitver- 
mögen dem Wärmeaustausch in 
der Wohnung. 

Ziergitter zur Verkleidung von 
Radiatoren aller Typen (sowohl 
Rippen- wie auch Flachradiato- 
ren) bietet der Fachhandel in rei- 
cher Auswahl an. 

Die Gitter sind nicht nur in 
Standardgrößen lieferbar, son- 
dern werden auf Wunsch auch 
nach Maß angefertigt (itg) 
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Betonburgen sind nicht mehr gefragt: Neubauten am Stadtrand fotom-grohe 

Die Trabantenstädte sind ins 
Kreuzfeuer der Kritik geraten 

Sorgenkinder der Kommunalpolitiker: Leerstehende Wohnungen in Großsiedlungen 


mfisiprilungpn hahpn — mms t iin. 

vJ differenziert - viele Namen be- 
kommen: Trabantenstädte, Beton- 
burgen, Schlafstädte, Wohnsilos oder 
Mietskasernen. Welchen Zweck man 
auch immer mit solchen Titulierun- 
gen verfolgt haben mag, sie sind ins 
Gerede gekommen, Politiker, Ver- 
bände »nri nicht zuletzt die Medien 
fordern Abhilfe. Abhilfe - wo? Als die 
WELT kürzlich meldete, „Die Gigan- 
ten liegen im Koma“, da hatte sich 
schon eine Fülle von Problemen auf- 
getan und verdichtete sich das Pro- 
blembewußtsein, wenn auch noch ge- 
rätselt wurde, wie dies geschehen 
könnte. Nun sind aber diese Sorgen- 
kinder des Wohnungsbestandes nicht 
erst in den letzten Jahren ins Kreuz- 
feuer der Kritik geraten. 

Die Diskussion über steigende 
Wohnungsleerstände, Vermietungs- 
imd Belegungsschwierigkeifen der 
Wohnucgsüntemehmen konzentriert 
sich in der Tat auf die Großsiedlun- 
gen der 60er und 70er Jahre. 

Hier stehen also städtebauliche 
Mißstände und- so meint man -die 
mangelnde Akzeptanz durch die Mie- 
ter einträchtig nebeneinander. Aber 
auch hier so Ute maneinFragezeichen 
setzen Der GesChäflsfiilrrer eures 
großen Berliner Wohnungsbauunter- 
nehmens erklärte dazu vor einiger 
Zeit, der Leerstand in der von ihm 
verwalteten Siedlung belaufe sich auf 
weit weniger als ein Prozent, aber 
überzogene Presseberichte könnten 
zur weiteren Verunsicherung der 
Mieter beitragen 

Der Bundesbauminister hielt es 
deshalb für an der Zeit die aktuelle 
Diskussion über die Großsiedlungen 
aus dem Bereich der Vermutungen 
und spektakulären Einzelfälle zu lö- 
sen und objektive Daten anzubieten. 
Dafür hatte er Mitte des Jahres 1986 
die Ergebnisse einer Untersuchung 
über den Wohnungsbestand in Groß- 
siedlungen in der Bundesrepublik 
Deutschland präsentiert die eine Fül- 
le von Eckdaten liefert und damit - so 
hofft man - zur Versachlichung der 
Diskussion beiträgt 
In der Fachdiskussion der letzten 
Zeit wurde immer deutlicher, daß die 
Stadterneuerung in ihrer Bedeutung 
zunimmt und sich dabei auch neuen 
Aufgaben zuwenden muß. Der künf- 
tige Emeuerungsbedarf wird vor al- 
lem von fünf Problemkomplexen be- 
stimmt: 

Von der Stadtgestalt und den Orts- 
bildproblemen, Wohnumfeldman- 
gelc, Bausubstanzproblemen, Stell- 
platzmängeln und allgemeinen Ver- 
kehrsproblemen. Wohnumfeldmän- 
gel halten bei den Großstädten die 
Spitzenposition. f 

Zwar liegt der Schwerpunkt hoch 
bei der Bewältigung der traditionel- 
len Emeuerungsaufgaben, doch tre- 
ten im Rahmen von Fachdiskussio- 
nen und in der Praxis zunehmend 
neue städtebauliche Aufgabenberei- 
che in den Vordergrund. So an vor- 
derster Stelle auch die Nachbesse- 
rung von Großsiedlungen. 

in den Großsiedlungen 
leben zwei Millionen 

Um den erforderlichen Wissenshin- 
tergrund für politisch notwendiges 
Handeln zu erarbeiten und die 
Zweckmäßigkeit unterschiedlicher 
Strategien erproben zu können, hat 
sich das Bundesbauntinisterium im 
Rahmen seiner Ressortforschung ver- 
stärkt mit den Fragen der Bestandssi- 
cherung der Großsiedlungen befaßt 
Im Rahmen des sogenannten experi- - 
ra enteilen Wohnungs- und Städte- 
baus können Fragen an konkreten 
Bauvorhaben in der Praxis unter- 
sucht werden. Die Nachbesserung 
von Großsiedlungen ist ein Schwer- 
punkt dieses Programms. 

Was nützt es, daß Großsiedlungen 


und Hochhäuser zu Wohnzwecken so 
gut wie nicht mehr gebaut werden, 
wenn Leerstände, Bauschäden und 
eine verstärkte Fluktuation der Mie- 
ter zeigen, daß die sogenannten Tra- 
bantenstädte für Politiker, Städte- 
bauer und die Wohnungswirtschafl 
zu einer Hypothek geworden sind. 

Gerade um einer pauschalen Ab- 
qualifizierung von Großsiedlungen 
entgehen zu können, war die Vorlage 
quantitativer Eckdaten zur Einschät- 
zung der Bedeutung dieser Wohn- 
komplexe für die Wohnungsversor- 
gung der Bevölkerung und für zu- 
künftige Aufgaben der Stadtemeue- 
nrrig von herausragender Bedeutung. 
Immerhin geht es um fest zwei Millio- 
nen Menschen, die in diesen Siedlun- 
gen wohnen. 

Schwierigkeiten 
der Vermieter 

Untersucht wurden 233 Großsied- 
lungen mit über 500 Wohneinheiten. 
Mindestens 400 000 bis 450 000 öffent- 
lich geförderte Mietwohnungen lie- 
gen in den Großsiedlungen. Das sind 
über zehn Prozent des Gesamtbestan- 
des öffentlich geforderter Mietwoh- 
nungen in der Bundesrepublik. 

• Etwa 30 von 100 Wohnungen liegen 
in den 14 größten Siedlungen mit 
über 500 Wohneinheiten. Mehr als 50 
Prozent der Großsiedlungen umfas- 
sen aber nicht mehr als 2000 Wohn- 
einheiten. Ein großer Teil dieser Woh- 
nungen gehört gemeinnützigen Woh- 
nungsunternehmen. 

• Vermietungsschwierigkeiten be- 
ziehungsweise Wohnungsleerstände 
sind in dem untersuchten Wohnungs- 
bestand nur teilweise deutlich gewor- 
den. Bei zwei Dritteln der Siedlungen 
hegt die Leerstandsquote zwar unter 
vier Prozent, diese Durchsc hnittszahl 
darf allerdings nicht darüber hinweg, 
täuschen, daß in einigen Siedlungen 
auch Leerstande bis zu 35 Prozent 
entstanden sind. 

• Von jeder dritten Siedlung werden 
Betonschaden - also Schäden an Fas- 
saden und an Dächern - sowie fehlen- 
de oder mangelhafte Wärmeisolie- 
rung gemeldet 

• Gebäude mit mehr als zwölf Ge- 
schossen sind mit einem nennens- 
werte! Anteil nur in den 14 größten 
Siedlungen der Bundesrepublik zu 
finden. Die Mehrzahl der Gebäude in 
den Großsiedlungen hat bis zu sieben 
Geschosse. Mietwohnungen mit 
mehr als vier Geschossen in den 
Großsiedlungen sind selten. Der An- 
teil an Ein- und Zweizimmerwohnun- 
gen ist relativ hoch. 

Von Notstand, Mieterfluktuation 
und Massenflucht ist in der Regel 
nichts zu erkennen. Tatsache ist aber 
auch, daß nicht mehr jede Wohnung 
so ohne weiteres vermietbar ist Pa- 
tentlösungen für eine längerfristig ak- 
zeptable Wiederei ngliedening dieses 
Teilmarktes in den Wohnirngsmaikt 
sind zur Zeit nicht gegeben, doch gibt 
es Ansätze, wie mit gestalterischen 
und organisatorischen Mitteln die 
Wohn- und Lebensbedingungen in 
Großsiedlungen verbessert werden 
können. 

Bei den Verantwortlichen ist die 
Einsicht in die Notwendigkeit zum 
Handeln vorhanden, wenn auch die 
Handlungsmuster durchaus unter- 
schiedlich aussehen können. Da gibt 
es etwa die wohnungswirtschaftli- 
chen Rahmenh edm g un g en. 

Einige Bundesländer sind bereits 
dazu übergegangen, Mietobergrenzen 
festzulegen oder durch zeitlich be- 
grenzte Mietreduzierungen die Situ- 
ation der Bewohner zu verbessern. 
Die Miethöbe kann allerdings nicht 
alleiniges Kriterium für eine Losung 
sein. Bei den Großsiedlungen wirken 
wohnungswiitschafüiche und städte- 
bauliche Faktoren zusammen. Auch 
Mietsenkungen sind Grenzen gesetzt, 


wenn man zugleich eine Konzentra- 
tion bestimmte sozialer Gruppen in 
Siedlungen abbauen wilL Hier stellen 
sich auch vielmehr Fragen der woh- 
nungsrechtlichen Bindungen, nach 
Möglichkeit städtebaulicher Nach- 
besserung und Erneuerung und nach 
den künftigen Aufgaben gemeinnüt- 
ziger Wohnungsuntemehmen. 

Im städtebaulichen Bereich stehen 
bisher eine Reihe von Nachbesse- 
rungsmaßnahmen im Vordergrund: 

Verkehrsberuhigung. Wohnum- 
feldgestaltung, Mietergärten, Verbes- . 
serung der Eingangsbereiche, Ver- ' 
besserung der Flure und halböffentli- 
chen Bereiche, Fassadenverbesserun- 
gen und farbüche Gestaltung. 

Welchen baulichen Lösungsstrate- 
gien man den Vorzug gibt, hängt ganz 
entscheidend vom Einzelfall ab. 

Nehmen wir beispielsweise das 
Märkische Viertel in Berlin: Hier gibt 
es einen Wohnblock von einem Kilo- 
meter Länge, der 54 Meter hoch ist 
und 18 Stockwerke hat Die Mängel: 
Es gibt zwar zentrale Einkaufsmög- 
lichkeiten, aber keine sogenannten 
„Tante- Emma-Läden“ oder Hand- 
werksbetriebe. Auch sind die Eingän- 
ge völlig unterdimensioniert Reali- 
siert oder in der Planung sind folgen- 
de Maßnahmen; 

Die Hauseingänge werden vorgezo- 
gen. vergrößert und besser beleuch- 
tet Abstandsgrün wird nutzbar ge- 
macht Öder Rasen wird in eine park- 
artige Landschaft verwandelt beto- 
nierte Kanäle werden rekultiviert 
und insgesamt Spaziermöglichkeiten 
ges ch affe n . Das Einkaufszentrum 
wind nach außen geöffnet und soll 
wieder die Funktion eines „alten 
Marktplatzes“ bekommen. 

Interessant ist auch eine Lösung, 
die sich in einer Bremer Siedlung an- 
bietet Hohe bepflanzte Erdwälle sol- 
len hier den optischen Eindruck der 
Hochhäuser verbessern, sie kleiner 
und damit menschlicher erscheinen 
lassen. 


Eine Herausforderung 
für die Zukunft 

In den genannten Beispielen wer- 
den auch praktische Ergebnisse des 
experimentellen Wohnungs- und 
Städtebaus sichtbar. Sie waren nicht 
zuletzt Grundlage für die Entschei- 
dung, im Rahmen der Aufstockung 
der Städtebaufördermittel die Nach- 
besserung als Tatbestand städtebauli- 
chen Mißstandes anzuerkennen. 

Viele Mieter fühlen sich in diesen 
Siedlungen wohl, und man sollte dies 
respektieren. Dennoch bleibt die 
Nachbesserung von Großsiedlungen 
oder von Teilen dieser Siedlungen ei- 
ne administrative, ökonomische, so- 
ziale, bauliche und vor allem politi- 
sche Herausforderung der Zukunft 
Man kann von Fall zu Fall sicher auch 
den Abriß von Siedlnngsteßen oder 
den Rückbau von Hochhauskomple- 
xen in Erwägung ziehen. Beispiele in 
Frankreich, in den Niederlanden, in 
Schweden oder in den USA zeigst 
daß dies machbar ist Dennoch muß 
jeder Einzelfall sorgfältig auf seine 
rechtliche, ökonomische, wohnungs- 
politische und städtebauliche Aus- 
wirkung geprüft werden, bevor ein 
solcher Schritt getan werden kann. 

Wohnungsleerstände treten häufig 
dort auf, wo die Wohnungen in den 
Großsiedlungen gleich teuer oder 
teurer vermietet werden als Wohnun- 
gen in anderen -städtebaulich häufig 
attraktiveren - Wohngebieten einer 
Stadt Soziale Probleme sind vor al- 
lem dort zu beobachten, wo eine ein- 
seitige Belegung der Wohnungen mit 
einkommenssch wachen Haushalten 
die soziale Segregation beschleunigt j 
Aber diese Probleme stellen sich i 
nicht nur in Trabantenstädten, son- ! 
dem auch in kleineren Siedlungen, j 
HORSTURBAN ! 


Die meisten Hausbesitzer leben auf dem Lam 

Wohnungseigentum in der Stadl für viele unerschwinglich - Mehr öffentliche Hilf e ist erforderlich 
Von WOLFGANG MÜLLER läufig ein Ausdruck finanzieller Lei- Für solche Maßnahmen, insbeson- soielsweise die Parkier 


V ier von zehn Familien besitzen 
ein eigenes Heim. Aber fast alle 
haben den Wunsch danach. Jeder 
kann es gewiß nicht erreichen, für 
viele jedoch gibt es gute Chancen. In 
den Städten ist die Unterstützung 
durch öffentliche Hilfen besonders 
wichtig. 

Der Wunsch nach den „eigenen 
vier Wänden“ hat vielschichtige Moti- 
ve. Einige seien aufgezählt: sein eige- 
ner Herr sein, Entfaltung der F amili e 
und Kreativität in der Ausgestaltung, 
der Garten - ein Stück Natur beim 
Eigenheim, sicheres und finanziell 
kalkulier bares Wohnen auch im Alter 
und nicht zuletzt schlichter Besitzer- 
stolz. 

Das Statistische Bundesamt hat für 
1982 die Anteile der Eigentümerhaus- 
halte an der jeweiligen Gesamtzahl 
der Haushalte festgestellt Die nach- 
stehende Tabelle zeigt, daß in den 
ländlichen Regionen sehr viel mehr 
Familien ein Heim ihr eigen nennen 
können als in den städtischen Berei- 
chen. Am geringsten ist die Eigen- 
tumsquote in den Großstädten (Ta- 
belle 1). 

Die wichtigsten Gründe für die 
niedrigeren Werte in den städtischen 
Bereichen liegen auf der Hand. Knap- 
pe und teure Grundstücke sowie ge- 
ringere Möglichkeiten der Nachbar- 
schafts- und Verwandtenhilfe er- 
schweren die Eigentumsbildung von 
der Kostenseite her, die höheren Le- 
benshaltungskosten und Mieten so- 
wie sonstige Aufwandszwänge engen 
sowohl den finanziellen Spielraum in 
der Ansparphase der Eigenmittel als 
auch die Belastungsmöglichkeiten in 
der Nutzungsphase erheblich ein. 

Wohneigentum als Statussimbol 
ist in ländlichen, kleinstädtischen Re- 
gionen bedeutsamer als in großstädti- 
schen Bereichen, wo auch hoher Le- 
bensstandard, teure Liebhabereien, 
aufwendige Reisen und dergleichen 
Ansehen verschaffen. Der Wunsch 
nach Anonymität. Mobilität und an- 
dere Anlagepräferenzen können 
eb enfalls zum bewußten Verzicht auf 
das eigene Heim fuhren. Die Wohnei- 
gentumsquote wird also mit zuneh- 
mender Gemeindegröße und Ver- 
dichtung abnehznen. Daß selbstge- 
nutztes Wohneigentum nicht zwangs- 


läufig ein Ausdruck finanzieller Lei- 
stungsfähigkeit sein muß, zeigt sich 
in den Großstädten, wo die Miete ei- 
ner gut gelegenen, großzügigen und 
entsprechend ausgestatteten Woh- 
nung samt laufendem Unterhalt - ein- 
schließlich Möblierung - sehr viel 
teurer sein kann als vergleichbares 
Wohneigentum. Auch aus der hohen 
Eigenturnsquote in mehr landwirt- 
schaftlich orientierten Ländern mit 
wesentlich niedrigerem Pro-Kopf- 
Einkommen und Lebensstandard als 
in der Bundesrepublik, ist zu schlie- 
ßen, daß einfach ausgestattetes, be- 
scheidenes Wohneigentum billiger 
sein kann als die Kosten einer Miet- 
wohnung, vorausgesetzt, es gibt über- 
haupt ein Angebot 

Dennoch ist es aus wohnungs- und 
sozialpolitischen Gründen, aber auch 
im Interesse der Lebensqualität sinn- 
voll, die Eigentum sbildung in den 
Städten im Rahmen des Möglichen 
besonders zu fördern. Das betrifft so- 
wohl den Erwerb von Geschoßwoh- 
nungen - zum Teil durch Umwand- 
lung von Mietwohnungen — als auch 
von Eigenheimen. Davon wird je 
nach vorhandenem Bestand und An- 
gebotssituation ein mehr oder weni- 
ger großer Teil über den Gebraucht- 
markt gedeckt werden können. Im 
Neubaubereich würden am freien 
Markt jüngere Familien mit durch- 
schnittlichem Einkommen und „nor- 
maler“ Kapitalausstattung kaum zum 
Zuge kommen (Tabelle 2>. 

Deshalb sind in den Stadtregionen 
als Ergänzung zur Förderung durch 
Bundesgesetze und Länderprogram- 
me kommunale Initiativen zugunsten 
dieser Zielgruppe erforderlich. Ent- 
sprechendes gilt auch für das Umland 
der verdichteten Regionen. Besonde- 
re Fördennaßnahmen sind dort eben- 
falls sinnvoll, sie werden jedoch im 
jeweiligen Gesamtzusammenhang 
der Region (regionale Planungsver- 
bände} zu entscheiden sein, unter Be- 
achtung der Planungshoheit und 
kommunal politischen Ziele der ein- 
zelnen Kommunen. Interessant ist in 
diesem Zusammenhang die Feststel- 
lung des Bundesbauministers in Ver- 
bindung mit dem Baulandbericht 
1986, wonach der Trend zum Stadt- 
rand und ins Umfeld gebrochen ist 
und Objekte in den Zentren der Städ- 
te bevorzugt werden. 


Für solche Maßnahmen, insbeson- 
dere im kosten- und flächensparen- 
den Wohnungsbau, gibt es eine Reihe 
guter Beispiele. Sie zeigen zugleich 
die Bedeutung und Leistungsfähig- 
keit der gemeinnützigen Wohnungs- 
unternehmen als Partner der Kom- 
munen bei der Schaffung preisgünsti- 
gen, erschwinglichen Wohneigen- 
tums. 

Die Aufgaben der Städte und Ge- 
meinden beginnen mit der Auswei- 
sung und Erschließung von Bauflä- 
chen für Eigentumsmaßnahmen, vor 
allem für den kosten- und flächenspa- 
renden Wohnungsbau. Dies kann - 
den örtlichen Gegebenheiten entspre- 
chend - durch neue Bauflächen oder 
in Neuordnungsgebieten, aber auch 
durch Aktivierung von Baulücken ge- 
schehen. Wichtig dabei ist. daß Be- 
bauungspläne in ihren Einzelbestim- 
m ungen dem kostengünstigen Bauen 
nicht zuwiderlaufen. Weder die Öf- 
fentliche Erschließung noch bei- 


Anfieil der WotaeigefitOniertaustalte ! 
an der Gesamtzahl der Kaus hatte j 
(1982 in Prozent) 


Bundesgebiet 

58.8 

HoebverdicMete Legionen 


Großzeniren 

16,2 

Oberzentren 

24,0 

Gro8e MitteEzentren 

28,8 

Kleine Mittelzentren 

45,6 

Unterzentren 

52,9 

Gemeinden ohne zentral- 


örtliche Bedeutung 

63.7 

Zusammen 

51.5 

Regionen mit Verdtefttungsansatzeu 

Oberzentren 

26.2 

Große Mittelzentren 

34.3 

Mittlere Mittelzentren 

48,4 

Kleine Mittelzentren 

50,9 

Unterzentren 

57,8 

Gemeinden ohne zentral- 


örtliche Bedeutung 

67,0 

Zusammen 

47,6 

ländliche Eegionea 


Oberzentren 

51,9 

Große Mittelzentren 

45,0 

Kleine Mittelzentren 

4B,7 

Unterzentren 

62,5 

Gemeinden ohne zentral- 


örtliche Bedeutung 

69,7 

Zusammen 

5541 


spielsweise die Parkierung dürfen et- 
wa durch überzogene Dimensionen 
oder aufwendige Tiefgaragen zu einer 
mehr oder weniger „nutzlosen“ Ver- 
teuerung führen. Eine auf Wirtschaft- 
lichkeit ausgerichtete Planung mag 
mehr Geist kosten, sie kann dem Bür- 
ger aber viel Geld sparen. 

Soweit die Staate besondere För- 
derprogramme für den Erwerb von 
Wohneigentum auflegen und dabei 
Grundstücke oder Erbbaurechte un- 
ter dem Verkehrswert abgeben bzw. 
Finanzierungshilfen gewähren, 
kommt es entscheidend auf die sozia- 
le Treffsicherheit an. Um ..Mitnahme- 
effekte" möglichst auszuschließen, 
sollte der Kreis der Berechtigten klar 
eingeschränkt werden, etwa durch 
Einkommensgrenzen in Anlehnung 
an Paragraph 25 II. WoBauG. Bei- 
spielhaft ist das Sonderprogramm 
„Preisgünstiges Wohneigentum“ der 
Stadt Stuttgart, wo auf städtischen 
Grundstücken durch eine erhebliche 
Senkung des Grundstückspreises auf 
250 Mark'Quadratmeter oder wahl- 
weise Einräumung verbilligter Erb- 
baurechte Familien der Erwerb von 
Wohneigentum ermöglicht wird, die 
sonst absolut keine Chance dazu hät- 
ten. Bewerben können sich kinderrei- 
che Famili en mit mehr als drei Kin- 
dern. junge Familien und AUeinerzie- 
hende. 

Nicht zuletzt ist es die Pflicht aller 
zuständigen Ämter und Behörden, 
die Eigentumsbildung durch eine 
sinnvolle und bürgerfreundliche 
Handhabung des Planungs- und Bau- 
rechts. insbesondere im Genehmi- 
gungsverfahren. wirksam zu unter- 
stützen. 

Mehr Wohneigentum in der Stadt, 
mehr Eigenheime und Eigentums- 
wohnungen sind also nötig und auch 
möglich. Vor allem solche Städte, de- 
nen ihre jungen Bürger mehr und 
mehr den Rücken gekehrt haben, um 
im Umland erschwingüches Wohnei- 
gentum zu erwerben, werden dies er- 
kennen und entsprechend handeln 
müssen. Die Förderung der privaten 
Wohneigentumsbildung durch Bund 
und Länder e nährt erst auf der kom- 
munalen Ebene ihre sinnvolle Abrun- 
dung. 

Der Autor ist Geschäftsführer der 

Hausbau-Wüstenrot GmbH, Ludwigs- 
burg 
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Bausparkredite 
für Gastarbeiter 

H ierzulande arbeitende Tür- 
ken können künftig deutsche 
Bauspar kredi te zum Erwerb von 
Immobilien in ihrem Heimatland 
aufnehmen. Dies ermöglicht ein 
Rahmen treuhandvertrag, der in 
Ankara zwischen den Verbanden 
der privaten und öffentlichen 
deutschen Bausparkassen, dem 
Siedlungsbaufonds und der Emi- 
ak-Bank unterzeichnet wurde. 
Nach den Bestimmungen muß 
der Türke, der den Bausparkredit 
in Anspruch nimmt spätestens 
vier Jahre danach in sein Heimat- 
land zurückkehren. Tut er es 
nicht hat er alle Vorteile, die er 
aus dem Bausparen erwarb, zu- 
rückzuzahlen. 

Nach türkischen Quellen haben 
etwa 130000 Landsleute in der 
Bundesrepublik rund vier Milliar- 
den Mark auf Bausparkonten an- 
gesammelt 

Das Abkommen, das durch ei- 
nen weiteren Vertrag zwischen 
der türkischen Regierung und 
dem Europäischen Wiedereinglie- 
derungsfonds ergänzt wurde, kam 
nach zweijährigen Verhandlun- 
gen zustande. (VWD) 

Was Mieter 
wissen müssen 

G egen die weitere Erhebung 
der Fehlbelegerabgabe in 
Nordrhein-Westfalen macht der 
Verband rheinischer Wohnungs- 
Unternehmen schwere Bedenken 
gellend. Nach seiner Auffassung 
ist eine weitere Abgabepflicht 
nicht zuletzt deshalb problema- 
tisch, well aufgrund eines Vorla- 
gebeschlusses des Verwaltungs- 
gerichtes Düsseldorf das Bundes- 
verfassungsgericht gegenwärtig 
prüft, ob die Abgabe überhaupt 
verfas sungsk o nform ist Das Düs- 
seldorfer Gericht hat dies nach 
sorgfältiger Abwägung verneint 
Der Verband weist ferner auf 
das - noch nicht rechtskräftige - 
Urteil des Oberverwaltungsge- 
richtes in Münster hin, wonach 
die Fehlbelegerabgabe in Bonn 
nicht erhoben werden dürfe. 

Der Verband empfiehlt deshalb 
allen Mietern, gegen ergehende 
Bescheide über die Heranziehung 
zur Fehlbelegerabgabe fristgemäß 
Rechtsmittel einzulegen. (CBN) 


Die Stadt wird als Lebensraum neu entdeckt 

Baden-Württemberg: Land e sregierung stellt für ihr Zweites Mittelfristiges Programm bis zum Jahr 1990 drei Milliarden Maxie bereit 


Von Dietmar schlee 

S tadtemeuerung betreiben alle 
Bundesländer - in Baden- Würt- 
temberg ist sie politische Schwer- 
punktaufgabe, die Niederschlag in 
zahlreichen Festlegungen fand. 

• So hat die Landesregierung ein 
Zweites Mittelfristiges Programm für 
Stadt- und Dorfentwicklung aufge- 
stellt das mit einem Volumen von 
drei Milliarden Marie Städten und Ge- 
meinden eine konzeptionelle, und fi- 
nanzielle Grundlage bis zum Jahre 
1990 bietet Die Förderung der Stadt- 
erneuerung hat hierzulande fest 900 
Gebiete in über 500 Städten und Ge- 
meinden erreicht 
Ziel ist es, jährlich rund 80 Stadter- 
neuerungsmaßnahmen zusätzlich in 
die Förderung aufzunehmen- Damit 
wird die Zahl der geförderten Erneue- 
rungsgebiete bis 1990 auf über 1100 
ansteigen. Dabei hat sich die Auswei- 
sung vor allem kleiner, stets über- 
schaubarer Gebiete bewährt 
• Zur Verwirklichung des Zweiten 
Mittelfristigen Programms gibt es 
jährlich verschiedene Investitions- 
programme. Obwohl die Bundesfi- 
nanzhilfen 1986 erhöht wurden, setzt 
das Land weit mehr als das Doppelte 
der Bundesmittel an eigenen Landes- 
mitteln ein. 

• Städte und Gemeinden entschei- 
den über Bauabläufe und -Vorhaben 
selbst Die Bewilligungen werden, 
mit Ausnahme der Bundesfinanzhil- 
fen, pauschal über Jahre gewährt 

Grundsatz „Ausbau vor 
Neubau“ wieder beachtet 

Anfang der 60er Jahre war die The- 
se verbreitet, die Funktionen einer 
Stadt zu trennen; so wurden den 
Kembereichen Die nstleis tung »nd 
Handel zugeordnet Räume zum 
Wohnen wurden am Rande dieser 
Kembereiche geschaffen. Industrie 
und produzierendes Gewerbe orien- 
tierten sich nach verkehrsgünstig ge- 
legenen Standorten. Vorbild war eine 
„autogerechte“ Stadt - Die Folgen? 

Mangels attraktiven Wohnraums in 
den Kernbereichen wanderten viele 
Städler in Randbezirke oder ins Um- 
land ab. Ausgestorbene Innenstädte 
nach Geschäftsschluß waren keine 
Seltenheit Die „autogerechte 1 ' Er- 
schließung für den Individualverkehr 
wurde mangels Parkraum zum Alp- 
traum, nicht nur an verkaufsoffenen 


Samstagen. Die großzügige Erschlie- 
ßung neuer Gewerbe- und Industrie- 
gebiete, meist auf der „grünen Wie- 
se“, ging nicht nur mit einer steigen- 
den Flä chen inan gpmrhnahrap ein- 
her, sondern führte durch zahlreiche 
Verlagerungen von Firmen, die ihren 
alten Standort aufgaben, zu Gewerbe- 
und Industriebrache, für die mangels 
Nachfrage eine andere Nutzung nicht 
gefunden wurde. 

Die Stadt verstanden als Lebens- 
raum, wo war sie geblieben? Ernüch- 
terung machte sich breit vielerorts 
wurde man sich bewußt daß die At- 
traktivität und Wohnlichkeit der In- 
nenstadt verschwunden war. Just zu 
dieser Zeit in den 60er Jahren vollzog 
sich ein Bewußtseinswandel, der we- 
nige Jahre später die „gezielte Stadt- 
emeuemng“ ins Leben rief Galt frü- 
her noch die These „Funktionstren- 
nung soweit möglich, Nutzungsmi- 
schung soweit nötig“, so gilt seit die- 
ser Zeit genau das Gegenteil Die In- 
nenentwicklung der Städte rückte 
wieder mehr und mehr ins Blickfeld 
der PTnmmnnal pniitik, Her Grundsatz 
„Ausbau vor Neubau“ gewann zuneh- 
mend an Bedeutung: 

Die Politik hat e rkann t: Wir müs- 
sen vom Nutzungskonflikt zur Nut- 
zungsvielfalt kommen. Dabei stehen 
folgende Ziele im Vordergrund: 

• Bessere Lebens bedingungen, in 
unserer bebauten Umwelt schäften. 

Es gilt, den Lebensraum der Men- 
schen dort zu verbessern, wo er Miß- 
stände und Mängel auf weist: Sei es 
durch Verbesserung der Wohnungen 
und des Wohnumfeldes, durch städ- 
tebauliche Verbesserungen im Be- 
reich der Arbeitsstätten, durch die 
Ausweitung der kulturellen und son- 
stigen Freizeitangebote, durch die 
Schaffung von Einrichtungen für das 
kommunikative 7. » aammwitreffen 
oder durch bessere Einkäufe- und 
Dienstleistungsangebote. 

• Gestalt und Eigenart der Kommu- 
nen bewahren. 

Unsere Städte und Gemeinden 
sind über Jahrhunderte gewachsen. 
Die geschichtliche Entwicklung hat 
ihnen ihre unverwechselbare Gestalt 
und Eigenart gegeben. Es gilt, die 
gewachsene Gliederung, die prägen- 
den Merkmale und die charakteristi- 
sche Substanz zu erhalten und den 
heutigen Anforderungen anzupassen. 
Dabei haben auch neue Bauformen 
ihren Platz. Den Gemeinden und ih- 
ren Planem obliegt die verantwor- 


tungsvolle Aufgabe, im Zweifel bei 
der ri gpnpn Identität und nicht bei 
anderen Beispielen anzusetzen. 
Stadtemeuerung, die - wie in Baden- 
Württemberg - in großem Umfang 
betrieben wird, läuft sonst Gefahr, 
Uniformität im Lande zu verbreiten. 

• Eigentumsbildung erleichtern. 

Städtebauliche Erneuerung tragt 

riaa ai bei, in Stadt- und Ortskemen die 
Möglichkeiten der Eigentumsbildung 
zu erweitern. 

Wie sich eine „Förder“- 
Mark verachtfachen kann 

Die Politik des Landes reiht sich 
mit den Bemühungen um Substanzsi- 
cherung und Modernisierung der 
Wohngebäude sowie der Förderung 
des Familienheim- und Eigen- 
tumswohnun gsbaus un ter dem Ge- 
sichtspunkt breiter Eigentumsstreu- 
ung auch in die femüienpolitische 
Konzeption der Regierung ein. 

• Landschaftsverbrauch eindäm- 
men. 

Städtebauliche Erneuerung bedeu- 
tet vor allem Siedlungsentwicklung 
nach innen. Sie lenkt Entwicklungs- 
potentiale in die bereits überbauten 
Gebiete. Dieses Ttomfibpn trägt d a z u 
bei, den Siedlungsdruck auf die freie 
Landschaft zu müdem und die natür- 
lichen Freiräume zu schonen. So ist 
in Baden-Württemberg zu beobach- 
ten, daß die starke Expansion der 
Siedlungsfläche in den 60er Jahren 
kontinuierlich zurückgehL Wurden in 
den Jahren I960 bis 1971 noch durch- 
schnittlich 27,5 Hektar an Fläche in 
Anspruch genommen, so hat sich die 
Flächeninanspruchnahme zwischen 
1983 und 1985 auf täglich 10,5 Hektar 
reduziert Die Flächeninanspmch- 
nahxne für Siedlungszwecke ist damit 
auf ein Drittel zurückgegangen. 

• Natürliche Lebensgrundlagen ver- 
bessern. 

Unsere Städte und Gemeinden ver- 
banden mit ihren Emeueiungsmaß- 
nahmen bisher schon ökologische 
Zielsetzungen. Diese werden sich in 
Zukunft noch verstärken. Grünpflan- 
zung im fiffontlirhpn und priv aten 
Bereich, Freiraume, Grünflächen 
und Spielplätze, freigelegte Wasser- 
läufe und neue Wasserflächen verbes- 
sern die natürlichen Grundlagen in 
der bebauten Umwelt 

• Umweltbelastungen senken. 

Durch Neuordnung des Straßen- 


verkehrs, Schaffung von Paririe- 
rungseinrichfamgen und Maßnahmen 

ö^]-V*» r|fiphr shpr »hig»ng taTTri iwmis . 
sionsschutz betrieben. Verkehrsberu- 
higung dient «nn ^»mpn der Erhö- 
hung der Verkehrssicherheit der 
Nicht- Autofahrer, zum anderen wird 
der Wohnbevölkerung ein Teil des öf- 
fentlichen Straßeiraums als neuge- 
stalteter Freiraum zurückgegeben, 
Wohna tuatio n und Wohnmnfeld 
wirkungsvoll verbessert. 

• Handel und Wandel beleben. 

Städtebauliche Erneuerung bietet 

dem Einzelhandel neue Chancen. 
Mittelständische Gewerbebetriebe 
erhalten ihre Entwicklungschance 
am angestammten Ort Neue Betriebe 

sipdeln rinVi an Stadt- und pr ternHten 

werden so wieder attraktiv als Wohn: 
und Lebensraum und können sicti 
wieder der Konkurrenz der neueren 
Baugebiete steilen. Baden- Württem- 
bergs Spezialität: Bauherren, die in 
städtebaulichen Emeuerungsgebie- 
ten Gewerberäume schaffen, erwei- 
tern oder verbessern, können Darle- 
hen «halten. 

• Mischgebiete stabilisieren und alte 
Gewerbegebiete für neue Investoren 
aufwerten. 

Hier liegt ein neuer Schwerpunkt 
der Stadtemeuerung in Baden-Würt- 
temberg. Auch künftig werden die 
Ver hältniss e in enu»m Teil der Misch- 
gebiete nur durch eine Trennung der 
Nutzungen verbessert werden kört 
nen. Daneben verdienen aber Misch- 
gebiete, in denen unterschiedliche 
Nutzungen durch städtebauliche, ins- 
besondere ab schirmende Maßnah- 
men vertraglicher gestaltet werden 
können, im Interesse der Bewohner 
und der Betriebe verstärkte Auf- 
merksamkeit im Rahmen der städte- 
baulichen Erneuerung. Daneben bie- 
ten sich in brachgefaDenen Gewerbe- 
gebieten nach einer städtebaulichen 
Erneuerung Chancen für Untemeh- 
mensansiedlung en. 

• Nachfrage nach Bauleitungen sta- 
bilisieren. 

Die Stadtemeuerung gibt der Bau- 
wirtschaft in ihrer angespannten Si- 
tuation wichtige Impulse. Von den 
Fördermitteln geht my hohe Multi- 
plikatorwirkung aus. Dies unter- 
streicht die Untersuchung eines bar 
den-württembergischen Universitäts- 
instituts bei Sanierungsgemeinden: 
Danach löst eine Fördennark im 
Durchschnitt rund acht Mark an An- 

sphlu flmv ps titjnii en «u$_ 


• Siedlungsstruktur verbessern, den 
ländlichen Raum stärken. 

Mit ihrem Zweiten Mittelfristigen 
Programm spricht das Land von der 
Großstadt bis zum Dorf an und offe- 
riert maßgeschneiderte Lösungen. 
Wir setzen Stadtemeuerung bewußt 
gm, ii m im pinTtm Tjtnd gleichwerti- 
ge Lebensveahältnisse herbeizufüh- 
ren. Stadtemeuerung ist ein gutes 
Stück Strukturpolitik. Die Stadter- 
neuerung heute steht vor der Aufga- 
be, die vielfältigen Lebensanspcüche 
und Funktionen in einer Stadt zu ord- 
nen Rin» tu strikte Trennung einzel- 
ner Funktionen führt - wie die Ver- 
gangenheit gezeigt hat — nicht nur zu 
höheren flädieoverbrsuch. 

Sie bewirkt auch ein höheres Ver- 
kehrsaufkommen zwischen Wohnen, 
Einkäufen, Arbeiten, Erholung und 
Kultur. Eine verträgliche Vermen- 
gung dieser Le- 

bens- und F nnktjnn«b PT«=»i f»hft ver- 
knüpft diese auf engerem Raum. Sie 
gibt den einzelnen. Stadtbereichen ei- 
ne erlebbare Urbanität 

So wird ein Stadtzentrum, das at- 
traktives Wohnen ermöglicht, auch in 
den Abendstunden noch .mit Leben 
erfüllt sein. 

Leitbild: Verträgliche 
Nutzungsvielfalt 

Im Interesse einer Nutzongsvielfelt 
sollte bei Emeummgsmaßnahmen 
die Mehrteilige Gewerbestruktur in 
ihrem Fortbestand gesichert werden. 
Stadtemeuerung kam aber auch hei- 
ßen, Gewerbegebiete funktional zu 
verbessern und das Arbeitsumfeld 
gestalterisch aufeuwerten. 

Weg von der N t jfau ngsmonoton ie 
und der Monostruktnr »nd hin zu ei- 
ner vertraglichen Nutzungsvielfalt — 
unter diesem Leitbild steht die Stadtr 
emeuemng in Baden-Württemberg. 
Stadt ist Lebensraum. Um diesen An- 
sprüchen und Erwartungen gerecht 
zu werden, wird Baden-Württemberg 
auch nach dem vorgesehenen Abbau 
der MischfnmnTiemng dafür sorgen, 
daß die zur Verfügung stehenden 
Fördermittel für die Stadtemeuerung 
so "»^re ichend bemessen sind, daß 
diese Schwerpunktau%abe zusam- 
men mit den Städten und Gemeinden 
auf hohen finanripflen Niveau auch 
in Zukunft bewältigt werden kann. 

Dar Autor fet Innenminister des Lan- 
des Baden-Württemberg. - 


Schrumpfende 

Wohnungshalde 

D ie Wohnungshalden in Nord- 
rhem-Westfalen schmelzen, 
iwoliHwii 7phn Jahre lang stark 

gestiegen sind. Zu diesem Ergeb- 
- ms kommt der Verband Rheini- 
scher Wohnungsunternehmen 
nach einer Schneüerfaebung bei 
seinen 255 Mitgliedsuntemeh- 
men. Am ersten Juli standen bei 
ihnen 7863 Wohnungen leer, am 
31 Dezember 1985 waren es 8386 
Wohnungen. Dies bedeutet einen 
Rückgang um 6^ä Prozent Bei ei- 
nem Bestand von 720 000 Woh- 
nungen im rheinischen Verband 
macht dies eine Leerstandsquote 
von 1,1 Prozent statt früher 1,2 
Prozent aus. Stark abgenommen 
hat auch die Zahl der Wohnungen, 
die bis zu drei Monaten nicht ver- 
mietet werden konnten. Ende letz- 
ten Jahres waren es 3366, jetzt fast 
30 Prozent weniger, 2360. Aller- 
dings ist eine spürbare Steigerung 
um fast 37 Prozent bei den lang- 
fristigen Leerständen über zwölf 
Monaten festzustellen. 2288 Woh- 
nungen waren es im Juli. 

Die generelle Verminderung 
der Wohnungshaideo. in Nord- 
rhein-Westfelen fuhrt der Ver- 
band auf die höhere Zahl von Pri- 
vathaushalten, auf die günstige 

FSnk n riiTnwWAnt qnpklimg . das 

verbesserte Wohngeld und den 
vom Land gewährten Härteaus- 
gleich zurück. Zudem haben sich 
die Unternehmen zuletzt ver- 
stärkt um durchgreifende Moder- 
nisierung und Wohn mnfeld Ver- 
besserung bemüht vos. 

Stagnierender 

Immobilienmarkt 

N ach einer Branchenumfrage 
der auf Bau- und Wohnungs- 
wirtschaft spezialisierten Unter- 
nchmeagbetatmig Bernd Heuer, 
Krefeld, haben ach die Erwartun- 
gen der Immobilienbranche im 
bisherigen Jahresverlauf nicht er- 
füllt Der Markt für Wohnimmobi- 
lien tue sich schwerer als erwartet 
Die Situation der Inunobihen- 
und Wohnungswirtschaft habe 
sich seit 1984 nicht wesentlich ver- 
ändert Tmmrihflienkaiif sei Stim- 
mungssache, und der Verbrau- 
cher sei im Moment nicht in der 
richtigen Stimmung. (HL) 


Katholischer Siedlungsdienst e.V. 

Bundesverband für Wohnungswesen und Städtebau 

Stemfelder Gasse 20-22 • 5000 Köln ! - Telefon (0221/134520 
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Hausbau Wüstenrot - 
der staike Partner in Sachen 

Wohneigentum. 


Oie Hausbau Wüstenrot ist das 
gemeinnützige Wohnungsunter- 
nehmen der Wüsienrot-Gruppe. 
Seit 37 Jahren haben wir nahezu 
17.000 VtohnBinheiien als Bgen- 
heime und Eigentumswohnungen 
geplant und fertiggesieUt 

Nach Baden-Wümemberg liegen 
die Schwerpunkte in den Bun- 
desländern Bayern, Hessen und 
Nordrhein-WBSdalen mit Außen- 
stellen in derer. Landesmetro- 
polen München, Frankfurt und 
Düsseldorf. 

Neben der Bautätigkeit sieh: die 
Verwaltung von über 6.50D 
Eigentumswohnungen in rund 
270 Gemeinschaften. 


Für preiswertes Bauen und Wohnen 
entwickelt die Hausbau Wüstenrot 
gemeinsam mit Städten und Gemein- 
den wirtschaftliche Lösungen. 

Die Hausbau Wüstenrat verfügt Ober - 
die Erfahrung und Kompetenz, um 
langfristig zu planen und zu bauen. 
Deshalb ist Wohneigentum von 
Wüstenroi eine Sache von Bestand. 


Häuser aus gutem Hause. 

wüstenrot H 

Hausbau Wüstenrot gGmbH 
Honenzollemsiraße 12/14 
7140 Lui.vgsburg 
TelefonC 71 41/1 49-1 


Es ist die Idee des Bausparens, die es heutzutage so vielen Menschen 
ermöglicht, sich den Tiaum von den eigenen, vier Wanden zu erfüllen. 
Auch - und gerade den Normalverdienem; denn sie werden beim 
Bausparen vom Staat m m m 

kräftig unterstützt Und C||^| U^"|| 

sichern sich so den Eli I CI^UI ICD MClUd 


kräftig unterstützt Und E^li 
sichern sich so den Eli 
Anspruch auf ein zins- • 
niedriges Bauspardar- JET 
lehen zum Bauen, " 
Kaufen und jetzt auch £■ V 
zum Modernisieren | vl 
ihrer Mietwohnung. 

Setzen Sie sich mal mit dem 
Leonberger Bausparberater in 
Verbindung. 


ist nicht nur was 
für große Hera 
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femilienfrewidliGh, vertrauenswürdig, solide 

£ KSD-Unternehmen bauen familiengerechte 
Eigenheime und Wohnungen. 

|H| KSD-Unternehmen verwalten Miet- und 
Eigentumswohnungen. 

Kg KSD-Unternehmen modernisieren, sanieren 
und verbessern das Wohnumfeld. 

Viele soziale Einrichtungen und über 400.000 
Eigenheime, Eigentums* und Mietwohnungen Wur- 
den bislang von den kirchlichen Siedlungswerken 
beider Konfessionen gebaut oder gefördert - zu- 
meist als Wohneigentum für Familien. 


Katholischer Siedlungsdienst e.V. 

Bundesverband für Wohnungswesen und Städtebau 

Steinfelder Gasse 20-Z2- 5000 Kijln l - Telefon (022!) 1345 20 


Dos Evangelische Siedlungswerk als Bauträger 
der Euang.-Luth. Kirche in Bayern errichtet 

Eigenheime, 

Eigentumswohnungen. 

Mietwohnungen, 

Heime und Sozialbauten 
verschiedener Art 

Seit Gründung irr. Jahre 1949 wurden rund 
17000 Wohnungen erstellt Verwaltet 'wer- 
den derzeit rund 14 000 Einheiten. 


Evangelisches Siedlungswerk in Baven 
Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgss. mbH 
Hans-Sachs-Pfate 10 
8500 Nürnberg 
Telefon 09 1 1 / 20 08-0 
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i"i Leonberger 

%mr Bausparkasse 


Wir helfen ihnen, sich etwas aufzubauen. 



Mit uns 


heimisch 

werden 



Wir bereiten Sie 
in allen Fragen 
der Baufinanzierung 


t Deutsche Bau- und 
Bodenbank AG 

6000 Frankfurt am Main 1, TounusanEage 8 

Telefon 0 69 / 25 57-0 

Niederlassungen und Geschäftsstellen im ganzen 



Seit über 50 Jahren güt unser Wirken dem 
qualifizierten und kostengünstigen 
Bau von ßgenheimen zum Wohle breiter 
Bevölkerungsschichten. Bedarfsorientierter 
Mietwohnungsbau sowie die vielfältigsten 
Maßnahmen der Stadt- und Dorfemeuerung 
gehören zu unseren wichtigsten Aufgaben, 
über 46.000 Eigenheime und Mietwohnungen 
zeugen von unserem Ideenreichtum und 

sozialen Engagement 
«TP Denn wir wollen, daß 

LZ«-?.-«-*, Menschen durch unsere 


WE1IUIQTÄTTE . ii i wii wuiici i, Udo 

nuciMi AKinocAi -7 Menschen durch uns? 

RHEINLAND-PFALZ gm» gemdnriutzige Arbeit 

StaaiUcheTrmitendMaBBtDrUtotmunes-ijftf KleinttadfcjngNrtMn haimicrh \A/arrlön 
Organ d« staallfctren Wotinungspofi&k. PoMzctr 2409,8500 Mainz 1 I ICII I ll2wJ I WCIUCI I. 


( l c^o I 









STÄDTEBAUFÖRDERUNG UND VERMÖGENSBILDUNG 


VII 





Donnerstag, 2. Oktober X986- Nr, 329 - DIE WELT 


agshak 

■•oe'.- ^ 

iä. J — > »- 

“cUStfi ..„C *‘ f *' 








nsr t . .■• S> 1 

O “ '■'•"In. 

VQr 7 ~-"T. L| 

'V;.. 


16 

W --V** 

&*■. * -.5 

ih: c-. v . ! '. 


“-- f; 

? : -~L 
XV." : 


“ “• ■<*; 

V. -• /■ 


-lererider 

IIiefi>iürkt 

ur.\>- ; --■ ’■//' 


u.--- 

«>-• - 
l:/- v . 
ÄTa 


' A 

= ■: r* 


Die Länder sollen die Lücke ausfüllen, wenn 
sich der Bund von der Förderung zurückzieht 

Dratsches; yolksheimstättenweric iri Bonn: Nach vier Jahrzehnten Tätigkeit eine stolze Bilanz 

“ Von-iÖtmJLF gosch; 1 


W ifi viele Organisationen . ifh- 
Nacfakciegsdeutschlandfeier- 
te es in diesem Jahr sonen 
40. Geburtstag, seine Winzeln je- 
doch sind alten Sie reichen schon 
zurück zum. Verband der Bodenre- 
former des Adolf Dainaschke -y al- 
so praktisch 200 Jahre. Das Deut- 
sche Vcdksheimstattenweik (vhw) 
kann auf eine stolze Bilanz verwei- 
sen. Seit 40 Jahren leistet es mehr 
im Verborgenen als im grellen 
Licht der Schlagzeilen von Presse, 
Funk und Fernsehen, aber in um so 
zäherer Kleinarbeit seinen Beitrag 
zu der Idee, eine gerechte Bau- und 
Bodenordnung herbeizuführen 
und möglichst viel Kleineigentum 
ixn Wohnungswesen zu fördern. 

Seine Satzung mag in zeitgenös- 
sischen Ohren etwas schwülstig an- 
tiquiert klingen. So heißt es unter 
dem Stichwort Zielsetzungen und 
Aufgaben des Verbandes, daß ein 
Instrument geschaffen werden soll- 
te, um „die Erkenntnis, daß die 
künftige Entwicklung unseres 
Volkes entscheidend durch die Art 
und Gestaltung seiner Wohnungs- 
und Siedlungsverhältnisse beein- 
flußt wird, zum Gemeingut alter 
verantwortungsbewußten - Kreise 
zu machen“. 

Ist die Zielsetzung 
heute noch zeitgemäß? 

Frage also, ist die aus der bitte- 
ren Wohnungsnot nach Kriegsende 
geborene Organisation vhw in Auf- 
gabenstellung und Zielsetzung 
heute noch zeitgemäß? Ist nicht 
mit der Beseitigung von Schutt 
und Trümmern, mit dem Bau von 
vielen Millio nen Häuse rn und mit 
der inzwischen erreichten weitest- 
gehenden Sättigung des Woh- 
nungsmarktes Sinn und Zweck der 
Organisation erfüllt? 

Martin Oschmann, seit. 1981 (in 
Personalunion mit dem Direktor 
des Bonner Städtebauinstituts) 
Hauptgeschäftsführer des vhw, 
antwortet so: : Heute könne, das 
Volksheimstättenwerk. flieh nicht . 
allein aus einer Ideologie rechtferti- 
gen und legitimieren, ' sondern 


durch den Beitrag, den es auch zu 
Fachfragen bringt So arbeite es 
beispielsweise zur Zeit ganz stark 
an der Weiterentwicklung des Woh- 
• pungseigentumsrechtes. 

Aber das vhw rechtfertige sich 
heute auch dadurch, daß es schon 
vor Jahrzehnten ringn Teil der 
Schulung übernahm, die die Ver- 
bände Oder Knmmnnon 7t rm Teil 
nicht leisten könnten oder wollten, 
nämlich die Schulung im Bau- und 
Wohnrecht und im komm! inaten 
Abgabenrecht • 

Begonnen hatte alles am 
15. August 1946 in Bielefeld. Grün- 
dungsväter waren Politiker aller 
Parteien, so Eugen Gerstenmaier 
(CDU), Werner Jacohi (SPD), der 
Kölner Oberbürgermeister Robert 
Görlinger (SPD) und Hermann R. 
Dietrich (FDP). 1950 siedelte das 
vhw dann nach Köln über, wo es 
bis 1983 domizilierte. 

Von da ab gmgs nach Bonn. 
Dazwischen liegen - als herausra- 
gende Meilensteine — die Volks- 
heimstättentage von Wiesbaden 
(1947), von Köln (1949), von Hanno- 
ver (1951) mit den wegweisenden 
Ansprachen von Wilhelm Kaisen 
und Paul Lücke und wieder von 
Wiesbaden und Hannover (1967 
und 1977). 

Hier propagierte Oscar von NeH- 
Breuningdie Erfassung des Boden- 
wertes und die Abschöpfung der 
Grundrente, und er unterbreitete 
Lösungsvorschläge zur Überwin- 
dung der Wohnungsnot »nd zur 
Eingliederung der Flüchtlinge. 

Bei späteren Pro klamat ionen 
und Programmen wurden - vor al- 
lem nach Beseitigung der größten 


Arte& der &► und Zwoffamfflen- 
Mweg—d— BwlHa rt e MMg— 

1981 1985 

Große Kern Städte 81,5 69,8 

Hochverdichtetes Umland 93,1 87,2 
Ländliches Umkind 
großer Itemstädte • 95,7 92,5 
Mittiefe Kemstädte 87,5 81,2 
Ländliches Umland 
mittlerer Kemstädte 95/4 92J7 
Ländlich geprägte Kreise 95,0 93^ 


Wohnungsnot - wichtige Weichen- 
stellungen in Richtung auf eine dif- 
ferenziertere Wohnungs- »md Städ- 
tebauforderung, vor altem stärkere 
Wohneigentumsforderung vorge- 
nommen. 

Heule gehören der Organsation 
rund 1200 Mitglieder an, davon 750 
korporative (meistens Gemeinden 
und Wohnungsunternehmen). Das 
vhw finanziert sich durch Beiträge 
und Spenden, aber auch durch die 
Schulungsgebühren, die die Lan- 
desverbände pinnphmpn 

Offenhalten für 
alle Parteirichtimgen 

In jedem Land — mit A usnahm e 
von Berlin - gibt es eine Geschäfts- 
stelle. Insgesamt verfügt das vhw 
nur über rund 25 Mitarbeiter, da- 
von zehn in der Bonner Zentrale. 

So manches wichtige Gesetz, et- 
wa das neue Gesetz über die steuer- 
liche Förderung des Wohneigen- 
tums, verrät die Handschrift des 
vhw, seit 1981 speziell die von Mar- 
tin Os chmann, der als Fachmann 
immer wieder zu den Vorbereitun- 
gen wichtiger Gesetzesvorhaben 
von Regierung und Opposition, 
von Exekutive »nri Legislative hin- 
zugezogen wird. Daher auch 
Oschmanns „sehr starke Bestre- 
bung 4 *, sich für alte Parteirichtun- 
gen n ffpnaihaltpn. 

Gewiß auch für diejenigen, „die 
vielleicht etwas völlig Neues wol- 
len im Wohnungswesen“. Zeitwei- 
lig galt nämlich das vhw als zu 
uninnslastig, dann wieder als ZU 
SPD-nah. 

Wie geht es weiter? Die Rationa- 
lisierung macht auch vor dem Ver- 
bandswesen nicht halt Nicht zu- 
letzt aus Ko stengrimden wurden 
die Geschäftsstellen des vhw und 
des den Bausparkassen naheste- 
henden Städtebauinstituts zusam- 
mengelegt und die Personalunion 
ihres vertretungsberechtigten Ge- 
schäftsführers hergestellt 

Resultieren hieraus irgendwel- 
che Interessenionüikte? Antwort: 
Nein! Denn „die große Zielset- 
zung“ b eim vhw und bei den Bau- 
sparkassen sei gleich 


Beide hätten, wie es heißt ein 
Interesse daran, daß das Baurecht 
in vernünftigem Sinne novelliert 
und weiterentwickelt und die 
Wohneigentumspolitik fortgeführt 
werde. Beide seien daran interes- 
siert daß sich alle aus dem Wohnei- 
gentum ergebenden rechtspoliti- 
schen Fragen rechtzeitig angepackt 
werden und daß auf lange Sicht das 
im Wohnungsbestand investierte 
Vermögen erhalten bleibe. 

Und es gibt noch viel zu tun im 
Bereich von Wohnungsrecht und 
Wohneigentum. So werde bei- 
spielsweise zu prüfen sein, ob als 
Alternative zur klassischen Eigen- 
tumswohnung etwa die Genossen- 
schaft vor allem in Form der soge- 
nannten Haus- oder Kleingenos- 
senschaft wiederbelebt werden 
könnte. So möchte das vhw mit 
aßen Mitteln dafür sorgen, daß die 
Bewegung im Wohnungsbe- 
standsmarkt verstärkt wird. 

Ganz spezielle Forderungen ge- 
genüber Bundesregierung und Le- 
gislative bat Oschmann nicht, wohl 
aber den Wunsch, daß die Länder 
in die Lücke stoßen, die bei der 
direkten Wohneigentumsförde- 
rung gerissen worden sei, wenn 
sich der Bund von 1990 an prak- 
tisch dort ganz verabschiedet 

Die Nachfrage 
bestimmt den Absatz 

Auch müsse auf jeden Fall die 
nach 1987 beim Bund auslaufende 
Städtebauforderung im Gesamtvo- 
lumen erhalten bleiben. Auf eine 
Wunschzahl für die Wohnungsver- 
sorgung beziehungsweise den jähr- 
lichen Wohnungsneubau möchte 
sich das vhw nicht festlegen. Es 
komme nicht darauf an, daß viele 
Wohnungen, sondern daß sie an 
der richtigen Stelle und in richtiger 
Größe und Form gebaut würden. 

Die Förderung müsse berück- 
sichtigen, wieviel der Konsument 
bereit sei, für seine Wohnung als 
Mieter oder als Eigenheimer zu 
zahlen. Nicht mehr der Bedarf; son- 
dern die (kaufkräftige) Nachfrage 
bestimme den Absatz, auch von 
Wohneigentum. 



Wird auch vom Bund gefördert: Sanierung alter Fachwerkhäuser fotg. diewelt 


Bürger besitzen sechs Billionen Marl 

Bei der Eigentumsquote sind die Deutschen das Schlußlicht in Westeuropa 


S eit Gründung der Bundesrepublik 
haben die rund 25 Millionen Pri- 
vathaushalte Vermögenswerte von 
annähernd sechs Billionen Mark ge- 
bildet; davon sind knapp 45 Prozent 
in Haus- und Grundbesitz angelegt, 
weitere knapp 35 Prozent sind reines 
Geldvermögen, rund elf Prozent 
stecken in beweglichem Sachvermö- 
gen und knapp zehn Prozent in Be- 
triebsvermögen. 

Zu diesem beachtlichen Vermö- 
genspolster hat nach Meinung des 
Bonner Städtebauinstituts auch die 
staatliche Förderung der Vermögens- 
büdung in Arbeitnehmerhand mit ih- 
ren klassischen Systemstemen, 
S par-Prämien-, Wohnungsbau-Prä- 
mien- und Vermögensbüdungsge- 
setz, maßgeblich beigetragen. 

Ob das „Klassenziel“ einer breiten 
Streuung privaten Vermögens in al- 
len Teilen der Bevölkerung erreicht 


wurde, ist jedoch zweifelhaft Denn 
einerseits ist die Vermögenskonzen- 
tration weitergegangen; andererseits 
haben die Fördermaßnahmen bei 
einkommensschwachen Haushalten 
vielfach nicht gegriffen, und vor al- 
lem werden auch in Zukunft neuge- 
griindete Haushalte davon nicht 
mehr erreicht 

Darüber hinaus gibt es vennögens- 
politisches „Entwicklungsland“, et- 
wa bei der Bildung selbstgenutzten 
Wohneigentums; hier bildet die Bun- 
desrepublik mit einer Wohneigen- 
tumsquote von knapp 42 Prozent das 
Schlußlicht im Vergleich mit anderen 
westeuropäischen Ländern. 

In welcher vielfältigen Weise die 
Förderung der Vennögensbildung in 
Arbeitnehmerhand, die am Anfang 
der Wiederaufbauphase der Nach- 
kriegszeit ins Leben gerufen worden 
war. immer wieder ergänzt geändert 


aufgestockt und seit Mitte der 70er 
Jahre erheblich zurückgeschnitten 
wurde - erstmals durch das Haus- 
haltsstrukturgesetz 1975 und dra- 
stisch durch das Subventionsabbau- 
gesetz 1981 wird vom Bonner Siäd- 
tebauinstitut in zwei Halbbänden do- 
kumentiert: 

Materialien zur Vennögensbildung 
in Arbeitnehmerhand - Thesen. Plä- 
ne und Gesetze. Fünfte Folge 1977 bis 
1981. Sechste Folge 1981 bis 1985. Re- 
daktion: Dr. Friedrich Malz. Bd. 421 
und 42/H der Schriftenreihe des Insti- 
tuts für Städtebau. Wohnungswirt- 
schaft und Bausparwesen, Bonn 1985 
(Gesamtpreis der etwa 550 Seiten 
89,50 Mark - unverbindliche Preis- 
empfehlung - eins chließlich Mehr- 
wertsteuer und Versandkosten; zu 
beziehen beim Domus-Verlag GmbH, 
Postfach 150 137. 5300 Bonn 1). (WR) 




Die norddeutsche Art, auf Gemeinsamkeit zu bauen. 


Bei der finanziemng von Bauvorhaben und Immo- 
biliengeschäften .kommt es darauf an, einen Partner 
zu finden, der den Vfeg ztun Ziel nicht schwerfällig 



Leistungski^ und EiMuung diesen Weg zu verkür- 
zen sucht. Stärken, die die NÖRD/LB zu einem ver- 


läßlichen und gefragten Partner machen. Sei es nun 
für den Bereich der. Vfohnhaufinanzierung oder den 
Beroch der gewerblichen Objektfinanzierung. 
Besonders im Bereich der Endfinanzierung mit sehr 


langfristigen festen Zinsbindungen bieten wir inter- 
essante und marktgerechte Angebote. Und wir 


sind vor allem, wie es der norddeutschen Art ent- 
spricht, ein Partnei; der schnell reagiert und ent- 
scheidet: mit klaren Zuständigkeiten, un büro- 
krarischer Arbeitsweise und der maßgeschneiderten 
Finanzierungsplanung „aus einem Guß“. Darauf 
können Sie bauen. 


NORD/LB NORD/LB 

ütoigsplatz 1 NÖRD/LB-Zentram 

juOü Hannover 1 >300 Brau tuch wag 

TeLOSllU 03-0 Td. 05 3l.M 87-0 

Tdcx 92R-20 Td« Ott?« 

0t»*2MJSOs Btt *9335004 


NORD/LB 

London 

30, Ironmongcr Luk 
London EC 2V 8EY 
Td. 00441/6001731 
Tdcx 031/8S4 882 


Zentral hink der niedefJKhtiscben Sparkassen. 


NORD'Lb 
Luaanbourg S..A 
26. Route d'ÄHon 
L-I14U Luxembourg 
Td. 00332472 3-n 
Tdex (WR.'226s 


NORD/LB 

NORDDEUTSCHE LANDESBANK 
GIROZENTRALE 
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Das Konjunkturtal konnte endlich 
iberwunden werden 

Sauwirtschaft meldet eine Erhöhung des Umsatzes gegenüber dem Vorjahr 


Von MICHAEL NIFFKA 

D as Baugewerbe in der Bundesre- 
publik Deutschland findet - 
nach Jahren einer schweren Krise - 
offensichtlich wieder Anschluß an 
die allgemeine Wirtschaftsentwick- 
lung. Im Herbst 1986 scheint nun- 
mehr auch die Bauwirtschaft das jah- 
relange Kcmjunkturtal endlich durch- 
schritten zu haben. So konnte der 
Zentralverband des Deutschen Bau- 
gewerbes (ZDB), der als baugewerbli- 
che Spitzenorganisation die Interes- 
sen von mehr als 50 000 Unterneh- 
mer. vertritt, Anfang September 1986 
in seinem monatlichen Lagebericht 
unter anderem feststellen: „Die Bau- 
produktion erreichte in den meisten 
Betrieben ein Niveau, das erstmals 
wieder höher lag als im Vorjahr.“ 
Voraufgegangen war dieser Ent- 
wicklung ein deutlicher Anstieg der 
Baunachfrage sowie eine spürbare 
Verbesserung der Auftragsbestände 
und der Auslastung der betrieblichen 
Kapazitäten. Damit hat die Bauwirt- 
schaft allerdings nur die erste Etappe 
auf dem Weg zu einer Normalisierung 
beschriften. Zu groß waren die Verlu- 
ste, die sie vor allem in den letzten 
Jahren, immer wieder hinnehmen 
mußte. So wird die Bauproduktion 
im Jahresdurchschnitt 1986 wahr- 
scheinlich nur das niedrige Niveau 
des Vorjahres, günstigstenfalls einen 
leichten Wiederanstieg erreichen. 

Mit dieser Entwicklung, die im 
Wohnungsbau wesentlich ungünsti- 
ger verlauft als im Gewerbebau und 
im gesamten öffentlichen Bau, hat 
sich zudem nur die konjunkturelle 
Situation des Baugewerbes wieder 
leicht verbessert; die wirtschaftliche 
Lage vieler Bauuntemehmen hat sich 
damit aber noch keineswegs konsoli- 
diert. Zwar geht inzwischen auch die 
Zahl der Konkurse im Baugewerbe 
erstmals wieder geringfügig zurück, 
trotzdem muß auch für 1986 noch mit 
über 2000 Insolvenzfällen gerechnet 
werden. 

In der Öffentlichkeit besteht viel- 
fach die Meinung, daß eine wesentli- 
che Ursache für die langjährige Kri- 
senentwicklung in der bauausführen- 
den Wirtschaft im Mangel an Baube- 
darf gesehen werden müsse. Die so- 
genannte Wiederaufbauphase nach 
dem Kriege sei endgültig vorbei, so 


daß sich die Volkswirtschaft auf ei- 
nen geringeren Baubedarf eingestellt 
habe. 

Diese These von der Marktsätti- 
gung als entscheidender Ursache für 
die jahrelange Schwäche in der Bau- 
nachfrage ist nach Meinung des Bau- 
geweihes schlichtweg falsch. Bauen 
hat in jedem Fall eine Zukunft Dies 
läßt sich nicht nur aus der geschicht- 
lichen Entwicklung herleiten; diese 
Erkenntnis ist insbesondere auch das 
Ergebnis von Analysen gesamtwirt- 
schaftlicher Zusammenhänge. Bauin- 
vestitionen bilden nach wie vor den 
größten Teil aller volkswirtschaftli- 
chen Anlage-Investitionen und diese 
sind ihrerseits die Grundlage jeden 
wirtschaftlichen Wachstums. Diese 
Erkenntnis wird nicht zuletzt auch in 
anderen entwickelten Volkswirt- 
schaften immer wieder bestätigt 

Gestiegene Nachfrage 
der Gemeinden 

Eine genaue Analyse der wirt- 
schaftlichen Entwicklung in der Bun- 
desrepublik offenbart daß sich der 
jahrelange Rückgang der allgemei- 
nen In vestiti onsq u ote - und damit 
verbunden der Anstieg der gesamt- 
wirtschaftlichen Arbeitslosigkeit - 
fast ausschließlich auf dem Rücken 
der Bauwirtschaft abgespielt haben. 
Der Anteil der Bauinvestitionen am 
Bruttosozialprodukt sank im glei- 
chen Umfang wie der Anteil der ge- 
samten Anlage-Investitionen. Er ging 
von 15,7 Prozent Anfang der 70er Jah- 
re auf nur noch rund Jl,2 Prozent im 
Jahre 1985 zurück. 

Diese einseitige Strukturverschie- 
bung zu Lasten der Bauwirtschaft ist 
mehr als bedenklich. Für die Auswei- 
tung des volkswirtschaftlichen Pro- 
duktionspotentials - und nur da- 
durch würden zusätzliche Arbeits- 
plätze geschaffen - werden in erster 
Linie Bauinvestitionen benötigt 
Wenn also viel gebaut wird, ist die 
Arbeitslosigkeit - nicht nur in der 
Bau wirtschaft - gering; wird immer 
weniger gebaut wächst die allgemei- 
ne Arbeitslosigkeit 

Das Baugewerbe fragt sich schon 
seit langem; Warum weiden aus die- 
ser Erkenntnis nur in so geringem 


Umfang die notwendigen und nahe- 
liegenden Konsequenzen gezogen? 

Die größten wirtschaftlichen Eng- 
pässe gibt es gegenwärtig ohne Zwei- 
fel bei den Infrastrukturbauten der 
öffentlichen Hand. Wenn hier von ei- 
ner angeblichen Sättigung gespro- 
chen wird, bedeutet dies keine wirkli- 
che Deckung des Bedarfs, sondern 
den bewußten Verzicht auf Investitio- 
nen, die zum Nutzen der Bevölkerung 
dringend notwendig wären. 

Dies wird gegenwärtig vor allem 
im Städtebau deutlich. Es ist inzwi- 
schen eine allgemeine Auflassung, 
daß die städtebaulichen Erneue- 
rungsaufgaben den ersten Rang unter 
den künftigen öffentlichen Bauaufga- 
ben einnehmen. Die Städtebauförde- 
rung, die nicht nur Großstädte, son- 
dern gleichermaßen Dörfer, Klein- 
städte und größere Ortsteile zum Zie- 
le hat ist dabei mehr als bei vielen 
anderen öffentlichen Investitionsauf- 
gaben am Bedarf orientiert. Dies zeigt 
nicht zuletzt der Antragsstau bei der 
Zuteilung der entsprechenden öffent- 
lichen Fi nanzm ittel. Trotz Verdreifa- 
chung der Bundesmittel in den Jah- 
ren 1986 und 1987 übersteigt hier die 
Nachfrage der Gemeinden das ver- 
fügbare Mittelvolumen um mehr als 
das Vierfache. 

Die Städte bauforderung dient der 
Erhaltung historischer Altstädte und 
der Stxukturverbesserung der Innen- 
städte ebenso wie den notwendigen 
Investitionen zur Revitalisierung 
nicht mehr genutzter städtischer Ge- 
werbeflächen sowie der allgemeinen 
Wohnumfeldverbesserung. 

Nach Ansicht des Baugewerbes 
handelt es sich bei den Aufgaben der 
Stadterneuerung um einen öffentli- 
chen Investitionsbereich, von dem 
insbesondere für die Bauwirtschaft 
vielfältige direkte und indirekte An- 
stoßwirkungen ausgehen. Dabei ist 
wegen der breiten regionalen Streu- 
ung in erster Lini e das mittelständi- 
sche Bauhandwerk gefragt Die be- 
treffenden Bauaufgaben sind gleich- 
zeitig überaus beschäftigungsinten- 
siv und ziehen in der Regel ein Vielfa- 
ches an privaten Investitionen nach 
sich. 

Weitere wichtige öffentliche Inve- 
stitionsaufgaben liegen im Verkehrs- 
wegebau und im Umweltschutz. Die 
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Zukunftsauf gäbe Stadtemeuerung: Das mittelständische Handwerk hofft 
auf neue Impulse foto: hewelt 


bestehenden Nahverkehrssysteme 
entsprechen noch keineswegs dem 
erreichten Ausbaustand der Volks- 
wirtschaft Bei Straßen muß insbe- 
sondere auf die unterbliebenen Erhal- 
tain gsmaSnahTWAn hingewiesen wer- 
den. Die bereits eingetretenen Um- 
weltschäden haben vor allem Konse- 
quenzen für die Versorgung mit 
Trinkwasser sowie für die Abwasser- 
entsorgung und die Abfallbeseiti- 
gung. 

Wenn mit diesen Beispielen hier 
auf dem ungedeckten öffentlichen 
Baubedarf hingewiesen wird, so sind 
damit natürlich nur die gesellschaft- 
lich für notwendig gehaltenen und 


ökonomisch sinnvollen Investitionen 
gemeint Dieser Bedarf wächst, solan- 
ge sich auch die gesamte wirtschaftli- 
che Wertschöpfung ausweitet Tat- 
sächlich hat sich der Anteil der öf- 
fentlichen Bauinvestitionen am Brut- 
tosozialprodukt in den letzten zehn 
Jahren aber am stärksten vermindert 
Dies wurde allein durch des Verhal- 
ten des Staates verursacht und _ kann 
deshalb auch nur durch eine Ände- 
rung der staatlichen Politik korrigiert 
werden. 

Darüber hinaus müßten auch die 
gewerblichen Bauleistungen wesent- 
lich starker ausgeweitet werden, als 
dies gegenwärtig geschieht Durch 


Wirtschaftsbauten läßt sich das Pro- j 
duktions potential in der Volkswirt- 
schaft ebenfalls entscheidend vergrö- 
ßern. Angesichts von über zwei Mü- j 
honen Arbeitslosen kann also auch r 
hier sicher nicht von einer Marktsata- j 
gung gesprochen wenden. j 

Nach Ansicht des Baugewerbes ist ; 
schließlich auch im Wohnungsbau. ; 
der größten Sparte innerhalb der ge- | 

samten Bauwiitscbaft der potentielle ; 

Bedarf noch keineswegs gedeckt. Bei 
einer anhaltend positiven Wirt- 
schaftsentwicklung, steigenden Ein- 
kommen und Vermögen sowie zu- 
nächst auch noch steigenden Haus- 
haltszahlen wird die Wohnungsnach- 
frage auch mittelfristig noch hoher 
sein als gegenwärtig. 

Vertrauen in den 
Baubedarf der Zukunft 

Die Zunahme dürfte sich allerdings 
weiter verlangsamen. Wenn es zudem 
zutrifft daß 70 bis 80 Prozent der 
Menschen in der Bundesrepublik in 
einem eigenen Haus oder zumindest 
in einer Eigentumswohnung leben 
wollen und erst gut 40 Prozent dieses 
Ziel erreicht haben, dann wird diese 
Einschätzung der möglichen Woh- 
nungsbauentwicklung sehr schnell 
belegt. j 

Im übrigen darf insbesondere im j 
Wohnungsbau nicht vergessen wer- \ 
den, daß es schon heute einen perma- 
nenten Ersatzbedarf und einen rasch 
steigenden Bedarf an Modemisie- 

rungs- und Sanierungsmaß nahmen 

gibt. Nicht mehr die Ausweitung des 
Wohnungsbestandes wird daher im 
Vordergrund stehen, sondern die Be- 
wältigung von erheblichen Struk- 
turanpassungen im Wohnungsbe- 
stand. Zuschnitt, Ausstattung, Lage 
und räumliche Verteilung des Woh- 
nungsbestandes entsprechen schon 
heute vielfa ch nicht mehr der poten- 
tiellen Nachfrage. 

Die marktwirtschaftliche Orientie- 
rung der Wohnungs politik wird unter 
diesen Umständen immer wichtiger. 
Auf Dauer kann nur ein anpassungs- 
fähiger Markt Sickerstellen, daß sich 
das Wohnungsangebot auf die Ände- 
rungen der Nachfrage einstellt. 

Zusammenfassend laßt sich also 
feststellen, daß der Baubedarf in den 
nächsten Jahren wahrscheinlich grö- 
ßer sein wird, als die Bauleistungen, 
die in den vergangenen Jahren tat- 
sächlich erbracht wurden. 

Der Autor ist Leiter der Abteilung 

Wirtschaftspolitik im Zentralverbana 

des Deutschen Baugewerbes (ZDB), 

Bonn. L 


Baulandreserve 
vorhanden ; 

D er von Bundesbauffiinäte- 
Oscar Schneider AnfojgSep- 
teraber in Bonn vörgfclegteBäu- 
landbericht 1936, der-detatete 
Aussagen zur Bauland-, 'äfarfcf- 
und 5iedlungsentwickhUig.: lsn . 
faßt, kommt im wesentliche a, 
folgender. Ergebnissen: . 

• Seit 1982 hat sich der Preisan- 
stieg für baureifes Wohnbaafend 
bei regionalen Abwendungen 
deutlich abgeschwächL üb Jahr 
1985 lag der durchscfcaiftfi(te - 
Kaufwert um 6,4 Prozent unter 
dem Voijahresniveau. .• 

• Trotz zurückgehender Wohnbe- 
völkerung wird die Sie dhrngqfis . - 
che weiter wachsen. Untaschied 
liehe Modellrechnungeff weisen 
unter anderem für die Wohnbau- 
landnachfrage zum Jahr MW ei- 
nen Anstieg von 180 Q0& bis 
230 000 Hektar Bauland ;aus, für 
Gewerbeflächen 22 000 Hektar;. 

• Wie schon im Bauland bericht 
1983 ermittelt, bestätigen die jetzt 
vorliegenden Untersuchungen, 
daß für die nächsten zehn Jahre 
ausreichende Baulandresetven 
vorhanden sind; das sagt aller- 
dings nichts über ihre Verfügbar- 
keit aus. .. . ... _ 

• Die heute deutlich hervortre- 
tenden Folgen der Ausweisung 
neuer Bauflächen im Außenbe- 
reich haben eine Umorientierung 
städtebaulicher Zielsetzungen be- 
wirkt, die neue Maßstäbe für die 
Innen/Außenentwickhing der 
Städte und Gemeinden setzt Die 
neuen Aufgaben liegen in der ver- 
stärkten Innen entwickeln g. Un- 
ter dem Gesichtspunkt daß öko- 
logische Erfordernisse das Bau- 
landpotential im Außenberekh 
zunehmend einschränken wer- 
den, hat die Bauleitplanung ihre 
integrative Funktion in diesem 
Bereich verstärkt wahrzunehmen. 
Dabei sind den Erfordernissen 
des sparsamen und schonenden 
Umgangs mit Grund und Boden 
besonders Rechnung zu tragen. 

• Die Untersuchungen über Pra- 
xis und Bedeutung derBodenvor- 
ratspolitik der Gemeinden haben 
gezeigt, daß eine langfristig ange- 
legte Grundstückspolitik der Ge- 
meinden auch unter wirtschaftli- 
chen Gesichtspunkten eine erfolg- 
reiche Strategie ist (HL) 


Finanzzentrum Hameln 
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Wir 

bieten mehr Imk 
als nur ein Dach 
^ über dem Kopf 

Die gemeinnützigen Wohnungsuntemehmen 


« . > . 
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Unserer Leistung verdanken seit 1948 überl,6 Millionen 
Familien ihr eigenes Zuhause. In diesem Zeitraum 
haben unsere Bausparer und die deutsche Bau- 
wirtschaft über 105 Milliarden DM aus Hameln erhalten. 
Unsere Kompetenz in der Baufinanzierung zeigt sich 
heute in mehr als vier Milli o nen 
Verträgen über eine Summe von A. 

rund 165 Milliarden DM. Ein starker 

Vertrauensbeweis. Die Bausparkasse mit Ideen 


Über 8 Millionen Bürger 

erhielten durch uns ein Zuhause^ das ihnen die Geborgenheit und die 
Sicherheit des guten und preiswerten Wohnens bietet 

Die 1800 gemeinnützigen Wohnnngsimtem efim«*« 

haben seit 1950 über 4,6 Millionen Wohnungen gebaut: 

3,4 Millionen Miet- und Genossenschaftswohnungen 
1,2 Millionen Eigenheime und Eigentumswohnungen. 

Seit über 100 Jahren ; 

gibt es gemeinnützige Wohnungsuntemehmen. Die Summe unserer 
Eifehrungen kommt allen zugute. Wir sind ein Partner von Bürger 
und Staat 

Die Aufgaben der Zukunft 

sind nicht kleiner, sondern eher schwieriger, auf jeden Fall anders: 
Erhaltung und Verbesserung des Wohnungsbestandes, kosten- und 
flächensparender Neubau, Verbesserung des Wohnumfeldes, Stadt- 
emeuerung - das sind die wichtigsten zukünftigen Aufgaben. Diesen 
Aufgaben stellen wir uns. 


Wir bieten mehr als nur ein Dach über dem Kopf 


Gesamtverband Gemeinnütziger Wohnungsuntemehmen (GGW\ 
Bismarcksöaße 7, 5000 Köln I ■ . 
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STÄDTEBAUFÖRDERUNG UND VERMÖGENSBILDUNG 
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D ie Rani^rttnga£t>rrH>inri pn in 
der Bundesrepublik sehen als 
künftige Schwerpunkte die 

. Stadfgntdnpfelung^taHtAmpnpning, 

Wirtschaftsforderung, Gewerbepoli- 
tik, Veräehrswuregelungen, Woh- 
nungsnetü^au/Bestandsverbesserusg, 
Ver- und Entsorgung, Umweltschutz 
und Stadtökologie. 

Die Ausw eisung mgipr 
ist nicht 'Hiebr das 2 entrate r ntema_ 
Der T ■anrig/'haft Kvprh ray rh soll viel- 
mehr - eingedämmt, vorhandene 
Stadträume sollen besser genutzt und 
qualitativ verbessert werden. Die In- 
nenentwicklung sowie die veränderte 
Nutzung von Gewerbe- und Indu- 
striebranchen sind neue Aktions- 
Schwerpunkte. 

Kommunale Stadtemeuerungspo- 
litik beruht auf cfifferenzierten Strate- 
gien; S tadtsanierung , erweiterter 
Denkmalschutz, präventive Stadter- 
neuerung, Stadtstabilisierung und 
Revitalisierung. 

S tadtsanien i ngs ma Bnahm ep sind 
durch ein ausgeprägtes Mängelbesei- 
tigungsdenken geprägt, bei dem sich 
die Gemeinden schwerpunktmäßig 
auf die Behebung von städtebauli- 
chen Mißständen im Stadtgebiet kon- 
zentrieren (veraltete Stadt- und Ge- 
schäftszentren, heruntergekommene, 
zentrumsnahe Wohn-, Misch- und Ge- 
werbegebiete). 

Heute kennzeichnet das Machbar- 
keitsdenken die Stadtsanierung. Statt 
flächensanieruhg wird objektbezo- 
gene Erneuerung betrieben, statt Ab- 
riß und Neubau and jetzt Erhaltung 
und Modernisierung in kleinen, (ein- 
teilig abgegrenzten Sanierungsberei- 
chen bevorzugte Stadtverbesserungs- 
methoden. 

Bei der s tadteanion i ng erwies <ieh 
die Bereitstellung privaten Kapitals 
als größtes Problem. 

Bei dw V ielzahl der Sanierungsge- 
biete herrscht eine Knappheit an För- 
dermitteln. 

Man nimmt von Bflderbuchsanie- 
rungen Abstand, um Mittel freizube- 
kommen zur Verbesserung t u pit p r pr i 
förmlich nicht festgelegter Erneue- 
rungsgebiete. 

Erweiterter Denkmalschutz im 
Rahmen der Stariterneuenmg wurde 
erforderlich, weil die von den Län- . 
dem aufgeb rachten n eriirmaTsphirty, 
mittel zu gering sind. Diese verteilen 
sich äst ausschließlichauf die bedeu- 
tenden kirchlichen und staatlichen 
RandpnVmalp Es hli ^>h för denkmals- 
werte Bürgerhäuser nichts übrig. Da- 
her entwickelten »wh S trategien des 
erweiterten n pnhnalsphnfai!^ die 
mit ökonomischen Zielen der Zen- 
trumsstärkung und der Varbesserung 
der Wohnraumversorgung verbun- 
den werden können. 'Erweiterter 
Denkmalschutz gehört zur erfolgrei- 
chen Erneuerung einer mittelalterüch 
geprägten Altstadt 
Präventive Stadtemeuenmg war 
für die Gruppe von Städten wichtig, 
die nicht nur die Stadtbereiche mit 


Schluß mit dem ständigen L; 
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den dringendsten Problemen sahen, 
sondern der vorbeugenden Sanie- 
rung weiterer gefährdeter Stadtquar- 
tiere AtifiwArirgamlrett widmeten, da- 
mit der Niedergang eines Gehietes 
zur Kostenbegrenzung in einem mög- 
lichst frühen Stadium aufgehalten 
werden kann. 

Bei der präventiven Stadterneue- 
rung muß die Gemeinde s tärker als 
bei kleinen Sanierungsgebieten die 
vorhandenen Eigentümer, ihr Investi- 
tionsverhalten, ihre Investitionsbe- 
reitschaft und -fähigkeit berücksich- 
tigen. Kommunale Planung muß von 
den realen Veränderungsabsichten 
und Fähigkeiten ausgehen, die sich 
aus dem Gebiet heraus entwickeln. 
Emeuemngsgnwdsätze wachsen so- 
mit von innen heraus. Sie setzen auf 
die Selbstorganisations- und -bei- 
famgskräfte. 

Die sich dezentral anbietenden Ini- 
tiativen werden darauf geprüft, inwie- 
weit sie sich mosaikartig zu einem 

Stadtstabilisierung setzt auf die Er- 
haltung des Gleichgewichts aller Fak- 
toren im Stadtquartier. Außerdem 
gilt es, den Niedergang eines Berei- 
ches infolge baulicher Alterung, Ab- 
wanderung, sozialer Erosion und 
Desinvestition zu bremsen. Eine zu 
schnelle Gebietsaufwertung _ durch 
Zuwanderung, «hm»h Verdrängung 
zahlungsschwacher Gruppen oder 
durch Luzusmodernisierung sollte 
wegen nachteiliger Folgen für die Be- 
wohner zur Gewährleistung der Aus- 
geglichenheit der Stadtstmktur ge- 
bremst werden. 

üütia wichtig e Voraussetzung für 
erfolgreiche Stadtemeuenmg ist die 
Piam ingssirhArhAit, die den Investo- 
ren über die langfristigen Ziele der 
Gemeinde Klarheit verschafft. 

Sonderregelungen müssen 
voll ausgeschöpft werden 

Bei der Stadtemeuenmg gibt es 
zwei Maßnahmenschwerpunkte, 
Stadtkernumbau und Wohngebiets- 
emeuerung . Der S tadtkemum bau . 
Aufgabe der Klein- und Mittelstädte, 
ist über Jahre noch intensiv weiterzu- 
führen. Demgegenüber steht die 
Wohngebietsemeuerung in den Groß- 
städten, die mit konzentriertem Mit- 
teleinsatz ihre Citys bereits funk- 
tionsfähig gemacht haben, stärker im 
Vordergrund. Sie wird allgemein als 
Bedarisschwerpunkt angesehen. 

Zur Durchführung der Stadter- 
raeuerungsprogramme der Gemein- 
den dienen Hprhtsins t nimpntp, finan- 
zielle Instrumente, Vorleistungen 
und werbliche Maßnahmen. 

Zu den Rechteinstrumenten gehö- 


ren neben dem Bebauungsplan Gebo- 
te und Verbote des Bauplan ungs- und 
Bauordnungsrechtes, der Umle- 
gungsverfahren, Vorkaufsrechte, der 
Denkmalschutzgesetze, der Woh- 
nungspflegegesetze und Immlssions- 
schutzgesetze, ferner die Sa tzunge n 
der Gemeinden. 

Zu den finanziellen Gr undlag en 
zählen alle öffentlichen Zuschuß-, 
Darlehens- und Aufw andss ubventio» 
nen aus Förderungsprograznmen des 
Bundes, der Länder und Gemeinden. 
Zum anderen gehören dazu Steuerer- 
leichterungen, die private Eigentü- 
mer aufgrund der Steuergesetze 
wahrnehmen können. Ab hängig von 
der Höhe und den Bedingungen der 
Subventionen im Einzelfall wirken 
sich Investitionsanreize auf die Ko- 
sten und Ertragssituation des Eigen- 
tümers aus, geben ihm jedoch die 
Freiheit, Angebote anzunehmen oder 
abzulehnen. 

Vorleistungen wollen die externen 
Effekte verändern, mit indirekten 
Auswirkungen auf Kosten und Erträ- 
ge. Kommunale Vorleistungen verän- 
dern die Verkehrs-, Wirtschafts- und 
Sozialinfrastruktur. Kommunale Ei- 
genim-estrtionen im Wohnungsbau 
oder Modellmodemisierungen mit 
nachbarschaftlichen Rücksichtnah- 
men verbessern die Standortbedin- 
gungen privater Investoren. Die we- 
sentlichste kommunale Vorleistung 
ist die Baugebietsneuordnung' Sie 
bewerkstelligt die Veränderung von 
Grunrish'i fksTiischni t ten, der Eigen- 
tümerstruktur sowie Umsetzung oder 
Verlagerung von störenden Gewerbe- 
betrieben als indirekte Anreize, ne- 
ben den Erschließungsmaßnahmen. 

Zu den werblichen Möglichkeiten 
gehören die Information, Beratung, 
das Überzeugen. Es gibt sogenannte 
„weiche Techniken“, nämlich Infor- 
mationsveranstaltungen, Bürgerver- 
sammlungen, Werbekampagnen, Öf- 
fentlichkeitsarbeit Erörterungen, 
EinTplhArafnngpn und Verhandlun- 
gen. Dazu zählen aber auch alle tech- 
nischen und personellen Dienstlei- 
stungen, die geeignet sind, Defizite 
des Privatmanagements zu über- 
brücken, aim Beispiel durch Baube- 
treuung oder Hilfe bei der Antragstel- 
lung. 

Wirksam ist auch der Einsat z des 
Privatrechts beim Weiterverkauf von 
Grundstücken durch die Kommune 
Die Gemeinde bestimmt den Käufer 
und auch die Nutzungsart Uber Auf- 
lagen im Vertrag können weitere Bin- 
dungen des Investors durchgesetzt 
werden, die aufgrund des öffentli- 
chen Rechts nicht oder noch nicht 
möglich waren und sind. 

Eine effektive Förderung der 
Stadtemeuenmg ist im Rahmen der 


Mitwirkung der Gemeinde beim Bau- 
genehmigungsverfahren möglich 
durch die Zusammenarbeit zwischen 
Stadtplanung und Bauordnung. 
Auch das Verhältnis des Bauherrn zu 
seinen Nachbarn ist für den Erfolg 
von Sanierung«»- und Stadierneue- 
mngsmaß nahmen von Bedeutung, 
weil zahlreiche Bauvorhaben nur mit 
nachbarlicher Zustimmung möglich 
sind. Da Stadtemeuerung ln beste- 
henden baulichen Anlagen und deren 
Umfeld stattfiedet, müssen bei Mo- 
dernisierungen die Sonderregelun- 
gen der Bauordnung voll ausge- 
schöpft werden. Während der Feuer- 
schutz teilweise durch das Bauord- 
□ungsrecht mit abgedeckt wird, be- 
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einfiussen Stellplatzregelungen der 
Gemeinden die Investitionen be- 
trächtlich. 

Wichtige Förderungsstrategien bei 
Stadteroeuerungsvorhaben sind dar- 
über hinaus kommunale Wohnungs- 
bauprogramme, die Bodenvorratspo- 
litik der Gemeinden, kommunale 
Baumaßnahmen mit Verwaltungs- 
bauten, Parkgaragen, Verkehrsanla- 
gen und modellhafte Erneuerung von 
Einzelbauten. Üblich ist die auch 
räumlich konzentrierte Kombination 
von Finanzmitteln, zum Beispiel nach 
Modernisierung*- und Energieeinspa- 
rungsgesetz, nach Kulturförderungs- 
programmen mit Denkmalschutzmit- 
teln und sonstigen städtischen Zu- 
schüssen. Die Kommune kann bei 
der Mittelzuteilung ein abgewogenes 
Steuerungsverbalten üben, wenn Er- 
neuerungsmaßnahmen außerhalb 
von Sanierungsgebieten gefördert 
werden sollen. 

In der Regel stellen die Eigentümer 
in Stadtemeuemngsgebieten den 
überwiegenden Anteil der Investo- 
ren. Zuast ist der private Einzelei- 
gentümer zu nennen. Für ihn hat 
Haus- und Grundbesitz in seiner 



Wertordnung einen hohen Rang: Si- 
cherung vor plötzlicher Kündigung 
des Wohn Verhältnisses, hypotheka- 
risch belastbarer Sach besitz; in wirt- 
schaftlichen Notzeiten Nutzung des 
Gartens für Kons um bedürfhisse; 
‘/erauetung und Verpachtung mit er- 
weiterten Dauereinnahmen auch im 
Rentenalter: Gefühl von Freiheit, Si- 
cherheit und Unabhängigkeit über 
den Rahmen der eigentlichen Wohn- 
verhältnisse hinausgehend, vermit- 
telt Prestigefunktionen. 

_ Der private Einzeleigentümer als 
Vermieter, der wie alle Eigentümer 
auf Rendite bedacht ist, sieht bei 
kurz- und mittelfristiger Perspektive 
in seinem Grund- und Gebäudebesitz 
eine äußerst interessante Form der 
Kapi telanla ge auch ohne Investitio- 
nen. Wenn er modernisiert und Geld 
aufwendet, kann er durchaus auch 
noch Rendite erzielen. Steuerliche 
Abschreibungsmöglichkeiten im 
Hausbesitz sind in den letzten Jahren 
wesentlich verbessert worden. 

Ein besonderes Augenmerk muß 
man dem selbstnutzenden privaten 
Eigentümer widmen. Er ist oft nicht 
investitions freudig und muß über- 
zeugt werden. Für ihn spielt Selbst- 
hilfe eine ganz besondere Rolle mit 
den Möglichkeiten zur Kostensen- 
kung. 

Eine weitere Gruppe von Eigentü- 
mern büden die Wohnungsbaugesell- 
schaften mit ihrem Altbestand aber 
such als Beteiligte am Erneuerungs- 
Prozeß, als zusätzliche Investoren. 
Sie sind oft als Ersatzinvestoren tätig 
für die Gemeinden, wenn kein genü- 
gender Investitionsschub in einem 
Stadtquartier festzustellen ist 
Bei aufwendigen, anspruchsvoll en 
Investitionsvorhaben, für die keine 
gebietsansässigen Investoren zu fin- 
den sind, spielen freie Wohnungsun- 
teroehmen, Immobilierübnds und 
Versicherungen eine wichtige Rolle. 

Die freien Wohnungsur.temehmen 
errichten und betreiben insbesondere 
Wohn- und Geschäfts haus bauten. 

Offene Immobilienfonds sind kapi- 
talkräftig. Sie setzen fast ausschließ- 
lich Eigenkapital ein. und es fällt ih- 
nen leichter, ein Investitionsvolumen 
durchzuhalten und sich Kapital- 
marktänderungen anzu passen. Ne- 
ben dem Gesichtspunkt der Verläß- 
lichkeit der Investition gibt es auch 
die langfristige Orientierung der An- 
lage bei einer Reihe von Investoren 
dieser Art. Für diese kommen natür- 
lich nur interessante Standorte inner- 
halb der Stadt in Frage, und sie sind 
auf eine Mischung der Nutzung bei 
Anlagen angewiesen. Das Problem ist 
heute der Bau von Wohnungen in 
Verbindung mit Geschäftsräumen, 
weü der Wohnungsbedarf auch in den 


zu sanierenden Innenstädten rück- 
läufig ist Geschlossene Immobilien- 
fonds sind vor allem an Steuererspar- 
nissen und Erleichterungen für die 
Investoren interessiert. Dabei ist es 
weniger wichtig, ob es sich um eine 
Neubaumaßnahme oder Altbausanie- 
rung handelt, solange die steuerliche 
Konzeption Abschreibungen ermög- 
licht Die aus steuerlichen Gründen 
notwendige Beschränkung auf ein 
genau festgelegtes Projekt setzt der 
Flexibilität von geschlossenen Fonds 
Grenzen. Das Anlagerisiko ist wegen 
der fehlenden Streuung vergleichs- 
weise hoch. 

Lebensversicherungen haben bis 
jetzt eine starke Zurückhaltung beim 
Anlagengeschäft mit Immobilien ge- 
zeigt 

Wie ein Niedergang 

verhindert wird 

Versicherungsuntemehmen als 
Kapitalsammelkellen haben einige 
Vorteile. Ihre Finanzierungsstrategie 
ist die der offenen Fonds. Anfangs- 
verluste bei der Bewirtschaftung sind 
aufgrund der angesprochenen lang- 
fristigen Anlageorientierung tragbar. 
Ein Anlageobjekt kann in die Renta- 
bilität hineinwachsen. Solange die 
langfristige Rentabilität gesichert ist 
ist die Pianungssicherheit nicht so 
wichtig wie bei den anderen Anlage- 
formen. Das Investitionsklima ist für 
Versicherungsuntemehmen günsti- 
ger, weü ihnen von den Gemeinden 
mehr Vertrauen als den Fonds entge- 
gengebracht wird. 

Für alle freien Investoren gibt es 
Verunsicherungsfaktoren, seien es 
der Rückzug der Öffentlichen Hand 
aus der Wohnungsbauforderung, 
oder die Verzögerung aufgrund von 
Verfahrensproblemen, bau-, miet- 
und planungsrechtliche Auflagen, die 
Steigerung der kommunalen Gebüh- 
ren und Lasten. 

Zu beachten ist auch das Investi- 
tionsverhalten privater Eigentümer 
in Stadtemeuemngsgebieten. Es 
wird allgemein bestimmt durch die’ 
Situation des Wohnungsbaus, ge- 
kennzeichnet durch Minim ierungen 
des freifinanzierten Mietwohnungs- 
baus, starke Einschränkung oder 
Auslaufen des öffentlich geförderten 
Sozialmietwohnungsbaus und Stabi- 
lisierung durch Eigenheimbau. 

Baukosten, Grundstücksküsten 
und Kapitalkosten halten sich zur 
Zeit in Grenzen, sie sind gegenüber 
den letzten Jahren leicht zurückge- 
gangen. Der Wohnungsneubau pen- 
delt sich auf rund 300 000 Wohnun- 
gen im Jahr ein. Gewerbe- und La- 
denbauten verzeichnen einen ganz 


leichten Zuwachs. In Stadtemeue- 
rungsgebieten haben Urabaumaß- 
nahmen/Emeuerungsmaßnah men 
schlechthin den Vorrang. 

Die Eigentümerstruktur in Alt- 
hausgebieten ist oft überaltert. Ältere 
Eigentümer investieren weniger als 
jüngere. Der Gebietsmedergang ver- 
läuft daher kaum gebremst weiter. 

Ein großer Teil der Eigentümer in 
den Emeuerungsgebieten hat ein zu 
geringes Einkommen und keine aus- 
reichende Kapitalkraft für die not- 
wendigen Emeuemngsinvestitiünen. 
Die Eigentumsstruktur in Ahbauge- 
bieten ist kleinteiiig und zersplittert, 
häufig findet man Eigentümerge- 
meinschaften. Typisch ist eine lange 
Besitzdauer im Emeuerungsgebiet 
und die Feststellung, daß mehr als die 
Hälfte der Eigentümer schuldenfrei 
ist und keinerlei Zins- und Tilgungs- 
belastungen hat in der Regel bei 
niedrigen Einkommen. 

Die Bindung an das Eigentum ist 
wesentlich für die Art und den Wert 
des Besitzes. Eine enge Beziehung 
zum Eigentum, Heimatgefiihle. Besit- 
zerstolz und Werterhaltungsdenken 
für die Familie überwiegen, wie Be- 
fragungen ergeben haben, eindeutig 
bei privaten Eigentümern in Sanie- 
rungsgebieten. 

Es leuchtet ein. daß starke Investi- 
tionsabhängigkeiten von der Struk- 
tur des Gebäudebestandes ausgehen. 
Gebäudealter, Denkmalschutzbe- 
stimmungen, Kriegszerstörungen 
und Wiederaufbau, Gebäudezustand, 
Gebäudeausstattung, Nutzungsstruk- 
tur und Größe der Gebäude spielen 
eine wesentliche Rolle bei der Inve- 
stitionshöhe. Auch Kosten und Erträ- 
ge beeinflussen die Investition. Brut- 
toraietverträge und niedriges Preisni- 
veau und nicht in Ansatz gebrachte 
Bewirtschaftungskosten sind in den 
Emeuerungsgebieten kennzeichnend 
sowie langfristige Mietverhältnisse 
mit den daraus sich ergebenden Bin- 
dungen. Eine zunehmende Investi- 
tionsbereitschaft ist nur festzustellen, 
wenn die Erwartung höherer Mietein- 
nahmen einen konkreten realisti- 
schen Hintergrund hat 
Gelegentlich ist es bei der Stadisa- 
nierung erforderlich, entweder Inve- 
storengemeinschaften, Eiger.tümer- 
gemeinschaften bzw. Fonds zu grün- 
den oder von außen einen finanzstar- 
ken Investor heranzuholen, weil die 
Emeuerungsaufgabe die Leistungsfä- 
higkeit der ortsansässigen Eigentü- 
mer übersteigt 

Investoren sind bei der Stadter- 
neuerung, die nicht nur in formell 
festgelegten Gebieten stattfinden 
muß, in zunehmendem Maße die 
wichtigsten Partner der Gemeinde. 
Sie muß ein möglichst partnerschaft- 
liches Verhältnis anstreben, und 
dann kann sie auch mit guten Erfol- 
gen bei der Durchführung von Stadt- 
verbesserungsmaßnahmen rechnen. . 

Der Autor ist Stadtbaurat in Saizgitter 


MKS, 




Zum Bauen das gesamte Geld von Wüstenrot. 

Wir bringen Sie da 
eher rem, als Sie denken. 


nen 











Y 


WELT# REPORT 


DIE WELT - Nr. 229 ■ Donnerstag, 2. OttobeM986 


Kleines ABC für alle, die bauen wollen 


zu rechen hat und nicht unangenehm 


A bschreibung 7b: Der Paragraph 
.7b Einkommensteuergesetz - 
| wird ab 1. Januar 1987 durch Para- 
; graph 10 e abgelöst - gibt die Mög- 
| lichfeeit, beim Einfamilienhaus, der 
j Eigentumswohnung und beim Zwei- 
r familienhaus eine erhöhte Abschrei- 
' bung vorzunehmen. Die Abschrei- 
1 bung von jeweils bis zu fünf Prozent 
j der Herstellungskosten oder An- 
i schaffimgskosten ist auf die ersten 
acht Jahre beschrankt 
Danach ist beim Einfamilienhaus 
und der Eigentumswohnung die 
Sonderab Schreibung ausgeschöpft, 
während beim Zweifamilienhaus 
weitere 40 Jahre je 2,5 Prozent Sou- 
derabschreibungen möglich sind. 
Die Sonderabschreibung führt zu 
Verlusten aus Vermietung und Ver- 
pachtung und damit zu einer Minde- 
rung des steuerpflichtigen Einkom- 
mens. 

Mit Stichtag 30. Juli 1981 wurden 
die Abschreibungshöchstbeträge für 
das Ein familipn ha us und f&T die Ei- 

gentumswohnung auf 200 000 Mark 
und bei einem Zweifamilienhaus auf 
250 000 Mark angehoben. Stichtag 
bedeutet, daß erst nach diesem Ter- 
min der Bauantrag gestellt, oder der 
Kaufvertrag abgeschlossen oder mit 
den Bauarbeiten begonnen werden 
durfte. 

I Neu ist ebenfalls die Berücksichti- 
gung von Kindern. Danach darf für 
J Bauvorhaben nach dem vorge- 
: nannten Stichtag bei Eigennutzung 
vom zweiten Kind an ein Betrag von 
600 Mark je Kind und Jahr von der 
Steuer abgezogen werden. 

B auantrag: Antrag auf Genehmi- 
gung einer Baumaßnahme (Neu- 
bau, Umbau oder Anbau). Dabei ist 
in jedem Fall vorher abzuklären, ob 
die beabsichtigte Baumaßnahme ge- 
nehmigungspflichtig ist In einigen 
Bundesländern sind für Ein- und 
Zweifamilienhäuser nur noch soge- 
nannte Bauanzeigen im Genehmi- 
gungsverfahren erforderlich, ln aa- 
j deren werden entsprechende Ver- 
ordnungen vorbereitet Ist ein Ge- 


nehmigungsantrag erforderlich, so 
sind Baubeschreibung, Lageplan, 
Bauzeichnungen, statische Berech- 
nungen, Berechnungen der Be- und 
Entwässerungsanlage und Unterla- 
gen über die Anordnung von Kfz- 
Stellplätzen einzureichen. 

Mit dem Bau darf in der Regel erst 
nach Erteilen der Baugenehmigung 
(Bauschein) begonnen werden. Der 
Bauschem verliert nach einem Jahr 
seine Gültigkeit wenn mit dem Bau 
nicht begonnen beziehungsweise 
Verlängerung nicht beantragt wurde. 

Abweichungen von den genehmig- 
ten Plänen bedürfen der Zustim- 
mung. Der Baubeginn und die aus- 
führende Firma sind der Bauaufsicht 
zu melden. 

Nach Fertigstellung des Gebäudes 
erfolgt die Gebrauchsabnahme und 
Erteilung eines Gebrauchsabnahme- 
scheins (Schlußabnahmeschein). 

D arlehen, gemeint sind hier aus- 
schießlich Baudarlehen: Ver- 
schiedenartige Kredite, die von Ban- 
ken, Sparkassen, Bausparkassen, 
Versicherungen usw. zur Finanzie- 
rung eines Bauvorhabens gewährt 
werden. Das Baudariehen ist durch 
den Grundstückswert und den ge- 
schätzten Wert des Bauvorhabens 
abgesichert Seine Höhe hängt von 
den bestehenden Belastungen, der 
Belastbarkeit des Grundstücks und 
seinem Beleihungswert ab. 

]H igenkapital, Eigenmittel: Dies 
HL sind Mittel, die der Bauherr 
selbst besitzt Dazu gehören der Wert 
eines eigenen Grundstücks (soweit 
bezahlt), Bausparguthaben, eigenes 
Geldkapital oder die Eigenleistung, 
in Form von persönlichen Arbeitslei- 
stungen, sowie Sachleistungen. 

'P' inanzierungskosten'. Die Kosten 
JT für die Beschaffung der Finanzie- 
rung, insbesondere einmalige Geld- 
beschaffiingskosten, zum Beispiel 
Disagio, Gebühren, Kapitalkosten. 


Wichtig ist, daß bei der Planung und 
Finanzie rung diese Kosten mit be- 
rücksichtigt werden. 

p rundpfandrechte: Werden als Si- 
vJcherheit für Baudarlehen zu- 
gunsten des Geldgebers in Abt m 
des Grundbuchs eingetragen (Hypo- 
theken oder Gnmdschulden). Die 
Eintragung erfolgt auf Antrag des Ei- 
gentümers. Der Antrag muß vom No- 
tar oder Gericht beurkundet werden. 

H aftpflkhtversicherung: Wird für 
verschiedene Zwecke abge- 
schlossen. Zur Abdeckung von Haft- 
pflichtansprüchen, die sich aus dem 
Besitz eines Hauses oder Grund- 
stücks ergeben, dient die „Haus- und 
Grundstüd^Haftpflichtversiche- 
rung\ Zwei der häufigsten Ursachen 
von Haftpflichtschäden, für die der 
Haus- und Grundbesitzer einzuste- 
hen hat, sind Vernachlässigung der 
Streupflicht bei Winteiglätte und 
fehlende oder ungenügende Abdec- 
kung von Gruben oder Vertiefungen. 
Bei Ölheizung empfiehlt sich die Öl- 
Haftpfüchtversächemng, die die Ri- 
siken mit der Lagerung von Heizöl 
abdeckt Während der Bauzeit 
kommt die „Bauheiren-Haftpflicht- 
versicherung“ hinzu, die vor den fi- 
nanziellen Folgen von Haftpflichtan- 
sprüchen schützt, die gegen den Bau- 
herrn im Zusammenhang mit seinem 
Bauvorhaben geltend gemacht wer- 
den können. Denn der Bauherr ist 
für Schäden verantwortlich, die Au- 
ßenstehende durch seinen Bau erlei- 
den. 

TS aufvertrag. Der Vertrag über 
JV.den Erwerb eines Grundstücks 
bedarf der gerichtlichen oder nota- 
riellen Beurkundung, ln diesem Ver- 
trag werden der Kaufpreis, die Zah- 
lungsweise und die übrigen Bestim- 
mungen über den Übergang von 
Nutzungen und Lasten festgelegt 
Die zur Übertragung des Eigentums 


an »«ran Grundstück erforderliche 
Einigung des Veräußerers und des 
Erwerbers wird in der Regel als Auf- 
lassung in diesem Vertrag ebenfalls 
erklärt. Der Käufer eines Grund- 
stücks wird erst dann Eigentümer, 
wenn der Eigentumsübergang im 
Grundbuch eingetragen ist 

L eibrente, Zeitrente: Gebäude 
werden auch gegen Zahlungen 
ein er laufenden Rente veräußert 
Wenn der oder die Empfänger diese 
Rente lebe nslang erhalten, nennt 
man dies „Leibrente“. Wird eine 
Rente auf eine bestimmte Zeit ver- 
einbart, so spricht man von „Zeitren- 
te“. Hier wird eine Rentenza h lu n g 
mit Ablauf der vereinbarten Frist 
eingestellt 

"Ä Jf odemisiemng - Verbesserung 
JLVlvon Wohnraum: Altbauwoh- 
nungen, die modernisiert werden, 
können durch verschiedene staatli- 
che Kreditprogramme gefördert wer- 
den. Durch die Gewährung von Dar- 
lehen, einmaligen Zuschüssen oder 
laufenden Aufwendungsbeihilfen 
oder Auiwendungsdarlehen. Dane- 
ben sind auch die Möglichkeiten der 
Sonderäbschreibungen für Moderni- 
sierungen für einen Althausbesitzer 
interessant Hier geht es in erster Li- 
nie um Herstellungsaufwand, dane- 
ben aber auch um Erhaltungsauf- 
wand. Beide Arten werden steuerlich 
verschieden behandelt Informatio- 
nen zum T hema Modernisierung er- 
halten Sie beim Amt für Wohnungs- 
bauforderung Ihrer Gemeinde und 
bei Ihrem Finanzamt 

N utzungswert: Eigennutzung ei- 
nes Einfamilienha uses oder ei- 
ner Eigentumswohnung wird steuer- 
lich als Einkommen betrachtet Die 
Besteuerung erfolgt nach einem ver- 
einfechten Verfehlen, und zwar in 
Höhe von jährlich 1,4 Prozent des 
Einheitswertes. Zinsen können in 
diesen Fällen nur bis zur Höhe des 


Nutzungswertes steuerlich geltend 
gfpacht werden. 

Ö f fentlich* Mittel: Werden im 
Rahm*n einer Vielzahl von Pro- 
grammen von Bund, Ländern und 
Gemeinden zur Förderung des Woh- 
nungsbaues, der Instandse tzung und 
der Modernisierung bereitgestellt 
An ihre Vergabe and verschiedene 
Bedingungen geknüpft, insbesonde- 
re Emkommensbeschränkungen. 

jR-fech zur zusätdichen Absiche- 
rung von langfristigen Darlehen. Bei 
verschiedenen Bausparkassen ist der 
Abschluß einer Risiko-Lebensversi- 
cherung bei Auszahlung des Darle- 
hens vorgeschrieben. Sie gilt nur für 
den Todesfall wahrend der verein- 
barten Laufzeit. Im Erlebensfall hat 
der Versicherungsnehmer mit Ab- 
lauf keinen Anspruch auf Auszah- 
lung eines Kapitels. Die Prämie für 

Risiko-Lebensversicherungen ist 
deshalb auch entsprechend günstig. 

S chlüsselfertig: Vollständige Fer- 
tigstellung eines Hauses. Erst 
dann übe rnimm t der Bauherr das 
Gebäude. Schlüsselfertige Häuser 
werden durch Bauunternehmer! be- 
ziehungsweise Bauträgerfinnen er- 
stellt 

T^ilgung: Der vereinbarte Rück- 
1 zahlungsbetrag des Darlehens. 
Bei langfristigen Darlehen wird nor- 
malerweise vereinbart daß die durch 
die Tilgung ersparten Zinsen zusätz- 
lich zur Tagung verwendet werden. 
Der Tilgungsbetrag erhöht sich also 
laufend. 

U mzug: Er muß rechtzeitig in die 
„neue“ Wohnung oder in die „ei- 
genen vier Wände“ geplant werden. 
Die Beförderungsbedingungen des 
deutschen Möbeltransportgewerbes 
regeln Rechte und Pflichten. Es emp- 
fiehlt sich, auf jeden Fall einen Ko- 
stenvoranschlag einzuholen, damit 
man weiß, mit welchen Kosten man 


überrascht wird. . 

V ariabler Zins: Der Zins für Dar- 
lehen kann mit der Bank auch 
als variabler Zrös vereinbart werden. 
Er ist dann veränderlich, und die 
Banfe ist berechtigt, den Zinssatz - 
unter lEmhaitung der vertraglich ver- 
einbarten Kündigungsfrist - zu erhö- 
hen oder zu ermäßigen. Beim variab- 
len Zins wird oftmals auch eine Kop- 
oelung an den Diskont- oder Lom- 
bardsatz der Deutschen Bundesbank 
vorgenommen. Verändert sich der 
Bezugszinssatz durch Beschluß des 
Zentralbankrates, so verändert sich 
auch , der Kreditzinssatz entspre- 

pVi*n<Ti 

\T 7ohngeld: Gibt es als Mietzu- 
W schuß; nicht nur für den Mie- 
ter, auch für Eigentümer eines Mehr- 
familienhauses (für die darin von 
ihm bewohnte Wohnung) und - als 
Lastenzuschuß — für den eigenge- 
nutzten Wohnraum eines Eigen- 
heims oder einer Eigentumswoh- 
nung. Wohngeld wird aber nur ge- 
währt, wenn das maßgebende Ein- 
kommen (Familieneinkommen) eine 
nach der Familieng röße gestaffelte 
Grenze nicht übersteigt und kein 
Versagensgrund im Sinne des 2. 
Wohngeldgesetzes vorliegt Antrag 
auf Wohngeld ist bei den zuständi- 
gen örtlichen Verwaltungsbehörden 
zu stellen. Dort erhält man auch An- 
tragsformulare. 

Z wischenfinanzierung von Bau- 
sparverträgen: Wenn ein Bau- 
sparer den Bausparvertrag für Haus- 
kauf, Hausbau oder sonstigen ver- 
tragsgemäßen Zweck vor Zuteilung 
einsetzen will, muß die gesamte Ver- 
trags summe, also auch das Bauspar- 
guthaben, zwischenfinanziert wer- 
den. Zwischenkredit gewährt die 
Bausparkasse zu marktüblichen 
Konditionen, die in der Regel deut- 
lich über den Zinsen für das spätere 
Bauspardar lehen liegen. 

Entnommen aus: Ke KKB- Baufinanzie- 
rung; Stand: 1. August 1985 


Steuervorteile 

bei Abfindung 
von Miterben 

W er Miterben eines, Hauses ab&n-- 
det, wird jetzt steuerlich besser- 
gestellt Nach einem Gnmdsatarrteü 
des Bundesfinanzhofs (AZ: SR/t^sSl 
können jetzt die Abfindungszafaiun- 

gen grundsätzlich wie Anschaffung^ 

kosten nach Paragraph 7b EStG oder 
Paragraph 7 Abs. 4 EStG abgeschrie- 
ben werden. Welche Besonderheiten 
dabei zu beachten sind, hat die Bau- 
sparkasse Schwäbisch Hall aisam . 
menge stellt Die Erben muss» das 
Haus gemeinsam geerbt haben, und 
ein Erbe den Anteil eines. anderen 
Erben erwerben. Die Abfmdtmgdarf 
außerdem weder direkt noch indirekt 
aus der Erbschaft gezahlt werden. 
Der Wert des sonstigen Erbanteils des 
neuen Eigentümers wird daher yon 
der Abfindung abgezogen. . .. . 

Abgezogen wird von der Abfin- 
dung auch der Teil, der auf das 
Grundstück entfällt Dehn nach Para- 
graph 7b und Paragraph 7 Abs. 4 
EStG können nur die Anschaffung^ 
kosten für den Gebäudeteil abge- 
schrieben werden. Anders wird es 
nach Angaben der Bausparkasse ab 
1987 sein. Dann wird das Bundesfi- 
nanzhofurteil dem Sinne nach auf die 
neue Eigentumsförderung nach Para- 
graph lOe EStG angewendet werden 
müssen. 

Nach Paragraph lOe EStG sind bei 
selbstgenutztem Eigentum neben 
den Anschaffungskosten für das Ge- 
bäude auch die Grundstückskbsten 
zur Hälfte begünstigt Sch uldzinse n 
für einen Kredit der zur Abfindung 
von Miterben aufgenommen wurde, 
sind nach der oben zitierten Bundes- 
finanzhof-Entscheidung Werbungs- 
kosten aus Vermietung und Verpach- 
tung. Es spielt- dabei keine Rolle, ob 
die Abfindung ganz oder teilweise 
aus der übrigen Erbschaft hätte be- 
stritten werden können. _ -(WR> 








Die Norddeutsche Treuhand- und Kreditgesellschaft hat in 
den «/ergangenen 30 Jahren für fast 120.000 Wbhnungen 
oder Eigenheime Grundstücke erschlossen und an Bau- 
träger sowie private Bauherren verkauft. Für über 60.000 
Wohnungen und Eigenheime hat sie die erforderlichen 
Fnarizierungsmittel beschafft. Darüberhinaus hat die NTK 
für rund 36.000 Wohnungen oder Eigenheime die wirtschaft- 
liche Eaubetreuung im Namen anderer Wohnungsunter- 
nehmen oder privater Bauherren übernommen. Fragen Sie 
uns zuerst, wenn es um Grundstücke und Finanzierungen 
im Wohnungsbau geht. 


NTK 


Wir haben urvs bisher immer erfolgreich bemüht, die Probleme unserer Kurv 
den zu lösen. Dafür sind wir de. Unsere Devise lautet: „Alles aus einer Hancr. 
Wir erbringen sämtliche im Zusammenhang mit dem Wohnungsbau anfallen- 
den Dienstleistungen. Wir beraten Sie in aüwi Fragen des Wohnungsbaues 
und beschaffen Ihnen erschlossenes Baugelände zu günstigen Preisen. Auf 
Wunsch betreuen wir Sie bei der Durchführung Ihres Bauvorhabens und der 
Beschaltung der dafür notwendigen Rnanziemngsmittei. Wir finanzieren Ihr 
Bauvorhaben mcövrdueti nach Ihren Erfordernissen. 

Unsere Aufgaben in Sbchworlen + Vatfcaut von Baugrunds! ücken + Bau von 
äuiageriheirnen + Vor- und Zwrschenfinanzienjngen + Gewährung von 
Bauland- und Erxhließungskrediien + Beschaffung von Darlehen zur Finan- 
Z'&ijrq von Bau- und Mademsrerungsvorhaben + Erwerb und Erschließung 
von Baugelände + Durchführung von Sanienjngsmaßnahrnen + Wirtschaft- 
liche Bau bei reu ung + Verwaltung von Miel- und Eigentumswohnungen + 
Entgegennahme von Spareinlagen und Fesigeldem. 

Norddeutsche Treuhand- und KrediigeseJlschaft lür den Wohnungsbau mbH 
Organ der staatlichen Wohnungspoltok 
Zentrale Ma* -Brauer-Allee 64 2000 Hamburg 50 ■ Telefon- 040/381041 

Z-usgsWta Wilhelminenstraße 16 2300 Kiel 1 Telefon 0431/514 31-92 

NTK — Ihr erfahrener Partner 


Jeden Tag verschwinden hundert Hektar Grün 

Städte meuerung ohne ein kleines Stückchen Natur nicht denkbar - Eine Farbe ist wieder überall gefragt 

ders für Stadtkerne und innerstädti- 


D er nordrhein-westfälische Mini- 
ster für Stadtentwicklung, Woh- 
nen und Verkehr spricht von einer 
breiten Bewegung, die für eine um- 
fassende Stadtbegrünung in partner- 
schaftlicher Zusammenarbeit von 
Bürgern und Stadtverwaltungen ent- 
stehen muß. So gesehen stehen wir 
erst am Anfang einer Entwicklung, 
die die Grünpianung als integrierten 
Bestandteil der Stadtplanung akzep- 
tiert und die Stadt- und Quartiers be- 
wohner über die institutionalisierten 
Beteiligungsverfahren in der Bauge- 
setzgebung hinaus unmittelbar in die 
Ziele einer ökologischen Stadter- 
neuerung mit einbinden will. 

Mehr Wohnqualität in der Stadt, in 
den Wohnquartieren und Wohn- 
blocks ist ein Anliegen, das Städte 
und Bewohner wieder zusammen- 
bringt. Denn die Stadt kann nur Le- 
bensraum sein, wenn sie ihren Be- 
wohnern auch Lebensraum bietet 
Eine Untersuchung im zentralen 
Verdichtungsraum Nordrhein-West- 
falen zum wohnumfeldbezogenen 
Freizeitverhalten hat ergeben, daß 
mehr als die Hälfte der Bewohner des 
Verdichtungsraums an Rhein und 
Ruhr weder üb» 1 Balkon noch Loggia 
noch Garten am Haus oder weiter 
entfernt davon verfugt Fast die Hälf- 
te der Bewohner in stark belasteten 
und hoch verdichteten Wohngebieten 
zeigt sich über das Angebot öffentli- 
cher Grünflächen unzufrieden. 

Das Fazit: Ein Großteil der Bevöl- 
kerung der Städte und Gemeinden in 
Nordifaein-Westfalen ist mit Grün un- 
terversorgt eine Feststellung, die 
nicht nur für das größte Bundesland 
der Republik gelten dürfte. Und die 
Statistiken belegen: Jeder Flächen- 
verlust in den Städten zu Lasten des 
Grüns geht weiter. Zur Zeit beträgt 
der tägliche Grünflächenverlust bun- 
desweit etwa 100 Hektar. 

Neuerdings erst wird die städte- 
bauliche Aufgabe in ihrer Bedeutung 
hoch eingeschätzt, durch Schaffung 
und Erhaltung von Grün eine Verbes- 
serung der Lebensbedingungen der 
Bevölkerung in den Wohngebieten 


der Städte und Gemeinden herbeizu- 
führen. Ein Blick auf die in den letz- 
ten Jahren bundesweit ins Leben ge- 
rufenen kommunalen Aktivitäten zur 
Wohn Umfeldverbesserung zeigt, daß 
„Grün“ in der Stadtplanung endlich 
den „Weg durch die Instanzen“ ge- 
schafft zu haben scheint. 

Im Zuge des Wiederaufbaus und 
der expansiven Entwicklung der 
Städte war Grün in der Stadt nicht 
das Leitbild, das sich in den letzten 40 
Jahren in die konzeptionellen Anpas- 
sungszwänge der Stadtplanung ein- 
ordnen ließ. Im Gegenteil, in den 
Phasen, die unsere Stadtplanung in 
der Nachkriegszeit durchlaufen hat, 
wurde in vielen Quartiersbereichen, 
vor allem in den innerstädtischen 
Wohngebieten, das Grün zurückge- 
drängt oder, wie in neu erstellten 
Wohngebieten, das Grün unbenutz- 
bar verplant 

So wichen Straßenbäume, Vorgär- 
ten, Plätze und Höfe den Anforderun- 
gen einer „autogerechten Stadt“, so 
entstanden im Zusammenspiel der 
Vorstellungen von „städtebaulicher 
Verdichtung“ und baurechtlichen 
Bestimmungen am Rande der Städte 
heute abfällig als Abstands grün be- 
z eich n ete PYeiflächen - ungenutzte 
Möglichkeiten für ein sozial brauch- 
bares Wohnumfeld im „halböffentli- 
chen Raum“. 


Verschlechterung der 
Lebensverhältnisse 


Die Verzahnung von Stadt- und 
Grünplanung, in ihrer Bedeutung 
und Notwendigkeit seit dem 19. Jahr- 
hundert erkannt, konnte sich, wenn 
überhaupt, bis zur Gegenwart nur 
partiell gegen die Nutzungskonkur- 
renz in den Städten durchsetzen. Ent- 
sprechend verschlechterten sich die 
Lebensverhältnisse vor allem dort, 
wo auch keine wohnungsnahen öf- 
fentlichen Grünflächen beziehungs- 
weise Haus-, Hof-, Kleingärten oder 
Baikone Ersatz boten. Das galt beson- 


sche Wohnquartiere, deren Wohnwert 
Anfang der 70er Jahre bedrohlich ab- 
gesunken war. 

„Rettet unsere Städte jetzt“ hieß 
vor zehn Jahren der dramatische Auf- 
ruf, als es schien, daß der Zug der 
Stadtbewohner ins „grüne Umland“ 
kaum gestoppt werden konnte. Als 
Abwanderungsmotive wurden vor al- 
lem Lärm, Verkehrsbelastung, 
schlechtes Klima, Abgase und fehlen- 
des Grün genannt Die Umweltbela- 
stung in den Städten hatte einen 
Grad erreicht, der ihre Attraktivität 
noch weit in die Zukunft hinein bela- 
sten wird. 

Das gilt nicht nur für die Stadt als 
Wohnort, sondern auch für die Stand- 
ortbedingungen von Industrie, Han- 
del und Gewerbe. Nur durch die Ver- 
besserung der städtischen Umwelt- 
qualität ist vielerorts eine Verbesse- 
rung für städtisches Investitionskli- 
ma zu erreichen. 

Die damals zuerst eingeleiteten 
Maß n a h m e n zur Gegensteuerung 
wurden die Grundlage für Stadter- 
neuerun gskonzepte in kleinen Schrit- 
ten mit dem Ziel der Verbesserung 
von Stadtgestalt und Wohnumfeld: 
sie fließen heute in das Anliegen einer 
ökologisch orientierten Stadtemeue- 
rung ein. 

Neben den umfassenden Aufga- 
ben, die mit dem Landschaftsschutz, 
der Freiflächensicherung sowie der 
Erhaltung und Schaffung von Grün- 
räumen in besiedelten Bereichen zu 
berücksichtige: sind, wird als eine 
ergänzende Voraussetzung für die 
Verbesserung der ökologischen Be- 
dingungen in den Städten die Durch- 
grünung der Wohnquartiere angese- 
hen. Parks und Grünanlagen ersetzen 
nicht das fehlende Grün vor der 
Haustür, wenn man bedenkt, daß 
zwei Drittel der Freizeit in der Woh- 
nung oder dem Wohnumfeld ver- 
bracht werden. 

Stadtgrün in das belastete Wohn- 
umfeld zu bringen, kann aber auch 
unter finanziellen Gesichtspunkten 


nicht allein Aufgabe öffentlicher Ver- 
waltungsinstanzen sein. Und. so seit 
das Bemühen der Komm; inen darauf, 
auch private Initiativen zur Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen in den 
Wohnquartieren zu stärken. 


Ökologische Erneuerung 
für das Wohnumfeld 


Heute gibt es kaum eine größere 
Stadt, die etwas auf sich hält, die 
hierzu nicht eilten umfangreichen Ka- 
talog entwickelt hat* Patenschaften 
für Baumpflanzungen, Fassadenwett- 
bewerbe, Dachbegrünung, Innenhof- 
begrünung, Begrünung von Straßen 
und Plätzen sowie brachliegenden 
flächen und schließlich auch Maß- 
nahmen zur Wohn umfeld Verbesse- 
rung in den typischen Siedlungen der 
60er und 70er Jahre gehören zu den 
wohnumfeldbezogenen Maßnahmen, 
bei denen viele Kommunen nicht zu- 
letzt über Anreizfinanrierungen die 
Zusammenarbeit mit den Bürgern su- 
chen. Ibst durchgängig gelten zum 
Beispiel im Rahmen von Program- 
men zur Innenhofbegrünung Förder- 
richtlinien für solche Gebäude, die 
mindestens zwei Vollgeschosse oder 
drei Wohnungen haben. Eine weitere 
Voraussetzung ist, daß die dem In- 
nenhof zugeordneten nutzungsbe- 
rechtigten Wohneinheiten überwie- 
gend Mietwohnungen sein müssen. 
Gerade im Zusammenhang mit die- 
sen Programmen 2 eigen sichtbare Er- 
folge, welche Bedeutung dem „klei- 
nen Grün“ in der ökologischen Stadt- 
erneuerung für das Wohnumfeld zu- 
kommt. 

Mehr Grün in der Stadt — diese 
Forderung des Städters für seine 
Naherholung ist kein romantisieren- 
des Wunschdenken oder bloße Stadt- 
verschönerung, sondern ein wichti- 
ger Baustein, sich aktiv für lebensge- 
rechte und umweltfreundliche Bedin- 
gungen in den Städten einzusetzen, 
die ohne ein Stück Natur nicht entste- 
hen können. INGE HILDEBRAND 
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Schwäbisch Hall 

Die Bausparkasse der Volksbanken und Raiffeisenbanken - •.« ■. 
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Auf diese Steine können Sie bauen 


Beratung bei allen Volksbanken, Raiffeisen- 
banken, Spar- und Darlehnskassen und bei 
unseren Bezirksleitem, die Sie im örtlichen 
Telefonbuch unter „B" wie Bausparkasse Schwäbisch Hall 
finden. Informationen auch über Btx *46464 #. 



Geben Sie Ihren Kindern mehr Spielraum. 

Bei Schwäbisch Hall können Sie die besten Voraus- 
setzungen dafür schaffen. Ihr Nachwuchs hat so die 
Chance, daß er sich ungestört entfalten kann. 

Und Sie nutzen alle Bausparvorteile. 





1 



STADTEBAUFORDERUNG UND VERMÖGENSBILDUNG 




hier 

ornfon 


•v 


<v 






Donnerstag, 2. Oktober 1986 - Nr. 229 - DIE WELT 


Neue Impulse für die bayerischen 
Städte und Landgemeinden 

Sanierung Im südlichsten Bundesland: Historische Substanz konnte erhalten werden 


Von KARL H3LLEHMEIER 

D ie überkommenen Konturen in 
Bayern, sind nicht verlorenge- 
f^ngen, aber sie haben an Prägnanz 
gewonnen, in ihnen ist heute mehr 
Leben - und nach außen strahlen sie 
mehr Glanz ans. Weder museal«» Er- 
starrung noch seelenlose Verfrem- 


ten und Dörfern aus der Wechselwir- 
kung von Erhaltung und Gestaltung. 
Für Städtebau ergibt sich aus dieser 
Einsicht zugleich sehr konkret und 
manchmal recht beschwerlich, daß 
die Bürger immer wieder mit Baustel- 
len konfrontiert werden - konfron- 
tiert werden müssen. Sie sind ein 
Preis, ohne den es eben Lebensquali- 
tät durch Sanierung nicht geben 

Trann. 

Kein Zweifel: Der städtebauliche 
Handlungsbedarf ist gegenwärtig be- 
sonders ausgeprägt. Das hängt mit 
dem gewachsenen Bewußtsein für 
den Wert historischer Subs tanz, aber 
auch mit volkswirtschaftlichen Wir- 
kungen zusammen. In besonderem 
Maß lautet darum heute die bayeri- 
sche Antwort: „Packen wir’s an!“ 


Strauß setzte Erhöhung 
der Mittel durch 


„Angepackt“ hat es - und zwar 
nicht auf Bayern b eschränk t- mit der 
ihm eigenen Weitsicht unser Mini- 
sterpräsident Franz Josef Strauß. Er 
überzeugte die Bundesregierung, daß 
die städtebauliche Erneuerung als 
kommunale und als gesamtwirt- 
schaftliche Aufgabe heute noch weit, 
bedeutsamer ist als vor 15 Jahren. Im 
Jahr 1971 begann die „Städtebaufor- 
derung“ des Bundes mit der Bereit- 
stellung von 100 MBMo pen Mark. In 
der Folgezeit stiegen die Finanzhilfen 
des Bundes - »nd der I mnrfpr — zur 
Unterstützung kommunaler Emeue- 
rungs ma ßnahmen zwar an, sie er- 
reichten jedoch dann im Jahr 1982 
mit 220 Millionen Mark wieder «nen 
beklagenswerten Tiefstand. 

Nach dem Regierungswechsel in 
Bonn wurden die Bundesmittel im 
Jahr 1983 sofort um 60 
Mark, in den Folgejahren 1984 und 


denten gelang es dann, vor allem mit 
dem Hinweis auf die außerordentli- 
che Beschäftigungswi rkung städte- 
baulicher Emeuenmgsmaßnahmen, 
die Bundesregierung zu einer Erhö- 
hung der Bundesmittel in den Pro- 
grammjahren 1986 und 1987 auf je 


Bütteln der Länder und Gemeinden 
werden 1986 und 1987 bundesweit 
fast fünf Milliarden Mark in städte- 
bauliche Maßnahmen investiert 
Diese „öffentlichen Büttel“ ent- 
wickeln eine gewaltige Schubkraft 
für private Bauinvestitionen. Die Er- 
fahrung lehrt, daß durch die öffentli- 
che Förderung in bst allen älteren, 
auch historischen Quartieren ein neu- 
es „Investitionsklima “ erzeugt wird. 
Es strahlt auf viele andere Branchen 
aus. Für das Baugewerbe ist die Städ- 
tebauförderung wegen ihrer großen 
hgg/»hä f ti gi i n g gpfilf ti n-hpn Impulse 
zum Zauberwort geworden. Die städ- 
tebauliche Sanierung eines in tradi- 
tioneller Weise bebauten Gebietes 
verlangt weit mehr Handarbeit als der 
Neubau „auf der grünen Wiese“. In 
Bayern stehen 1986 und 1987, die Ei- 
genleistungen der Gemeinden einge- 
rechnet, für Investitionen im Rahmen 
der städtebaulichen Erneuerung jähr- 
lich 415 Millionen Mar k zur Verfü- 
gung. Das sind jeweils 250 Millionen 
Mark mehr als im vergangenen Jahr. 

Von 1987 an weiden wieder 36 Mil- 
lionen Mark landesmittel im bayeri- 
schen Stadtebauforderungspro- 
gramm hinwil«wnTnpn- Tm Ra hm an 

des Programms 1986 konnten 306 Ge- 
meinden mit 327 Sanierungsmaßnah- 
men berücksichtigt werden. 

Denn die Bereitschaft der Gemein- 
den zur Mitwirkung an dem Bund/ 
Lander-Programm war überwälti- 
gend. 528 Gemeinden hatten sich um 
die Aufnahme in das Programm be- 
worben und Maßnahmen mi t e inem 
Kostenumfang von insgesamt 1,215 
Miinianden Mar k angemeldet Mögen 
auch nicht alle Wünsche unverzüg- 
lich erfüllt werden können, so ist das 
außerordentliche Interesse doch auf 
jeden Fall positiv zu bewerten: Denn 
es zeigt wie hochentwickelt in den 
Gemeinden das Bewußtsein für den 
Wert alter Baubestände ist Die Zah- 
len n^ehan miglei^h ripntlirh- So- 


als auch das Gebot kontinuierlicher 
Beschäftigung im Baugewerbe ver- 
langen noch über die nächsten Jahr- 
zehnte den Einsatz öffentlicher Mit- 
tel. Schon wegen der langen Zeiträu- 
me bei Planung und Durchführung 
städtebaulicher Maßnahmen wäre ge- 
rade hier eine „Stop-and-go , ‘-Politik 
in besonderem Maße verfehlt Die 
bayerische Staatsregierung strebt 
deshalb an, die Städtebauförderung 
in Bayern auf der Basis des 1986 und 
1987 erreichten Niveaus fortzuführen. 


Landschaftsverbrauch 

eingedämmt 


Die bayerischen Gemeinden haben 
von Anfang an - im Gegensatz zu 
vielen Kommunen anderer Länder - 
- kaum Flächen- oder „Kahlschlag“- 
Sanierung betrieben. Das gesunde 
Mißtrauen gegenüber einer beden- 
kenlosen Neuerungssucht hat ent- 
scheidend dazu beigetragen, zahlrei- 
che wertvolle Ensembles und stadt- 
und ortsbildprägende, aber auch ein- 
fach ortstypische und schöne Ortsbü- 
der zu erhalten. Bei der Sanierung 
historischer Stadtkerne geht es nach 
bayerischem Verständnis weder um 
Kahlschläge, die Kontinuitäten zer- 
stören, noch um eine Art museale 
Gettobildung, in deren Rahmen sich 
kein städtisches Leben mehr voll- 
zieht 

Eine der wichtigsten Aufgaben der 
Städtebauförderung liegt nach baye- 
rischem Verständnis darin, histori- 
sche Altstädte dauerhaft wirtschaft- 
lich zu beleben. Wirtschaftliche Akti- 
vität ist der beste Motor für ein leben- 
diges kommunales Leben - andere 
Impulse, so wichtig sie sind, können 
ihn nicht ersetzen. Es gilt darum, 
Rahmenbedingungen zu gestalten, 
die dem Standort historische Altstadt 
förderlich sind. 

Städtebauliche Erneuerung dient 
auch aktiv dem Umweltschutz. 
Durch die Aktivierung alter Bauge- 
biete wird der „Verbrauch“ an freier 
Landschaft für neue bauliche Nut- 
zungen eingedämmt Die Verlage- 
rung störender Betriebe im Rahmen 
der städtebaulichen Sanierung trägt 
zum Schutz der Wohnbevölkerung 
bei. Die bayerischen G emeinden ste- 
hen hier noch vor großen Aufgaben. 

Der Autor ist Bayerischer Staatemini- 
ster des Innern 


1985, um weitere 30 Millionen Mark 
auf je 330 Millionen Mark erhöht 
Dem bayerischen Ministerpräsi- wohl die städtebaulichen Aufgaben 


düng - das ist die Leitlinie klug ge- 
staltender bayerischer Städtebaupoli- 
tik. Lebensqualität erwächst in Städ- 


pitip Milliarde Mark - das entspricht 
wnpr Verdreifachung — zu veranlas- 
sen. Damit wurde eine völlig neue 
Dimensionierung erreicht. Zusam- 
men mit den ungefähr verdoppelten 


Nordrhein- Westfalen: Probleme im 
dichtbesiedclsten Industrieland 

Die Regtertmg in Düsseldorf setzt auf eine behutsame and erhaltende Stadternenerong 


Von CHRISTOPH ZOPEL 

D ie Städte sind in den vergange- 
nen zwanzig Jahren in einem er- 
schreckenden U mfang in die Fläche 
gewachsen. In der mehrtausendjähri- 
gep Geschichte der Stadt gibt es dazu 
keinen Vergleich. Das südliche Kali- 
fornien von Los Angeles bis nach San 
Diego an der mexikanischen Grenze 
ist das wohl bekannteste Beispiel ei- 
ner ungeordneten, flächenver- 
schwendenden Zersiedlung. 

Die ökologischen, ökonomischen 
und sozialen Folgen einer derartigen 
Siedlungsentwicklung k önn en die Zi- 
vüisationsform „Stadt“ ersticken. 
Man braucht allerdings nicht in die 
Vereinigten Staaten zu gehen, um 
Beispiele für die Folgen einer dichten 
Besiedlung zu finden, da Nordrhein- 
Westfalen selbst das dichtest besie- 
delte Industrieland der Welt ist 
Hier leben etwa 500 Menschen auf 
einem Quadratkilometer, während es 
in Holland, Japan und Belgien „nur“ 
350 sind Das Ruhrgebiet hat eine Be- 
völkerungsdichte von 1000 Personen 
pro Quadratkilometer erreicht Der 
sparsame Umgang mit dem verblie- 
benen Freiraum ist daher in Nord- 
rbexn-Westfalen ein Thema von be- 
sonderer Dringlichkeit Größere zu- 
sammenhängende Freiflächen rind 
die unabdingbare Voraussetzung für 
die hydrologische und klimatische 
Stabilisierung eines Raumes. Sie er- 
möglichen die von der Natur kosten- 
los geleistete Ausfilterung von 
Schadstoffen, bewahren Trinkwas- 
serreserven und ermöglichen dem 
Menschen die unverzichtbare Begeg- - 
nung mit der Natur als kontrastieren- 
des Erlebnis zur geballten Stadt 
Problematisch ist auch die infra- 
strukturelle Versorgung von Bal- 
lungsräumen. Es entstehen lange We- 
ge für den Transport von Menschen, 
Gütern, Wasser, Abwasser und Ener- 
gie, wobei vor allen Dingen der Kraft- 
fahrzeugverkehr über den Flächen- 
yerbrauch der Verkehrswege hinaus 
in erheblichem Umfang Schadstoffe 
und Lärmemittiert 


Mobilität abhängig 

vom Einko mme n 


Wer in flachenversch wendenden 
Großagglomerationen . die sozialen 
Möglichkeiten der Stadt noch nutzen 
will, muß in, erheblichem Umfang 
mobil sein. Mobilität aber ist abhän- 
gig vom Einkommen, vom sozialen 
Status und vom Alter. Die sozial 
schwächeren Bevölkerungsgruppen 
sind daher kaum in der Ta ge, die 
langen Wege von der Wohnung zum* 
Arbeitsplate» zu den kulturellen An- 


geboten und den weit abgelegenen 
Erholungsgebieten zu bewältigen. 
Sie sind von den Vorteilen der Zivili- 
sationsform „Stadt“ daher weitge- 
hendausgeschlossen. 

Kraftfahrzeugverkehr, Industrie, 
Kraftwerke und Heizungen emittie- 
ren Abgase und Lärm sowie schädli- 
che Abwässer in änem Ausmaß, das 
zwischenzeitlich über die Ballungs- 
räume hinausreichend zu möglicher- 
weise irreversiblen Schäden in weit 
abgelegenen Regionen geführt hat 
Einzelne Snharigt/iffVnTppQxventen 
konnten reduziert werden, woanders 
hingegen haben sich Emmissions- 
mengen und Gefährlichkeit erhöht 

Die „Politik der hohen Schornstei- 
ne“, noch vor wenigen Jahren als 
Ausweg in Ballungsgebieten angese- 
hen, mit der die örtlichen Emissionen 
in erträglichen Grenzen gehalten wer- 
den sollten, ist wohl endgültig zu En- 
de, da nun die Schäden überall auf- 
treten - selbst in von den BaUungszo- 
nen weit entfernten Gebieten wie in 
den Wäldern Kanadas. Es sterben 
nicht nur die Bäume, sondern auch 
die Steine und mit ihnen die Denk- 
mäler der Stadtbaukunst und die 
Zeugen städtischer Kultur in den 
Großstädten, die mehr und mehr „um 
das Auto herum“ gebaut wurden. Der 
Mensch scheint dabei die größte Resi- 
stenz gegen Schadstoffe aufzuweisen, 
aber auch hier sind die Folgen einer 
dauerhaft hohen Umweltbelastung 
nicht mehr zu übersehen. Lärm und 
schlechte Atemluft machen krank. 
Sie sind mitverantwortlich für die 
starke Zunahme modernerer Zivilisa- 
tionskrankheiten. 

Die Stadtpolitik der 70er Jahre 
wurde beherrscht von der Vision, 
man könnte Städte umfassend und in 
einem kurzen Zeitraum neu gestal- 
ten. Diese Annahme hat sich als irrig 
erwiesen. Objekt heutiger und künfti- 
ger Stadtpolitik muß vielmehr die be- 
baute Umweh und das soziale Gefüge 
der existierenden Städte sein, deren 
strukturelle und bauliche Umgestahr 
barkeit begrenzt ist 

Daß vor allem die bebaute Umwelt 
existiert und nur in engen Grenzen 
veränderbar ist, läßt sich sowohl an 
der Bevölkerungsentwicklung wie 
am Verhältnis von Wohnungsbestand 
zu Wobnungsneubau ablesen: 

# Die Bevölkerungszahl in den Indu- 
striestaaten generell, speziell aber in 
den Ballung srä umen, nimmt seit Mit- 
te der 70er Jahre ab oder stagniert 

• Anfang der 50er Jahre wurden in 
der Bundesrepublik Deutschland bei 
zwölf Millionen Wohnungsbestand 
609 000 Wohnungen neu gebaut; dies 
entsprach einer Neubaurate von fünf 
Prozent Ende der 60er Jahre betrug 
die Neubaurate bei . einem Bestand 


von 20 Millionen Wohnungen nur 
noch 2,5 Prozent Heute werden bei 
25 Millionen bestehenden Wohnun- 
gen nur noch 350 000 jährlich hinzu- 
gebaut, was einem Anteil von 1,5 Pro- 
zent entspricht 

Diese Zahlen sollten jedem ein- 
drucksvoll vor Augen fuhren, daß 
Stadlpolitik am Ende des 20. Jahr- 
hunderts endgültig von der Fixierung 
auf den Neubau von Wohnungen, In- 
frastruktur und Betriebsstatten 
Aschied nehmen muß. 


Soziales Zusammenleben 
muß verbessert werden 


Es geht statt dessen darum, in exi- 
stierenden und sich quantitativ nur 
noch gering verändernden Städten 
das soziale Zusammenleben der Men- 
schen zu verbessern. Für Ballungs- 
räume gilt dies in besonderem Maße. 

In den Ballungsgebieten Nord- 
rhein-Westfalens sind in den dicht be- 
bauten Wohngebieten beinahe die 
Hälfte der Haushalte starkem Ver- 
kehrslärm und Gefährdungen durch 
den Straßenverkehr ausgesetzt Die 
Antwort darauf kann nur eine konse- 
quente Verkehrsberuhigung sein. 

Die Diskussion um dwi notwendi- 
gen Umbau der Industriegesellschaft 
wird häufig von dem vermeintlichen 
Problem eines Gegensatzes zwischen 
Ökonomie und Ökologie dominiert. 
In d er Praxis bedeutet dies, daß in 
den Städten trotz dar verbreiteten 
Einsicht um umweltpolitische Not- 
wendigkeiten ökologische Fortschrit- 
te zuriickgestellt werden, um angebli- 
che wirtschaftliche Nachteile zu ver- 
meiden. 

Gerade in wnem alten und dicht 
besiedeltöl Industrieland wie den 
nordrhem-westfalischen Ballungs- 
zentren können solche kurzsichtigen 
Rücksichtnahmen fatale Konsequen- 
zen haben. Wir müssen uns klarwer- 
den, daß die ökonomische Kraft unse- 
rer Städte davon abhangt, ob sie tat- 
sächlich auch in Zukunft Städte blei- 
ben können. 

Zu dieser Politik der behutsamen 
und erhaltenden Erneuerung gibt es 
aus ökologischen, sozialen und Öko- 
nomischen Gründen faymp Alternati- 
ve! Sie wird in Nordrhem-Westfalen 
seit 1980 konsequent umgesetzt Bei- 
spiele für die behutsame Erneuerung 
in hoch verdichteten Wohngebieten, 
für Industriefläcbenrecyclmg »nd für 
neue Nutzungen in alten Industrie- 
bauten gibt es flächendeckend im 
ganw»n Land. 

Der Autor Ist Kfintster für Stodtent- 

wlddung. Wohnen und Verkehr In 

Nordrhän-Westfalen 



An der Finanzierung der Bauprojekte waren die Kreditbanken zu rund elf Prozent beteiligt foto diewelt 


150 Milli 





Stadtebauinstitat: Großbanken steigerten ihre Aktivitäten in den letzten 18 Jahren um das Siebzsgfache 


Z ur Finanzierung des Wohnungs- 
baues, des sonstigen Baues sowie 
anderer wohnungswirtschaftlicher 
Maßnahmen wurden 1968 Kredite in 
Höhe von rund 159 Milliarden Mark 
gewährt. 1985 betrugen sie 793 Milli- 
arden Mark, also annähernd das 
Fünffache. 

Nach Angaben Städtebauinstituts 
in Bonn waren an dem Zuwachs des 
Kreditvolumens in diesen 18 Jahren 
die einzelnen Institutsgruppen je- 
doch recht unterschiedlich und mit 
erheblichen Schwankungen bei den 
Zuwachsraten beteiligt. So konnten 
etwa Kreditbanken ihre wohnungs- 


wirtschaftlichen Kredite verzwölffe- 
chen: Von knapp 7.4 Milliarden Mark 
auf rund 39 Milliarden Mark: dabei 
legten die Großbanken sogar das 
Siebzigfache zu. und zwar von 0,54 
Milliarden Mark auf rund 38,4 Milliar- 
den Mark 

Noch höher war der Zuwachs bei 
den genossenschaftlichen Zentral- 
banken und den Primärbanken der 
Genossenschaftsorganisation: Zu- 

sammen steigerten sie ihr Volumen 
von 7,3 Milliarden Mark auf knapp 93 
Milliarden Mark, also fast auf das 
Dreizehnfache; bei den Zentralban- 
ken gab es sogar einen Zuwachs von 


0,23 Milliarden Mark auf 6,34 Milliar- 
den Mark, also auf fast das Achtund- 
zwanzigfache. Demgegenüber blie- 
ben die Zuwachsraten bei den klassi- 
schen Kreditgebern der Wohnungs- 
und Baufinanziening zurück. 

Am günstigsten hielten sich noch 
die Bausparkassen, deren Kreditvolu- 
men auf knapp das Sechsfache an- 
stieg: dabei kamen die privaten Bau- 
sparkassen von knapp 16 Milliarden 
Mark auf rund 98 Milliarden Mark, 
also auf mehr als das Sechsfache, 
während die Öffentlichen- und die 
Landes-Bauspaxkassen das Fünffa- 
che erzielten (von rund 8.5 Milliarden 


Mark auf 46 Milliar den Mark». Die 
Sparkassen erreichten nur das Vier- 
einhaibfaehe von 40,5 Milliarden 
Mark f 19681, nämlich 185 Milliarden 
Mark (1985). Auch die Anteile der In- 
stitutsgruppen an der Wohnungs- 
und Baufinanziening haben sich in 
den achtzehn Jahren wesentlich ver- 
ändert. 

Die Kreditbanken hatten 1968 ei- 
nen Anteil von 4.6 Prozent. 1985 dage- 
gen von 1 1,2 Prozent; bei eien Groß- 
banken lauten die Verhältniszahlen 
0,3 und 4,8 Prozent. Bei der Sparkas- 
senorganisation fiel der Anteil von 
34.3 auf 32,3 Prozent. (WR) 



Was für ein solider Grund, 
jetzt endlich den Plan 
von den eigenen vier Wän- 
den zu verwirklichen: 


mit langfristigen Krediten 
zu testen Zinsen helfen 
wir, die DSL Bank, Land 
und Leuten tatkräftig 


beim Wohnungsbau. 

Daß wir als große, unab- 
hängige Bank darüber 
hinaus noch eine ganze 


Reihe weiteret erbaulicher 
Stärken haben, das 
steht demnächst hier auf 
einem anderen Blatt. 



DSL Bank, Bonn, Td 0228/889-0, Btx * 67889 #. Geschäftsstellen; Berlin, Frankfurt , Hamburg, München, Stuttgart. Zusammen gchr’s. 
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Warum das Wohneigentum 
dem Aktienbesitz überlegen ist 


Neues Gesetz soll Arbeitnehmern eine stärkere Kapitalbeteiligung ermöglichen 


Von JOACHIM DEGNEB 


D ie vennögenspolitische Diskus- 
sion hat mit dem Entwurf eines 


JL/sion hat mit dem Entwurf eines 
zweiten Vermöge nsbeteiligungsge- 
setzss, der dem Bundesrat gegenwär- 
tig zur SteUungnahme vorliegt, neuen 
Auftrieb erhalten. Bereits jetzt sind 
jedoch Überlegungen für weitere 
Schritte im Gange, die in der näch- 
sten Legislaturperiode unternommen 
werden sollen. 

Dabei dürfte der Gewichtung des 
Wohneigentums im Verhältnis zu 
dem Produktivvermögen eine beson- 
dere Bedeutung zukommen. Maßge- 
bende politische Kräfte tendieren zu 
einer bevorzugten Förderung des 
Produktivvermögens. Es stellt sich 
daher die Frage nach einem „Quali- 
tätsvergleich“ beider Vermögensar- 
ten. 

_ Für eine verstärkte Förderung von 
Kapitalbeteiligungen der Arbeitneh- 
mer werden im wesentlichen folgen- 
de vier Gründe genannt: 

9 Die auf dem Privateigentum an 
Produktionsmitteln beruhende Wirt- 
schaftsordnung werde gefestigt, 
wenn eine breite Schicht von Eigen- 
tümern diese Ordnung trage und die 
soziale Marktwirtschaft im Sinne ver- 
besserter sozialer Gerechtigkeit wei- 
terentwickelt werde. 


So werden Arbeitsplätze 
besser gesichert 


© Die Selbständigkeit, Mitverant- 
wortung und Motivation der Arbeit- 
nehmer werde durch eine verstärkte 
Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer 
erhöht. 

0 Eine stärkere Beteiligung der Ar- 
beitnehmer am Produktivkapital die- 
ne zugleich der Verbesserung der Ei- 
genkapitalausstattung, erleichterte 
die Finanzierungsmöglichkeiten und 
stärke damit die Investitionskraft der 
Wirtschaft. Sie verbessere damit die 


Voraussetzung für die Schaffung neu- 
er und die Sicherung bestehender Ar- 
beitsplätze. 

• Die Beteiligung von Arbeitneh- 
mern am Produktivkapital der Wirt- 
schaft diene auch der Eigenvorsorge 
für die Aufrechterhaltung des Le- 
bensstandards in wirtschaftlichen 
Notfällen und bei verminderter Lei- 
stungsfähigkeit Sie trage mit dazu 
bei. eine Überforderung der gesell- 
schaftlichen Sicherungssysteme zu 
verhindern. 

Der Aktualität wegen sei der vierte 
Punkt vorwegbehandelt In der letz- 
ten Zeit hat der Gesichtspunkt der 
Eigenvorsorge für die Sicherung des 
Alters eine besondere Bedeutung er- 
halten. Anlaß dafür war die Erkennt- 
nis, daß die Leistungsfähigkeit der 
gesetzlichen Rentenversicherungen 
auf längere Sicht nicht ausreicht, um 
einen angemessenen Lebensstandard 
im Alter aufrecht zu erhalten. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist 
das Wohneigentum dem Produktiv- 
vermögen klar überlegen, weil die mit 
Kapitalbeteiligungen verbundenen 
Risiken es kaum zulassen, diese Form 
der Vermögensbildung zu einem 
Eckpfeiler der Alterssicherung zu 
machen. Das Wohneigentum ist hier 
ein geradezu optimales Instrument, 
wie nicht zuletzt anläßlich der Verab- 
schiedung des Gesetzes zur steuer- 
rechtlichen Förderung des selbstge- 
nutzten Wohneigentums deutlich ge- 
worden ist 

Nicht gelöst sind dagegen die Fra- 
gen der Vorbereitung der privaten 
Haushalte auf den Erwerb von Wohn- 
eigentum: die Bildung von Eigenka- 
pitaL Diese Frage hat deshalb zentra- 
le Bedeutung, weil jetzt zunehmend 
mittlere Einkommensgruppen an der 
Schwelle zum Wohneigentum stehen. 
Mit geringerem Einkommen steigt je- 
doch der Eigenkapitalbedarf, weü die 
Finanzierung bei zu hoher Verschul- 
dung mit erheblichen Risiken bela- 
stet ist. wie die gestiegene Zahl der 


Zwangsversteigerungen beweist Da- 
her verdient die Eigenkapitalbildung 
zum Zwecke des Erwerbs und der 
Erhaltung von Wohneigentum gerade 
unter dem Gesichtspunkt der Alters- 
vorsorge eine besondere Priorität 
Und zum zu den genannten weite- 
ren Punkten: 


• Breitgestreutes persönliches 
Kleineigentum bildet unbestritten ei- 
nen wichtigen Pfeiler einer freiheitli- 
chen Wirtschaftsordnung. Es ist kein 
Zufall, daß sowohl die Bundesregie- 
rung als auch die SPD-Opposition ei- 
ne erhebliche Verbesserung der nach 
wie vor außerordentlich niedrigen 
Wahneigentumsquote von 40 Prozent 
anstreben. 


D as „Gesetz zur Neuregelung der 

steuerrechtlichen Förderung 

des selbstgenutzten Wohneigentums 

(Wphneügentumsförderungsgesetz - 

WohneigFG)“ vom 15. Mai 1986 
(Bundesgesetzblatt 1985 1 S. 730) re- 
gelt die Behandlung der vom Eigen- 
tümer selbst zu Wohnzwecken ge- 
nutzten eigenen Wohnung im Ein- 
kommensteuerrecht ab 1. Januar 
1987 neu. 

Grundsätzlich wird von diesem 
Tage an der Nutzungswert der vom 
Eigen tümer selbstgenutzten eigenen 

Wohnung („Eigemmete“) oder der 

einem Dritten unentgeltlich überlas- 
senen Wohnung nicht mehr besteu- 
ert (Privatgut-Lösung). Im Prinzip 
hieihen jedoch dem Eigentümer die 
ihm bisher gewährten Vergünsti- 
gungen des Einkommensteuerrechts 
erhalten. 


Bauherren vor 


schweren Entscheidungen 


Finanzierung muß 
verbessert werden 


So fallen bei dem Eigentümer ei- 
nes bisher („pauschal besteuerten“) 
selbstgenutzten Einfamilienhauses 
oder einer selbstgenutzten Eigen- 
tumswohnung, dem bereits 1986 die- 
ses Objekt gehörte, der Grund betrag 
und mi t ihm der Schuldziiisen-Ab- 
zug bis zu dieser Höhe weg. wenn 


das Gebäude oder die Wohnung vor 
dem 1. Januar 1987 fertiggestellt 
war. Aber 

• die erhöhten Absetzungen für Ab- 
nutzung nach Paragraph 7 b EStG 
oder anderen Vorschriften des Ein- 
kommensteuerrechts (zum Beispiel 
für Modemisterungsaufwendungen 
nach Paragraph 82 a EStDV, ein- 
schließlich der hier besonders be- 
günstigten WerbungskostenX und 

• der 1982 emgefühite erweiterte 
Schuldzinsen-Abzug werden auch 
ab 1987, jedoch in Form eines Son- 
derabgaben-Abzuges, di e sem Eigen- 
tümer weiter gewährt, solange und 
soweit er jeweils diese Vergünsti- 
gungen in dem bisherigen U m fa n g 
hätte in Anspruch nehmen können. 

für eine bisher mit dem Über- 
schuß des Mietwerts über die Wer- 
bungskosten oder Betriebsausgaben 
besteuerte selbstgenutzte Wohnung, 
die bereits vor dem L Januar 1987 
fertiggestellt oder erworben worden 


ist und die der Eigentümer bereits 
1986 selbst zu Wohnzwecken genutzt 
hat, bleibt dagegen die bisherige Be- 
steuerung maßgeblich, solange die 
Voraussetzungen für die „Uber- 
schuß-Besteuerung“ gegeben sind, 
läng s tens jedoch bis 1998 einschließ- 
lich. Doch kann der Eigentümer be- 
reits früher, also ab 1987, (in der 
ESt-Erklärung) im widerruflich be- 
antragen, daß das neue Recht gellen 
soll; er wird das etwa tun, wenn die 
bisherigen Vorteile der Überschuß- 
Besteuerung (zum Beispiel bei der 
Abschreibung oder der Schuldzin- 
sen-Abzug) wegfallen. 

Wer jetzt vor der Frage steht, ob er 
rin*» Wohnung zur Selbstnutzung 
fertigstellen oder erwerben soll, wird 
deshalb häufig prüfen, ob die alte 
Regelung (zum Beispiel für die 
selbstgenutzte Wohnung in einem 
Zwei- oder Mehrfamilienhaus) oder 
die neue Regelung (zum Beispiel für 
selbstgenutzte Einfamilienhäuser 


oder Eigentumswohrauigen) iur.ihn 

günstiger ist Er hat es dabei in der 
Hand, die Anwendung des alten oder 
neuen Rechts herbdätführen. Denn 
dieses gilt unmittelbar für die vom 
Eigentümer selbstgenutzte Woh- 
nung nur, 

• wenn die Wohnung nach dem 31 . 
Dezember 1986 fertiggestellt worden 
ist (fertiggestellt ist die Wohnung, 
wenn den Bewohnern der Bezug 
nach objektiven Gesichtspunkten 
zugemutet werden kann, auch wenn 
sie die Wohnung noch nicht bezie- 
hen) oder 

• wenn der Eigaitümer die Woh- 
nung nach dem 31. Dezember 1986 
angeschafft hat 

Maßgeblich ist der Tag des Über- 
ganges von Besitz. Nutzungen. La- 
sten und Gefahren, wie er in dem 
notariell beurkundeten Vertrag fest- 
gelegt wird, nicht etwa das Datum, 
der Beurkundung. . . . 

Wer also vor der Frage steht, noch 
1986 fertigzusteQen oder zu erwor- 
ben oder dies erst nach dem 31. De- 
zember 1986 zu tun, kann so darauf 
hin wirken, daß nachher für ihn gün- 
stigere Regelungen gehen. ' (WR) 


• Es bedarf kaum eines Beweises da- 
für, daß durch den Erwerb von Wohn- 
eigentum eise Motivation entsteht, 
wie sie sonst nur selten zu beobach- 
ten ist Wohneigentum schafft Vor- 
aussetzungen für die Entfaltung der 
Persönlichkeit wie der Familie, wie 
sie kaum eine andere Form der Ver- 
mögensbildung zu bieten vermag. 

• Die Eigenkapitalausstattung der 

EiynhwrnhT PPStnT wi muß m 

Weise verbessert werden wie die Ei- 
genkapitalausstattung der Wirt- 
schaftsuntemehmen. Der bereits er- 
wähnte Anstieg der Zahl der Zwangs- 
versteigerungen ist ein eindeutiges 
Tnrira dafür, riafl in vielen Fällen mit 
zu hohen Kreditanteilen finanzier t 
wird. 

Daß eine effizientere Forderung 
des Bausparens auch neue Arbeits- 
plätze schaffen und bestehende si- 
chern hilft -, braucht kaum näher be- 
gründet zu werden. 


Den Reiz der alten Häuser wiederentdeckt 


Wenn das Umfeld attraktiv sein soll: Altbaumodernisierung and Stadtbildpflege müssen sieb gegenseitig ergänzen 


Von ALFRED HÖHER 

V iele haben den Reiz von Altbau- 
ten mitten in der Stadt wieder- 


Der Autor ist Hauptgeschöftsfuhrer 
des Verbandes der privaten Bau- 
sparkassen, Bonn 


Y ten mitten in der Stadt wieder- 
entdeckt und finden es sogar 
„schick“, in alten Häusern zu woh- 
nen. Im Gegensatz dazu werden viele 
Siedlungen am Rande der Städte 
heute zu Problemgebieten. Die meist 
vielgeschossige, monotone Fertig- 
bauweise dieser Gebäude führt unter 
den Bewohnern zu großer Anonymi- 
tät 

Um die Unwirtlichkeit unserer 
Städte zu beseitigen, bedarf es geziel- 
ter Maßnahmen zu Pflege, Erhaltung 
und Modernisierung der Altbausub- 
stanz. In digsprn Zusammenhang 
spielt die Behebung von Außenschä- 
den an Gebäuden eine wichtige Rolle. 
Seit langem steht fest, daß diese 


durch Luftverschmutzung entstehen 
können. Ebenso können nämlich nor- 
male Alterung sowie fehlerhafte Pla- 
nung und Ausführung Banschaden 
hervorrufen, deren Schadensbilder 
denen der umweltbedingten Bau- 
schäden sehr ähnlich und deshalb 
schwer voneinander zu unterschei- 
den sind. 


Schirmherrschaft von Bundes baumi- 
nister Oscar Schneider vom 6. bis 8. 
November 1986 im Nürnberger Mes- 
sezentrum stattfindet 


worden ist Hierzu sind :m Rahmen 
der Stadtbildpflege eine Reihe von 
Maßnahmen zur ökologischen Revi- 
talisierung erforderlich. " 


Um so wichtiger ist es aber auch, 
Einwirkungsart und Rolle der Luft- 
verschmutzung für die Lebensdauer 
von Pfeilen gründlicher zu unter- 
suchen. Diesem ökologisch wie bau- 
technisch gleichermaßen hochaktuel- 
len Thema JBauschäden im Altbau - 
erkennen, beheben, verhindern“ wid- 
met sich der diesjährige Kongreß des 
Bundesarbeitskreises Akbauemeue- 
rung e. V. (BAKAX der unter der 


Indem Altbaumodernisierung Um- 
weltschäden beseitigt verschönert 
sie gleichzeitig das Erscheinungsbild 
unserer Städte. Die Modernisierung 
des Äußeren muß jedoch durch Maß- 
nahmen im Inneren der alten Häuser 
ergänzt werden, um diese den neu- 
zeitlichen Vorstellungen von Wohn- 
komfort anzupassen. Dies betrifft ins- 
besondere die Ausstattung mit sani- 
tären Anlagen und mit modernen 
Heizungssystemen. 

Menschen, die in derart moderni- 
sierte Wohnungen einziehen, werden 
sich aber darin nur wohlfühlen, wenn 
auch das Wohnumfeld verbessert 


Altbaumodernisierung und Stadt- 
bildpflege müssen sich also gegeisei- 
tig ergänzen. Denn Eigentümer von 
Altbauten werden nur dann zu Mo- 
demisierungsinvestitionen bereit 
sein, wenn das Wohnumfeld attrakti- 
ver gestaltet wird und dadurch der 
Woknwert der Altbauten steigt. Um- 
gekehrt können die Gemeinden nur 
dann Investitionen für Stadterneue- 
rungsmaßnahmen verantworten, 
wenn die Wohngebäude selbst von 
ihren Eigentümern angepaßt werden 


Der Autor ist Hauptgeschäftsführer 
der Öffentlichen Landesbauspartat- 
seninBonn 
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Organ der staatlichen Wohnungspolitik 
Staatlich anerkanntes gemeinnütziges Siedlungsuntemehmen 
Allgemein bestätigter Sanierungsträger 




WESTHYP ZUM THEMA 
PRIVATE BAURNANZIERUNG. 


.Rartner von Städten 


Direkt zur eigenen Wohnkfylle. 


bei der Planung, Vorbereitung und Durchführung von Maß- 


nahmen derStadt- und Dorferneuerung sowieStadtentwicklung; 0 


Stadtentwicklungsplanungen und Rahmenplanungen mit 
ergänzenden Untersuchungen; städtebauliche Vorunter- 
suchungen und vorbereitende Untersuchungen für 


Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen; Vorbereitung und % 
Realisierung von Erschließungsmaßnahmen; Freizeit- und m 


Naherholungsanlagen. 


Damit ihr Traum von den eigenen vier Wänden konkrete 
Formen annimmt, benötigen Sie einen kompetenten 
Hypotheken partner. Einen Rnanaerungsexperten, der 
Ihnen von Anfang an konkrete Antworten gibt, schnell 
ein eigenes marktgerechtes Angebot mit langfristigen 
Krediten zu testen Zinsen unterbreitet und selbst für 
eine optimale Abwicklung sorgt Wenn Sie das über- 
zeugt, sollten Sie direkt zum Hörer greifen ihr. Direkl- 
Kontakt: 0237/1082354. 


und privater Bauherren 

Jhk 

Technische und wirtschaftliche Betreuung; öffentlich 
geförderter Wohnungsbau; Eigentumsbildung durch den Bau 
von Trägerschaftsmaßnahmen auf der Grundlage des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsprinzips; Bau- und Betreuungs- 
maßnahmen im Rahmen der gezielten Strukturprogramme; 
Rationalisierung der Bauplanung und Baudurchführung; 
Erschließung und Bau von Ferienhausanlagen. 


WESTHYP 


Herzlichen Glückwunsch 


IHR DIREKTER WEG ZUR HYPOTHEK 


WesrUUtscne HypcJhJkifnBanV AG. Ffonar.&rrafe t. -iijOQ Oanmurw t. 
Teleton 03 3 i/l 08 ZO. Telela « 02 3 i M je ^ 57 




leid privaten Maßnahmen 
in der Agrarordnung 


SE4DTSR4RK4SSE SC KÖLN 

Ihr Partner - Ihre Bank 
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Siedlungs- und Eingliederungsmaßnahmen unter dem Aspekt 0 


der agrarpolitischen Neuordnung; agrarstrukturelle Vor- 
planung; Verbesserung der Agrar- und Infrastruktur; 
überbetriebliche und ei nze! betriebliche Förderung; Land- 
schaftserhaltung und -gestaltung. 




40ÜÖ Düsseldorf - Roßstraße 120 ■ Tel (02 11 ) 4 5680 


Wir planen und bauen 
für Sie 

in Niedersadisen. 
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Industriezweige, Dienstleistungsbereiche, 
Regionen, Städte, Freizeit, Geldanlage und 
vieles andere mehr sind die Themen der 
WELT-Reports, die laufend in der WEIT 
erscheinen. Für Firmen und Institutionen im 
Umfeld der jeweiligen Themen bieten diese 
Reports exzellente Werbemöglichkeiten. 
Interessieren Sie nähere Informationen? 


\&/ Bh' ¥ X Anzeigenabteilung, Postfach 3058 30 , 
LßlSj W vr ELI 2000 Hamburg 36 . Tel.: ( 040 ) 347 - 
i NXBtriMiM.K tu.>s 7 mti M i.prn i»n t-( H iwi» 41 1 1 , - 43 83 , - 1 , Telex : 2 17 001 777 asd 


Wenn Sie ein Haus mit familiengerechtem Grundriß 
und hoher Bauqualität zu günstigen Preisen bauen 
oder kaufen wollen, dann brauchen Sie einen 
erfahrenen Partner. Über 180.000 Eigenheimbesitzer 
haben uns in über 60 Jahren unseres Bestehens 
ihr Vertrauen geschenkt. 


Unsere Erfahrung ist auch ihr Vorteil. 


Eine unserer Zweigstellen oder eines unserer Veritaufsbüros 
ist bestimmt in Ihrer Nähe: 


3300 Braun schweig 
Magnitorwail 7 
© {0531)44554 


2850 Bremerhaven 1 
Werßenburgsr Str. 22 

©(0471)31786 


3400 Güttingen 
Neustadt 10 
©(0551)46011 


2120 Lüneburg 
Walislreße 43 
©(04131)44051 


2900 Oldenburg 
Gartenstra&e 19 
® (0441) 501057 


4500 Osnabrück 
Osterberger Reihe 6 
©(0541)28010 


3320 Salzgitter 51 
Schlopweg ISA 
©(05341134038 


Hauptverwaltung 
3000 Hannover 1 
Waher-Gieseking-Stt 6 
©(0511) 8116*0 
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UixteCTl^WungsBcaeBschsifi mSH 

Früher: Niedersächsische Heimstätte 


Eine gute Adre$§e 
für Beilegungen 
in allen Sparten 
im In- und Ausland 
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Eine Berufsgruppe fühlt sich 
nicht ausreichend anerkannt 

Der lange Weg vom.ehemaligeii ^aiuneister^ zum heutigen „Baulöwen“ 

Seine Doktor-Dissertation über JTeh- 


Von P. J.BERNATZEDER 

U m zum Thwna zu kommen, 9 oD- 
unter privat nicht nur „pereön- 
lich“, „fa m iliär", sondern „außerarat- 
lieh“, glicht öffentlich“ verstanden 
werden. »Initiative“ heißt soviel wie 
„Anstoß“, „Anregung zu einer Hand- 
lung“. „Entschlußkraft“, „Untemeh- 
mergeist". 

Privatinitiativen waren zu allen 
Zeiten dominierend. Es muß aber in 
diesem Zusammenhang auch gesagt 
werden, daß diese Privatinitiativen 
durch die JSelbstdarsteUung* der Po- 
litiker, Behörden tind Beamten in den 
letzten Jahrzehnten mehr oder weni- 
ger aus dem Bewußtsein da Öffent- 
lichkeit verdrängt werden. 

Diejenigen, von denen die Baulei- 
stungen erbracht werden, wurden bei 
der Übergabe „amtlicher Bauten“ mit 
dem „Dank an alle Arbeiter und Inge- 
nieure“ ohne Nennung der Bautei- 
stungsträger abgespeist 
Heute gelten die nicht öffentlichen 
Auftraggeber und Bauunternehmer, 
eins t als „Baumeister“ tituliert , als 
die „Buhmänner der Nation“. Sind 
sie erfolgreich, dann werden sie 
JJaulöwen“ genannt Damit wird die 
Meinung vertreten, der Betreffende 
habe sich nur bereichern wollen. 

Oder es sind „Versager“, weil sich 
die „öffentliche Han d“ immer noch 
als Obrigkeit und weniger als Dienst- 
leistungsbetrieb versteht und Oppor- 
tunisten jede Möglichkeit nutzen, so 
lange Einsprüche zu erheben, bis die 
Gerichtsinstanzen diese bearbeiten 
konnten. 

Minderheiten versuchen der Ge- 
meinschaft ihren Willen aofzuzwin- 
gen, koste es die Mehrheit, was es 
wolle. 

Daß in solchen Situationen wert- 
volle Privatinitiativen im Bauwesen 
einschließlich d e s Städtebaus unter- 
bleiben oder erstickt werden, liegt auf 
der Hand. Dazu kommt, daß. es bis 
heute nicht gelungen ist, die Versteti- 
gung einer finanzierbaren Nachfrag e 
zum mindesten im Bereich der öffent- 
lichen Bauten mittel- »nd lan gfristig 
zu erfüllen und die Bauunternehmer . 
je nach Couleur der Regierungspar- 
teien in der konjunkturellen Achter- 
bahn bleiben. 

Eine Branche, die dadurch so viele 
Ko r\j unkturschwankungen zu überle- 
ben hatte, hat keine Reserven mehr, 
um die wünschenswerten Privatin- 
itiativen zu verwirklichen. Es sei 
denn, Architekten^ Ptenungs- und In- 
genfeurbüros sowie Bauunternehmer 
und die Vielrahl von Ausbaufirmen 
konzentrieren sich auf die Gesund- 
schrumpfung auf niedrigem Niveau 
als noch vertretbare Privatinitiative 
oder schließen die Betriebe. 

Bei dieser Betrachtung sei aber 
daran erinnert, daß zum Beispiel die 
Stadt München ab „Weltstadt mit 
Herz“ mit anerkannten Bauwerken - 
und das gilt stellvertretend für alle 
Städte während der Monarchie so- 
gar Straßen nach bekannten, nicht 
mehr lebenden Architekten und Bau- 
meistern bemannt hat. 

Heute wird offenbar die Leistung 
des, einzelnen durch die Anonymität 
der Masse verdrängt. Die umfassen- 
den behördlichen Bauordnungen in 
den Bundesländern bis zu je 700 Sei- 
ten beschränken Privatinitiativen au- 
ßerordentlich. Einige Beispiele von 
Privatinitiativen in München: 


• Jacob Heilmann, Baumeister 
mit 19 Jahren, der spätere Mitbegrün- 
der der angesehenen Baugeseflschaft 
He&nann & littmann. Anfang 1880 
führte die Idee von der Wasserkraft- 
verwertung der Isar zur Planung und 
zum Ausbau des ersten Isar-Kraft- 
werks. Er kaufte das Gelände, projek- 
tierte, zog öbtii Qskar von wiiiw und 
Ingenieur Brown von Brown, Boverie 
& Co. mit heran, gründete die Isar- 
werke GmbH mit einem Bankenkon- 
sortium und errichtete in Höllriegels- 
kreuth in den Jahren 1893/84 das erste 
Isar-Kraftwerk für die Stadt Sie lehn- 
te das Angebot, die Isarwerke zu 
übernehmen, damals ab, und so wa- 
ren um 1908 nur zahlreiche Gemein- 
den um die Stadt München herum, 
auch die Stadt Pasing, an die elektri- 
sche Versorgung angeschlossen. 


Lob von zahlreichen 
ausländischen Fachleuten 


Ebenso das erste Industrieviertel 
Münchens, damals an der Peripherie 
am Bahnhof Mittersendling. Jacob 
Heilmann kaufte hierzu die Länderei- 
en, erschloß sie durch Straßen. 
Bahn-, Wasser- und Stromanschlüsse 
und ließ Fabriken bauen. 

Die Gründung der Isarwerke und 
des ersten Industriegebiets Mün- 
chens, als Eigeninitiative und Pio- 
nierleistung vorangestellt, waren nur 
Teile seiner umfangreichen Initiati- 
ven im gesamten Bauwesen. 

• Der Unternehmer Borat errichtete 
m einer Zeä größter Wirtschaftsnot in 
dm 30er Jahren am damalig en Stadt- 
rand Münchens in der Nähe des er- 
sten Flu ghafens wnp Wohnsiedlung- 
aach seinerzeitigen Maßstäben „So- 
zialwohnungen“ — , die Tyifth der heuti- 
gen Beur teilung gutbürgerliche 
Wohneinheiten sind. Gemeint ist die 
„Börstd“ mit Geschäften und einem 
sehr ansprechenden Areal als Innen- 
hof ZUT Vprbiiqspnin g/ Er haHiing der 
Lebensqualität 

ft Ingenieur F. Todt trat 1921 in die 
B auun t em ehmung Säger & Woerner 
ein, die sich vornehmlich mit dem 
Verkehrswegebau befaßte und in 
München die meisten Isar-Brücken 
um die Jahrhundertwende errichtete. 


lerquellen im modernen Straßenbau“ 
erfolgte 1924 nach Studium der italie- 
nischen „Autostradas“, anschließend 
die Verfassung der Denkschrift über 
die „Schaffung eines Netzes von Au- 
tobahnen in Deutschland“. 

Das entscheidende an diesen Auto- 
bahnen als zweites Bein der Eisen- 
bahnen war nicht nur die doppelspu- 
rige Straße mit Tre nnstr eifen in den 
Fahrtrichtungen, sondern die kreu- 
zungsfreie Straße, ein Konzept, das 
uns heute befähigt, von den sicher- 
sten Autostraßen der Welt zu spre- 
chen. 

• Josef SchÖrghuber, Bau-Inge- 
nieur. Er zählt in der Nachkriegszeit 
zu den größten privaten Bauherren, 
auch in München. Es war pgini» Pri- 
vatinitiative, sein Erbteil, das Areal 
der durch König Ludwig L für dessen 
Städtebaukonzept ausgebeuteten 
Lehmgruben im Nordorten Mün- 
chens, dazu zu benutzen, den interna- 
tional angesehenen Arabella-Park 
aufzubauen. 

Durch diese Privatinitiative wur- 
den dort Hotels, Banken, Verwal- 
tungszentren, Kongreßzentren, Woh- 
nungen, Geschäfte, Restaurants und 
Versorgungsemrichtungen erstellt 

Sein Konzept ist immer die Mischung 
von Wohn bereichen mit Dienstiei- 
stungs- und Gewerbebetrieben. Die- 
ser Arabella-Park im Stadtteil Bogen- 
hausen mit a»in*»n b eachtlichen Bau- 
leistungen von international aner- 
kannten Münchner Bauuntemeh- 
mungen fand anrh dfe Anprlronnnng 
amerikanischer Ranfiirtiiwiftp 

Die Beispiele haben gezagt daß es 
am Anfang immer die Privatinitiati- 
ven gegeben hat die das Werk began- 
nen und/oder vollenden ließen. Die 
soziale Mar ktwir t schaft basiert m»f 
dem Schwerpunkt Privatinitiative. 

Die Politiker sind sicherlich gut be- 
raten, diese zu fördern und die staatli- 
chen Initiativen riaWngiphpnri ahm . 
bauen, daß Bauträger »nd Bauunter- 
nehmungen auch im Städtebau nicht 
nur Funktionsgehilfen sind, sondern 
vollwertige Partner innerhalb einer 
verantwortungsbewußten Gemen- 
schaft 

Jede stabile Volkswirtschaft be- 
ruht auf Privatinitiativen und exi- 
stiert von deren Ge- 
winnen als da - Topf 
für das soziale Netz. 

Es ist Aufgabe der 
Politiker, den Ak- 
teuren solcher Pri- 
vatinitiativen wie- 
der zu dem erforder- 
lichen Risikokapital 
zu verhelfen, um 
sich auch in den in- 
temationalen libera- 
lisierten Großmärk- 
ten behaupten zu 
können »nd ein ver- 
läßlicher Wirt- 
schaftspartner mit 
größtem Qualitäts- 
Standard ZU hlrihfin. 

Die Bauwirt- 
schaft hat mit der 
Landwirtschaft ei- 
nes gemeinsam: Das 
Risiko durch die 
vier Elemente Luft, 
Erde, Wasser und 
Feuer. 


Baugeld-- woher? 


Gelderder 
Kapital - 
sammeteteflen* 
für den 

Wohnungsbau 
1985 insgesamt 
1075 Mrd DM 
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Die Wohnqualität in älteren Häusern hat sich durch die Sanierung fühlbar verbessert 


FOTO: EHE WELT 



N ach den gesetzlichen Bestim- 
mungen muß die Wohnungs- 
bauprämie alle Jahre w ieder neu j 
beantragt werden, und zwar bis 
zum 30. September. Für die 
■ 1985er Bausparbeiiräge bekommt 
eine Prämie von mindestens 14 
Prozent wer im Jahr 1984 be- 
stimmte Einkommensgrenzen 
nicht überschritten hat. Wer gut ! 
verdient muß aber genau rech- i 
nen. Die gesetzliche Grenze von j 
24 000 Mark (Ledige! beziehungs- 
weise 4ß 000 Mark (Verheiratete! 
plus 1800 Mark je Kind unter 18 
betrifft das „zu versteuernde* 
Einkommen. Das Brutt »-Einkom- 
men kann wegen verschiedener 
Freibeträge erheblich hoher lie- 
gen. Was wegen persönlicher Be- 
sonderheiten über die Pauschalen 
und Freibeträge hinausgeht. 
kommt nochmal dazu. Wer zu 
hoch liegt kann seine Beiträge bei 
der Einkommensteuer unter der 
Rubrik „Sonderausgaben“ abset- 
zen. iWR) 

Wie Schäden 
verhindert werden 

} n der warmen Jahreszeit sollte 
man alles dransetzen, Mauer- 
schäden durch im Winter vereiste 
Dachrinnen zu verhindern. Au- 
ßerdem sind gerade jetzt Installa- 
tionsürmen dankbar für Arbeits- 
aufträge. So vermeiden Sie Ter- 
minschwierigkeiten. Eispropfen. 
die sich in Dachrinnen und Ab- 
laufrohren unter bestimmten 
Temperaturverhältriissen bilden, 
können das klaglose Abfließen 
des Schmelzwassers verhindern. 
Das Wasser rinnt dann über, 
dringt ins Mauerwerk ein. Bei 
nachträglichem Gefrieren können 
schwere Gebäudeschäden entste- 
hen. Die Enteisung von Dachrin- 
nen erfolgt durch elektrische Be- 
heizung der gefährdeten Lei- 
tungssysteme. (itg) 


Die Wohnung, ein Schauplatz des Familienlebens 

Sechs Thesen zur Eigentumsbildung - Weder starre Grundrisse noch festgelegte Quadratmeter 


These 1: Der Druck der Bevölkerung 
auf die Ballungsräume und der so 
hoch angesiedelte Wohneigen- 
tumswunsch der Mieter-Haushalte - 
acht von zehn haben diesen Wunsch - 
zwingen zu Problemlösungen. Ver- 
dichtete Bauformen im Flach- und 
Geschoßbau, die darüber hinaus Ko- 
steneinsparungen ohne Qualitätsein- 
bußen in Wohnung und Wohn um weit 
ermöglichen, sind geeignet, einen 
Teil dieser Nachfrage zu befriedigen. 
These & Wohnen ist soziales Verhal- 
ten; die Wohnung ist primärer Schau- 
platz des Familienlebens. Wohnung 
und gebaute Wohnumwelt sind äu- 
ßerst wichtige Rahmenbedingungen 
für die Sozialisationsleistungen der 
Familie; unstreitig hat die Wohnsitu- 
ation Einfluß auf soziale Verhaltens- 
weisen, wenn auch nicht in der einsei- 
tigen Form des Zitats: „Zuerst bauen 
die Menschen die Häuser, dann for- 
men die Hauser die Menschen.“ 

Nicht starre Wohnungsgrundrisse 
und eine starre Funktionsbestim- 
mung einzelner in Mindestquadrat- 
metera festgelegter Räume dürfen 
das bauliche Konzept bestimmen, 
sondern es sind Möglichkeiten bauli- 


cher Veränderungen und variabler 
Nutzungen zu gewährleisten. 

These 3: Wohnen in verdichteter Bau- 
weise. Wohnen in Ballungsräumen 
unterscheidet sich vom Wohnen in 
ländlichen Regionen, im freistehen- 
den Einfamilienhaus. Wohnen in Bal- 
lungsräumen heißt geraeinschaftsori- 
entiertes Wohnen allerdings unter Er- 
möglichung weitgehend selbstbe- 
stimmter Freiräume für das private 
Leben. Das erfordert in der baulichen 
Konzeption: nachbarliche Rück- 
sichtsnahme und Gemeinverträg- 
lichkeit, Venneidung erzwungener 
Sozialkonflikte und Offenhaltung ei- 
ner auf eigener Initiative beruhenden 
Wahl unter Kontaktpersonen. 

These 4; Die Popularität kosten- und 
fiächensparender Bauformen grün- 
det sich auf das vorzeigbare Ergebnis; 
das Reihenhaus oder Familienheim 
zum Preis zwischen 200 000 und 
250 000 Mark und Kostensenkungen 
im Geschoßbau bis zu 20 Prozent bei 
Gewährleistung heutiger Wohnstan- 
dards und Wohnwertkriterien - trotz 
aller Sparmaßnahmen. 

Es fehlt den Konzepten aber die 
breite Basis, um damit in absehbarer 


Zeit eine größere Nachfrage nach 
Wohneigentum zu befriedigen. Denn 
alle bisher bekanntgewordenen Pro- 
jekte sind unter Sonderkonditionen 
realisiert worden, die es nicht zulas- 
sen, die Häuser an jedem beliebigen 
Ort, zur selben Qualität und zum sel- 
ben Preis zu errichten. 

These 5: Die weite Verbreitung dieses 
Bauens steht und fallt mit der Ent- 
scheidung. die Sonderkonditionen, 
unter denen sie entstanden sind, in 
allg emein verbindliche Rahmenbe- 
dingungen zur erleichterten Bildung 
von Wohneigentum zu überführen. 
Das umfaßt 

• die Bereitstellung von besonders 
preisgünstigen Grundstücken durch 
Kommunen und Träger der staatli- 
chen Wohnungspolitik; 

ft den Einsatz und die Lenkung zu- 
sätzlicher staatlicher Fördermittel auf 
derartige Maßnahmen; 

• die Gewährung bauplanungs- und 
bauordnungsrechtlicher Dispense; 

• die enge Kooperations- und Koor- 
dinationsbereitschaft von allen am 
Bau Beteiligten; 

ft den Verzicht auf die üblicherweise 


realisierbare ganze Höhe von Honora- 
ren, Gebühren und Kosten; 

• .intelligente” und „baulich-raffi- 
nierte" Lösungen, die auch im Rah- 
men behutsamer Stadtemeuerungs- 
maßnahmen genutzt werden können: 

• die Ermöglichung und individuelle 
Abstufung eines hohen Anteils an 
baulicher Selbsthilfe. 

These & Wohnen in der Verdichtung 
ist ein Lernprozeß. Der Widerspruch 
zwischen der einerseits angestrebten 
Individualisierung und der anderer- 
seits erwünschten Gemeinschaftsori- 
entierung familiengerechten Woh- 
nens ist nicht lösbar, er kann aber 
durch bauliche Maßnahmen gering 
gehalten und gemildert werden. 

Kurt Tucholsky hat diesen Wider- 
spruch in folgende Zeilen gefaßt: ..Ja, 
das raöchste! - Eine Villa im Grünen 
mit großer Terrasse - vom die Ostsee, 
hinten die Friedrichstraße; mit schö- 
ner Aussicht, ländlich-mondän - vom 
Badezimmer ist die Zugspitze zu sehn 
- aber abends zum Kino hast Du’s 
nicht weit" 

Zusammengestellt von Friedrich Malz, 

Institut für Städtebau, Wohnungswiri- 

schaft und Bausparwesen, Bonn 
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LES-MaSprogramm. 


Ob mitten in der Stadt oder weit draußen auf dem Land: ganz 
gleich, wo Sie wohnen, wir sind in Ihrer Nähe. Und mit uns die 
Bauspar-Vorteüe des LBS-Maßprogramms: gesunde Guthaben- 
Zinsen, saubere Prämie, erfrischende Arbeitnehmer-Sparzulage 
und das günstige Baugeld zum Festzins. Damit wird Ihr Wunsch 
vom eigenen Zuhause schnell wahr. Kommen Sie jetzt zur LBS 
oder 4 Sparkasse. Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause. 
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Bürgeraktionen halfen tatkräftig 
hei der Sanierung in Bremen 

Bausenator der Hansestadt: Immer mehr Freiwillige engagieren sich 


Von BERND MEYER 

D as bislang stark vom Bund be- 
stimmte und geförderte System 
des Mitteitransfers zwischen Ge- 
bietskörperschaften und in den priva- 
ten Sektor hinein droht auseinander- 
zubrechen. Das in großen Zügen bis- 
lang noch bundeseinheitliche städte- 
bauliche Fördersystem soll regionali- 
siert und länderunterschiedlichem 
Schicksal überantwortet werden. 

Ob diese Liberalisierung, Föderali- 
sierung und behauptete Verwaltungs- 
Vereinfachung Früchte trägt, ist zu 
bezweifeln. Nach dem bereits vollzo- 
genen Rückzug des Bundes aus der 
Modernisierung s- und Energiespar- 
forderung, dem jüngst beschlossenen 
allmählichen Rückzug aus der Woh- 
nungsbauforderung (mit bereits voll- 
zogenem Ausstieg aus der Mietwoh- 
nungsbauforderung und nach neu- 
esten Beschlüssen sukzessive redu- 
zierter EigentumsföFdenmg), droht 
dies auch der gerade 1986 und 1987 
auf Müliarden-Niveau gelifteten 
Städtebauforderung. Diese Entwick- 
lungen ergeben gegenwärtig keine 
stabilen Rahmenbedingungen für 
zukunftsweisende Investitionen in 
den Städten und Gemeinden, engen 
bereits jetzt örtlich sinnvolle Hand- 
lungsspielräume ein. 

Hinzu kommt daß weitere tragen- 
de Säulen des Systems - die Wohn- 
geldgewährung und das Gemeinnüt- 
zigkeitsrecht noch ungelöste Proble- 
me in sich bergen - Fragen offenlas- 
sen. 

Das nicht ohne investitionspoliti- 
sche Rückwirkungen bleibende 
Wohngeld ist zwar aufgestockt wor- 
den, es benachteiligt aber immer 
noch bestimmte MipterhantHaltA 
(Ein- bis Zwei-Personenhaushalte), 
und eine regelmäßige, rechtzeitige 
Anp assung an die Miet- und Einkom- 
mensverhältnisse ist nicht gewährlei- 
stet 

Die Verlängerung und Ergänzung 
der Abschreibungsvergünstigungen 
für bestimmte Energiesparinvestitio- 
nen und städtebaulich bedeutsame 
Erhaltungsinvestitionen in Sanierung 
und Denkmalschutz sind zwar positi- 
ve Rahmendaten für eine Förderpoli- 
tik im Wohnungs- und Städtebau - 
leider aber noch zu stark einkom- 
mensabhängig. 

Ein beachtlicher 
Nachholbedarf 

Hier wünsche ich mir noch eine 
Verbesserung steuerlicher Anreize 
für Niedrigverdiener. Diese Breiten- 
wirkung kommt auch bei der ab 1. 
Januar 1987 geltenden Neuregelung 
der steuerlichen Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums zu 
kurz. 

Die Fortsetzung der möglichst bun- 
desgestützten Wohnungsbauforde- 
rung, Städtebauförderung, Modemi- 
sierungs- und Energiesparförderung, 


eine regelmäßige Wohngeldfbrt- 
schreibung, eine zügige Gemeinnüt- 
zi gkP toreform. sozialere Steuerrege- 
lungen, das alles sind Voraussetzun- 
gen für mehr Investitionen im priva- 
ten Sektor. 

Eine weitere wichtige Vorausset- 
zung für die Auslösung privater Er- 
neuerungsaktivitäten sind kommu- 
nale Investitionen. Der Nachholbe- 
darf und Nachbesserungsbedarf im 
öffentlichen Investitionsraum unter, 
auf und über der Erde ist vielfach 
beachtlich. 

Oft genügt beispielsweise die Um- 
gestaltung von Straßen, Wegen und 
Plätzen, um als Folgeerscheinung er- 
staunliche, nicht weiter subventions- 
bedürftige Privatinvestitionen im neu 
gestalteten Umfeld auszulösen - ein 
immer wieder zu beobachtender fas- 
zinierender, visuell erlebbarer Muhd- 

plikatoreffekt. 

Dieser Weg ist in manchen Berei- 
chen sinnvoller als der Transfer öf- 
fentlicher Fördermittel in den priva- 
ten Sektor zur Erleichterung von Vor- 
habe nfinanzi erurigen. 

Der viel beschworene hohe Multi- 
plikatoreffekt der Stadtemeuerung 
ist sichtbarer Ausdruck eines sich aus 
privaten und öffentlichen Anstößen 
entwickelnden Investitionspro- 
g ramms mit privatwirtschaftlichen 
und staatlichen Investitionsanteilen, 
ist Ergebnis einer „konzertierten Ak- 
tion“, wobei im Durchfuhrungspro- 
zeß - wie viele Beispiele zeigen - der 
Chor der Mitspieler ansteigt 

Die Kommunen müssen daher vor 
allem finanziell in die Lage versetzt 
werden, verstärkt stadtökonomische 
und stadtökologische Zukunftsinve- 
strtionen zu tätigen. 

Was kann die öffentliche Hand in 
ihrer Einflußs p häre n o ch investi- 
tionsfördemd tun? Voraussetzung für 
ein verstärktes privates Engagement 
ist die Entwicklung und Bekanntga- 
be von städtebaulichen Rahmenplä- 
nen, die auch Legislaturperioden 
überdauern und Flexibilität für Fort- 
entwicklungen beinhalten. 

Eine weitere wichtige Rahmenbe- 
dingung ist die Verfügbarkeit von ge- 
eignetem Personal und geeigneten 
Organisationsstrukturen, um den 
Grundsatz der Stadtemeuerung, 
nämlich die Bündelung privater und 
öffentlicher Aufgaben träger, wirk- 
sam zum Tragen zu bringen und „ko- 
ordiniertes Handeln* zu erzeugen. 

Oft genug kommen Dinge erst rich- 
tig in Bewegung, wenn zweckgerich- 
tet administrative Zuständigkeiten 
verändert werden und auch politi- 
sche Strukturen umdefiniert werden, 
um besser auf Stadtemeuerungspro- 
zesse reagieren zu können. Hier liegt 
noch ein Entwicklungspotential zur 
Förderung privater Stadtemeue- 
lungsimtiativeu. das den Staat nicht 
Geld kostet, sondern nur Mut zur 
rechtzeitigen, bedarfsorientierten An- 
passung seines Dienstleistungsappa- 
rates bedeutet 

Günstigere Rahmenbedingungen 


für private Investitionen können 
Städte und Gemeinden auch durch 
verstärkte Öffentlichkeitsarbeit lei- 
sten. Hier konnte noch mehr getan 
werden, zum Beispiel durch das Auf- 
zeigen vebessenmgswürdiger städ- 
tebaulicher Strukturen, die Aufarbei- 
tung von innerstädtischen Baulücken 

mit aktivem Zugehen auf Bürger, die 
städtebauliche Potenzen ungenutzt 
besetzt halten. 

Gibt es Chancen für verstärktes 
privatwirtschaftliches Engagement 
im Städtebau? Privat ausgelöste und 
privat finanzierte Stadterneuerungs- 
aktivitäten hat es in der Vergangen- 
heit vielerorts gegeben. 

Optimistische 

Prognosen 

Hier sind aus Bremen beispielhaft 
die Entstehung der Böttcherstraße, 
des Schnoors, der Wiedeaufbau des 
Heimatstraßenviertels, die stadtteil- 
prägenden Aktivitäten der gemein- 
nützigen Wohnungsbaugesellschaf- 
ten zum Beispiel in der Vahr zu nen- 
nen. Hinzu kommen viele einzelne, 
wertvolle Bürgeraktivitäten - auch 

jün gere n Datums. 

Die Ergänzung der B emühunge n 
zur Wiederherstellung der Bremer 
Teerhofbebauung auf der Weser- 
strominsel zwischen Altstadt und 
Neustadt durch private Initiative ist 
ein herausragendes Beispiel dafür. 
Im übrigen stehen angesichts sich 
wandelnden Bewußtseins die Chan- 
cen nicht schlecht, Bürger wieder zu 
Spenden und Stiftungen für identifi- 
zierbare, sichtbare, anfeßbare stadter- 
neuemde oder stadtberekbemde 
Emzelmaflnahmen zu gewinnen. 

Dieses private Engagement zu för- 
dern ist eine reizvolle Aufgabe, der 
sich Politik, Verwaltung und Private 
gemeinsam und verstärkt stellen solt- 
ten. 

Aus heilsamen Zwängen heraus 
wachst die Erkenntnis, daß die Städ- 
te im Verbund mit privaten Aktivitä- 
ten über erstaunliche Möglichkeiten 
verfügen, Sozialprodukt zu erzeugen 
und auch gewisse Selbstfinanzie- 
rungsprozesse in Gang zu setzen. 

Diese Stadtemeuerungstendenz ist 
vielleicht die entscheid ende Rahmen- 
bedingung für eine darauf aufbauen- 
de, noch stärker als bisher privat fi- 
nanzierte Stadtemeuerung. 

Die Voraussetzungen für das Er- 
kennen von richtigen und wichtigen 
Zukunftsinvestitionen und der Wüle, 
sie mit Schwung und Optimismus 
umzusetzen, steigen vielleicht gerade 
jetzt, wo der bislang bevölkerungspo- 
litisch erforderliche Versorgungs- 
grundbedarf in notwendigstem Um- 
fang erstellt ist (Wohnungen, Schu- 
len, Kindertagesstätten, Hallenbäder, 
Bürgerhäuser, Sportplätze). 

Der Autor Ist Senator für das Bauwe- 
sen in Bremen 



Nach Ansicht der Architekten sind Eigenheime schon für 200 000 Mark zu haben " 

rOTO: LMfc Wüf 

Keller und Dach bevorzugt ausgebaut 

Die durchschnittliche Nutzfläche erhöhte sich um mehr als 30 Prozent 

D er Anteil der RanmaSnahmpn an und Nutzfläche, führten in etwa ei- samt betroffenen rund 34 400 Woh- 
bereits vorhandenen Wohn- und n«n Drittel der Fälle zur Änderung nungen, die entweder erweitert, zu- 


1/ bereits vorhandenen Wohn- und 
Nichtwohngebäuden am gesamten 
Bauvolumen in Deutschland nimmt 
stetig zu. Gemessen an den veran- 
schlagten Baukosten, sind die erfaß- 
ten und genehmigten Bauvorhaben 
im Gebäudebestand in den letzten 15 
Jahren von 7,5 Prozent im Jahre 1970 
auf zwölf Prozent im Jahre 1984 ange- 
stiegen. 

Dazu verweist das Institut für Städ- 
tebau, Wohnungswirtschaft und Bau- 
sparwesen (Aznold-Knoblauch-Insti- 
tut) e. V., Bonn, auch auf die Ergeb- 
nisse der T^n gpnehmip^ngy gtatistilc 
von Bund und Landern und die im 
Jahre 1983 erteilten 262300 Bauge- 
nehmigungen; von ihnen waren fest 
ein Viertel für B aumaBnahmpn im 
Gebäudebestand vorgesehen. Dieser 
Anteil dürfte nach Schätzungen des 
Bonner Instituts 1985 noch gestiegen 
sein. 

Von den rund 59 800 im Jahre 1983 
genehmigten Vorhaben an vorhande- 
nen Gebäuden entfielen 14400 (28 
Prozent) auf Nichtwohngebäude; die 
anderen 45400 (72 Prozent) auf 
Wohngebäude. 

Davon betraf der weitaus überwie- 
gende Teü, nämlich rund zwei Drittel, 
vor aHwn Umbauten und Erweiterun- 
gen an Ein- und Zweifamilienhäusern 
mit dem Schwerpunkt Ke ll er- und 
Dachgeschoßausbau. 

Diese Bauvorhaben erbrachten ei- 
nen erheblichen Zuwachs an Wohn- 


und Nutzfläche, führten in etwa ei- 
nem Drittel der Fälle zur Änderung 
der Gebäudeart und verteilten sich 
giiwiilipfilirfi der dabei veranschlag- 
ten Baukosten wie folgt: 

• mit rund 17 100 Baumaßnahmen 
auf bestehende Ein&nilienhauser, 
mit ve ranschlag ten du rehsehnittli. 
eben Baukosten von 86 000 Mark und 
mit einem Anstieg der Wohn- und 
Nutzfläche von rund 111 auf 156 Qua- 
dratmeter, mithin mit einem Zu- 
wachs an nutzbarer Fläche von 41 
Prozent; 

9 mit knapp 10 290 Baumaß nahmen 
ebenfalls auf bestehende Einfamilien- 
häuser, durch die diese in Zweifami- 
lienhäuser umgebaut wurden, mit 
veranschlagten durchschnittlichen 
Baukosten von 120 500 Mark und mit 
einer Erweiterung der Wohn- und 
Nutzfläche im Durchschnitt von rund 
127 auf 204 Quadratmeter, also mit 
einem Zuwachs an nutzbarer Fläche 
von 61 Prozent; 

• mit 7650 Baumaßnahmen auf be- 
stehende Zweifamilienhäuser, mit 
veranschlagten durchschnittlichen 
Baukosten von rund 96 000 Mark und 
mit einer vorgesehenen Erweiterung 
der Wohn- und Nutzfläche von 159 
auf knapp 212 Quadratmeter, und 

dpmnaeh mit einem mittlere n Flä- 

chenzuwachs von rund 33 Proz e nt ; 

• mit 4020 Bauvorhaben auf beste- 
hende Mehrfamilienhäuser mit drei 
oder mehr Wohnungen und insge- 


samt betroffenen nmd 34400 Woh- 
nungen, die entweder erweitert, zu- 
sammengelegt oder geteilt werden 
sollten; 

• dabei betrugen die veranschlagten 
Baukosten je Wohnung im Durch- 
schnitt 23 350 Mark bei Gebäuden, in 
denen keine Eigentumswohnungen, 
und 35 170 Mark bei Gebäuden, in 
denen naeh der Maßnahme Eigen- 
tumswohnungen vorgesehen waren; 

• schließlich erhöhte sich die durch- 
schnittliche Wohn- und Nutzfläche 
bei zur Vermietung bestimmten Woh- 
nungen von knapp 69 auf rund 72 
Quadratmeter, demgegenüber war 


gang an Wohnfläche von nmd 79 auf 
knapp 77 Quadratmeter zu verzeich- 
nen. 

Die RanmaBnahmen im Wohnge- 
bäudebestand und die dabei zu ver- 
anschlagenden Baukosten, die 1983 
insgesamt rund 5,6 Milliarden Maris; 
betrugen, dürften jedoch um ein Viel- 
faches höher liegen, als es die Stati- 
stik ausweist, denn: Von dies« Stati- 
stik werden weder die nkhtgenehmi- 
gungspflichtigen Maßnahmen erfaßt 
- wie etwa einfache Modernisierung 
und Instandsetzung - noch die geneh- 
migungspflichtigen Bauvorhaben, 
die ohne Genehmigung dnrehgeführt 
werden, unterstreicht das Institut für 
Städtebau, Wohnungswirtschaft und 
Bausparwesen (Bonn) in seinem Be- 
richt (WR) 


Nicht mehr Sache 
des Bundes? 

Von DIETMAR KANSY 
"VT ach dem Ende der pariamen- 
IN tarischen Sommerpause geht 
der Bundestagsausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau in die Endrunde der 
Detailberatungen über den von 
der Bundesregierung eingeb rech- 
ten Entwurf eines Baugesetzbu- 
ches. Dieses wichtige Gesetzes- 
vorhaben von Wohnungsbammni- 
ster Schneider beinhaltet als ei- 
nen wesentlichen Teil die Zusam- 
menlührung und Reform der Vor- 
schriften des bisherigen Biuades- 
baugesetzes und des Städtebau- 
förderungsgesetzes. 

Die im jetzigen Stadtebauförde- 
rungsgesetz noch enthaltenen Be- 
stimmungen über . die Städtebau- 
förderung des Bundes werden im 
neuen Baugesetzhuch nicht mehr 
enthalten sein. Damit ist einer von 
allen elf Länden^ erungschefe 
an den Bundeskanzler gerichteten 
Forderung Rechnung getragen, 
nämlich die Städtebauförderung 
ab 1. Januar 19fB in die alleinige 
Kompetenz der Länder zu über- 
führen, während es sich bisher 
um «ne Gemei nschaftsaofgabe 
handelte, die von Bund, Ländern 
und Gemeinden gelöst wurde. 

Es ist kein Geheimnis, daßes 
die OTU/CSU-Bundestagsfiak- 
tion in Übereinstimmung mit den 
kommunalen Spitzenverbänden 
und der Bauwirtschaft: vorgezo- 
gen hätte, wenn die Bundeskom- 
petenz für die Städtebauförde- 
rung erhalten geblieben wäre. An- 
gesichts der unterschiedlichen Fi- 
nanzkraft einzelner Bundesländer 
wird es großer Anstrengungen be- 
dürfen, um sicherzustellen, daß 
auch in den finanzschwacheren 
Ländern der gegenwärtige Rah- 
men erhalten bleibt 

In die Verhandlungen über die 
Entflechtung der Städtebauförde- 
rung geht der Bundesficanzmini- 
ster mit der Verstellung, die 330 
Millionen Marie Bundesmittel des 
Hai«hate anBatras von 1985 an die 
Lander zu übertragen. Einige 
I .ander erwarten den Betrag von 
einer MUliade Mark, der vom 
Bund für die Jahre 1966 und 1987 
auffee wendet wiri 

Sollte nicht umgebend eine Ei- 
nigung über die Hohe der Städ- 
tebauförderung ab diesem Datum 
gelingen, so wird die dadurch ins- 
besondere bei den Kommunal 
mit Sicherheit auf tretende Unsi- 
cherheit über Finanzienmgsmdg- 
lichkeiten zu unnötigem Attentis- 
mus führen. 

Der Autor ist Sprecher der Ar- 
beitsgemeinschaft Räumend- 

rumg -Bauwesen -Städte bau das 

Deutschen Bundestages 
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Wissen Sie, 

wm Bauherren und Käufer vieler Eigenheime 
gemeinsam haben? 


Das solide 
Fundament ihrer 





eine Hypothek 
unserer Bank 

Unseren Hypothekenkunden empfehlen wir, 
die derzeit günstigen Zinsen für einen 
längeren Zeitraum, z. B. zehn Jahna, fest zu 
vereinbaren. Das schützt vor höheren 
Belastungen während dieser Zeit. 

Niedrige Tilgungsraten von 1% jährlich hal- 
ten die monatlichen Aufwendungen gering. 

Denn unsere Hypothekendarlehen laufen in 
der Regel bis zu ca. 30 Jahren. 

Durch unbürokratische Abwicklung ver- 
suchen wir stets, die Zusammenarbeit 
mit unserer Bank so leicht und angenehm 
wie möglich zu machen. Sie sollten das ein- 
mal ausprobieren, wenn Sie jetzt bauen, 
kaufen oder modernisieren wollen. 






